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96. Sitzung

Berlin, Donnerstag, den 24. September 2026

Beginn: 09:00 Uhr

Präsidentin Julia Klöckner:
Guten Morgen, alle zusammen! Hiermit eröffne ich 

unsere Sitzung; es ist die 96. Sitzung.

Interfraktionell, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist 
vereinbart worden, am morgigen Freitag nach Tagesord-
nungspunkt 41a den Entwurf eines Gesetzes über die 
Bundeszentrale für politische Bildung der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen auf Drucksache 21/8074 mit einer 
Debattendauer von 30 Minuten aufzusetzen. – Ich sehe 
und höre keinen Widerspruch. Dann verfahren wir so. 

Jetzt haben wir noch eine schnelle Wahl durchzufüh-
ren. In den Beirat zur Auswahl von Themen für die Son-
derpostwertzeichen ohne Zuschlag beim Bundesministe-
rium der Finanzen – das ist der Programmbeirat – soll 
auf Vorschlag der Fraktion der CDU/CSU die Abgeord-
nete Melanie Bernstein als Nachfolgerin für die Abge-
ordnete Dr. Inge Gräßle als ordentliches Mitglied mit 
persönlicher Stellvertretung durch den Abgeordneten 
Pascal Reddig gewählt werden. – Ich sehe, Sie sind ein-
verstanden. Damit ist die Kollegin gewählt. 

Ich rufe nun auf die Tagesordnungspunkte 7a und 7b: 

a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Reform des Nachrichtendienstrechts 

Drucksache 21/7868
Überweisungsvorschlag:  
Innenausschuss (f) 
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Verteidigungsausschuss 
Haushaltsausschuss mitberatend und gemäß § 96 der GO

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Stefan Keuter, Dr. Malte Kaufmann, Kay 
Gottschalk, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der AfD 

Stärkung der nationalen Souveränität und 
der operativen Fähigkeiten des Bundes-
nachrichtendienstes

Drucksache 21/8114
Überweisungsvorschlag:  
Innenausschuss (f) 
Auswärtiger Ausschuss (f) 
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 
Finanzausschuss 
Verteidigungsausschuss 
Haushaltsausschuss 
Federführung strittig

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 60 Minuten 
miteinander beschlossen.

Die Aussprache eröffnet für die Bundesregierung die 
Bundesministerin für besondere Aufgaben, Frau Nina 
Warken. Bitte sehr.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Nina Warken, Bundesministerin für besondere Auf-
gaben:

Guten Morgen! Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Wir bringen heute die größte Novellierung 
des Rechts der Nachrichtendienste in der Geschichte un-
seres Landes in die parlamentarische Beratung. Und wir 
tun dies nicht ohne Grund; denn Deutschland und unsere 
Demokratie sind bedroht, und zwar in einem Ausmaß, 
wie wir es uns bis vor Kurzem überhaupt nicht vorstellen 
konnten. Unser Land ist zum ständigen Ziel hybrider 
Angriffe geworden. Das ist eine reale und akute Gefahr.

Bislang – so ehrlich muss man, denke ich, sein – haben 
wir uns zu häufig darauf verlassen, dass unsere Sicherheit 
von unseren Partnern gewährleistet wird. Um unsere Sou-
veränität in Sicherheitsfragen zu stärken und unserer Ver-
antwortung in Europa gerecht zu werden, werden wir 
unsere Nachrichtendienste jetzt konkurrenzfähiger ma-
chen. Wir setzen damit nicht nur einen Auftrag aus dem 
Koalitionsvertrag um, sondern wir reagieren auch auf die 
aktuelle innere und äußere Sicherheitslage.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)
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Das machen wir, indem wir die Aufklärungsbefugnisse 
stärken. Der Bundesnachrichtendienst und das Bundes-
amt für Verfassungsschutz müssen Bedrohungen recht-
zeitig entdecken können. Um das zu erreichen, werden 
wir die Aufklärungsmöglichkeiten der Dienste moder-
nisieren und sie auf Augenhöhe mit unseren europäischen 
Partnern bringen. Denn es ist so: Im Bereich der tech-
nischen Aufklärungsmittel hinken unsere Fähigkeiten 
denen unserer Partner hinterher. Insbesondere bei der 
strategischen Fernmeldeaufklärung passen wir deshalb 
unsere Regelungssystematik an. Damit können wir besser 
auf Daten zugreifen und diese auch schneller und zuver-
lässiger auswerten.

Weiter sieht das Gesetz auch die Anwendung aktiver 
Maßnahmen vor. Dabei ändert sich am Grundsatz, dass 
der BND ein aufklärender Nachrichtendienst ist, nichts. 
Wenn aber eine besonders relevante Bedrohung vorliegt 
und wenn man diese nicht durch andere Stellen abwenden 
kann, dann wäre es auch nicht vertretbar, würde der BND 
hier tatenlos zusehen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Denn der Staat hat Schutzpflichten gegenüber der Bevöl-
kerung und muss diesen auch gerecht werden, liebe Kol-
leginnen und Kollegen. So kann eine aktive Maßnahme 
zum Beispiel sein, dass Server von staatlichen Hacker-
gruppen abgeschaltet werden können.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn wir die Befug-
nisse der Dienste stärken, versteht es sich von selbst, dass 
damit auch eine Stärkung der Kontrolle einhergeht. Wir 
bündeln diese und übertragen sie an den bereits bestehen-
den Unabhängigen Kontrollrat. Er wird künftig sowohl 
die Erhebung von Daten, die Durchführung der aktiven 
Maßnahmen als auch die Datenverarbeitung kontrollie-
ren. Damit stärken wir auch die parlamentarische Kon-
trolle der Dienste; denn der Unabhängige Kontrollrat ist 
gegenüber dem Parlamentarischen Kontrollgremium be-
richtspflichtig.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Ziel der Reform ist 
es, einen besseren Schutz für unsere freiheitliche Gesell-
schaft und unsere demokratischen Werte zu erreichen,

(Beatrix von Storch [AfD]: Wenn wir regieren, 
machen wir damit weiter!)

kurz gesagt: unsere wehrhafte Demokratie zu stärken. 
Wir als Regierungskoalition arbeiten täglich daran, unser 
Land besser und sicherer zu machen. In diesem Sinne 
freue ich mich auf die parlamentarischen Beratungen.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion der AfD hat Herr Abgeordneter 

Dr. Gottfried Curio das Wort. Bitte.
(Beifall bei der AfD)

Dr. Gottfried Curio (AfD):
Sehr geehrte Präsidentin! Meine Damen und Herren! 

Der wesentliche Inhalt dieser Geheimdienstreform lässt 

sich leicht zusammenfassen: den Staat als Straftäter straf-
frei stellen. Die selige Altkanzlerin hätte wohl gesagt: 
Unrecht zu Recht machen. Und der Ex-Innenminister, 
ihr Parteikollege, hätte es wohl treffend benannt als die 
„Herrschaft des Unrechts“. – Dass Sie das durchziehen 
wollen, ist der eine Skandal. Dass Sie derartige Maßnah-
men zu brauchen glauben, das lässt tief blicken. Sie kom-
men rechtsstaatlich offenbar nicht mehr weiter.

(Beifall bei der AfD)

Liebe Bürger, der Verfassungsschutz soll künftig heim-
lich Ihre Wohnung aufbrechen und das Geschehen in 
Ihren privaten Räumen überwachen und aufzeichnen. 
Danach soll er in Ihre Laptops und Handys eindringen 
und dort eingreifen – inklusive Löschung bzw. Verfäl-
schung von Informationen. Weiter soll die Verwendung 
„unechter Urkunden oder Identitätstäuschung im all-
gemeinen Rechtsverkehr“ zum staatlichen Instrumenta-
rium gehören. Und sogenannte Vertrauenspersonen 
sollen enge persönliche Beziehungen zur staatlichen In-
formationsgewinnung nutzen. Wenn das keine vertrau-
ensbildenden Maßnahmen sind! Sie träufeln das Gift 
des Spitzelstaats nicht in die Gesellschaft, Sie schütten 
gleich das ganze Bad über dem Kind aus, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Und weiter: Dateien über Minderjährige sollen ange-
legt werden, die erst nach zwei bzw. fünf Jahren gelöscht 
werden. Umgekehrt sollen 16-Jährige auch selber bei 
terroristischen Vereinigungen zur logistischen Unterstüt-
zung eingeschleust werden; von Strafverfolgung würde 
abgesehen. 16-Jährige werden zu nützlichen Verbrechern 
in einer Terrorbande gemacht. Beim Autor dieses Gesetz-
entwurfs mit seiner Anstiftung zu Straftaten von Minder-
jährigen sollte definitiv nicht von der Strafverfolgung 
abgesehen werden.

Mit Fleiß wird hier die klare Grenze zwischen ver-
deckter geheimdienstlicher Aufklärung und operativem 
polizeilichem Eingriff bei Gefahrenabwehr niedergeris-
sen. Solch angemaßte Selbstermächtigung ist abzuleh-
nen. Wenn Vorgänge Eingriffsrelevanz erreichen, sind 
Polizei und Staatsanwaltschaft gefragt. Wir haben schon 
die Mittel. Was es nicht braucht, ist Ihre Geheimpolizei.

(Beifall bei der AfD)

Und dann Ihr Löschen und Verfälschen von Nach-
richten sowie die Bereitstellung – das heißt, aktives 
Aufspielen – falscher Informationen! Diese staatliche In-
formationsverfälschung widerspricht rechtsstaatlicher 
Beweissicherung

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Die AfD 
kann das doch auch machen!)

und informationellen Bürgerrechten. Der Verfassungs-
schutz mit der Lizenz zum Fälschen entwertet die Wahr-
heit generell auch dort, wo er sie nie anfasst. So werden 
alle Beweismittel entwertet. Sie schreiben auf den Rech-
nern, die Sie dann auswerten wollen, gleich selbst. Keine 
Geheimpolizei, kein Polizeistaat könnte das schlüssiger 
erfinden.

(Beifall bei der AfD)

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 96. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 24. September 2026                            11786 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Bundesministerin Nina Warken 



Es ist mehr als der totale Überwachungsstaat. Ziel ist 
der Staat der gesetzlich abgesicherten Lüge, der Staat als 
Betrüger und geheimer Manipulator. Nach Gestapo und 
Stasi plant jetzt diese Regierung, die Grundrechtsverlet-
zungen zu systematisieren – manipulieren, sabotieren, 
täuschen. Mit diesen Zersetzungsmaßnahmen wird der 
Verfassungsschutz zur Stasi 2.0 umgebaut.

(Sebastian Fiedler [SPD]: Damit kennen Sie 
sich aus! – Zuruf der Abg. Dr. Franziska 
Kersten [SPD])

Betroffene Bürger sollen von den staatlichen Betrüge-
reien nichts erfahren. Das macht Sinn: Wer nicht weiß, 
dass er überwacht und manipuliert wird, kann sich auch 
nicht gerichtlich wehren.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Unfassbar! 
Das hat nichts mit diesem Gesetzentwurf zu 
tun, was Sie hier erzählen!)

Mit der Begleitmusik gezielter Panikmache wird der 
Übergriff auf Privateigentum und Intimsphäre des Bür-
gers vorbereitet. Artikel 13 Grundgesetz sagt klipp und 
klar: „Die Wohnung ist unverletzlich.“ Dieses Grund-
recht schützt die Privatsphäre des Bürgers vor staatlichen 
Übergriffen und Überwachungsmaßnahmen. Aber das 
heimliche Betreten der Wohnung soll jetzt legitimes 
Handwerkszeug werden.

Und der Putsch gegen den Rechtsstaat nimmt erst so 
richtig Fahrt auf, wenn Pseudobegrifflichkeiten wie Des-
information gängige politische Münze werden. Desinfor-
mation im Sinne der Regierung ist jede abweichende 
politische Meinung, die das eigene Narrativ gefährdet. 
So ist das Ganze geeignet zur systematischen Ausschal-
tung jeglicher Opposition, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Dass diese Maßnahmen von dem neu eingerichteten 
Unabhängigen Kontrollrat zu genehmigen sind, bringt 
gar nichts. Der wird handverlesen bestimmt vom Par-
lamentarischen Kontrollgremium, das wiederum von 
der Regierung dominiert wird. Dort werden dann geeig-
nete Parteifreunde installiert. Man denke nur daran, dass 
das oberste deutsche Gericht von einem Altparteienklün-
gel in interner Vergabe nach Parteibüchern mit ausgewie-
senen politischen Gesinnungsgenossen bestückt wird!

Meine Damen und Herren, der Staat als Täter, wo bis-
lang Geheimdienste sammeln, beobachten und ihre Er-
kenntnisse danach abgeben an Polizei und Justiz zur Klä-
rung vor Gericht. Das Trennungsgebot war die Lehre aus 
den deutschen Diktaturen. Nun soll die staatliche Ge-
heimpolizei Nachrichten fälschen und Falschinformatio-
nen streuen. Geplant ist nicht weniger als die staatliche 
Lüge als sanktioniertes System.

Diese Regierung weiß sich nicht mehr anders zu hel-
fen. Sie braucht den Staat, der lügen darf und uns nicht 
sagen muss, wann. Mehr, meine Damen und Herren, 
muss man über diese Regierung nicht mehr wissen.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die SPD-Fraktion hat Frau Abgeordnete Sonja 

Eichwede das Wort. Bitte.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Sonja Eichwede (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Bun-

desministerin Warken! Sehr geehrter Herr Bundesminis-
ter Dobrindt! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es geht 
darum, Gefahren abzuwehren. Es geht darum, die Bevöl-
kerung zu schützen. Es geht darum, die Freiheit der Bür-
gerinnen und Bürger in unserem Land zu schützen. Die 
Rede, die wir gerade gehört haben, ist das beste Beispiel 
dafür, wie Gefahren negiert werden und die Bevölkerung 
eben gerade nicht geschützt wird, sondern Gefahren aus-
gesetzt werden kann. Von daher müssen wir uns klar 
dagegenstellen. Die AfD ist eine Gefahr für die Bevölke-
rung und will sie eben nicht schützen, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Die Nachrichtendienste sind dazu bereit, uns vor Be-
drohungen von innen und von außen zu schützen. Sie 
sichern die Freiheit, sie sichern die freiheitlich-demokra-
tische Grundordnung.

Wir befinden uns heute in einer komplett anderen Si-
tuation als noch vor einigen Jahren. Die Welt hat sich 
verändert. Sie hat sich verändert, weil aus Partnern 
Feinde geworden sind. Sie hat sich verändert, weil sich 
sehr, sehr viel unseres Lebens heute auch im digitalen 
Raum abspielt. Wer Verantwortung für dieses Land trägt, 
wer Verantwortung für die Sicherheit trägt, der darf die 
Augen vor der Realität nicht verschließen und muss des-
halb auch diese Reform hier angehen, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Frau Kollegin, lassen Sie eine Zwischenfrage aus der 

AfD-Fraktion zu?

Sonja Eichwede (SPD):
Vielen Dank. Sie hatten schon genug Redezeit. – Wir 

erleben immer wieder, wie Cyberangriffe auf staatliche 
Stellen, auf Unternehmen, auf Infrastruktur geschehen. 
Wir sehen die Drohnenflüge über militärische Einrich-
tungen, über sensible Industrieanlagen. Wir sprechen 
von Angriffen wie in Leipzig. Wir beobachten auslän-
dische Einflussoperationen, die gezielt unsere Gesell-
schaft spalten wollen, die demokratische Prozesse unter-
graben. Wir merken auch immer wieder, wie das durch 
eine Fraktion hier ins Parlament hineingetragen wird. Wir 
sehen insbesondere, wie der Rechtsextremismus, wie is-
lamistischer Terrorismus, wie aber auch Linksextremis-
mus unser Land von innen bedrohen. Die Gefahren sind 
vielfältig, und sie nehmen zu.
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Wir sehen, wie die hybride Kriegsführung Russlands, 
Cyberangriffe, Sabotage und Desinformationen gesche-
hen. Wir sprechen über Spionage, auch aus China. Wir 
sprechen über Operationen des Irans auf deutschem 
Boden. Wir müssen deshalb, um zu schützen, die Instru-
mente unserer Dienste ausweiten und auf diese digitale 
Zeit, auf diese schwierige Zeit einstellen. Wir haben das 
im Koalitionsvertrag vereinbart.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Dazu gehört insbesondere, dass wir – die Ministerin 
hat es gesagt – auf Augenhöhe zu unseren europäischen 
Partnern kommen, damit die Dienste in Europa unsere 
Sicherheit gemeinsam besser schützen können und damit 
Freiheit und Demokratie wehrhaft sind und gelebt 
werden können. Dazu gehört auch die Füllung von 
Schutzlücken und eben keine Aufweichung des Tren-
nungsgebots. Schutzlücken müssen gezielt geschlossen 
werden, um die Bevölkerung besser zu schützen,

(Dr. Christian Wirth [AfD]: Das Bundesver-
fassungsgericht befiehlt!)

wenn niemand anderes tätig werden kann.
Dass wir unsere Dienste auch stärker kontrollieren, 

sowohl parlamentarisch als auch rechtlich, ist ein Punkt, 
den wir uns im parlamentarischen Verfahren noch mal 
gezielt angucken können; denn es geht um die Freiheit 
der Bevölkerung, der Bevölkerung, die wir hier im Raum 
vertreten. Und das nehmen wir uns zu Herzen.

Wir sind hier im Herzen unserer Demokratie. Die gilt 
es zu schützen. Das werden wir auch mit dieser Reform 
tun, an der wir jetzt gemeinsam arbeiten.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für Bündnis 90/Die Grünen hat nun Herr Abgeord-

neter Dr. Konstantin von Notz das Wort.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Alexander Hoffmann [CDU/ 
CSU])

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Dass es 
am 4. August 2026 auf dem Flughafen Leipzig/Halle, von 
dem aus auch Familien in ihren Mallorca-Urlaub starten, 
nicht zu einem Feuerinferno gekommen ist, verdanken 
wir allein dem Zufall. Die Bundesregierung hat es klar 
benannt, Herr Dobrindt: Dahinter steckte Russland. Die-
ser staatsterroristische Anschlagsversuch markiert eine 
noch mal ganz neue Qualität einer Bedrohungslage, die 
sich täglich zuspitzt in Europa und in Deutschland. Russ-
land greift uns jeden Tag an mit Spionage, Sabotage, 
Anschlagsversuchen und der Aushöhlung, Zerrüttung un-
serer Demokratie. Dass wir uns in dieser Lage besser 
aufstellen, dass Deutschland sehr viel resilienter wird, 
dass unsere Dienste endlich schlagkräftiger werden: 
Das ist die sicherheitspolitische Herausforderung unserer 
Zeit, meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU)

Weil Sicherheit mehr ist als die Bundeswehr, haben wir 
Ihnen von der Koalition hart abgerungen, dass heute auch 
die Nachrichtendienste und der Zivilschutz von der Be-
reichsausnahme der Schuldenbremse erfasst sind.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das ist eine gute Sache. Dass wir auch die Dienste jetzt 
personell und technisch besser ausstatten können, ist nur 
deshalb möglich; aber das reicht nicht. Das Recht der 
Nachrichtendienste braucht ein Update. Wir drängen 
seit Jahren darauf. Sie sind trotzdem spät dran. Die Frist 
des Bundesverfassungsgerichts läuft. Als Parlament ha-
ben wir nur noch wenig Zeit, um das Beste aus dieser 
Reform zu machen, und wir müssen jetzt handeln.

(Alexander Throm [CDU/CSU]: Mit der FDP 
ging es nicht!)

Der Bundesnachrichtendienst muss in dieser rauen Zeit 
auf Augenhöhe mit den Partnerdiensten agieren können, 
und er muss zukünftig auch Dinge machen können, die er 
heute noch nicht machen darf. Da sind wir sehr klar, und 
das stützen wir.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Klar ist aber auch: Wir tun das hier alles, um unsere 
Freiheit zu verteidigen. Die Verteidigung unserer Freiheit 
darf aber nie bedeuten, dass wir selbst deren Grundpfeiler 
infrage stellen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Einiges an diesem Paket ist mit diesen Grundpfeilern 
unserer Freiheit nicht vereinbar; es ist überzogen. Dass 
Sie, Herr Dobrindt, die dringende Notwendigkeit dieser 
Reform, die Stärkung des BNDs, versuchen zu nutzen, 
um Ihre Inlandsgeheimdienstpläne durchzudrücken, das 
ist nicht Law and Order,

(Zuruf des Bundesministers Alexander 
Dobrindt)

sondern das ist kurzsichtig, und es ist ein schwerer Fehler, 
meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie haben ja die scharfe Kremlrhetorik der AfD gerade 
gehört. Gottfried Curio hat den Sprechzettel Putins vor-
gelesen.

(Stefan Keuter [AfD]: Ach, wie lustig! – Wei-
tere Zurufe von der AfD)

Die nützlichen Rechtsextremisten der AfD und die Ver-
schwörungsideologen des BSW und Co

(Zuruf des Abg. Dr. Gottfried Curio [AfD])

– das trifft, Herr Curio, ich weiß – werden jede Chance 
nutzen, über diese Reform weiteres Misstrauen gegen 
unseren Staat zu schüren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Und deswegen füttern Sie mit Ihren überzogenen Plänen, 
Herr Dobrindt, dieses Narrativ und gefährden damit diese 
notwendige Reform, zumal dieses Gesetz zu hundert Pro-
zent – zu hundert Prozent! – in Karlsruhe landen wird. 
Und da muss es halten, meine Damen und Herren. Dafür 
muss einiges noch geschehen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Deshalb: Die überzogenen Pläne für die Geheimdienst-

tätigkeit im Inland müssen zurückgedreht werden. Das 
BfV muss die Zentralstelle für die Spionageabwehr wer-
den. Es ist doch verrückt, dass Bremen und das Saarland 
das selbst organisieren. Herr Dobrindt, machen Sie da 
mal was! Reden Sie mal mit Bayern!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Wir müssen die Integrität des Verfassungsschutzver-

bundes mit einer Resilienzklausel sichern. Wir müssen 
die berechtigten Interessen von Berufsgeheimnisträgern, 
vor allem der Psychotherapeuten, deutlich stärker be-
rücksichtigen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Und wenn die Dienste in Zukunft schärfer hacken können 
sollen, was ich auch finde, dann braucht es – und das ist 
die absolute Voraussetzung dafür – ein Schwachstellen-
management. Das muss kommen, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Die notwendigen Befugnisse des BND im Ausland 

müssen konkreter gefasst werden, und es braucht vor 
allem eine glasklare Verantwortungs- und Kontrollstruk-
tur. Wir müssen diese Kontrolle stärken – und das sage 
ich auch einmal glasklar – mit einem UKRat, der seine 
Rolle in der Breite – in der Breite! – fachlich wie tech-
nisch in allen Gesichtspunkten wahrnimmt, und einer 
Reform des PKGr-Gesetzes. Auch da braucht es ein Up-
date, meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Das alles ist nicht „nice to have“. Das braucht es, damit 

wir nicht wieder vor höchsten Gerichten scheitern. Des-
wegen: Lassen Sie es uns angehen!

Ganz herzlichen Dank. Ich freue mich sehr auf die 
Beratungen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion Die Linke hat Frau Abgeordnete Clara 

Bünger das Wort. Bitte.
(Beifall bei der Linken)

Clara Bünger (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! 2013 stellte der NSU-Untersuchungsausschuss 
hier im Bundestag fraktionsübergreifend fest – ich zi-
tiere –: Beim Verfassungsschutz bedarf es „der Stärkung 
einer systematischen und strukturellen Kontrolle“. Der 
im Untersuchungsausschuss als „höchst problematisch 
erkannte Bereich des Einsatzes von V-Personen“ muss 

„gezielt untersucht werden“. Wenn ich mir Ihren über 
100 Seiten langen Entwurf anschaue, Herr Dobrindt, 
dann sehe ich: Darin ist von dieser Lehre keine Spur.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Das wurde 
doch schon vorher gemacht!)

Aber Sie haben das Dokument damals unterzeichnet, ge-
nauso wie alle anderen Fraktionen, außer der AfD, hier 
im Haus.

(Beifall bei der Linken)
Statt die unkontrollierbare Praxis der V-Leute zu be-

enden, wollen Sie jetzt ernsthaft Kinder als Spitzel an-
heuern. Die Lehre aus dem NSU war „weniger V-Leute“, 
nicht „jüngere Leute“. Das ist kein Lernen aus dem NSU. 
Das ist ein Schlag ins Gesicht der Angehörigen der Opfer 
des NSU.

(Beifall bei der Linken – Zuruf von der Linken: 
So ist es!)

Der Untersuchungsausschuss hatte sehr gute Gründe 
für die Forderung nach mehr Kontrolle. Insgesamt über 
100 000 Euro flossen direkt vom Verfassungsschutz über 
den V-Mann und Neonazi Tino Brandt an das NSU-Netz-
werk. 1 000 Euro gingen in genau dem Jahr an das Trio, 
als die Neonazis ihre Mordserie begannen. Rund 
1 300 Euro kostete die Pistole Ceska 83. Mit dieser Waffe 
haben die rechtsradikalen Terroristen des NSU neun 
Menschen mit Migrationsgeschichte kaltblütig ermordet. 
Zur Wahrheit gehört deshalb auch: Dieser Geheimdienst 
hat den Terror nicht verhindert. Dieser Geheimdienst hat 
diesen Terror möglich gemacht.

(Beifall bei der Linken – Sebastian Fiedler 
[SPD]: Das ist kein Geheimdienst!)

Und wir bleiben dabei: Der NSU bestand nicht aus drei 
Personen. Der Verfassungsschutz hat mitgemacht.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Unver-
schämt!)

Und das Geld ist nur ein Beispiel. Die Unterstützung ging 
weit darüber hinaus. Denn wer befand sich denn beim 
Mord an Halit Yozgat direkt am Tatort, als dieser in 
seinem Internetcafé durch zwei gezielte Schüsse in den 
Kopf ermordet wurde,

(Alexander Throm [CDU/CSU]: Wollen Sie 
denn auch noch was zum Gesetzentwurf sa-
gen?)

und hat dann noch das Kleingeld auf den blutverschmier-
ten Tresen gelegt? Der V-Mann-Führer Temme vom Ver-
fassungsschutz.

(Sebastian Fiedler [SPD]: 15 Jahre her!)
Und wer hat direkt nach der Selbstenttarnung des NSU 
stundenlang Akten geschreddert, um zu vertuschen? Ein 
Referatsleiter des Bundesamtes für Verfassungsschutz.

Menschen sind gestorben.
(Sebastian Fiedler [SPD]: Eineinhalb Jahr-

zehnte her!)
– Hören Sie zu, Herr Fiedler. –

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Ihre Rede hat 
nichts mit dem Gesetzentwurf zu tun!)
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Menschen sind gestorben, und sie werden auch weiter 
sterben wegen dieses Geheimdienstes.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Sagen Sie 
mal was zum Gesetzentwurf!)

Und genau diesem Geheimdienst wollen Sie jetzt noch 
viel mehr Befugnisse geben und gleichzeitig die Kon-
trolle der Geheimdienste verschlechtern?

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Das ist doch 
falsch! – Sebastian Fiedler [SPD]: Nachrich-
tendienste!)

Das ist eine Katastrophe.

(Beifall bei der Linken – Dr. Günter Krings 
[CDU/CSU]: Alles falsch! – Zuruf des Abg. 
Alexander Throm [CDU/CSU])

Weil Sie hier gerade dazwischenrufen: Schauen wir 
doch mal in den Entwurf rein!

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Schauen Sie 
doch mal rein! Hundert Seiten überfordern Sie 
anscheinend!)

Erstens. Sie heben das historische Trennungsgebot auf. 
Dieses Trennungsgebot ist die unmittelbare Lehre aus 
den Verbrechen der deutschen Faschisten. Damals wurde 
entschieden, dass Geheimdienst und Polizei niemals in 
einer Hand liegen dürfen. Polizei braucht Kontrolle und 
darf niemals im Geheimen agieren.

(Dr. Gottfried Curio [AfD]: Hört! Hört!)

Doch wenn es nach Ihnen geht, soll damit jetzt Schluss 
sein. Der Verfassungsschutz soll dürfen, was sonst nur die 
Polizei darf. Wer so etwas plant, der will eine neue deut-
sche Geheimpolizei. Und so etwas ging noch nie gut – 
erst recht nicht in Deutschland.

(Beifall bei der Linken – Alexander Throm 
[CDU/CSU]: Dasselbe hat Herr Curio gesagt! – 
Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Das sagen uns 
die Parteien links und rechts hier! Diese Par-
teien sagen uns das! – Zuruf der Abg. Daniela 
Ludwig [CDU/CSU])

Und zweitens – jetzt hören Sie genau zu! –: Die so-
genannten Verfassungsschützer steigen jetzt in eure Woh-
nungen ein, ohne dass ein Richter diesen Plan je zu Ge-
sicht bekommen hätte. Beamte dringen in eure intimsten 
Räume ein, ohne richterlichen Beschluss. Das gehört zur 
Wahrheit dazu.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Reden Sie 
jetzt über die DDR, oder worüber reden Sie?)

Sie installieren Spionagesoftware auf euren Laptops und 
auf euren Handys.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Eine DDR- 
Rede hören wir hier!)

Sie sehen alles, was ihr denkt und fühlt und macht.

(Catarina dos Santos-Wintz [CDU/CSU]: 
Vielleicht machen Sie mal das Fenster auf!)

Und ihr werdet nie davon erfahren – keine Benachrichti-
gung, keine gerichtliche Kontrolle, kein Rechtsschutz.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Da ist er 
wieder, der Putin-Sprechzettel!)

Nicht mal in der Arztpraxis – es wurde gerade auch von 
meinem Kollegen Herrn von Notz gesagt – oder bei der 
Psychotherapie kennt dieses Gesetz eine Grenze.

Es wird überall gespitzelt. Hier werden Grundrechte 
mit Füßen getreten, und das dürfen wir niemals zulassen.

(Beifall bei der Linken – Alexander Throm 
[CDU/CSU]: So sehr AfD! – Dr. Reinhard 
Brandl [CDU/CSU]: Warum klatscht denn die 
AfD an der Stelle nicht? Das ist doch Ihr Den-
ken!)

Und drittens – ganz wichtig –: digitale Massenüber-
wachung mit KI. Der Verfassungsschutz soll mit künst-
licher Intelligenz seine Daten nach verdächtigen Mustern 
untersuchen. Algorithmen werten euer Verhalten aus. Die 
KI erstellt Persönlichkeitsprofile von euch – dieselbe KI, 
die jetzt schon macht, was sie will. Und das, sehr geehrte 
Damen und Herren, trifft uns alle, weil der Geheimdienst 
in allem auch eine potenzielle Bedrohung sehen kann.

Herr Dobrindt, ist Ihnen eigentlich klar, was Sie hier 
tun? Sie schaffen wirklich einen unkontrollierbaren 
Staatsapparat, der in Ihren Händen schon eine große Ge-
fahr ist. Aber: Die AfD gewinnt von Wahl zu Wahl an 
Stimmen dazu, und Ihre Partei befindet sich gerade im 
Chaos und in der Auflösung. Ausgerechnet jetzt stellen 
Sie diesen Sicherheitsapparat schlüsselfertig für die AfD 
hin, und die brauchen nur noch zuzugreifen.

(Beifall bei der Linken – Martin Hess [AfD]: 
Gut, dass Sie zugeben, dass die Politik direkten 
Zugriff auf den Verfassungsschutz hat!)

Und Sie glauben ernsthaft, Sie können das verhindern? 
Das ist eine maßlose Selbstüberschätzung, Herr 
Dobrindt.

Wir stellen uns diesem Verfassungsbruch entgegen. Es 
wurde schon gesagt: Er wird in Karlsruhe landen. Und da 
gehört er auch hin. Das Bundesverfassungsgericht wird 
ihn aufhalten. Aber bis Karlsruhe entschieden hat, ist es 
eventuell schon zu spät.

Die Verfassung zu schützen, ist eine der wichtigsten 
Aufgaben unserer Zeit. Dieses Gesetz tut es aber nicht. 
Also machen Sie damit, was Sie beim Geheimdienst am 
besten können: Sie sollten es durch den Schredder jagen.

(Beifall bei der Linken)

Und damit hier allen klar ist, worüber wir sprechen:

(Die Rednerin hält eine Fotografie hoch)

Herr Dobrindt, das hier ist die Ceska 83. Mit ihr wurden 
neun Mordopfer des NSU erschossen. Sie, Herr Dobrindt, 
können bis heute nicht ausschließen, dass diese Waffe mit 
dem Geld vom Verfassungsschutz bezahlt wurde, und das 
ist ein Skandal.

Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken – Dr. Günter Krings 
[CDU/CSU]: Arbeitsgemeinschaft der Extre-
men!)
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Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Bundesregierung hat nun der Bundesminister 

des Innern, Herr Alexander Dobrindt, das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Sehr geehrte Frau Bünger, ich kann nur sagen: die glei-
chen falschen Antworten von links außen und rechts au-
ßen. Wer führt Ihnen beiden eigentlich die Feder?

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Martin Hess [AfD]: Unser 
Verstand, Herr Dobrindt!)

Deutschland ist Zielscheibe von hybriden Bedrohun-
gen. Dagegen müssen wir uns rüsten. Wir sind nicht 
Rückzugsraum von Aggressoren, sondern Operations-
raum von Terrorismus, von Extremismus, von fremden 
Mächten. Dagegen müssen wir uns rüsten. Spionage, Sa-
botage, Cyberangriffe und hybride Anschläge sind die 
neue ständige Gefahrenrealität. Dagegen müssen wir 
uns rüsten.

Und im Zentrum dieser Angriffe steht der ständige 
Versuch der Destabilisierung. Die Destabilisierung unse-
res Landes, der Bevölkerung und unserer Demokratie. 
Und dabei den Verfassungsschutz zu stärken, heißt 
schlichtweg, unsere Demokratie zu stärken. Verfassungs-
schutz ist Demokratieschutz, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir legen mit diesem Reformgesetz in der Tat den 
Grundstein für eine neue Zeitrechnung bei den Nachrich-
tendiensten.

(Beatrix von Storch [AfD]: Das stimmt!)

Ja, aus Nachrichtendiensten werden echte Geheimdiens-
te. Aus der Beschaffung von Informationen über Bedro-
hungen wird echte Abwehr von Gefahren, Anschlägen 
und Terror. Das ist Schutz von Land, Bevölkerung und 
Demokratie, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Dr. Gottfried Curio [AfD]: Sie 
führen die Stasi wieder ein!)

Und wir bringen unsere Dienste auf Augenhöhe mit 
unseren europäischen Partnern, selbstverständlich. Wir 
machen unsere Dienste zu vollwertigen Kooperations-
partnern im Kampf gegen internationalen Terrorismus 
und Staatsterrorismus. Und der Schlüssel dazu sind ope-
rative Fähigkeiten, selbstverständlich. Ein Beispiel dazu, 
das uns ja zurzeit immer wieder beschäftigt: Wenn ein 
Bombenanschlag auf Deutschland geplant ist und dieser 
identifiziert wird, dann muss es doch schlichtweg mög-
lich sein, dass unser Verfassungsschutz als Abwehrdienst 
den Sprengstoff auch entschärft, austauscht oder manipu-
liert. Das ist Schutz von Land, Bevölkerung und Demo-
kratie, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – Zu-
ruf von der AfD)

Sehr geehrter Herr von Notz, lassen Sie mich auch 
darauf eingehen: Ihre Kritik ist sehr kurzsichtig und ehr-
licherweise auch durchsichtig. Sie argumentieren nach 
dem Motto: Operative Fähigkeiten zur Gefahrenabwehr 
sind notwendig, wenn es um den Auslandsgeheimdienst 
geht, den BND.

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Da gibt’s ja keine Polizei, Herr 
Dobrindt!)

Aber Sie sagen dann gleichzeitig: Operative Fähigkeiten 
sind nicht notwendig, wenn es um den Inlandsdienst geht, 
den Verfassungsschutz.

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Genau! Weil da gibt’s die Poli-
zei! – Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Genau! Wir haben ja die Polizei! 
Was ist mit der?)

Schauen wir uns doch mal die Lage an: Fremde Mächte 
nehmen Deutschland ins Visier. Sie planen hier Anschlä-
ge, sie planen hier Staatsterrorismus.

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wollen Sie die Polizei von ihren Auf-
gaben entkernen, oder was ist der Plan? – 
Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Es gibt die Polizei, Herr Dobrindt! 
Für die sind Sie auch zuständig!)

Dagegen wollen Sie sich mit einem Abwehrdienst weh-
ren, solange diese Planungen im Ausland stattfinden. 
Aber Sie wollen sich nicht mehr wehren, wenn diese 
Planungen schon nach Deutschland gedrungen sind, die 
Vorbereitungen hier stattfinden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir brauchen beides, um uns gegen den Staatsterroris-
mus und die fremden Mächte zu rüsten.

Herzlichen Dank dafür.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – Zu-
rufe der Abg. Beatrix von Storch [AfD] und 
Agnieszka Brugger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Präsidentin Julia Klöckner:
Ganz kurz: Frau von Storch, Sie müssen sich gar nicht 

beschweren, dass Sie nicht mehr das Wort bekommen, 
wenn Sie sich 30 Sekunden vor Ende der Rede des Bun-
desministers zu einer Zwischenfrage melden.

(Beatrix von Storch [AfD]: Der hat noch drei 
Minuten geredet!)

Ich falle ihm nicht direkt ins Wort, nur weil Sie sich 
melden. Und er hat aufgehört, als es hier geleuchtet hat. 
Insofern sollten Sie das ein bisschen anders timen oder 
akzeptieren, wie es ist.

Ich will noch einen Hinweis geben: Wir sind ja das 
Parlament des Wortes, und das wissen Sie, Frau Bünger. 
Hier werden keine Bilder oder andere Dinge hochgehal-
ten. Ich will das hier noch mal für alle sagen.
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(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Nun ist für die AfD-Fraktion der Abgeordnete 
Dr. Christian Wirth dran. Bitte.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Christian Wirth (AfD):
Frau Präsidentin! Werte Kollegen! Herr Minister 

Dobrindt, zu Ihrer Rede: Der Unterschied zwischen Aus-
landsgeheimdienst und Inlandsgeheimdienst ist, dass im 
Ausland die Polizei nicht zuständig sein kann, im Inland 
schon. Deswegen ist das Trennungsgebot erforderlich.

(Beifall bei der AfD – Alexander Dobrindt, 
Bundesminister: Wenn die nicht rechtzeitig da 
sein kann?)

Die Bundesregierung sagt: Die Bedrohung hat sich 
verschärft. – Das stimmt. Spionage, Terrorismus und Sa-
botage nehmen zu. Doch bei fast jedem vereitelten An-
schlag kamen die entscheidenden Hinweise von auslän-
dischen Partnerdiensten.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Aha!)

Das Bundesamt für Verfassungsschutz war blind. Das 
Rezept der Regierung, den Verfassungsschutz mit jähr-
lich massiv steigenden Steuermitteln zu versorgen, half 
bisher nicht und wird auch zukünftig nicht helfen.

(Zuruf des Abg. Vinzenz Glaser [Die Linke])

Denn die Mittel fließen nicht etwa in die Terrorabwehr, 
sondern in die Bespitzelung der demokratischen Opposi-
tion und die Kriminalisierung regierungskritischer Teile 
der Bevölkerung.

(Beifall bei der AfD)
Die Antwort der Regierung auf dieses Problem ist aber 

keine Kurskorrektur; sie ist eine massive Ausweitung der 
Macht. Das Amt soll in private Computer und Handys 
eindringen dürfen. Das Amt soll künftig heimlich Woh-
nungen betreten dürfen. Das Amt soll sogar Daten lö-
schen oder verändern dürfen. Die Bundesdatenschutz-
beauftragte warnt deshalb offen vor einer – ich zitiere – 
„massive[n] Ausweitung von Befugnissen“ bei gleichzei-
tiger „Einschränkung der effektiven Kontrolle“. Sie 
spricht von einem „erheblichen Überwachungsdruck für 
die Gesellschaft“ und äußert deutliche „Zweifel an der 
Verfassungskonformität“.

Der Bürgerrechtler Rolf Gössner nennt das Gesetz eine 
„Lizenz zu Einbruch und Sabotage“. Er warnt: Aus dem 
stillen Beobachter wird ein aktiver Akteur.

(Beatrix von Storch [AfD]: Hört! Hört!)

Gössner wurde übrigens selbst über 38 Jahre vom Ver-
fassungsschutz überwacht, und zwar rechtswidrig, wie 
das Verwaltungsgericht Köln, das Oberverwaltungs-
gericht Münster und das Bundesverwaltungsgericht Leip-
zig allesamt urteilten und dem Verfassungsschutz ins 
Stammbuch geschrieben haben.

(Tino Chrupalla [AfD]: So viel zu „Rechts-
staat“! Peinlich!)

Das ist eine von mittlerweile zahlreichen Lektionen – wir 
haben vom NSU gehört – in Sachen Rechtsstaatlichkeit, 
die dieser Behörde erteilt wurden. Leider scheinen diese 
Lektionen nie zu fruchten.

Bisher galt ein klares Prinzip: Nachrichtendienste sam-
meln nur Informationen, sie greifen nicht selbst ein. Das 
nennt man „Trennungsgebot“. Es ist eine Lehre aus der 
deutschen Geschichte. Es sollte eine allmächtige Ge-
heimpolizei wie die Gestapo und die Stasi verhindern. 
Aber genau dieses Prinzip weicht der Entwurf jetzt auf.

(Dr. Gottfried Curio [AfD]: So ist es!)
Der Entwurf geht noch weiter: Banken, Finanzämter 

und sogar Autowerkstätten sollen künftig automatisiert 
Daten an die Dienste liefern müssen. Kritiker aus der 
Netzgemeinde nennen das schlicht „unverhältnismäßig“. 
Wir teilen diese Sorge.

Besonders bitter: Sogar 16- bis 17-Jährige – das haben 
wir mehrfach gehört – sollen künftig als Vertrauensper-
sonen angeworben werden dürfen. Kinder werden so zu 
Zuträgern eines Geheimdienstes gemacht. Und ich sage 
es hier wieder: Ein Staat, der Minderjährige zu Spitzeln 
macht, erzieht nicht zur Demokratie. Er erzieht zu De-
nunziation.

(Beifall bei der AfD – Daniel Baldy [SPD]: 
Wie Ihre Meldeportale für Lehrer!)

Und die Kontrolle? Sie überzeugt nicht. In dringenden 
Fällen darf die Behördenleitung sofort handeln. Die Kon-
trolle folgt erst später. Betroffene werden oft niemals 
informiert. Wer von einer Maßnahme nichts weiß, kann 
sich auch nicht dagegen wehren. Wir erinnern an den Fall 
Ramelow: Das Bundesverfassungsgericht erklärte die 
jahrelange Beobachtung eines Abgeordneten für unver-
hältnismäßig.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Die Koalition 
wird ja immer fester hier von ganz links und 
ganz rechts! Wahnsinn!)

Genau solche Übergriffe drohen weiter, wenn die Kon-
trolle so schwach bleibt wie geplant. Regierungen in 
Bund und Ländern, die den Verfassungsschutz derart in-
strumentalisieren, sind selbst eine Gefahr für die freiheit-
lich-demokratische Grundordnung.

(Beifall bei der AfD)
Noch dreister wird es beim neuen Kontrollgremium. 

Es wird vom Parlamentarischen Kontrollgremium ge-
wählt. Doch der größten Oppositionsfraktion, unserer 
Fraktion, wird dort ein Sitz verweigert, obwohl uns dieser 
Sitz rechtlich zusteht. Das zeigt: Es geht der Regierung 
nicht um Sicherheit, es geht um Macht. Meine Damen 
und Herren, der Verfassungsschutz soll die freiheitliche 
Ordnung schützen. Er soll nicht die Regierung vor ihren 
Kritikern schützen. Regierungskritik ist keine Verfas-
sungsfeindlichkeit, sondern gelebte Demokratie.

(Beifall bei der AfD)
Die AfD steht für einen starken Inlandsgeheimdienst, 

einen Dienst, der sich auf echte Gefahren konzentriert: 
Terrorismus, Spionage und gewaltbereiten Extremismus.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Das glauben 
Sie doch selber nicht!)
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Sie steht nicht für einen Dienst, der Bürger bespitzelt, 
weil ihm die Meinung nicht gefällt. Diese Debatte betrifft 
jeden Bürger im Land; denn ein Geheimdienst ohne klare 
Grenzen wird zur Gefahr für die eigene Bevölkerung. 
Genau davor warnen wir heute im Interesse aller Men-
schen in Deutschland.

Wir lehnen diesen Gesetzentwurf ab. Er schwächt die 
Freiheit, er stärkt nicht die Sicherheit. Und ein kleiner Rat 
an die Regierung und die Regierungsparteien: Wenn Sie 
hier Gesetze einbringen, sollten Sie daran denken, dass 
Sie diese Gesetze auch in der Opposition ertragen müs-
sen. Und diese Zeit kommt schneller, als Sie denken.

Danke. 
(Beifall bei der AfD – Dr. Günter Krings 
[CDU/CSU]: Das ist eine Drohung hier! – Ge-
genruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD]: Das 
ist doch keine Drohung! – Gegenruf des Bun-
desministers Alexander Dobrindt: Ach nein? 
Was ist es denn dann?)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die SPD-Fraktion hat Herr Abgeordneter Sebastian 

Fiedler das Wort.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Sebastian Fiedler (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Zurück zur Realität. Wir reden heute über die 
Nachrichtendienste.

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD] – 
Gegenruf des Bundesministers Alexander 
Dobrindt)

Präsidentin Julia Klöckner:
Einen Moment. Ganz kurz, Herr Kollege.

Sebastian Fiedler (SPD):
Sehr gerne.

Präsidentin Julia Klöckner:
Wir geben Ihnen jetzt die Chance, alleine das Wort zu 

haben.

Sebastian Fiedler (SPD):
Das ist sehr freundlich von Ihnen. Herzlichen Dank.

Präsidentin Julia Klöckner:
Bitte sehr. Jetzt.

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])
– Frau von Storch, ich würde jetzt wirklich gerne so fort-
fahren, wie es gedacht ist.

(Jörn König [AfD]: Ein Herr Dobrindt hat sich 
geäußert von der Regierungsbank aus!)

– Jetzt machen Sie sich mal locker! Ich bin dazwischen-
gegangen, und die Debatte geht jetzt weiter. – Bitte sehr.

Sebastian Fiedler (SPD):
Herzlichen Dank. – Ich wollte Ihnen mitteilen, dass wir 

heute über etwas Größeres reden, nicht nur über die 
Nachrichtendienstreform. Wir modernisieren und refor-
mieren nämlich aktuell die Sicherheitsarchitektur dieses 
Landes auf der Ebene des Bundes grundlegend – in einer 
Zeit, in der das gleichzeitig auf der Ebene der Europäi-
schen Union passiert.

Dafür gibt es viele ernste Gründe; denn die Sicher-
heitslage hat sich fundamental geändert. Wir erleben isla-
mistischen Terrorismus, Rechtsterrorismus, Organisierte 
Kriminalität, Cyberangriffe auf Unternehmen und staat-
liche Einrichtungen, Spionage, Sabotage, Desinformatio-
nen, Drohnen über kritischer Infrastruktur und die hybri-
den Operationen fremder Staaten.

Dabei spielt natürlich Russland eine herausragende 
Rolle; aber Russland ist nicht die einzige Bedrohung. 
Die Sicherheitsbehörden müssen mit chinesischer Spio-
nage umgehen, islamistischem Terrorismus, iranischen 
Aktivitäten, Cyberakteuren, Organisierter Kriminalität 
und immer neuen technologischen Möglichkeiten unserer 
Gegner.

Ich will damit sagen: Die Lage ist ernst, und der Staat 
muss daraus Konsequenzen ziehen. Genau das tun wir in 
dieser Koalition.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Wir tun viel. Nur ein kurzer Ausschnitt dessen: Wir 
reformieren das Bundespolizeigesetz, verbessern die 
Cyberabwehr und die digitalen Ermittlungsfähigkeiten. 
Wir modernisieren BKA und BSI, wir ordnen die polizei-
lichen Bereiche des Zolls neu, schaffen neue Ermittlungs- 
und Zusammenarbeitsmöglichkeiten, eine neue Drohnen-
abwehreinheit bei der Bundespolizei, ein neues Drohnen-
abwehrzentrum, ein neues Zentrum Hybrid usw. Und der 
Grund ist, dass sich die Bedrohungen nicht an Zuständig-
keitsgrenzen halten, aber wir uns an die Zuständigkeits-
grenzen halten.

Und jetzt kommen wir zum eigentlichen Punkt. Wir 
modernisieren auch das Recht der Nachrichtendienste 
ganz grundlegend. Und ich will Ihnen etwas sagen. Ich 
bin 1993 nach dem Abitur zur Polizei gegangen, habe in 
vielen Bereichen der Sicherheitsbehörden gearbeitet, zu-
letzt die Berufsvertretung der Kriminalpolizei geleitet. 
Ich kann mich nicht erinnern, dass wir in der Geschichte 
der Bundesrepublik Deutschland so grundlegende Refor-
men und Modernisierungen unserer Sicherheitsarchitek-
tur hingekriegt haben, wie das jetzt der Fall ist.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: So ist es! – 
Zuruf der Abg. Sonja Lemke [Die Linke])

Die Dichte an Reformen, Modernisierungen technischer 
Ausrüstung und rechtlicher Neuordnungen hat es in der 
bundesrepublikanischen Geschichte so noch nicht gege-
ben.

Und, meine Damen und Herren, ich verstehe diese 
Rufe und die Kritik an der Koalition in dieser Hinsicht 
überhaupt gar nicht.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU – Jan 
Krampe [Die Linke]: Das ist leider in Teilen 
Ihr Problem!)
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Ich kann das nicht nachvollziehen. Aus gutem Grund 
habe ich den Begriff „Sicherheitskoalition“ geprägt, 
weil wir das Thema Sicherheit mit großer Ernsthaftigkeit 
angehen. Die Bevölkerung kann froh sein, dass genau 
diese Koalition gerade aktuell Verantwortung in Deutsch-
land trägt, und keine andere.

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Das stimmt! – 
Zuruf des Abg. Luke Hoß [Die Linke])

So ist es richtig.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Und es geht eben nicht darum, dass hier jeder alles 
kann oder so etwas in der Art. Das Gegenteil ist richtig. 
Polizei bleibt Polizei, Nachrichtendienst bleibt Nachrich-
tendienst, und auch Bundeswehr bleibt Bundeswehr. 
Aber wir schaffen zum ersten Mal operative Eingriffs-
befugnisse, um Lücken zu schließen.

(Zuruf der Abg. Clara Bünger [Die Linke])

Und das ist tatsächlich Neuland und resultiert daraus, 
dass die Nachrichtendienste vor Situationen gestellt wer-
den, in denen sie nach unseren Regeln die Polizei eben 
nicht einbeziehen können und dürfen, aber Gefahren se-
hen und uns eben nicht nur informieren, sondern uns auch 
schützen wollen. Darum geht es, um nicht mehr und nicht 
weniger. Alles andere ist Hetze.

(Martin Hess [AfD]: Jetzt fängt das wieder an!)

Es ist eben keine Geheimpolizei oder so etwas, und leider 
unterscheiden Sie ganz links und Sie ganz rechts sich im 
Wording an dieser Stelle gar nicht.

(Martin Hess [AfD]: Das ist Delegitimierung! 
Regierungskritik! Da sind wir wieder!)

Der Bundesinnenminister hat den Nagel auf den Kopf 
getroffen; so leid es mir tut.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Wir stärken auch die Kontrolle, und das ist eine ganz 
wichtige Nachricht. Wir stärken die Kontrolle massiv. 
Und es ist natürlich nicht so, dass die Behörden unkon-
trolliert sind, so wie Sie versuchen wollen es uns zu 
erzählen. Wir stärken sie massiv.

Und ein letztes Argument – wenn es das noch braucht – 
ist: Wir brauchen auch Souveränität. Wir wollen eben 
nicht abhängig sein von den Partnerdiensten, die wir ha-
ben. Die Beschwerden darüber, dass wir immer auf In-
formationen aus dem Ausland angewiesen sind, müssen 
auch enden. Also machen Sie das mit Sachlichkeit!

(Steffen Janich [AfD]: Halten Sie sich ans 
Grundgesetz!)

Hören Sie nicht auf diese Sprüche von rechts und links! 
Das ist Blödsinn. Wir machen das ernsthaft.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat nun Frau 

Abgeordnete Dr. Irene Mihalic das Wort.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Irene Mihalic (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! 

Liebe Kollegen! Wir leben in wirklich sehr unsicheren 
Zeiten. Unser Land wird jeden Tag angegriffen, oft im 
Verborgenen, aber auch immer häufiger und völlig unver-
hohlen ganz offen. Was das bedeutet, das haben meine 
Vorrednerinnen und Vorredner schon beschrieben. Das 
haben wir in Leipzig erleben müssen, was fast in einer 
Katastrophe geendet wäre. Und die Meldungen über 
Brandsätze, Sabotageversuche, Desinformationskam-
pagnen oder jetzt auch wieder über Drohnen in Berlin 
reißen nicht ab; ich könnte jetzt ewig so weitermachen. 
Darauf müssen wir entschlossen reagieren, meine Damen 
und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Wir Grünen haben deshalb seit geraumer Zeit darauf 
gedrängt, unsere Sicherheitsbehörden besser aufzustellen 
und kritische Infrastrukturen wirksamer zu schützen. Auf 
die Nachrichtendienstreform, die Sie jetzt vorgelegt ha-
ben, haben wir sehr lange gewartet. Aber sie verfehlt im 
aktuellen Zustand leider das Ziel. Und, Herr Dobrindt, es 
ist richtig, den BND als Auslandsdienst mit operativen 
Befugnissen auszustatten, eben weil im Ausland unsere 
Polizeien nicht zuständig sind, im Inland aber schon.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Und wenn Sie jetzt dem Verfassungsschutz polizeiliche 
Befugnisse geben, dann verunklaren Sie die Befugnisse 
und die Zuständigkeiten Ihrer Behörden. Das schafft 
Chaos. Das ist weder der Sicherheit noch den Grundrech-
ten dienlich, meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Und außerdem: Droht das Ganze auch noch in Karls-
ruhe gekippt zu werden, dann haben wir rein gar nichts 
gewonnen. Ich weiß, dass unionsgeführte Regierungen 
reichlich Erfahrungen damit haben, dass das Bundesver-
fassungsgericht ihnen bescheinigt, nicht sauber gearbeitet 
zu haben. Es wäre aber schon im Interesse der Nach-
richtendienste, wenn Sie endlich einmal daraus lernen 
würden. Lassen Sie mich dazu zwei Punkte nennen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Erstens. Wir müssen sauber definieren, was eigentlich 
ein nachrichtendienstliches Mittel ist und für welche 
Maßnahmen welche Eingriffsschwellen gelten. Das ist 
jetzt im Gesetzentwurf nicht gegeben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Zweitens. Frau Warken, Sie haben die Notwendigkeit 
einer starken Kontrolle selbst angesprochen. Leider sucht 
man diese Stärkung in dem Nebel der 730 Seiten wie eine 
Nadel im Heuhaufen. Wir brauchen aber eine wirksame 
Vorabkontrolle durch den Unabhängigen Kontrollrat ge-
rade dort, wo Maßnahmen besonders stark in Grund-
rechte eingreifen. Das können wir so nicht stehen lassen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Und deshalb ist es umso wichtiger, jetzt ein ordentli-
ches parlamentarisches Verfahren mit mehreren öffent-
lichen Anhörungen zu machen, weil man eben 730 Seiten 
in drei Stunden nicht seriös beraten kann, meine Damen 
und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Deshalb lassen Sie uns, eben weil die Zeiten so ernst sind, 
gemeinsam eine Reform auf den Weg bringen, die unsere 
Dienste handlungsfähig macht und gleichzeitig verfas-
sungsrechtlich tragfähig ist. Unsere Nachrichtendienste 
brauchen diese Reform. Wir bieten Ihnen unsere Zusam-
menarbeit sehr gerne an.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion der CDU/CSU hat Herr Abgeordneter 

Dr. Günter Krings das Wort. Bitte.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Dr. Günter Krings (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Es wun-

dert ja nicht, dass auch bei dieser Debatte von den Ex-
tremen in diesem Hause nur die Gefahren beschworen 
werden,

(Dr. Christian Wirth [AfD]: Extrem gut!)
die angeblich von zusätzlichen Befugnissen unserer 
Nachrichtendienste ausgehen. Aber es ist doch ganz 
gut, dass die Zuhörerinnen und Zuhörer dieser Debatte 
noch einmal feststellen können, dass jedenfalls diese Par-
tei hier rechts keine Partei der inneren Sicherheit ist, 
sondern in Wahrheit nur zerfressen ist vom Misstrauen 
gegen unsere Sicherheitsbehörden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Dr. Gottfried Curio [AfD]: 
Das nennt man Bürgerrechte! – Tino Chrupalla 
[AfD]: Das nennt man Opposition!)

Und das haben deren Mitarbeiter nicht verdient.
Vor nicht einmal 14 Tagen hat uns hingegen der 

25. Jahrestag der Anschläge auf das World Trade Center 
nochmals in Erinnerung gerufen, welche tatsächlichen 
Katastrophen entstehen, wenn Nachrichtendienste nicht 
optimal aufgestellt sind. Der Bericht der Untersuchungs-
kommission zum 11. September stellte daher schon 2004 
ganz nüchtern fest: Gute Nachrichtendienste helfen, 
Kriege zu gewinnen. Die besten Nachrichtendienste hel-
fen, sie überhaupt zu verhindern. – Genau darum geht es 
doch: Wer Menschen schützen und Kriege und Anschläge 
verhindern will, der muss Nachrichtendienste stärken.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Und genau das tun wir mit unserem heutigen Gesetz-
entwurf. Der abscheuliche Anschlag auf den Berliner 
CSD oder der russische Staatsterrorismus am Flughafen 
Leipzig/Halle führen uns vor Augen, dass sowohl unsere 
technischen Mittel als auch die für ihren Einsatz erforder-
lichen rechtlichen Befugnisse hinter dem Notwendigen 
zurückbleiben. Es reicht eben nicht aus, sich nach einem 

Terroranschlag vor die Kamera zu stellen und eine bes-
sere Abwehr zu fordern. Wer mitfühlende Worte äußert, 
muss auch gesetzgeberisch handeln.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Und deshalb waren auch die Forderungen aus den Rei-
hen der Grünen, der Verfassungsschutz müsse stärker als 
Frühwarnsystem agieren, richtig. Aber wie passt das mit 
Ihrer Fundamentalkritik zusammen, er dürfe seinen Bür-
gern nicht geheim gegenübertreten?

Meine Damen und Herren, zu einer ehrlichen Politik 
gehört, dass wir unseren Diensten endlich die Fähigkeiten 
geben, die wir doch längst einfordern. Das heißt konkret, 
dass wir ihnen etwa auch das Recht geben müssen, An-
griffe nicht nur interessiert zu beobachten, sondern auch 
aktiv abzuwehren. Mir reicht es nicht, wenn unsere 
Dienste etwa russische Cyberangriffe und chinesische 
Spionage sehen. Ich will, dass sie sie auch aktiv stoppen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Unsere Feinde kennen unsere Schwächen, und sie nut-
zen sie täglich gnadenlos gegen uns aus. Wir müssen für 
unsere eigene Sicherheit sorgen; denn niemand anderes 
wird das für uns tun. Und gerade deshalb dürfen unsere 
Dienste keine geringeren Befugnisse und Handlungs-
möglichkeiten haben als die unserer demokratischen 
europäischen und außereuropäischen Partner.

Sicherheit durch Nachrichtendienste gibt es angesichts 
globaler Bedrohungen nur als vernetzte Sicherheit. Die 
dazu nötige enge Zusammenarbeit lebt aber vom Aus-
tausch von Erkenntnissen. Und Austausch heißt eben, 
dass Erkenntnisse in beide Richtungen fließen müssen. 
Wer seine eigenen Dienste blind- und taubmacht, hat 
wenig anzubieten und wird auf Dauer auch nicht mehr 
viel von anderen empfangen.

Meine Damen und Herren, zur Wahrheit gehört: Eine 
solche Reform, die Kompetenzlücken schließt und realis-
tische, notwendige Antworten auf die heutige Bedro-
hungslage gibt, wäre in keiner anderen Koalition in 
Deutschland als in der aus Union und SPD möglich.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Mein Dank gilt daher dem Innenminister, der Justiz-
ministerin, aber auch dem Außen- und Verteidigungs-
ministerium und nicht zuletzt auch dem Kanzleramt für 
dieses gute Gemeinschaftswerk. Und jetzt ist es bei den 
parlamentarischen Beratungen an uns im Deutschen Bun-
destag, liebe Kolleginnen und Kollegen. Bei der Bera-
tung dieses Gesetzentwurfs können und müssen wir 
eine einzige Frage beantworten: Reden wir nur über 
wehrhafte Demokratie, oder sind wir eine?

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion der AfD hat Herr Abgeordneter Stefan 

Keuter das Wort. Bitte.

(Beifall bei der AfD)
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Stefan Keuter (AfD):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Deutschland ist blind: blind gegenüber Spionage, 
Sabotage, Cyberangriffen und hybrider Kriegsführung 
gegen unser Land. Und die Bundesregierung tut viel zu 
wenig, um das zu ändern. Schlimmer noch: Sie ver-
schlimmert die Lage durch handwerklich fragwürdige 
und innenpolitisch durchsichtige Gesetzesvorhaben.

(Zuruf des Abg. Dr. Günter Krings [CDU/ 
CSU])

Wer das angesichts offener Bedrohungen macht, schützt 
nicht die Bürger, er gefährdet fahrlässig unser ganzes 
Land.

(Beifall bei der AfD – Dr. Günter Krings 
[CDU/CSU]: Ihre Rede haben Sie aber nicht 
mit Herrn Curio abgestimmt, oder?)

Während unsere europäischen Partner längst handeln, 
verzettelt sich diese Bundesregierung in einem monströ-
sen Mantelgesetz. Das liegt hier vorne im Foyer aus: etwa 
600 Seiten, zweiseitig bedruckt. Das ist es, was die Bun-
desregierung erarbeitet hat. Das liest sich nicht wie ein 
Krimi, sondern wie ein Horrorroman: eine Anleitung für 
legalisierte Staatskriminalität, Fälschungen, Geldwäsche, 
Verschleierungen usw. usf.

(Lachen des Abg. Thorsten Frei [CDU/CSU])
Sie werfen dabei Bundesnachrichtendienst, Bundes-

amt für Verfassungsschutz und andere in einen einzigen 
über 600 Seiten starken Gesetzentwurf. Das hat Methode. 
Sie wollen Auslands- und Inlandsnachrichtendienst ge-
setzestechnisch verschmelzen. Und genau das wollen 
wir von der AfD nicht.

(Beifall bei der AfD)
Der Verfassungsschutz ist doch längst politisch instru-

mentalisiert, um die parlamentarische Opposition zu be-
kämpfen – ein Missbrauch des Inlandsgeheimdienstes, 
den es so in keinem anderen Rechtsstaat der Welt gibt. 
Wir sagen ganz klar: Der Bundesnachrichtendienst dient 
dem Schutz Deutschlands nach außen, und das Bundes-
amt für Verfassungsschutz darf kein Regierungsschutz 
nach innen sein. Wer diese Dienste in einem Gesetzes-
werk vermischt, schwächt die Kontrolle und zerstört end-
gültig das Vertrauen in unseren Rechtsstaat.

(Beifall bei der AfD)
Unser Antrag enthält vier Forderungen.
Erstens die konsequente Trennung: ein eigenständiges 

BND-Gesetz, das sich in Aufgaben, Befugnissen und 
Kontrollmaßstäben klar vom Verfassungsschutz ab-
grenzt. Wir wollen kein Monstergesetz, sondern endlich 
klare Kante für die Sicherheit Deutschlands.

Zweitens brauchen wir endlich einen Bundesnachrich-
tendienst, der nicht gelähmt ist; denn die Sicherheit 
unseres Landes darf nicht länger von der interessengelei-
teten Zulieferung ausländischer Nachrichtendienste ab-
hängen. Wir wollen nicht nur die Brotkrumen anderer 
Nachrichtendienste bekommen. Wir von der AfD wollen 
endlich eigene Augen, eigene Ohren und eigene Stärke 
statt der ewigen Abhängigkeit von ausländischen Diens-
ten.

(Zuruf des Abg. Dr. Konstantin von Notz 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – Dr. Günter 
Krings [CDU/CSU]: Ja, was denn jetzt? Weiß 
Herr Curio das auch?)

Drittens. Der Bundesnachrichtendienst muss endlich 
auch aktiv handeln dürfen: Counter Hacking, das Stören 
gegnerischer IT-Systeme, echte Gefahrenabwehr, bevor 
unsere kritische Infrastruktur lahmgelegt wird.

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Steht alles im 
Gesetzentwurf!)

Wir wollen dafür aber eine eigene klare gesetzliche 
Grundlage mit nachträglicher parlamentarischer Kontrol-
le, aber endlich mit Zähnen statt eines zahnlosen Papier-
tigers.

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Es gibt doch eine 
parlamentarische Kontrolle! – Beatrix von 
Storch [AfD]: BND!)

– Hören Sie zu! Gleichzeitig stellen wir klar: Wir schüt-
zen unsere eigenen Bürger. Eine Weitergabe personenbe-
zogener Daten deutscher Staatsangehöriger an deutsche 
Behörden darf es nur bei konkreten, tatsachengestützten 
Verdachtsmomenten schwerer und schwerster Kriminali-
tät geben: kein Eindringen in die Kinderzimmer, kein 
Durchstöbern der Wohnungen und Rechner und Telefone 
unserer deutschen Bürger. Es darf keinen Generalver-
dacht geben, kein Ausspähen ins Blaue hinein.

(Beifall bei der AfD)

Wehrhaft nach außen gegen reale Gefahren, unnachgie-
big nach innen beim Schutz der Bürgerrechte: Das ist der 
Maßstab verantwortungsvoller Sicherheitspolitik.

Viertens. Es dürfen – das ist mir angesichts der deso-
laten Haushaltslage dieses Landes wichtig – nicht irgend-
welche neuen Wasserköpfe geschaffen werden, also neue 
Kontrollgremien. Wir brauchen eine echte parlamentari-
sche Kontrolle, keine zusätzlichen Headcounts. Wir brau-
chen endlich den Willen zur echten Aufklärung ohne 
zusätzlichen Aufpreis.

Und noch eines ist für die Funktionsfähigkeit unserer 
Demokratie, zu der wir ohne Wenn und Aber stehen, ganz 
wesentlich: Es gehören zwingend Vertreter aller im Bun-
destag vertretenen Fraktionen in dieses Kontrollgremi-
um, auch die der größten Oppositionsfraktion.

(Zuruf des Abg. Daniel Baldy [SPD])

Wer Millionen Wähler von der parlamentarischen Kon-
trolle aussperrt, schützt nicht die Demokratie, –

Präsidentin Julia Klöckner:
Ihre Zeit.

Stefan Keuter (AfD):
– sondern er beschädigt ihr ureigenstes Fundament. 

Stimmen Sie für unseren Antrag! Lassen Sie uns –

Präsidentin Julia Klöckner:
Ihre Zeit. Bitte.
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Stefan Keuter (AfD):
– gründlich im Ausschuss beraten.
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion der SPD hat Herr Abgeordneter 

Daniel Baldy das Wort. Bitte.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Daniel Baldy (SPD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Liebe Kolleginnen 

und Kollegen!

„‚Wozu brauchen wir Agenten [...]? Ist das nicht 
antiquiert? Nun, ich sehe die Welt mit anderen Au-
gen als Sie. Und die Wahrheit ist: Was ich sehe, 
ängstigt mich. Es ängstigt mich, weil wir unsere 
Feinde nicht mehr kennen. Auf Landkarten gibt es 
sie nicht mehr. Es sind keine Nationen, es sind In-
dividuen.“

Wer einen guten Filmgeschmack hat, der weiß natür-
lich: Das war ein Zitat aus dem James-Bond-Film „Sky-
fall“. Die MI6-Chefin M muss vor einem Parlaments-
ausschuss erklären, warum es die Nachrichtendienste 
überhaupt noch braucht. Und ihre Antwort mag 2012, 
beim Erscheinen des Films, noch die richtige gewesen 
sein. Feinde waren nicht mehr zu erkennen, auf Land-
karten waren sie vielleicht nicht mehr existent. Alles 
schien friedlich, während die rosarote Brille manche auf-
ziehende dunkle Wolke vielleicht verdeckt hat.

Aber unsere Welt hat sich seit 2012 verändert. 2014 
überfielen russische Soldaten ohne Hoheitsabzeichen die 
Krim. Seit fast fünf Jahren führt Putin einen Krieg in der 
Ukraine. Er greift Deutschland und Europa täglich an. 
Staaten wie China bedrohen uns und unsere Art, zu leben; 
sie bedrohen die internationale Ordnung, indem sie jeden 
Tag die Stärke des Rechts durch das Recht des Stärkeren 
ersetzen wollen. Terrororganisationen wie der IS greifen 
uns an. Rechtsextreme Netzwerke untergraben die Demo-
kratie weltweit.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, diese Liste ließe sich 
endlos fortsetzen. Wir sehen aber auch immer deutlicher: 
Zum Glück haben wir unsere Nachrichtendienste. Und 
zum Glück gibt es Menschen in diesem Land, die jeden 
Tag bei den Diensten für unsere Sicherheit sorgen; und 
das geschieht meist ohne öffentliche Aufmerksamkeit 
oder entgegengebrachte Dankbarkeit. Und deshalb, finde 
ich, gehört in dieser Debatte ganz vorn auch einmal ein 
ganz, ganz besonderer Dank. Vielen Dank an die vielen 
Mitarbeitenden beim BAMAD, beim BND und bei den 
Verfassungsschutzämtern! Vielen Dank, dass Sie jeden 
Tag Ihren Job machen, weitab von der Öffentlichkeit, 
damit wir in Sicherheit leben können.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Auch wenn die Mitarbeitenden bei den Diensten viel-
leicht nicht immer mit explodierenden Kugelschreibern 
hantieren, so ist die Bedrohungslage doch mindestens 
ähnlich hoch wie in einem James-Bond-Film. Unsere 
Feinde sind Terrororganisationen und Staaten. Es sind 
radikalisierte Einzeltäter und bezahlte Wegwerfagenten, 
die verschleiern, in wessen Auftrag sie handeln. Klar ist 
aber immer: Sie schaden uns. Sie greifen unsere Art, zu 
leben, an. Sie gefährden unsere Sicherheit.

Und wir geben mit dem vorliegenden Gesetzentwurf 
zur Reform der Nachrichtendienste genau auf diese Ge-
fährdung eine Antwort. Es ist die richtige. Deshalb freue 
ich mich auch auf die Beratungen, liebe Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Und ja, dieser Punkt wurde schon an vielen Stellen der 
Debatte angesprochen: Nachrichtendienste sind ein hoch-
sensibler Bereich, gerade weil sie oft abseits der Öffent-
lichkeit agieren und damit weniger öffentliche Kontrolle 
stattfindet als bei anderen staatlichen Sicherheitsbehör-
den, etwa den Polizeien. Gerade darum sind funktionie-
rende Kontrollmechanismen umso wichtiger.

Deshalb schaffen wir mit dem heute vorliegenden Ge-
setzentwurf eine noch bessere Kontrolllandschaft; denn 
wir schaffen keine Kontrolle ab. Im Gegenteil: Wo bisher 
mehrere Kontrollbehörden technische Maßnahmen ne-
beneinander kontrollierten, geschieht dies künftig gebün-
delt im schon bewährten Unabhängigen Kontrollrat. Und 
es unterliegen zukünftig nicht weniger Maßnahmen einer 
Kontrolle, sondern ganz im Gegenteil mehr Maßnahmen 
unterliegen einer Kontrolle.

(Zuruf des Abg. Dr. Gottfried Curio [AfD])

Und ich will das ganz bewusst auch an die Adresse 
derjenigen sagen, die hier von Stasi 2.0, von geheimer 
Polizei, von Gestapo usw. sprechen: Ich bin froh, dass 
wir in einem Land leben, in dem die Nachrichtendienste 
kontrolliert werden. Ich bin froh, dass die Maßnahmen 
der Dienste vorher genehmigt werden müssen.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: So ist es!)

Und vor allen Dingen: Ich bin froh, dass wir in einem 
Land leben, das eben keine Willkür zulässt, auch und 
gerade nicht bei den Nachrichtendiensten, liebe Kollegin-
nen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Klar ist aber auch: Es gibt Punkte und Themen in 
diesem Gesetzentwurf, die wir noch mal genauer an-
schauen müssen. Das ist der Umgang mit schützenswer-
ten Berufsgruppen, das ist natürlich auch der Einsatz 
nachrichtendienstlicher Verbindungen. Und wie sollte es 
anders sein, wenn wir darüber im Bundestag sprechen: 
Das ist natürlich auch die parlamentarische Kontrolle.

Auf diese Debatten freue ich mich. Und ich freue mich, 
dass wir diesen Gesetzentwurf jetzt beraten können und 
diese Sicherheitskoalition weiterführen.

Vielen, vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
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Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion der CDU/CSU hat nun Herr Abge-

ordneter Dr. Norbert Röttgen das Wort.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Norbert Röttgen (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kol-

legen! Ich möchte mich auf die BND-Gesetzesnovelle in 
diesem Gesetzentwurf konzentrieren und möchte sagen, 
dass das eine echte Reform ist, deren Bedeutung für die 
Sicherheit unseres Landes eigentlich nicht zu überschät-
zen ist. Das ist eine wirksame rechtsstaatliche Antwort 
auf die Bedrohungen, denen unser Land ausgesetzt ist. 
Diese Bedrohungen entstehen durch den Krieg Russlands 
in der Ukraine selbst. Dieser ist eine unmittelbare Bedro-
hung auch unserer Sicherheit. Man stelle sich nur mal 
einen Moment vor, Putin würde diesen Krieg gewinnen 
und was das für uns heißen würde. Bedrohungen entste-
hen aber auch durch das, was wir hybriden Krieg nennen. 
Er findet jeden Tag statt und richtet sich real gegen unsere 
Energienetze und Kommunikationsnetze. Man könnte sa-
gen: Es ist ein realer täglicher Angriff auf unsere Demo-
kratie.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Bedrohungen entstehen aber durch physische Angriffe 
wie den versuchten Anschlag am Leipziger Flughafen.

Wir sind diesen realen Bedrohungen ernsthaft aus-
gesetzt. Und die Reformen des BND und des Verfas-
sungsschutzes sind Antworten des Rechtsstaates auf 
diese Gefahren.

Ich möchte zwei der wichtigsten Punkte hervorheben 
und zunächst den aus meiner Sicht allerwichtigsten für 
den Bundesnachrichtendienst nennen.

Erstens. Der Gesetzentwurf sieht eine vollständig neue 
Befugnis des Bundesnachrichtendienstes vor, die darin 
besteht, Gefahren aus dem Ausland für die Sicherheit 
Deutschlands durch aktive Maßnahmen des BND im 
Ausland abzuwehren. Das ist nicht nur neu; das ist ein 
neues Verständnis des Bundesnachrichtendienstes als Si-
cherheitsbehörde. Wir warten nicht mehr, bis die Gefahr 
und der Schaden in Deutschland ankommen, sondern 
unser Bundesnachrichtendienst – unser Staat – erhält 
die Befugnis, auf solche Gefahren bereits dort, wo sie 
entstehen, nämlich im Ausland, einzuwirken und sie ab-
zuwehren. Das ist ein enormer Gewinn für unsere Sicher-
heit, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Es ist ein neuer Dienst, der in der Qualität über das 
Bisherige hinausgeht, auch im Hinblick auf seine Be-
zeichnung. Es geht nicht mehr nur – so bedeutsam das 
ist, und es wird bleiben; denn es ist eine hohe Kom-
petenz – um Nachrichtensammeln, Nachrichtenanalyse, 
Interpretation. Es geht eben auch um aktive Maßnahmen. 
Das ist eine neue Qualität, die wir für unsere Sicherheit 
haben.

Zweitens. Wir verstehen uns als Europäer und als Teil 
des westlichen Bündnisses. All die Gefahren, von denen 
ich eben gesprochen habe, sind nicht isoliert gegen 

Deutschland gerichtet, sondern sie sind gegen unsere de-
mokratische, offene, freiheitliche Lebensform, gegen den 
Westen gerichtet. Darum nehmen wir mit diesem Gesetz 
eine zweite Veränderung vor. Wir befähigen unsere 
Nachrichtendienste, mit den Partnerdiensten zu koope-
rieren. Weil Sicherheit für Deutschland nur gemeinsam, 
in Kooperation mit Partnern, entsteht, bringen uns erst 
Befugnisse in der strategischen Aufklärung sowie die 
Befugnis, auf IT-Systeme im Ausland einzuwirken, auf 
Augenhöhe mit unseren Partnerdiensten. Auch das ist ein 
Gewinn für die Sicherheit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Wir agieren als Rechtsstaat und spielen nicht das eine 

gegen das andere aus. Das ist es, was uns auszeichnet: 
dass wir versuchen, so gut es in diesen Zeiten geht, ein 
Schutzversprechen für die Bürgerinnen und Bürger zu 
verwirklichen, um ihre Freiheit und Sicherheit zu schüt-
zen. Aber wir machen es selbstverständlich als Rechts-
staat, der wir sind. Darum gibt es eine neue, einheitliche, 
effektive rechtsstaatliche Kontrolle. Wirksamkeit und 
rechtsstaatliche Kontrolle sind in Balance.

Präsidentin Julia Klöckner:
Ihre Zeit.

Dr. Norbert Röttgen (CDU/CSU):
Das ist ein Gewinn für die Sicherheit und die Freiheit 

unseres Landes.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Abschließend hat nun in dieser Debatte für die CDU/ 

CSU-Fraktion Herr Abgeordneter Marc Henrichmann 
das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Marc Henrichmann (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! An 

die Schwarzmaler von rechts und links außen möchte ich 
zuallererst die freundliche Grußbotschaft richten, dass 
interessanterweise immer dann, wenn es gegen die je-
weils andere Seite geht, der Verfassungsschutz fast inqui-
sitorisch befragt wird, was man denn tun könne gegen 
diese Seite. Aber wenn es gegen die eigenen Reihen geht, 
wird hier der Weltuntergang prophezeit. Irgendwie ist das 
nicht stimmig. Ich rede sogar von Doppelmoral. Sie ha-
ben sich hier wirklich entzaubert.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Was tun wir? Wir wollen in Deutschland nichts tun, 
was unsere europäischen demokratischen Partner nicht 
schon lange tun.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: So ist es!)
Wenn man mal mit den anderen Europäern redet – zum 
Beispiel mit den Schweden, den Norwegern, den anderen 
Skandinaviern, aber auch mit den Balten –, dann fragen 
sie: Wie weit seid ihr eigentlich? – Die tun das, was wir 
wollen, schon sehr viel länger und auch erfolgreicher als 
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wir. Wir sind eine große Nation in Europa. Wir werden 
beäugt. Es muss doch unser Anspruch sein, jetzt auf das 
Level unserer europäischen Partner nachzuziehen. De-
mokratisch gemeinsam Gefahren abwehren, das ist unser 
Anspruch, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Die Welt dreht sich weiter. Wir haben in den letzten 
Jahren viele Reformen gemacht: der UKRat, das Par-
lamentarische Kontrollgremium, Ständiger Bevollmäch-
tigter. Jetzt geht es um die operativen Fähigkeiten.

Low-Level-Agenten und ihre Bezahlung mit Krypto-
währungen, mit illegalen Währungen sind ein relativ 
neues Phänomen. Es ist doch vollkommen klar, dass wir 
unsere Dienste auf die Höhe der Zeit bringen müssen, und 
das tun wir mit diesem Gesetzespaket.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Wenn man 
geradeaus denken kann, ist das klar!)

Wenn wir uns den Drohnenvorfall am Flughafen Leipzig 
anschauen, dann wissen wir heute, dass er wahrscheinlich 
schon lange vor diesem Vorfall ausgekundschaftet und im 
Vorfeld dort auch mit anderen Drohnen hantiert wurde. 
Wir haben mittlerweile auch in der Kommunikation mit 
großen Datenmengen zu tun. Es muss selbstverständlich 
sein – genauso wie es in jeder anderen Behörde heute 
selbstverständlich ist –, dass man sich die Arbeit erleich-
tert, indem man Automatisierung und KI nutzt. Das heißt 
doch nicht, dass wir den Rechtsstaat schleifen, sondern, 
dass wir auch bei den Diensten mit der Zeit gehen wollen. 
Wir wollen Sicherheit für dieses Land.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Das Thema Kontrolle wurde schon mehrfach betont. 
Hier wird das Bild gezeichnet, dass ein völlig enthemm-
ter Verfassungsschutz demnächst Türen eintreten und ir-
gendwelche Überwachungsmaßnahmen fahren würde.

(Beatrix von Storch [AfD]: Das würde er nie 
machen!)

Was für ein Unsinn! Es gilt weiterhin der Kernbereich 
„Schutz des Grundgesetzes“. Auch das Grundrecht auf 
die Unverletzlichkeit der Wohnung und andere Grund-
rechte sind dann natürlich nicht vogelfrei, sondern wir 
haben Kontrollmechanismen. Wir reden ja im parlamen-
tarischen Verfahren jetzt sehr intensiv über die Stärkung 
und Professionalisierung der Kontrolle. Genau das ist ja 
das Argument für das Bundesverfassungsgericht. Wenn 
wir uns in Karlsruhe treffen, wird es natürlich unsere 
Pflicht sein, zu begründen, was wir da tun. Aber ich 
glaube, wer sich die Bedrohungslage mal ernsthaft an-
schaut, der sieht doch auch, was hier jeden Tag passiert. 
Rechtsprechung ändert sich eben auch. Bundesverfas-
sungsrichter sind keine Wesen in einem Elfenbeinturm 
unter völligem Ausschluss der Wahrnehmung der Außen-
welt. Auch sie leben jeden Tag in dieser Welt. Und ich 
glaube, wir haben gute Argumente, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Ein Punkt ist mir auch moralisch-menschlich wichtig. 
Wir reden hier und in Teilen auch da draußen misstrau-
isch und pessimistisch. Ich glaube, es ist jetzt mal an der 
Zeit, unserem Staat zu vertrauen.

(Lachen des Abg. Karsten Hilse [AfD])

Wenn Menschen das BND-Besucherzentrum besuchen, 
haben sie die Möglichkeit, an einem Rad auszuwählen, 
was sie von den Diensten erwarten. Und wissen Sie was? 
Sie stellen das Rad auf „Sicherheit“. Sie verlangen Si-
cherheit.

Es geht auch darum, den Menschen, die bei den Diens-
ten arbeiten, die Instrumente an die Hand zu geben, die 
sie brauchen, um für Rechtssicherheit zu sorgen. Diese 
Menschen sind kein Arm irgendeiner regierenden Elite. 
Vielmehr haben wir die Pflicht, ihnen ihren Job, uns alle 
zu schützen, einfacher zu machen, indem wir ihnen 
Werkzeuge an die Hand geben, um auch mit den euro-
päischen Partnern kooperieren zu können.

Dafür stehen wir, und dafür kämpfen wir. Wir wollen 
Sicherheit für dieses Land, für die Menschen da draußen. 
Darüber werden wir jetzt debattieren.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Ich schließe diese Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung des Gesetzentwurfs 

auf Drucksache 21/7868 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Das ist nicht der Fall. Dann 
verfahren wir so.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 21/8114 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Die Federführung 
ist jedoch strittig. Die Fraktionen der CDU/CSU und SPD 
wünschen Federführung beim Innenausschuss. Die Frak-
tion der AfD wünscht Federführung beim Auswärtigen 
Ausschuss. Ich lasse zuerst abstimmen über den Über-
weisungsvorschlag der Fraktion der AfD. Wer stimmt 
für diesen Überweisungsvorschlag? – Wer stimmt da-
gegen? – Wer enthält sich? – Damit ist der Überweisungs-
vorschlag gegen die Stimmen der AfD von allen anderen 
Fraktionen abgelehnt worden.

Ich lasse nun abstimmen über den Überweisungsvor-
schlag der Fraktionen von CDU/CSU und SPD: Feder-
führung beim Innenausschuss. Wer stimmt für diesen 
Überweisungsvorschlag? – Wer stimmt dagegen? – Wer 
enthält sich? – Damit ist der Überweisungsvorschlag an-
genommen worden gegen die Stimmen der AfD bei Zu-
stimmung aller anderen Fraktionen.

Ich rufe nun auf die Tagesordnungspunkte 8a und 8b: 

a) Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Umwelt, Klima-
schutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit 
(16. Ausschuss) zu dem Antrag der Abgeord-
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neten Karsten Hilse, Dr. Ingo Hahn, Andreas 
Bleck, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD 

Sofortige Senkung der Energiekosten – Be-
endigung aller deutschen Klimaschutz-
maßnahmen

Drucksachen 21/5322, 21/5650

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Steffen Kotré, Markus Frohnmaier, Stefan 
Keuter, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD 
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Für die Aussprache wurde eine Dauer von 60 Minuten 
beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache. Für die SPD-Fraktion hat 
nun Herr Abgeordneter Jakob Blankenburg das Wort. 
Bitte sehr.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Jakob Blankenburg (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! In 

der Energiepolitik unseres Landes stellt sich eine ganz 
einfache Frage: Wer sitzt am Hebel? 2022 war das Wla-
dimir Putin.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)
Er hat uns den Gashahn zugedreht; bezahlt haben es 
Familien, unsere Betriebe und ihre Beschäftigten. In die-
sem Jahr ist es ein Krieg im Nahen Osten. Und wieder 
zahlen wir an der Tankstelle und bei der Gasrechnung.

Die AfD legt nun heute zwei Anträge vor, und beide 
geben die gleiche Antwort: Am Hebel sollen weiter an-
dere sitzen. – Sie schreiben in Ihrem Antrag selbst darü-
ber, was es kostet, wenn andere am Hebel sitzen. Ich 
nenne einfach mal einige Stichworte aus einem Ihrer An-
träge: Wegfall russischer Lieferungen, Irankrieg, Straße 
von Hormus, Brent bei 112 Dollar. Aber was folgt für Sie 
daraus? Was ist die Antwort der AfD auf diese Situation: 
Sanktionen aufheben und zurück zu Putin. – Das ist, als 
würde man den Brandstifter um Löschwasser bitten, liebe 
Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der Abg. Katharina Beck 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Aber das ist nicht der einzige Antrag von Ihnen, über 
den wir heute debattieren. Im zweiten vorliegenden An-
trag wollen Sie alle Klimagesetze streichen, Kohlekraft-
werke länger laufen lassen, Atomkraftwerke wieder an-
werfen.

(Beifall bei der AfD)

Sie von der AfD schlagen vor, die Klimakrise einfach 
abzusagen.

(Stefan Keuter [AfD]: Wir wollen die Wirt-
schaftskrise absagen! – Weitere Zurufe von 
der AfD)

Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, so einfach ist es 
nun mal leider nicht. Klimawandel ist nämlich keine Mei-
nung; man kann darüber hier im Haus nicht abstimmen. 
Das ist so, als wenn wir darüber abstimmten, ob die 
Sonne morgen scheint oder eben nicht.

(Katharina Beck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Bravo! – Karsten Hilse [AfD]: Das 
Schlimmste, was ich von Ihnen je gehört ha-
be!)

Es ist heiße Realität, die die Bürgerinnen und Bürger, die 
wir alle in diesem Hitzesommer gespürt haben.

Ihr Antrag ist ein Hohn gegenüber geschätzten 16 300 
Hitzetoten in diesem Sommer,

(Katharina Beck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: So ist es!)

ein neuer, trauriger Rekord seit Beginn der Erfassung.
(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Karsten 
Hilse [AfD]: Wer hat denn das errechnet? 
Das RKI?)

Er ist ein Hohn gegenüber den Landwirtinnen und Land-
wirten, die diesen Sommer mit Ernteausfällen zu kämp-
fen haben. Es ist ein Augenverschließen vor geschmolze-
nen Schienen und Straßenbelägen, vor Waldbränden in 
Europa und auch hier in Deutschland und vor Wirt-
schaftsschäden in Milliardenhöhe.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Schutz unserer 
Lebensgrundlage ist eben kein Firlefanz; er ist längst zu 
einer Frage von Sicherheit geworden. Deutschland im-
portiert heute rund zwei Drittel seiner Energie. Jede Ki-
lowattstunde, die wir also bei uns in Deutschland oder in 
Europa selbst herstellen,

(Zuruf von der AfD)
ist eine Kilowattstunde, über deren Preis nicht in Moskau, 
Teheran oder Riad entschieden wird.

Der Strom aus einem Windpark in Deutschland kostet 
nächstes Jahr voraussichtlich noch das Gleiche, egal was 
am Persischen Golf passiert.

(Zuruf von der AfD)
Das kann man von keinem Barrel Öl und keinem Kubik-
meter Gas von Putin sagen. Wenn Stadtwerke Wär-
menetze bauen oder Gemeinden sich an Windparks betei-
ligen, dann bleibt die Wertschöpfung hier – in den 
Kommunen,

(Zuruf von der AfD: In China!)
bei den Anwohnerinnen und Anwohnern, bei den Be-
schäftigten, im Handwerk – statt jedes Jahr Milliarden 
für Öl und Gas ins Ausland zu überweisen.
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, da sind wir uns, 
glaube ich, zumindest auf der linken Seite des Hauses 
einig:

(Karsten Hilse [AfD]: Die ist nicht mehr so 
relevant, wie wir festgestellt haben!)

Das passiert nicht von jetzt auf gleich, sondern das ist ein 
Weg, den wir vor uns haben. Aber wenn wir die von 
Ihnen verteufelte Klimapolitik jetzt einstampfen,

(Karsten Hilse [AfD]: Wie alle anderen auf der 
Welt!)

dann wird dadurch keine einzige Tankfüllung billiger.
(Beifall bei der SPD)

Kein Industriebetrieb wird wettbewerbsfähiger, und un-
abhängiger werden wir schon gar nicht.

(Karsten Hilse [AfD]: Von China schon!)
Die AfD will Kohlekraftwerke länger laufen lassen 

und stillgelegte Atomkraftwerke wieder anwerfen.
(Zuruf von der AfD: Genau!)

Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, Steinkohle för-
dern wir in Deutschland seit 2018 nicht mehr; bis 2022 
kam die Hälfte davon aus Russland. Uran für Atomkraft-
werke bauen wir – zum Glück! – nicht in Deutschland ab; 
auch hier hängt Europa bis heute zum Teil an russischer 
Anreicherung.

(Zuruf von der AfD)
Was Sie vorschlagen, ist also kein Ausweg aus der Ab-
hängigkeit, es ist nur die Verschiebung der Abhängigkeit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Die Bundesregierung hat diese Woche beschlossen und 
gestern bei den Vereinten Nationen hinterlegt: Bis spätes-
tens 2045 steigt unser Land aus Kohle, Öl und Gas aus. 
Und dazu stehen wir.

(Steffen Kotré [AfD]: Passiert nicht! – Weite-
rer Zuruf von der AfD)

Ich sage aber auch ehrlich: Ein Ziel zu beschließen, ist der 
leichtere Teil. Auf die Umsetzung kommt es an.

Entscheidend ist jetzt, wie schnell wir Windkraft, So-
laranlagen, Stromnetze und Speichertechnologien aus-
bauen, wie schnell die Wärmenetze in die Städte kommen 
und dass der Hochlauf der Elektromobilität genauso wei-
terläuft wie in diesem Jahr, weil immer mehr Menschen 
sich eben nicht abhängig machen lassen wollen von Ihren 
Freunden.

(Karsten Hilse [AfD]: Wen meinen Sie jetzt: 
die Amerikaner, die Saudis? Wen meinen Sie 
denn mit „Ihren Freunden“?)

Die AfD will den Hebel der Energiepolitik zurück nach 
Moskau geben und nennt das Souveränität. Wir holen den 
Hebel zurück nach Hause – mit jedem Windrad, jedem 
Solardach, jedem Wärmenetz, jedem Batteriespeicher.

(Steffen Kotré [AfD]: Dann wird Energie noch 
teurer!)

Dann entscheidet kein Autokrat mehr über unsere Preise,

(Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])
dann entscheiden wir.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion der AfD hat nun Herr Abgeordneter 

Karsten Hilse das Wort. Bitte.
(Beifall bei der AfD)

Karsten Hilse (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe 

Landsleute, vor allem in Mecklenburg-Vorpommern, wo 
ihr der leider zu einer sozialistischen Partei mutierten 
CDU die größte Demütigung seit 1949 zugefügt habt!

(Katharina Beck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Genau darum geht’s Ihnen: Demütigun-
gen!)

Diese Sozialisten, zumindest zum größten Teil, haben es 
sich aber auch redlich verdient.

(Beifall bei der AfD)
Und selbstverständlich: Werte Zweifler am natürlichen 

Klimawandel! Die Bürger ächzen unter den Folgen Ihrer 
Energiepolitik. Spritpreise, die sich die Menschen, die 
täglich zur Arbeit fahren müssen, kaum noch leisten kön-
nen, Mieten, die aufgrund einer völlig aus dem Ruder 
gelaufenen illegalen Migration, aber eben auch wegen 
absurder Klimamaßnahmen in schwindelerregende Hö-
hen schießen, kaum noch bezahlbare Nebenkosten-
abrechnungen, Lebensmittelpreise, die eine gesunde Er-
nährung zum Luxus machen – all dies sind die 
Auswirkungen Ihrer verheerenden Energiewende ins 
Elend und in die Armut. Und damit muss endlich Schluss 
sein.

(Beifall bei der AfD)
Die sogenannte Energiewende fußt auf der Hypothese, 

dass die menschengemachten CO2-Emissionen Haupt-
treiber für den derzeitigen natürlichen Klimawandel sei-
en, wofür es nach wie vor keinen einzigen wissenschaft-
lichen Beweis gibt – keinen einzigen!

(Dr. Fabian Fahl [Die Linke]: Das ist falsch!)
Dieser natürliche Klimawandel bewegt sich innerhalb der 
Schwankungsbreiten der letzten 10 000 Jahre.

(Dr. Fabian Fahl [Die Linke]: Das ist auch 
falsch!)

Vor 1 000, vor 2 000 und vor allem vor 5 000 bis 
8 000 Jahren war es mehrere Grad wärmer als heute, 
wofür es wiederum wissenschaftliche Beweise gibt.

Ihre Hypothese ist eine große Lüge oder, wie es Trump 
sagte, der größte Betrug, der jemals an der Menschheit 
begangen wurde.

(Beifall bei der AfD – Zuruf von der Linken)
Nirgendwo im Rest der Welt und schon gar nicht in den 
Ländern, in denen das meiste dieses Teufelsgases emit-
tiert wird, laufen die politischen Verantwortungsträger 
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noch wie Lemminge diesen Betrügern vom sogenannten 
Weltklimarat hinterher und richten ihre Wirtschaft und 
damit ihre Gesellschaften zugrunde.

(Katharina Beck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was für eine Verblendung! – Zuruf 
des Abg. Julian Joswig [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Es wird Zeit, dass Deutschland und die EU endlich dem 
Rest der Welt folgen und diesen Unsinn, diesen Betrug 
beenden.

(Zuruf des Abg. Marcel Bauer [Die Linke])
– Hören Sie doch auf mit diesem Blödsinn, mit diesen 
Echsenmenschen!

(Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD)
Also wirklich! Das ist doch so was von unterstem Niveau. 
Also, so was Dämliches hier!

(Marcel Bauer [Die Linke]: Schauen Sie sich 
doch mal die Studien an!)

Wir werden, sobald wir in Regierungsverantwortung 
sind, diesen Irrweg beenden. Wir werden jegliche CO2- 
Bepreisung streichen, wodurch die Produktionskosten für 
Strom, aber auch die Kosten für Treibstoffe sinken. Wir 
werden dafür sorgen, dass die Grundlastkraftwerke zu 
niedrigen Preisen Strom produzieren, ohne vom Wetter 
abhängig zu sein.

Werte Kollegen der CDU, Sie sind nicht nur, aber auch 
wegen Ihrer sozialistischen Energiepolitik in Mecklen-
burg-Vorpommern achtkantig aus dem Landtag geflogen. 
Wenn Sie nicht langsam begreifen, dass Sie ihre Mühl-
steine, also Merz, die SPD und vor allem die Brandmau-
erpolitik, loswerden und endlich wieder konservative und 
vernunftorientierte Politik machen müssen, um wenigs-
tens zu überleben, dann wird Ihnen dieses Schicksal bald 
auch hier im Bundestag zuteilwerden. Das würde mir für 
einige Ihrer Kollegen direkt leidtun. Und vor allen Din-
gen müssten wir dann neben den Grünen sitzen; das wäre 
mir sehr unangenehm.

(Heiterkeit und Beifall bei der AfD – Julian 
Joswig [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Uns 
noch viel mehr! – Katharina Beck [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie können auch ein-
fach nicht noch mal antreten! Dann bleibt uns 
viel erspart!)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion der CDU/CSU hat Herr Abgeordneter 

Dr. Thomas Gebhart das Wort. Bitte.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 

Jakob Blankenburg [SPD])

Dr. Thomas Gebhart (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Wir debattieren und entscheiden heute Morgen 
über zwei Anträge der AfD. In einem dieser Anträge 
fordern Sie, die Klimaschutzmaßnahmen zu beenden, 
aus dem Pariser Klimaabkommen auszusteigen,

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Richtig!)

kurzum: Klimaschutz auf null.
(Karsten Hilse [AfD]: Wie die Vereinigten 
Staaten! – Steffen Kotré [AfD]: Klimaanpas-
sungsmaßnahmen sind das! Nichts anderes!)

Ich sage Ihnen: Das ist keine Lösung; das ist unver-
antwortlich. – Sie tun geradezu, als gäbe es die Heraus-
forderungen der Klimaveränderung überhaupt nicht. Es 
wäre auch ein ökonomischer Schaden, den Sie anrichten 
würden. Am Ende würde das in ein ziemliches Desaster 
führen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und des Abg. Jakob Blankenburg [SPD] – Zu-
ruf von der AfD)

Man stelle sich nur einmal vor: Ihr Antrag würde heute 
hier im Bundestag eine Mehrheit finden und das, was Sie 
fordern, würde zum Regierungshandeln werden.

(Manuel Krauthausen [AfD]: Ja!)
Man stelle sich einmal vor: Alle Länder der Welt würden 
sich so verhalten, wie Sie es fordern.

(Manuel Krauthausen [AfD]: Tun die meis-
ten! – Weiterer Zuruf von der AfD)

Dann kann ich nur sagen: Gute Nacht! – Meine Damen 
und Herren, das ist definitiv keine Lösung.

Wir Christdemokraten sagen: Wir müssen Klima-
schutz und starke wirtschaftliche Entwicklung miteinan-
der in Einklang bringen.

(Stefan Keuter [AfD]: Ach und wie? Das ge-
lingt Ihnen ja nicht! – Dr. Rainer Kraft [AfD]: 
Das können Sie nicht!)

Wir müssen Schritt für Schritt CO2-Emissionen reduzie-
ren, aber auf eine Weise, die dazu führt, dass die Wett-
bewerbsfähigkeit unserer Unternehmen nicht leidet. Im 
Gegenteil: Wir müssen wieder für mehr Wettbewerbs-
fähigkeit unserer Unternehmen sorgen,

(Zuruf des Abg. Steffen Kotré [AfD])
damit es wieder aufwärtsgeht. Das ist das, was uns leitet.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Was heißt dies für die konkrete Politik? Ich will das an 
einem Beispiel, einem aktuellen Punkt, deutlich machen: 
Wir haben in Deutschland einen nationalen CO2-Preis im 
Wesentlichen für die Bereiche Gebäude und Verkehr. Da-
durch werden 16 Milliarden Euro pro Jahr eingenommen. 
Dieses Geld geht nicht in den allgemeinen Haushalt, son-
dern es geht zurück an Bürger und Unternehmen,

(Julian Joswig [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie nehmen es gerade heraus! – Bernd 
Schattner [AfD]: Das sie vorher aus der Tasche 
gezogen haben!)

beispielsweise indem die Netzentgelte bezuschusst und 
dadurch die Strompreise für alle reduziert werden.

In Europa ist die Lage so: Die Hälfte der Mitglied-
staaten hat einen solchen nationalen CO2-Preis, die an-
dere Hälfte der Staaten hat einen solchen Preis nicht. Jetzt 
ist geplant, 2028 einen europäischen Preis einzuführen. 
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Das ist etwas, was wir sehr unterstützen. Das heißt, der 
deutsche Preis, den wir bisher haben, wird abgeschafft 
und in den europäischen Preis übergehen.

(Karsten Hilse [AfD]: Was? Die wollen die 
CO2-Steuer abschaffen? Das gibt es doch 
nicht!)

Das wäre in unserem Interesse, auch in unserem öko-
nomischen Interesse. Ich will drei Punkte nennen, wes-
halb das für uns so wichtig ist.

Der erste Punkt. Es sorgt für mehr Wettbewerbsfähig-
keit, für faire Wettbewerbsbedingungen in ganz Europa.

(Steffen Kotré [AfD]: Planwirtschaft hat noch 
nie für Wettbewerbsfähigkeit gesorgt!)

Es ist ja so, dass es gerade deutsche Unternehmen waren, 
die in den letzten Jahren vielfach investiert haben in CO2- 
Vermeidungstechnologien,

(Manuel Krauthausen [AfD]: In Ihrer Fantasie 
vielleicht!)

in neue Produkte. Sie haben sich technologisch an die 
Spitze gestellt. Wenn jetzt ganz Europa nachzieht, dann 
werden gerade die Vorreiter dadurch belohnt, dass neue 
Märkte entstehen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD – Zuruf des Abg. Dr. Fabian Fahl [Die 
Linke])

Der zweite Punkt. Ein europäischer Emissionshandel, 
den Sie ja auch komplett abschaffen wollen, ist ein markt-
wirtschaftliches Instrument. Und es ist eine effiziente und 
kostengünstige Weise, CO2-Emissionen zu reduzieren.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Kernkraft wäre viel 
besser!)

Es ist doch die bessere Alternative im Vergleich dazu, mit 
immer mehr Ordnungsrecht Unternehmen und Bürgern 
haargenau vorzuschreiben, was sie wann, wo und wie 
zu tun und zu lassen haben. Auch deswegen macht es 
Sinn, dass dieser europäische Emissionshandel 2028 
kommen wird.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Der dritte Punkt. Nach allem, was wir vorliegen haben, 
ist es so, dass 2028 der europäische Preis niedriger sein 
wird als der deutsche Preis, den wir aktuell haben. Das 
heißt, der europäische Emissionshandel und der harmo-
nisierte Preis werden

(Karsten Hilse [AfD]: Er wird gar nicht kom-
men, Herr Gebhart! Er wird gar nicht kom-
men!)

unterm Strich zu mehr CO2-Reduktion in ganz Europa 
führen, und gleichzeitig werden Bürger und Unterneh-
men in Deutschland finanziell entlastet werden.

(Zuruf des Abg. Karsten Hilse [AfD])

Alles in allem gibt es sehr gute Gründe dafür, dass wir 
uns gemeinsam in Europa dafür starkmachen, dass dieser 
europäische Emissionshandel kommt. Dafür sollten wir 

uns gemeinsam einsetzen! Das ist der bessere Weg, als 
einfach nur zu sagen: Wir schaffen alles ab und setzen 
Klimaschutz auf null.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
der Abg. Katharina Beck [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat Herr Ab-

geordneter Julian Joswig das Wort. Bitte.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Julian Joswig (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr verehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Gäste! Ich habe letzte Woche für einen 
Tag bei der Tafel in meinem Wahlkreis mitgearbeitet und 
dort Lebensmittel ausgeteilt. Ich habe dort Menschen 
getroffen, die sich Sorgen machen, die sich fragen, ob 
sie ihren Einkauf überhaupt noch bezahlen, ihre Miete 
überweisen oder ihrem Kind ein Geschenk kaufen kön-
nen.

(Karsten Hilse [AfD]: Richtig!)

Sie alle wünschen sich eine Bundesregierung, die ihre 
Sorgen ernst nimmt, einen Bundeskanzler, der em-
pathisch zu ihnen spricht, der sich kümmert,

(Steffen Kotré [AfD]: Haben wir alles nicht!)

und Entlastungen, die spürbar und direkt bei ihnen an-
kommen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich wünschte, die 
Menschen in Deutschland hätten all das. Doch stattdessen 
haben sie eine Bundesregierung, die sich im Dauerstreit 
befindet und die mit blindem Aktionismus reagiert, statt 
wirksam die Probleme zu bekämpfen. Diese Regierung 
bringt jetzt wieder – wohl wissend, dass es kaum hilft – 
einen teuren Tankrabatt auf den Weg, der die Steuerzahler 
rund 2,5 Milliarden Euro kostet. Dabei kommt nur ein 
Bruchteil davon bei den Verbrauchern an und das meiste 
bei den Mineralölkonzernen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Janine Wissler [Die Linke])

Anstatt die Stromsteuer für alle zu senken, so wie Sie es 
versprochen haben, anstatt die Menschen durch ein Kri-
sengeld sofort zu entlasten, anstatt all das zu tun, machen 
Sie jetzt den gleichen Fehler noch mal. Das macht mich 
verdammt wütend, meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deutschland ist noch immer viel zu abhängig von fos-
silen Importen, von teurem Öl und Gas. Aber wann und 
wie befreien wir uns endlich von diesen Abhängigkeiten? 
Die Antwort kann nur heißen: durch mehr Erneuerbare, 
durch leistungsfähige Netze und Batteriespeicher. Denn 
Wind und Sonne schicken keine teure Rechnung, wenn 
irgendwo ein Krieg beginnt.

(Zuruf des Abg. Steffen Kotré [AfD])
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Sie kommen nicht aus einer Pipeline, die ein Diktator 
abdrehen kann. Und sie werden auch nicht durch die 
Straße von Hormus transportiert, liebe Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Schauen wir nun auf die AfD. Sie benennen in Ihrem 
Antrag ja selbst die Risiken globaler Öl- und Gaswege. 
Sie beschreiben die Straße von Hormus als kritischen 
Engpass. Aber was ist Ihre Antwort?

(Zuruf von der AfD)

Sie lautet: mehr Abhängigkeit von Öl und Gas, weniger 
europäische Zusammenarbeit und weniger Klimaschutz.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist, als würde man 
einen Brand melden und dann den Benzinkanister als 
Brandschutz verkaufen. Das ist völlig irre, meine Damen 
und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Jakob Blankenburg [SPD])

In Ihrem Antrag fordern Sie – Zitat –, „in außer-
gewöhnlichen Krisenlagen […] nationale Interessen 
[…] zu berücksichtigen“. Ja, Mensch, was könnte bloß 
mehr im nationalen Interesse Deutschlands liegen, als 
unabhängig von Autokraten zu werden?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Dr. Fabian Fahl [Die Linke])

Sie wollen wieder Gas aus Russland beziehen, von einem 
Regime, das gerade seine Wiederwahl durch Ausschluss 
der Opposition und durch Wahlbetrug gesichert hat, das 
mit hybriden Angriffen gegen uns vorgeht und versucht, 
unsere Gesellschaft zu spalten. Aber bei dem Antrag der 
Herren Kotré und Frohnmaier überrascht das auch nicht.

(Zuruf von der AfD: Ah!)

Sie nutzen ja jede Gelegenheit, um Deutschland schlecht-
zureden, um sich beim Kreml anzubiedern, ob im russi-
schen Staatsfernsehen oder bei einem Wirtschaftsforum 
in Sankt Petersburg.

(Steffen Kotré [AfD]: Da kommen Sie auch 
noch hin!)

Oder um es mit Ihren Worten zu sagen: Was Sie hier 
betreiben, hat mit Patriotismus und Vaterlandsliebe rein 
gar nichts zu tun, meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Steffen Kotré [AfD]: Das sind deutsche Posi-
tionen!)

Niemals wieder dürfen deutsche Arbeitsplätze, unser 
Wohlstand und unsere Außenpolitik an fossilen Lieferun-
gen eines autoritären Staates hängen.

(Zuruf des Abg. Manuel Krauthausen [AfD])

Doch genau das plant die AfD, und Sie sind so dreist und 
nennen das auch noch Souveränität.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Souveränität, liebe Kolleginnen und Kollegen, heißt: 
Schluss mit der Erpressbarkeit durch Pipelines, durch 
Tankerrouten und autoritäre Regime, verdammt noch 
mal!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Der zweite Antrag geht noch weiter – oje, Herr 

Hilse! –: Dieser will den Klimaschutz abschaffen, den 
Kohleausstieg zurückdrehen und weiteren Quatsch 
durchsetzen.

(Karsten Hilse [AfD]: Weiterer Quatsch? Wir 
wollen Kernkraft wieder einführen!)

Die AfD schreibt: Das Klima hat sich schon immer ver-
ändert. – Na herzlichen Glückwunsch! Das ist eine Bin-
senwahrheit. Aber es ist auch null Komma null eine Be-
gründung dafür, dass wir eine menschengemachte 
Klimakrise haben, meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Karsten Hilse [AfD]: Ach ja?)

Sie nennen in keinem einzigen Satz Ihres Antrags die 
großartigen Technologien, die klimafreundlich und inno-
vativ zugleich sind,

(Steffen Kotré [AfD]: Kernenergie!)
die den Wohlstand von morgen bringen werden, ob das E- 
Autos oder elektrische Nutzfahrzeuge sind –

(Steffen Kotré [AfD]: Viel zu teuer!)
ich habe es mir letzte Woche in Hannover auf der IAA 
angeschaut –, ob grüner Wasserstoff oder Batteriespei-
cher.

(Steffen Kotré [AfD]: Viel zu teuer! – Karsten 
Hilse [AfD]: Das bringt doch alles nichts! Grü-
ner Wasserstoff ist ein Märchen!)

All das ist der AfD völlig egal; denn Sie träumen von 
einem fossilen Industriemuseum, an dem Zapf des russi-
schen Hahns.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Meine Damen und Herren, unser Land braucht bezahl-

bare erneuerbare Energien, wirksame sofortige Entlas-
tung für die Menschen

(Manuel Krauthausen [AfD]: Darum der An-
trag! – Dr. Rainer Kraft [AfD]: Nach 25 Jah-
ren!)

und eine Wirtschaftspolitik, die die Jobs von morgen 
sichert. Die AfD schlägt in ihren Anträgen genau das 
Gegenteil vor. Deshalb lehnen wir sie ab.

Herzlichen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion Die Linke hat Frau Abgeordnete 

Janine Wissler das Wort.
(Beifall bei der Linken)

Janine Wissler (Die Linke):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die ho-

hen Energiepreise belasten die Menschen, die auf das 

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 96. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 24. September 2026                            11804 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Julian Joswig 



Auto angewiesen sind. Sie verteuern die Lebensmittel 
und den Alltag. Viele schalten in diesen Tagen mit Sorge 
ihre Heizung an. Ursache dafür ist der Krieg gegen den 
Iran und Mineralölkonzerne, die daran prächtig auf Kos-
ten der Verbraucher verdienen:

(Manuel Krauthausen [AfD]: Und Ihre Steu-
ern!)

37 Millionen Euro zusätzliche Gewinne durch die hohen 
Spritpreise pro Tag, allein in Deutschland etwa 6 Milliar-
den Euro seit Beginn des Krieges. Diese Übergewinne 
müssen endlich konsequent abgeschöpft werden.

(Beifall bei der Linken)

Und was macht die Bundesregierung? Erst mal nichts! 
Und jetzt: den Tankrabatt neu auflegen! 0,17 Cent Steuer-
senkung pro Liter – Kosten: 2,5 Milliarden Euro. Die 
Gewinne der Ölkonzerne werden also noch mit Steuer-
mitteln gefördert. In der Opposition hat die CDU das 
übrigens noch kritisiert. Aber jetzt feiern Sie den letzten 
Tankrabatt als Erfolg, weil doch ein Großteil der Steuer-
senkung bei den Kunden angekommen sei. Aber was ist 
denn das bitte für ein Anspruch? Frau Ministerin Reiche 
freut sich, dass die Konzerne nur ein bisschen Steuergeld 
eingesteckt haben – nur ein bisschen! Aber selbst wenn 
sie nur 10 oder 20 Prozent des Geldes einstecken, reden 
wir hier über 250 bis 500 Millionen Euro.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Das sind doch die Summen, über die wir reden.
Beim Bürgergeld wollen Sie 86 Millionen Euro ein-

sparen. Da schreien Sie „Missbrauch!“ und gönnen den 
Leuten nicht 5 Euro mehr. Der Kindersofortzuschlag wird 
abgeschafft; da geht es um 25 Euro pro Monat pro Kind 
für Schuhe, für Schulsachen. Alleinerziehende sollen 
Verschlechterungen beim Unterhaltsvorschuss hinneh-
men. Aber bei den Ölkonzernen sind Sie spendabel. Da 
ist es vollkommen in Ordnung, wenn die dreistellige Mil-
lionenbeträge einsacken. Da freuen Sie sich noch, dass es 
nicht noch mehr ist. Das ist doch eine absurde Politik, die 
Sie hier machen.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Sinnvoll wäre es, die Krisengewinne abzuschöpfen, 
die Gewinnmargen zu begrenzen und das Geld den Men-
schen durch ein Krisengeld direkt zurückzugeben. Wir 
brauchen doch keine kurzzeitige Linderung an der Tank-
stelle. Wir brauchen langfristige und nachhaltige Maß-
nahmen. Das 9-Euro-Ticket hat gezeigt, wie sinnvolle 
Entlastung aussehen kann: Unterstützung, die ankommt, 
statt darauf zu hoffen, dass ein Mineralölkonzern eine 
Steuersenkung auch freundlicherweise weitergibt.

Und die AfD? Na, die kübelt ihren üblichen Unsinn 
aus – darunter der Vorschlag, die AKWs wieder auf-
zubauen und gleichzeitig die Endlagersuche einzustel-
len – nun ja – sowie die Klimaschutzmaßnahmen ein-
zustellen; dann würde Energie billiger. Völliger Unsinn! 
Die Abhängigkeit von Öl und Gas ist doch das Problem. 
Sonne und Wind müssen nicht durch die Straße von Hor-
mus. Wer Menschen dauerhaft vor hohen Energiepreisen 

schützen will, der muss die Abhängigkeit von Öl und Gas 
verringern: mit einer Energiewende und einem besseren 
ÖPNV.

Aber diese Bundesregierung kämpft gegen das Ver-
brenner-Aus. Sie sabotieren die Klimaziele und verfesti-
gen die Abhängigkeit von Öl und Gas. Es braucht keine 
staatlich finanzierten Gewinne für Ölmultis. Es braucht 
bezahlbare Mobilität.

Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die SPD-Fraktion hat Herr Abgeordneter Daniel 

Bettermann das Wort. Bitte.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Daniel Bettermann (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Wenn ein Antrag sich mit der Rettung von 
Industrie und Mittelstand beschäftigt, könnte man ja zu-
nächst meinen: Hier geht es um ein wichtiges Anliegen, 
eines, das auch uns umtreibt. – Denn ja: Energie muss 
natürlich bezahlbar und verfügbar sein, und unsere Un-
ternehmen müssen verlässlich planen können. Gerade für 
Mittelstand und Handwerk ist das keine abstrakte politi-
sche Debatte. Für die Bäckerei schlägt sich der Strom-
preis in der Rechnung konkret nieder. Für den Spediteur 
ist der Dieselpreis ein Kostenfaktor. Für den Handwerks-
betrieb entscheiden Energiepreise darüber, ob sich eine 
Investition lohnt.

Genau deshalb verfolge ich mit einer Mischung aus 
Sorge und Entgeisterung, was die AfD hier vorschlägt. 
Denn hinter Ihren Forderungen steht eine Energiepolitik, 
die Deutschland eben nicht besser machen würde.

(Manuel Krauthausen [AfD]: Aber die Energie 
günstiger!)

Sie wollen Erdgasimporte aus Russland, also aus einem 
Staat, der einen völkerrechtswidrigen Angriffskrieg ge-
gen die Ukraine, ja gegen Europa führt. Nur Putin würde 
hiervon profitieren. Ausschließlich die Auffüllung seiner 
Kriegskassen wäre doch das Ergebnis. Ihre Pläne würden 
für unser Land langfristig immense wirtschaftliche Ver-
luste bedeuten und am Ende genau den Menschen und 
Unternehmen schaden, die Sie doch angeblich entlasten 
wollen. Mit Ihren Ideen lügen Sie den Menschen ins 
Gesicht.

(Beifall bei der SPD)

Ich will es verständlich machen. Die AfD kommt und 
sagt: Wir müssen nur aus internationalen Klimaschutz-
abkommen aussteigen, dann haben wir keine Energiepro-
bleme mehr, dann wird alles gut; wir müssen nur die 
CO2-Bepreisung abschaffen und am besten noch zurück 
zur Kernkraft. – Das ist doch keine Strategie für einen 
Industriestandort, zumal einen innovativen Industrie-
standort – jedenfalls keinen, der die Zukunft positiv ge-
stalten und neue Wertschöpfung schaffen will. Was Sie 
vorhaben, ist ein Rezept für maximale Unsicherheit.
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Schauen wir uns doch die Realität an! Billiges russi-
sches Gas erhöht unsere Abhängigkeit von fossilen Ener-
gien. Neue Kernkraftwerke würden auch nicht über 
Nacht entstehen. Sie senken auch nicht morgen den Die-
selpreis.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Wasserstoff doch 
auch nicht!)

Sie helfen keinem Handwerksbetrieb bei seiner monatli-
chen Rechnung. Auch Ihre Forderung nach Abschaffung 
der CO2-Bepreisung läuft ins Leere.

Die aktuellen Kraftstoffpreise beweisen uns doch wie 
auf dem Serviertablett, dass internationale Krisen die 
Treiber für die Energieprobleme bei uns hier vor Ort sind. 
Deutschland ist eine Exportnation. Unsere Unternehmen 
verkaufen ihre Produkte auf der ganzen Welt. Unsere 
Industrie ist in globale Wertschöpfungsketten eingebun-
den. Ein wesentlicher Teil unseres Wohlstandes basiert 
doch genau hierauf. Internationale Zusammenarbeit ver-
hindert also nicht, dass wir Wertschöpfung, Arbeitsplätze 
und Wirtschaftswachstum schaffen; all das wäre ohne sie 
gar nicht erst möglich. Also hören Sie bitte endlich auf, 
den Menschen das Blaue vom Himmel zu versprechen! 
Ihre Pläne bedeuten den wirtschaftlichen Ruin für unser 
Land. Wir können nicht die europäische Zusammenarbeit 
aufgeben und gleichzeitig von unserem Mittelstand pro-
fitieren wollen. Ihre Pläne sind deshalb zum Scheitern 
verurteilt.

Unternehmer weisen mich in vielen Gesprächen darauf 
hin, dass sie vor allem verlässliche Rahmenbedingungen 
wollen.

(Karsten Hilse [AfD]: Die brauchen günstige 
Energie!)

Wer heute Millionen investiert, will wissen, welche Re-
geln morgen gelten. Unser Mittelstand will keine energie-
politischen Experimente. Wenn wir Klimaregeln und in-
ternationale Vereinbarungen aufkündigen, dann schaffen 
wir genau das Gegenteil von dem, auf das es jetzt an-
kommt. Die Folge wäre Unsicherheit und wirtschaftliche 
Isolation. Und am meisten würden unsere Unternehmen 
leiden. Nicht die Zusammenarbeit müssen wir also redu-
zieren, sondern unsere Abhängigkeiten. Beides muss 
möglich sein: mit unseren Partnern an einem Strang zie-
hen und selbstbewusst nach vorne gehen. Deutschland 
kann sich nicht aus der Zukunft herausreden. Deutsch-
lands Weg in die Zukunft ist nachhaltig und erneuerbar.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Wenn wir nicht selbst ins Machen kommen, tun das 
andere für uns, und zwar ohne dass wir hier noch irgend-
etwas mitzureden hätten. Die entscheidende Frage ist also 
nicht: Wie schaffen wir es, möglichst lange an Altem 
festzuhalten? Sondern: Wie stellen wir sicher, dass unser 
Mittelstand auch morgen Arbeitsplätze schaffen kann, 
Unternehmen investieren können und das Handwerk 
Aufträge annehmen kann? Wie können wir gewährleis-
ten, dass wir auch in globalen Krisen über robuste Ener-
gieversorgung verfügen? Deswegen ist der Kurs der Re-

gierung: Entlastungen im Heute und verlässliche 
Rahmenbedingungen für das Gelingen der Transforma-
tion im Morgen schaffen.

(Beifall bei der SPD)
Seit Anfang des Jahres werden Bürgerinnen und Bür-

ger und Unternehmen bei den Energiekosten um rund 
10 Milliarden Euro im Jahr entlastet. Die Gasspeicher-
umlage wurde abgeschafft. Der Bund bezuschusst die 
Stromnetzentgelte. Und für besonders energieintensive 
Industriezweige und die Land- und Forstwirtschaft wurde 
die Stromsteuer gesenkt. Der Industriestrompreis, die 
Ausweitung der Strompreiskompensation, das ist ebenso 
beschlossen worden. Mit der Senkung der Energiesteuer 
legt die Regierung jetzt nach: noch mal 2,5 Milliarden 
Euro Entlastung. Das ist richtig viel Geld. Das ist keine 
Symbolpolitik. Das ist eine konkrete Entlastung, die bei 
den Menschen ankommt, die an der Tankstelle sichtbar 
wird. Deswegen erwarten wir natürlich auch, dass die 
Mineralölkonzerne diese Entlastung eins zu eins weiter-
geben.

(Beifall bei der SPD – Dr. Fabian Fahl [Die 
Linke]: Das hat ja bisher gut geklappt!)

Es darf keine weiteren Krisengewinne geben.
Unser Ziel ist, dass alle am Ende des Monats mehr 

Geld haben und wir Arbeitsplätze dauerhaft sichern. Da-
rum geht es: eine Energieversorgung, die bezahlbar und 
wettbewerbsfähig ist – auf Dauer. Deswegen treibt die 
Regierung den Netzausbau voran und beschleunigt 
beim Ausbau der Erneuerbaren. Nur die Mischung aus 
kurz- und langfristigen Maßnahmen stellt sicher, dass 
Deutschland ein starker Industriestandort bleibt und 
neue Wachstumsfelder entstehen.

Wir brauchen mehr Mut, mehr Fortschritt und weniger 
rückwärtsgewandte Ideologie, die uns eine „gute alte 
Zeit“ vorgaukeln will, die es so ja auch gar nicht gab. 
Ich erinnere nur an die Tschernobyl-Katastrophe oder 
an die vielen dreckigen rauchenden Schornsteinschlote 
in den 80er-Jahren und an komplett versalzene und tote 
Flüsse, wie es zum Beispiel bei mir in Nordhessen bei der 
Werra einst der Fall war. Mit dem, was Sie vorhaben, 
können wir einpacken. Das ist Rückschritt. Wir wollen 
aber in die Zukunft gehen. Deswegen können wir Ihren 
Antrag nur entschieden ablehnen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion der AfD hat Herr Abgeordneter 

Manuel Krauthausen das Wort.
(Beifall bei der AfD)

Manuel Krauthausen (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! In unserem Antrag verlangen wir die sofortige 
Senkung aller Energiekosten und die Beendigung der 
deutschen Klimaschutzmaßnahmen. CO2 ist nicht maß-
geblich für das Klima verantwortlich,
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(Dr. Fabian Fahl [Die Linke]: Das ist falsch! – 
Katharina Beck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Dass Sie sich trauen, hier so einen 
Quatsch zu erzählen! Irre!)

sondern Wasserdampf. Wasserdampf ist ein natürliches 
Treibhausgas, das im Wesentlichen zum natürlichen 
Treibhauseffekt der Erde beiträgt. Wasserdampf absor-
biert Wärmestrahlung und gibt diese dann auch wieder 
ab. Außerdem wirkt er als wichtige Rückkopplung: Steigt 
die Temperatur, kann die Atmosphäre mehr Wasserdampf 
aufnehmen, und mehr Wasserdampf verstärkt wiederum 
den Treibhauseffekt.

(Dr. Fabian Fahl [Die Linke]: Warum steigt 
denn die Temperatur?)

Aber angenommen, man nimmt sich Al Gore als Vor-
bild und denkt, dass CO2 was ganz, ganz Böses ist, habe 
ich hier mal ein paar wissenschaftliche Fakten:

(Ina Latendorf [Die Linke]: Oh!)

Deutschlands Anteil an den weltweiten anthropogenen 
CO2-Emissionen lag 1960 noch bei 9 Prozent. Mittler-
weile ist der Anteil auf 1,5 Prozent gesunken, während 
weltweit die Emissionen steigen.

(Dr. Fabian Fahl [Die Linke]: Das bleibt aber 
1 000 Jahre lang in der Atmosphäre!)

Herr Minister Schneider – er ist leider wieder nicht 
da –, Sie sagten, dass ohne die erneuerbaren Energien 
hier bei uns das Klima weltweit wahrscheinlich schon 
um 5 Grad gestiegen wäre. Das ist so was von absurd! 
Ich befürchte, dass jeder, der Ihnen da zugehört hat, jetzt 
ein bisschen dümmer geworden ist.

(Beifall bei der AfD)

Aber da Sie ja so an dieser Ideologie festhalten, habe ich 
hier noch ein paar Argumente bezüglich der Kosten: Laut 
einer DIHK-Studie von 2025 belaufen sich die Kosten 
der Energiewende auf 4,8 bis 5,4 Billionen Euro. Nur 
mal zum Verständnis: Das ist der Wert der Gesamtsys-
temkosten der Energiewende für 25 Jahre. Rechnet man 
das dann mal runter, wären das circa 216 Milliarden Euro 
im Jahr. Das ist sogar mehr Geld, als wir 2025 für Ver-
teidigung, Verkehr, Forschung, Gesundheit, Inneres, Bil-
dung, Familie, Entwicklungsarbeit und Wirtschaft und 
Energie ausgegeben haben; das waren nämlich circa 
191 Milliarden Euro. Bei diesen ganzen Summen ver-
lieren die Bürger da draußen mittlerweile den Überblick. 
Man muss sich das einfach mal vorstellen, wie viel Geld 
für Ihre Klimaideologie hier verprasst wird.

(Beifall bei der AfD)

Parallel dazu stagniert unsere Wirtschaft. Das ist keine 
Nachhaltigkeit, das ist einfach nur ein fettes Alarmsignal. 
Sie deindustrialisieren dieses Land und schröpfen unsere 
Bürger mit sinnlosen Fantasiesteuern.

Darum müssen wir aus dem Pariser Klimaschutz-
abkommen austreten, wie es die USA bereits getan ha-
ben. Wir müssen den Kohleausstieg verhindern; denn die 
Kohle, die wir noch haben, die sollten wir auch fördern. 
Dadurch sichern wir Arbeitsplätze. Und wir brauchen 
eine Novelle unseres Atomgesetzes. Wir müssen wieder 

zurückfinden zur Kernenergie. Selbst Ihre Frau von der 
Leyen in der EU hat das verstanden, und wenn die das 
versteht, sollte das wirklich jeder verstehen.

(Beifall bei der AfD)

Die EU setzt auf Kernenergie – Deutschland, der größte 
Bückling in der EU, komischerweise nicht.

(Zuruf des Abg. Jakob Blankenburg [SPD])

Entlasten Sie die Bürger jetzt! Das hätten Sie eigent-
lich schon vor Jahren machen müssen. Nein, eigentlich 
hätte man mit dieser grünen Ideologie erst gar nicht an-
fangen müssen.

(Beifall bei der AfD)

Sie sollen wieder Politik für Deutschland machen: für die 
Menschen, die hier leben, jeden Morgen aufstehen, zur 
Arbeit fahren, arbeiten, sich den Arsch aufreißen. Aber 
genau diese Leute werden für ihre Leistungen dann auch 
noch bestraft. Damit muss Schluss sein.

Wenn Sie es wirklich ernst meinen, etwas Gutes für 
unseren Planeten zu tun, dann würden Sie auch keine 
Windkraftanlagen, also Vogelschreddermaschinen, bau-
en, die PFAS freisetzen, Menschen durch Infraschall 
krankmachen, unsere Böden versiegeln und damit zur 
Trockenheit beitragen.

(Zuruf von der SPD: Das ist komplett da-
neben! – Dr. Fabian Fahl [Die Linke]: Aber 
so eine Kohlegrube ist gut, oder was?)

Machen Sie endlich mal Politik im Sinne von Umwelt- 
und Naturschutz! Ihr Klimaschutz zerstört nämlich un-
sere Natur, unser Land und unsere Heimat. Aber mitt-
lerweile habe ich das Gefühl, dass das genau das ist, 
was manche hier wollen.

(Katharina Beck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nein, das wollen Sie!)

Warum halten Sie sonst an dieser Vernichtungspolitik 
fest? Wir stellen uns dem jedenfalls entschlossen ent-
gegen. Und immer mehr Bürger erkennen, wer es gut 
mit ihnen meint und wer nicht.

(Julian Joswig [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Der russische Bürger! Die haben Sie 
doch im Blick! Sie haben wohl die Rede vom 
Kreml schreiben lassen!)

Vielen Dank für Ihre aufgeregte Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Ganz kurz noch ein Hinweis meinerseits: Sie haben, 

Herr Abgeordneter, kritisiert, dass der Bundesminister 
für Umwelt heute nicht anwesend ist. Die Fähigkeit zur 
Bilokation, also an zwei Orten gleichzeitig zu sein, das 
haben nicht sehr viele Menschen. Auch Ihrer Fraktion ist 
mitgeteilt worden, dass er für die Bundesrepublik 
Deutschland an der Generalversammlung in New York 
teilnimmt, und das ist der Grund, warum er heute nach-
vollziehbar nicht da ist.

(Beifall des Abg. Daniel Bettermann [SPD])
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Für die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat nun Herr 
Abgeordneter Günter Baumgartner das Wort. Bitte.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Günter Baumgartner (CDU/CSU):
Verehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kol-

legen! Liebe Zuhörer! Uns liegen heute zwei Anträge der 
AfD vor: einer zur Klimapolitik und einer zu den Ener-
giepreisen. Zum ersten Antrag will ich nicht mehr viele 
Worte verlieren; andere Redner haben dazu bereits um-
fassend ausgeführt. Nur so viel dazu: Wer im Deutschen 
Bundestag im Jahr 2026 noch ernsthaft die Veränderung 
unseres Klimas kleinredet und sämtliche Maßnahmen 
zum Klimaschutz streichen will – und das macht die 
AfD –, versündigt sich mit dieser Forderung an unserer 
Heimat, versündigt sich an unserer Natur, versündigt sich 
an unserem Wohlstand und versündigt sich an unseren 
Kindern.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und des Abg. Jan Krampe [Die 
Linke] – Stefan Keuter [AfD]: Sie versündigen 
sich an der deutschen Wirtschaft!)

Präsidentin Julia Klöckner:
Herr Abgeordneter, lassen Sie eine Zwischenfrage 

zu? – Nein.

Günter Baumgartner (CDU/CSU):
Der zweite Antrag behandelt das Thema Energiepreise. 

Hier ist, anders als im ersten Antrag, vor allem das be-
merkenswert, was nicht im Antrag steht. Ich lese unter 
anderem etwas über europäische Sanktionen, über den 
Importstopp von russischem Erdgas. Worüber aber die 
AfD kein einziges Wort verliert, ist, warum es diese 
Sanktionen gegen Russland überhaupt gibt.

(Steffen Kotré [AfD]: Das ist nicht unser 
Krieg!)

Russland, Putin, führt seit über vier Jahren in der Ukraine 
einen verbrecherischen Angriffskrieg gegen ein freies 
europäisches Land.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Inzwischen sind hybride Angriffe – es wurde an-
gesprochen –, vor allem russischen Ursprungs, auch bei 
uns in Deutschland bald an der Tagesordnung.

(Manuel Krauthausen [AfD]: Und was ist mit 
der Pipeline?)

Wer dann, so wie es die AfD fordert, auch noch Gas aus 
Russland beziehen möchte, der betreibt keine souveräne 
Energiepolitik – nein, er schiebt unser gutes Geld nach 
Russland und finanziert damit die Kriegsmaschinerie 
Russlands und damit weiter Angriffe auf Deutschland 
und die westliche Welt.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – 
Stefan Keuter [AfD]: Unsere Gasspeicher 
sind nur zu 57 Prozent gefüllt!)

Die AfD meint es im Gegensatz zu dem, was Sie vorhin 
sagten, nicht gut mit den Bürgerinnen und Bürgern in 
unserem Land. Nein, die AfD macht uns mit ihren be-
absichtigten Gasimporten aus Russland abhängig und er-
pressbar – und dies von einem Kriegsverbrecher.

Was der richtige Weg zur Senkung der Energiepreise 
ist, hat diese Regierungskoalition schon aufgezeigt: Sen-
kung der Netzentgelte und der Stromsteuer, Abschaffung 
der Gasspeicherumlage und ein neuer Industriestrom-
preis, um nur einige Punkte zu nennen. All dies hilft 
unseren Betrieben und sorgt für mehr Wettbewerbsfähig-
keit.

(Zuruf von der AfD)

Diesen Weg gehen wir konsequent weiter, wie auch die 
heutige Einbringung der EEG-Novelle zeigt, mit der wir 
weitere Korrekturen auch im Ausbau der Erneuerbaren 
vornehmen werden und damit die hohen Systemkosten 
schlussendlich weiter reduzieren können. Auch bei den 
Kraftstoffpreisen haben wir mit der SPD Handlungs-
fähigkeit gezeigt. Aber klar ist auch, dass wir hier noch-
mals ranmüssen. Genau das machen wir zusammen mit 
den Bundesländern, und das ist ein guter Weg. Das Sprit-
preispaket wird bei den Bürgern und bei den Betrieben 
schnell spürbare Erleichterungen bringen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Abschließend ist festzuhalten: Die CDU/CSU-Frak-
tion bekennt sich zu den Klimazielen. Wir bekennen 
uns zur Energiewende, aber auch zu Wohlstand und zu 
wettbewerbsfähigen Betrieben. Energie braucht einen 
ausgewogenen Mix aus Verfügbarkeit, aus Nachhaltig-
keit und zum Schluss auch aus Bezahlbarkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir arbeiten seit Beginn unserer Regierungskoalition, 
wie ich finde, sehr erfolgreich daran.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)

Daher lehnen wir beide Anträge der AfD ab, die uns in 
die Abhängigkeit Russlands führen würden.

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des Abg. Julian Joswig 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Präsidentin Julia Klöckner:
Die Möglichkeit für eine Intervention hat Herr Karsten 

Hilse, weil Ihnen die Zwischenfrage nicht gewährt wur-
de. Bitte.

Karsten Hilse (AfD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin, dass Sie die Kurzinter-

vention zulassen. – Ganz zu Anfang würde ich infrage 
stellen, dass Ihre Politik, die Sie seit Beginn dieser Koa-
lition machen, extremst erfolgreich ist. Das sieht man 
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zumindest bei den Wahlergebnissen in Mecklenburg-Vor-
pommern.

Zur Frage, die ich Ihnen stellen wollte: Sie haben uns 
vorgeworfen, dass wir uns an den Menschen, an unserer 
Heimat und an unserer Natur versündigen. Und jetzt 
möchte ich Sie fragen, ob Sie auch meinen, dass sich 
Präsident Trump und die amerikanische Administration 
an ihrem Volk versündigen, also am amerikanischen 
Volk, an der Heimat und an der Natur in den Vereinigten 
Staaten. Denn Präsident Trump ist ja sozusagen aus dem 
Klimaübereinkommen ausgestiegen und hat jedwede 
CO2-Reduzierungsmaßnahmen gestrichen. Also, versün-
digen sich Herr Trump und die amerikanische Adminis-
tration auch am amerikanischen Volk und an deren Hei-
mat? Das ist meine Frage.

Günter Baumgartner (CDU/CSU):
Verehrter Herr Hilse, danke, dass Sie mir hier noch-

mals Gelegenheit geben, darauf zu antworten. – Faktum 
ist: Sie fordern, weiter Kohle zu verheizen, und wollen 
Atomenergie, aber sagen kein Wort dazu, wo das End-
lager sein soll bzw. wo der Abfall gelagert werden soll; 
von Ihnen kein Wort dazu.

(Zuruf von der AfD: Unter der Erde!)

Faktum ist: Ihr Narrativ ist es, alles, was den Umwelt-
schutz betrifft, dauerhaft zu leugnen,

(Karsten Hilse [AfD]: Klimaschutz! – Weiterer 
Zuruf von der AfD: Klimaschutz!)

und auch alles, was die Klimaveränderung betrifft, dauer-
haft zu leugnen.

(Karsten Hilse [AfD]: Machen wir nicht! – 
Manuel Krauthausen [AfD]: Machen wir 
nicht!)

Das ist Ihr Narrativ.

(Karsten Hilse [AfD]: Nein! Das ist es nicht!)

Präsidentin Julia Klöckner:
Entschuldigung, ganz kurz – es lohnt sich, das mal 

wieder einzuüben –: Wer eine Frage stellt, dem wird zu-
gehört.

(Karsten Hilse [AfD]: Selbstverständlich!)

Es wäre auch gut, wenn diejenigen aus der Fraktion, aus 
der die Frage gestellt wurde, dann auch bei der Antwort 
zuhören.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN und des Abg. Jan Krampe [Die Linke] – 
Karsten Hilse [AfD]: Selbstverständlich!)

Bitte.

Günter Baumgartner (CDU/CSU):
Danke. – Das Narrativ ist immer: Es gibt keine Klima-

veränderung.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Stimmt doch gar 
nicht! – Weiterer Zuruf von der AfD)

Das ist alles ganz normal. – Und das ist faktisch nicht 
richtig. Wir sehen das laufend und über Jahrzehnte hin-
weg, zuletzt an den ganzen Umweltkatastrophen, die wir 
über uns ergehen haben lassen müssen. In meinem Wahl-
kreis, in meiner Heimat, in Simbach am Inn, sind vor 
zehn Jahren acht Menschen wegen einer Flutkatastrophe 
ums Leben gekommen.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Beantworten Sie 
mal die Frage! – Weiterer Zuruf von der AfD)

Es gibt genügend Beispiele dafür, dass wir, was unser 
Klima angeht, auf einem Weg unterwegs sind, der Ihr 
Narrativ nicht widerspiegelt.

Danke. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und des Abg. Jan Krampe [Die 
Linke] – Karsten Hilse [AfD]: Ich habe nach 
Trump gefragt! Ich habe nach Trump gefragt! – 
Manuel Krauthausen [AfD]: Das war immer 
noch keine Antwort! Alter Falter! Da hätte 
der auch eine Gebrauchsanweisung vorlesen 
können!)

Präsidentin Julia Klöckner:
Jetzt geht es weiter in der Debatte. Die AfD hat nach-

her noch mal die Chance, zu reden. Packen Sie da alles 
rein, was Sie sagen wollen!

(Stefan Keuter [AfD]: Werden wir!)

Jetzt hat für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Frau 
Abgeordnete Katharina Beck das Wort. Bitte.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Katharina Beck (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Liebe Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen! Liebe Bürgerinnen und Bürger! Vorab muss ich ein-
mal klarstellen, dass 99 Prozent der Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler der letzten Jahrzehnte ganz klar 
sagen: Der Klimawandel, wie wir ihn jetzt haben, ist in 
weiten Teilen menschengemacht. – Eine Studie von 
Lynas et al. aus 2021 hat 88 000 Fachartikel analysiert. – 
Vielleicht hören Sie auch mal zu, Herr Hilse.

(Steffen Kotré [AfD]: Jaja! Die 97 Prozent! 
Gelogen!)

Sie haben eben die Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler sinngemäß als Betrüger bezeichnet. Das finde 
ich einfach absolut irre. Das ist Wissenschaftsfeindlich-
keit. Das ist ein Angriff darauf, dass wir es in einer 
Demokratie schaffen können, uns in dem, was wir für 
ein gemeinsames Verständnis von Wahrheit haben, zu-
mindest anzunähern. Das greifen Sie an, damit Sie mit 
Ihren populistischen Behauptungen kommen können, 
Wasserstoff würde den Klimawandel befeuern. Ihr Ernst?

(Manuel Krauthausen [AfD]: Wasserdampf!)

– Nein, Wasserdampf war es sogar. Wasserdampf würde 
den Klimawandel befeuern. Das ist so irre.
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(Manuel Krauthausen [AfD]: Physik, siebte 
Klasse!)

Es ist der CO2-Ausstoß bei den Treibhausgasemissionen! 
Bitte gehen Sie da noch mal in die Schule. Das kann 
einfach nicht sein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Jan Krampe [Die Linke] – Karsten Hilse 
[AfD]: Ja, Physik, siebte Klasse! – Manuel 
Krauthausen [AfD]: Physik, siebte Klasse!)

Und in der Schule können Sie auch testen, ob Sie es 
überhaupt noch mit der Aufklärung und den deutschen 
Werten haben, dass man versucht, sich einer gemein-
samen Wahrheit anzunähern.

Dann schreiben Sie auch noch, Klimaschutz sei ein 
„Kampfbegriff“. Ja, herzlichen Glückwunsch! Das haben 
Sie geschafft. Aber wissen Sie was? Dieser Kampf geht 
auch gegen meine Tochter. Ich bin ja eine – ich sage 
Ihnen das jetzt mal so – deutsche Mutter; ich habe ein 
Kind. Das möchte hier auch noch leben. Diesen Sommer, 
als es so heiß war, hatte ich in Duisburg in einem güns-
tigen Hotel mal ein Hotelzimmer ohne Klimaanlage unter 
dem Dach. Und ich konnte nicht schlafen, weil mein 
Körper fast gekocht hat.

(Zuruf von der AfD: Oh!)

Diese Hitze wird noch zunehmen.

(Steffen Kotré [AfD]: Sie operieren mit Angst! 
Und das ist falsch!)

Viele Menschen leben in solchen Wohnungen. Und wie 
soll meine Tochter in ein paar Jahren oder Jahrzehnten – 
das Problem besteht ja schon jetzt – noch gut hier leben?

(Bernd Schattner [AfD]: Meine Tochter will 
hier auch noch leben!)

Klimaschutz ist Menschenschutz. Klimaschutz ist Kin-
derschutz. Klimaschutz ist Gesundheitsschutz.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD und des Abg. Jan Krampe [Die 
Linke])

Und da führen Sie – das tut mir mit am meisten weh – 
die ganzen Menschen, die Ihnen jetzt ihr Vertrauen bei 
den beiden Wahlen gegeben haben, so was von in die Irre. 
Sie sind nicht für die Menschen da, sondern Sie führen sie 
ins Verderben. Keine Ernte mehr, alles ist dürr. Wir kön-
nen ja kaum noch den Rhein bewirtschaften, wenn die 
Pegelstände im Sommer so niedrig sind. Das ist also 
auch noch schlecht für die Wirtschaft.

(Steffen Kotré [AfD]: Lassen Sie diese Hyste-
rie! Die bringt nichts!)

Es geht Ihnen bei Ihrer Energiepolitik überhaupt nicht 
um Klimaschutz oder um die Wirtschaft. Es geht Ihnen 
rein darum, dass Sie uns wieder von Russland und von 
fossilen Energien abhängig machen wollen. Ich weiß 
nicht, warum Sie die so lieben. Wir haben die hier in 
Deutschland nicht. Was haben Sie gegen den guten deut-
schen Wind?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Lachen 
bei Abgeordneten der AfD – Manuel Kraut-
hausen [AfD]: Ja, und wenn er nicht da ist?)

Ich verstehe es nicht. Die Sonne ist überall; die können 
wir uns nicht holen. Aber der Wind weht hier.

(Steffen Kotré [AfD]: China schickt die 
Rechnung!)

Dagegen haben Sie was. Aber für russisches Öl haben Sie 
ein ganz großes Herz. Es ist einfach total irre.

Dann schreiben Sie auch noch irgendwas von Souve-
ränität und Eigenständigkeit und machen in der Realität 
das absolute Gegenteil.

(Zuruf des Abg. Helge Limburg [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Und ähnlich ist es bei der Atomkraft.

Präsidentin Julia Klöckner:
Frau Abgeordnete.

Katharina Beck (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Small Modular Reactors – und liebe CDU/CSU, ich 

weiß, dass Sie da auch Befürworterinnen haben – –

Präsidentin Julia Klöckner:
Frau Abgeordnete, lassen Sie eine Zwischenfrage aus 

den Reihen der AfD zu?

Katharina Beck (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Wenn sie kurz ist, ja.

(Heiterkeit bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Julia Klöckner:
Es ist vorgegeben, wie lang sie maximal sein darf.

Katharina Beck (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Dann kann ich noch ein bisschen mehr ausführen. Ich 

habe noch viel zu sagen.

Dr. Rainer Kraft (AfD):
Danke schön. Ich werde mich bemühen. – Sie beschul-

digen uns wie auch die Vorredner und Herr Baumgartner – 
ich wollte ihm auch eine Frage stellen; der Kollege Hilse 
war schneller –, dass es unmoralisch wäre, über russi-
sches Gas zu reden.

Katharina Beck (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Das habe ich nicht gesagt.

Dr. Rainer Kraft (AfD):
Ich weise Sie darauf hin, dass die Importstruktur 

Deutschlands für Erdgas so aussieht: Als Nummer eins 
kommt Norwegen, als Nummer zwei kommen die Nie-
derlande, als Nummer drei kommt Belgien. Nun ist Bel-
gien nicht bekannt für seine großen Gasvorkommen. 
Also, was ist belgisches Gas?

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 96. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 24. September 2026                            11810 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Katharina Beck 



Schauen wir uns an, wo Belgien sein Gas herhat, stel-
len wir fest: Das kommt aus LNG-Terminals. Und der 
zweitgrößte Lieferant bzw. Entlader von LNG im belgi-
schen Terminal in Zeebrugge ist Russland. Das heißt, wir 
beziehen über Belgien nach wie vor russisches Gas. Das 
machen wir ununterbrochen seit 2022. Und ich stelle 
auch leicht süffisant, muss ich sagen, fest, dass wir von 
2022 bis 2025 unter einem grünen Wirtschafts- und Ener-
gieminister in Deutschland russisches Gas bezogen ha-
ben. Deswegen ist dieses Bashing der AfD-Fraktion an 
dieser Stelle komplett unangebracht. Sie beziehen nach 
wie vor russisches Gas. Sie haben das ununterbrochen 
seit 2022 gemacht. Und Sie sind übrigens heilfroh über 
jeden Kubikmeter, den Sie in diesem Sommer noch in die 
Gasspeicher einspeichern können. Also würde ich vor-
schlagen, dass alle hier in diesem Hause ihre leicht mora-
lische Überheblichkeit zurücknehmen.

(Beifall bei der AfD)

Katharina Beck (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Könnten Sie Ihren Namen noch mal kurz sagen? Wir 

sind nicht im gleichen Ausschuss. Wie heißen Sie noch 
mal?

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Kraft! – Stefan Keuter 
[AfD]: Dr. Rainer Kraft!)

– Herr Kraft. Ich kann Ihren Unmut verstehen. Denn 
natürlich sind wir teilweise immer noch abhängig von 
russischem Gas und immer noch teilweise abhängig von 
Öl aus anderen Staaten; das stimmt ja einfach. Nur, Sie 
wollen in die Richtung gehen, dass wir da noch mehr 
abhängig sind und weniger heimische Energie herstellen. 
Wir sind dafür, dass wir diese Abhängigkeiten reduzieren 
und am Ende bis hin zu null Abhängigkeit kommen und 
selbst souverän unsere Energie herstellen. Das ist der ent-
scheidende Unterschied.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Zur Atomkraft und zu Small Modular Reactors – das 
geht auch in Richtung CDU/CSU –: Ich kann total ver-
stehen, dass wir alle auf der Suche nach einfachen Lö-
sungen in der Energiepolitik sind.

(Karsten Hilse [AfD]: Vor allen Dingen die 
Grünen!)

Aber grundsätzlich sind bei der bisherigen Atomkraft die 
Gestehungskosten viel höher. Die Baukosten explodieren 
in Frankreich in einem Kernkraftwerk um das Vierfache 
von ungefähr 3 Milliarden auf 13 Milliarden Euro. In 
England, in UK, sind die Kosten bei einem Atomkraft-
werk auf 56 Milliarden Euro explodiert. Es ist einfach irre 
teuer. Und wenn Sie auf Small Modular Reactors gehen 
wollen: Bisher ist alleine Rosatom in Russland überhaupt 
fähig, die Brennstäbe herzustellen. Da kommen wir also 
in eine neue Abhängigkeit rein. Das ist irre schlecht. 
Lassen Sie das bitte! Lassen Sie uns lieber schauen, wie 
wir hier vor Ort Energie gut herstellen können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Was ist aus der Wasserstoffstrategie geworden? Ham-
burg hat auch einen tollen Hafen dafür; an der Stelle wäre 
Diversifikation angebracht.

Letzter Punkt: Klimaschutz. Ja, manchmal kostet es 
was, zu transformieren. Deswegen wünscht sich auch 
die Stahlindustrie, dass das Geld aus dem KTF jetzt nicht 
einfach den Haushalt saniert, sondern ihr bei ihrer Trans-
formation hilft. Aber: Es gibt Risiken für die Weltwirt-
schaft. Die EZB hat mit ausgerechnet, dass das BIP in 
Europa wegen der Klimafolgekosten um bis zu circa 
5 Prozent sinken könnte. Die Ahrtal-Flut allein hat schon 
40 Milliarden Euro gekostet. Nicht zu handeln, ist viel 
teurer, als zu handeln. Lassen Sie uns das mit der Trans-
formation jetzt also angehen!

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion Die Linke hat Herr Abgeordneter 

Dr. Fabian Fahl das Wort.
(Beifall bei der Linken)

Dr. Fabian Fahl (Die Linke):
Frau Präsidentin! Jeder vernunftbegabte Mensch ver-

steht den Unterschied zwischen natürlichem und men-
schengemachtem Klimawandel. 41 Grad empfinden die 
Menschen nicht als angenehm warm,

(Manuel Krauthausen [AfD]: Es fährt keiner in 
den Süden in den Urlaub! – Zuruf des Abg. 
Karsten Hilse [AfD])

abgesehen von den Realitätsleugnerinnen und -leugnern 
in der rechten Ecke wahrscheinlich auch niemand hier im 
Saal. Ansonsten schlage ich gerne mal vor, in der nächs-
ten Hitzewelle die Klimaanlagen hier im Bundestag aus-
zuschalten.

(Karsten Hilse [AfD]: Können wir gerne ma-
chen! – Zuruf des Abg. Manuel Krauthausen 
[AfD])

Die extreme Rechte schreibt in ihrem Antrag – Zitat –:

„Eine Anpassung an Änderungen des Klimas ist 
nicht nur erheblich wirksamer und zielführender, 
sondern auch mit substanziell weniger Aufwand 
verbunden.“

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)
Diesen Antrag so zu stellen, nachdem es 16 000 Hitzetote 
im Sommer gegeben hat, ist ein Hohn gegenüber den 
Toten und ihren Angehörigen.

(Beifall bei der Linken – Manuel Krauthausen 
[AfD]: Das waren Schätzungen! Wie werden 
die denn gezählt?)

An dieser Stelle von mir mein aufrichtiges Beileid an die 
Angehörigen. Ich verspreche, dass wir alles tun werden, 
dass Klimaschutz endlich auch nicht nur in Verträgen 
eine Rolle spielt.
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Die AfD nennt Klimaschutz einen politischen Kampf-
begriff. Dafür bekommt sie Unterstützung aus den USA. 
Desinformationskampagnen sind global. Von Klimaleug-
nung profitieren vor allem Großkonzerne, während die 
Menschen die Kosten tragen. Extremwetterereignisse 
und Katastrophen werden das neue Normal. Landwirt-
schaft wird in vielen Orten unmöglich. Hitzerekorde 
von vielleicht 50 Grad werden möglich. Der menschliche 
Körper verkraftet das nicht. Milliarden Menschen werden 
auf der Flucht sein. Auch innerhalb Europas werden 
Menschen fliehen – bei ungebremstem Klimawandel 
auch in Teilen Deutschlands. Sie wollen Ostdeutschland 
komplett verwüsten!

(Lachen des Abg. Karsten Hilse [AfD])
In einem wissenschaftlichen Artikel zur Biodiversität 

auf Inseln habe ich gelesen: „Bei der gegenwärtigen Ge-
schwindigkeit des Klimawandels sind deutliche Arten-
verluste […] zu erwarten.“ Diese Komplexität verstehen 
doch viele von Ihnen gar nicht.

(Beifall bei der Linken)
Unter den Autorinnen und Autoren ist übrigens Professor 
Dr. Ingo Hahn, der heute für die AfD im Bundestag sitzt. 
Sie glauben es doch selber nicht!

(Zuruf von der AfD: Was denn?)
Wie gut, ich meine, wie schlecht die deutsche Wirt-

schaft an die nahe Zukunft angepasst ist, davor warnen 
viele. Der Versicherer Allianz geht von Verlusten in den 
nächsten Jahren von 112,5 Milliarden Euro aus.

Was genau verspricht sich die AfD eigentlich von dem 
Austritt aus internationalen Klimaverträgen? Vor allem 
ist das plumper Populismus.

(Beifall bei der Linken)
In vielen Punkten herrscht Vasallentreue. Es wird bei 
Trump abgeschrieben.

(Lachen des Abg. Karsten Hilse [AfD])
Nicht alle hier kennen unser Grundgesetz. Deswegen 

überrascht es vielleicht, aber Klimaschutz steht drin.
(Karsten Hilse [AfD]: Da steht „Klimaneutra-
lität“! Da steht nichts von Klimaschutz! Nichts 
von Klimaschutz! Gar nichts!)

Die Formulierungen in unserer Verfassung sind sogar 
weitgehender als in den internationalen Verträgen. Die 
Politik ist auch nicht an Änderungen des Klimas ange-
passt, und ein Klimaziel nach dem anderen wird verpasst. 
Hitzewellen kommen dann „überraschend“.

Sie verhindern Klimaschutz. Wir fordern im Einklang 
mit der physikalischen Realität das Gegenteil, nämlich 
Klimaschutz radikal, sozial.

Danke schön.
(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat jetzt das Wort der Ab-

geordnete Volker Mayer-Lay.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Volker Mayer-Lay (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich glaube, 
über eines brauchen wir uns heute nicht lange zu streiten: 
Energie muss bezahlbar sein für die Bürgerinnen und 
Bürger, die jeden Monat ihre Strom- und Heizkosten 
bezahlen müssen, für Familien, für Rentner, für Pendler 
und genauso auch für unsere Betriebe und für unsere 
Industrie.

Hohe Energiepreise belasten den Alltag der Menschen, 
und ja, sie belasten unseren Wirtschaftsstandort, unsere 
Arbeitsplätze und unseren Wohlstand. Deshalb müssen 
die Energiekosten runter, und deshalb handelt die Bun-
desregierung.

Ganz aktuell senken wir die Energiesteuer auf Benzin 
und Diesel. Das bedeutet eine steuerliche Entlastung von 
rund 17 Cent pro Liter an der Zapfsäule. Das wird helfen. 
Das hat in diesem Jahr schon mal geholfen.

(Zuruf von der AfD)
Die Gasspeicherumlage ist abgeschafft. Der Bund senkt 
mit Milliarden Euro die Netzentgelte. Damit entlasten wir 
private Haushalte bei Strom und Gas. Die Stromsteuer 
bleibt für rund 600 000 produzierende Unternehmen so-
wie für die Land- und Forstwirtschaft dauerhaft niedrig.

Und wir machen weiter: Auch von 2027 bis 2029 wer-
den wir die Netzentgelte mit jährlich rund 5,5 Milliarden 
Euro dämpfen und damit Haushalte und Unternehmen 
entlasten. Außerdem wollen wir den CO2-Preis für Ben-
zin, Diesel, Heizöl und Gas auch 2027 im bisherigen 
Korridor von 55 Euro bis 65 Euro halten und damit einen 
zusätzlichen Preissprung verhindern.

Ist damit alles gut? Nein, natürlich nicht. Wir müssen 
weiter daran arbeiten, Energie in Deutschland günstiger 
zu machen, und wir müssen auch bereit sein, Entschei-
dungen der Vergangenheit zu korrigieren – ganz klar. Es 
gilt auch auf europäischer Ebene. Teile des Green Deal, 
den wir – –

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Herr Kollege, lassen Sie eine Zwischenfrage zu?

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Er kann ruhig erst den 
Satz zu Ende führen!)

Volker Mayer-Lay (CDU/CSU):
Ja, Herr Dr. Kraft, gerne.

(Stephan Brandner [AfD]: Ihr versteht euch 
aber gut! – Katharina Beck [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Leute!)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Ich glaube, er ist bereit. – Herr Dr. Kraft.

Dr. Rainer Kraft (AfD):
Vielen Dank, Herr Kollege Mayer-Lay, ich will es auch 

ganz kurz machen. – Weil Sie natürlich wieder die hohen 
Kosten, die wir derzeit bei fossilen Stoffen wie Öl und 
Gas haben, ansprechen: Stimmen Sie mit mir überein, 
dass wir ein weiteres Standbein der Energieversorgung 
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aufmachen müssen neben den fossilen Sachen, also Öl 
und Gas etc., die sehr stark von der Straße von Hormus 
abhängen, und den Dingen, die erneuerbar genannt wer-
den, für die sich sehr viele hier starkmachen, bei denen 
man aber davon ausgehen kann, dass die Lieferanten das 
alles auf Knopfdruck abschalten können,

(Katharina Beck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Hä?)

wie Photovoltaik, Panels und Elektronikautos, die alle 
aus China stammen, dass wir also ein drittes Standbein 
brauchen, das auf Uran basiert? Denn kein Gramm Uran 
muss durch die Straße von Hormus. Wir haben ein kom-
plett differenziertes, von Öl und Gas freies Bezugssystem 
von Uran auf der Welt.

Und denjenigen, die anführen, man müsse dann wieder 
auf autokratische Staaten zugehen, sage ich: Wir können 
sehr viel davon – ich habe Vertreter dieser Staaten näm-
lich letzte Woche getroffen – aus Kanada, den Vereinig-
ten Staaten, Namibia oder Australien beziehen. Ich glau-
be, Sie haben nichts gegen die demokratischen Strukturen 
in diesen Ländern.

(Beifall bei der AfD)

Volker Mayer-Lay (CDU/CSU):
Vielen Dank, Herr Dr. Kraft, für diese Zwischenfrage. – 

Ich kann Ihnen nur insoweit zustimmen, dass wir gut 
daran getan hätten, die sechs zuletzt abgeschalteten 
Atomkraftwerke weiterhin am Netz zu halten.

(Beifall bei der AfD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Mir fehlt im Moment der praktische Glaube daran, diese 
in irgendeiner Art und Weise noch mal wirtschaftlich ans 
Netz zu bringen. Danke.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Aber zurück zum Text: Wir müssen weiter daran ar-
beiten, Energie in Deutschland günstiger zu machen. Da 
sind wir uns ja einig. Wir müssen auch bereit sein, Ent-
scheidungen der Vergangenheit zu korrigieren. Das gilt 
auch auf der europäischen Ebene. Teile des Green Deal, 
den Sie hier ganz abschaffen wollen, gehören auch auf 
den Prüfstand. Beispielsweise bei den Vorgaben für un-
sere Automobilindustrie brauchen wir mehr Technologie-
offenheit, und wir müssen stärker auf Wettbewerbsfähig-
keit und Arbeitsplätze achten.

Aber immer dieses Reflexartige bei der AfD! Jetzt 
müssen alle Abkommen weg und Klimaschutz sei Teu-
felswerk – das ist doch keine durchdachte Politik, meine 
Damen und Herren.

(Zuruf von der AfD)

Sie missachten mit Ihrer gesamten Agenda gegen die 
regenerativen Energien einen wichtigen Punkt – und da-
rüber haben wir heute auch schon gesprochen –: Wir 
müssen unabhängiger werden. Die vergangenen Jahre 
haben uns gezeigt, wie gefährlich es wirklich ist, wenn 
Deutschland bei seiner Energieversorgung zu abhängig 
von einzelnen Staaten ist. Und Sie wollen uns in die 
nächste Abhängigkeit führen.

In der heutigen geopolitischen Lage brauchen wir eine 
Energieversorgung, die sicher ist, die bezahlbar ist, die 
möglichst unabhängig ist. Und wenn wir eigene oder 
europäische Energiequellen unabhängig von Öl und Gas 
stärken, neue Technologien nutzen und unsere Versor-
gung breiter aufstellen, dann stärken wir unsere Sicher-
heit und eben auch unsere Wirtschaft.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Wenn dabei gleichzeitig Emissionen sinken, erreichen 
wir quasi nebenbei etwas für den Klimaschutz; und das 
ist in sich stimmig. Ich sage das ausdrücklich auch als 
nachhaltigkeitspolitischer Sprecher der Union. Nachhal-
tigkeit bedeutet eben nicht nur Klimaschutz, sondern sie 
hat auch eine ökologische, eine wirtschaftliche und eine 
soziale Seite. Und diese drei Dinge müssen zusammen-
passen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Katharina Beck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Deshalb: Müssen wir korrigieren, wo Regulierung zu 
weit geht? Ja, das müssen wir. Müssen wir Bürger und 
Unternehmen bei den Energiepreisen entlasten? Ja. Müs-
sen wir Arbeitsplätze sichern? Ja. Müssen wir unabhän-
giger werden? Ja, ja und noch mal ja. Aber dafür müssen 
wir nicht alle internationalen Vereinbarungen über Bord 
werfen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU – Steffen Kotré 
[AfD]: Nicht alle!)

Politik heißt eben nicht: alles oder nichts. Politik heißt, zu 
erkennen, was nicht funktioniert, und es besser zu ma-
chen.

Energie muss wieder günstiger werden, unsere Indus-
trie muss wieder wettbewerbsfähiger werden, Arbeits-
plätze müssen bei uns bleiben, und Deutschland muss 
unabhängiger werden. Dafür korrigieren wir, wo korri-
giert werden muss. Aber wir reißen nicht gleich das ganze 
Haus ab, wenn ein paar Zimmer renoviert werden müs-
sen, meine Damen und Herren. Genau das ist der Unter-
schied zu diesem Antrag. Das Problem ist richtig erkannt. 
Die Schlussfolgerung ist aber falsch.

Sie betreiben Schwarz-Weiß-Politik, um weiter zu 
spalten. Und das ist Gift für unser Deutschland.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die AfD-Fraktion hat jetzt das Wort der Abgeord-

nete Steffen Kotré.
(Beifall bei der AfD)

Steffen Kotré (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Deutschland und Europa befinden sich in 
einer Phase tiefgreifender wirtschaftlicher, energiepoliti-
scher und geopolitischer Veränderung. Die Stabilität 
Deutschlands und der europäischen Staaten, die Wett-
bewerbsfähigkeit ihrer Industrien und der Wohlstand ih-
rer Bürger hängen zunehmend von Entscheidungen im 
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Bereich Energie, Energieinfrastruktur, Wirtschaftspoli-
tik, Bürokratie und internationale Beziehungen ab.

Steigende Energiekosten, instabile Lieferketten, Dein-
dustrialisierung, steigende steuerliche Belastungen sowie 
eine übermäßige Bürokratisierung untergraben Stabilität 
und Wohlstand. Unsouveräne Entscheidungen, die Unter-
ordnung unter fremde Interessen und ein Desinteresse an 
vorteilhaften Verhandlungsergebnissen sind mittlerweile 
leider ein Merkmal deutscher Politik geworden; und das 
muss sich grundlegend ändern.

(Beifall bei der AfD)

Die Politik, insbesondere die Energiepolitik, muss wie-
der souverän werden. Das energiepolitische Zieldreieck 
von sicherer, preiswerter und umweltverträglicher Ener-
gieversorgung kann eben nur wiederhergestellt werden, 
wenn Deutschland eigenständig zum Wohle seiner Bür-
ger handelt.

Ein ganz abstoßendes Beispiel für die Aufgabe deut-
scher Souveränität bietet Nord Stream. Die damalige 
Bundesregierung aus CDU/CSU und SPD hat 2019 die 
Entscheidungsgewalt und die Betriebsrechte an die EU 
übertragen – ohne Not und ohne Gegenleistung, meine 
Damen und Herren. Und seitdem kann nicht mehr 
Deutschland darüber bestimmen, sondern die EU. Ich 
sage noch mal: Abgabe von Souveränität ohne Not und 
Gegenleistung.

Weiter mit Nord Stream: Dann hat es die vormalige 
links-grüne Bundesregierung ohne politische Reaktion 
hingenommen, dass Nord Stream von den Ukrainern, 
mutmaßlich auch mithilfe der USA, zerbombt worden 
ist. Keine Schadensersatzforderungen, keine politische 
Unterstützung der Aufklärung oder Strafverfolgung, 
stattdessen Geschenke für die Ukrainer. Neben weiteren 
Milliarden Euro der Steuerzahler wird den Tätern ein 
ganzes Kraftwerk geschenkt. Meine Damen und Herren, 
das ist unpatriotische Politik, und das ist in seiner Er-
bärmlichkeit kaum noch zu überbieten.

(Beifall bei der AfD – Stephan Brandner 
[AfD]: Irre!)

Aber die Liste des unsouveränen Handelns lässt sich 
natürlich verlängern: Die kritische Strominfrastruktur ist 
überwiegend in ausländischem Eigentum. Belgische, nie-
derländische, norwegische Anteilseigner, ja sogar An-
teilseigner aus Singapur bestimmen nun über unsere 
Übertragungsnetze. 2024 ging der letzte deutsche Ölför-
derer an die Briten. 2026, also in diesem Jahr, übernahm 
ein US-Konzern weitere 20 Prozent der deutschen Tank-
lagerkapazität. Auch die Ölleitungen innerhalb Deutsch-
lands sind nicht mehr deutsch: Die Rhein-Main-Leitung, 
die Nord-West-Leitung, die Mitteleuropäische Rohöllei-
tung, die Transalpine Ölleitung und viele andere haben 
mehrheitlich internationale Eigentümer, genauso wie die 
Raffinerien in Deutschland.

Tanklager, Öl- und Gasleitungen und Energienetze 
sind doch die Lebensadern eines Industrielandes. Wer 
die kontrolliert, verfügt eben über strategischen Einfluss, 
über Versorgungssicherheit und wirtschaftliche Hand-
lungsfähigkeit, meine Damen und Herren; und dieser 
Einfluss nimmt für Deutschland leider immer mehr ab.

(Beifall bei der AfD – Stephan Brandner 
[AfD]: Sehr schade!)

Auch mit der sogenannten Energiewende sank die Ver-
sorgungssicherheit. Nein, Frau Beck, sie stieg nicht, son-
dern sie sank. Das kann man nachlesen: Die Energie-
importquote ist von 60 Prozent auf 67 Prozent gestiegen 
und damit auch die Importabhängigkeit.

(Katharina Beck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wieso erwähnen Sie mich? Ich habe 
das gar nicht gesagt!)

Deutschland wurde beim Strom vom Nettoexporteur zum 
Nettoimporteur, dank der Energiewende. 90 Prozent der 
Solarmodule und 99 – –

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Herr Kollege, erlauben Sie die Zwischenfrage von 

Frau Beck?

Steffen Kotré (AfD):
Ja.

(Stephan Brandner [AfD]: Immer wieder ger-
ne!)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Bitte schön.

Katharina Beck (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Danke, Kollege Kotré, dass Sie die Zwischenfrage er-

lauben. – Ich würde gerne wissen, worauf Sie sich bezie-
hen. Ich habe gar keine Zahlen bezüglich Versorgungs-
sicherheit zitiert.

(Stephan Brandner [AfD]: Keine Ahnung, 
keine Zahlen! – Zuruf des Abg. Manuel Kraut-
hausen [AfD])

Deswegen frage ich mich, ob das vielleicht eine vor-
geschriebene Rede ist und Sie jetzt dort einfach einen 
Namen einbauen.

Und zum Nettoimport und -export von Strom: Also, 
ich bin ja im Finanzausschuss und nicht im Energieaus-
schuss. Aber natürlich müssen wir uns alle spätestens seit 
dem russischen Angriffskrieg auf die Ukraine sehr stark – 
jeder hier hat diese Verantwortung – mit Energiepolitik 
befassen. Der europäische Energiemarkt ist ein europäi-
scher Energiemarkt,

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)

und deswegen gibt es Schwankungen bei der Preisbil-
dung und beim Import und Export. Manchmal importie-
ren wir; manchmal exportieren wir. Diese Zahlen immer 
so statisch zu betrachten, zeugt einfach nur davon, dass 
Sie anscheinend den europäischen Energiemarkt nicht 
verstanden haben.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)

Erläutern Sie uns doch bitte noch mal, was Sie glauben, 
wie der aussieht!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Steffen Kotré (AfD):
Ja, sehr gern, Frau Beck. Also, wir haben eine Statistik. 

Wir haben das Statistische Bundesamt,
(Janine Wissler [Die Linke]: Ach was!)

und in deren Statistiken stehen die Zahlen.
(Katharina Beck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, aber ich habe die ja nicht zitiert! 
Sie haben mir unterstellt, ich hätte sie zitiert!)

Da steht drin, wie viel Strom wir importiert und exportiert 
haben über all die Jahre, über all die Jahrzehnte.

(Katharina Beck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, ich weiß! Und das schwankt!)

Und die Importe steigen. Warum? Weil wir unsere eigene 
Energieversorgung schädigen, massiv schädigen. Wir 
hatten um das Jahr 2000 mit Kernenergie übrigens mit 
die preiswerteste Stromversorgung.

(Katharina Beck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nicht bei den Gestehungskosten, Herr 
Kotré! Da hätten Sie mir mal zuhören sollen in 
meiner Rede, als ich die Kosten erläutert habe 
davon! – Gegenruf des Abg. Marcel 
Queckemeyer [AfD]: Hören Sie doch mal zu!)

Mit Kernenergie konnten wir unseren eigenen Strom-
bedarf auch decken. Das können wir jetzt leider nicht 
mehr.

(Zuruf der Abg. Katharina Beck [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Das ist ja auch völlig logisch; man muss ja nur von zwei 
eins abziehen, dann bleibt eins übrig:

(Beifall bei der AfD – Stephan Brandner 
[AfD]: Das haben die noch nie verstanden!)

Kernenergie geht weg, Kohle geht weg. Wo soll denn 
dann der Strom herkommen? Natürlich aus dem Ausland.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Ihre Redezeit läuft weiter.

Steffen Kotré (AfD):
Kohle wird nicht mehr verwendet. Und insofern: ein-

fach nur die Zahlen anschauen.
(Katharina Beck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nein, Sie müssen nicht so arrogant sein! 
Sie haben mir Zahlen unterstellt, die ich nicht 
gesagt habe!)

– Im Gegensatz zu Ihnen operieren wir mit Zahlen, mit 
Fakten.

Weiter mit den Zahlen: 90 Prozent der Solarmodule 
und 99 Prozent der Halbleiter für die Windmühlen kom-
men aus China. Das sind Zahlen, die Sie nicht weginter-
pretieren können.

(Julian Joswig [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie wollen die russischen Brennstäbe 
für die AKWs, russisches Gas! Wann sind Sie 
denn mal wieder im Staatsfernsehen? – Zuruf 
der Abg. Katharina Beck [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Demgegenüber können eben Kernkraftwerke und 
Kohlekraftwerke weitgehend – ich sage: weitgehend – 
unabhängig betrieben werden; denn der Brennstoff Uran – 
das haben wir vorhin gehört – wird geliefert von Kanada, 
Australien, Kasachstan und Usbekistan. Und Kohle krie-
gen wir auch von einem Dutzend Länder auf dieser Welt. 
Das senkt die Abhängigkeit und stärkt die Unabhängig-
keit – und nicht andersherum, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Und mit der Verweigerung russischen Leitungsgases

(Julian Joswig [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aha! Jetzt sind wir gleich bei Nord 
Stream! Ich habe schon gewartet!)

verringert sich die Gasdiversifikation, und dadurch stei-
gen ebenfalls Abhängigkeiten und Preise. Das Sanktions-
regime von EU und USA schädigt unsere Volkswirt-
schaft. Mittlerweile stehen Zahlen von 200 Milliarden 
Euro an Kosten für die deutsche Wirtschaft im Raum. 
Diese Selbstschädigung im Inland trifft nun auf die jüngs-
ten außenpolitischen Dinge wie die Eskalation im Nahen 
Osten.

(Julian Joswig [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Kein Wort zu Leipzig! Kein Wort zur 
russischen Kriegswirtschaft! Kein Wort zu 
Kriegsverbrechen! Typisch AfD!)

Und jetzt an dieser Stelle sehen wir eben die Unzuläng-
lichkeiten der europäischen Krisenreaktionsmechanis-
men: verzögerte Entscheidungen, viel zu komplexe 
Regulierungsverfahren und zusätzliche bürokratische Re-
gelwerke. Sie erschweren das schnelle und flexible Ein-
greifen und verhindern damit die Entlastung für Industrie, 
Mittelstand und Verbraucher. Und die Folgen sind eben 
höchste Energiekosten und eine Deindustrialisierung, die 
leider nicht abgefedert wird.

Was ist an dieser Stelle jetzt zu tun? Ganz klar: 
Deutschland muss nun eigenständig Maßnahmen zur Si-
cherung einer bezahlbaren, verlässlichen und wettbe-
werbsfähigen Energieversorgung ergreifen. Über die Be-
schaffung und Nutzung von Energieressourcen muss 
nunmehr eigenständig entschieden werden. Für die Dauer 
der Krise müssen Sanktionen, Embargos und energie- 
und wirtschaftspolitische Vorgaben auf nationaler und 
europäischer Ebene ausgesetzt werden. Bei allen energie- 
und wirtschaftspolitischen Entscheidungen ist nationalen 
Interessen, der Versorgungssicherheit und dem Schutz 
kritischer Infrastruktur Rechnung zu tragen. Die indus-
trielle Wettbewerbsfähigkeit muss nunmehr Vorrang ha-
ben. Energiesouveränität,

(Beifall bei der AfD)

Energiesouveränität ist eine wesentliche Voraussetzung 
für wirtschaftliche Souveränität, industrielle Wett-
bewerbsfähigkeit und politische Eigenständigkeit. Wer 
Patriot ist und Deutschland wieder fitmachen will,

(Katharina Beck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: …, der sollte Sie nicht wählen! 
Niemals!)

der stärkt Deutschlands Souveränität.
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(Beifall bei der AfD – Julian Joswig [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie sind keine Patrio-
ten! Sie sind Vaterlandsverräter! Ganz einfach! 
So was können Sie im russischen Staatsfernse-
hen erzählen, aber nicht im Deutschen Bundes-
tag! Mein Gott!)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat jetzt das Wort die Ab-

geordnete Dr. Saskia Ludwig.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Daniel Bettermann [SPD])

Dr. Saskia Ludwig (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Der Antrag, über den wir hier debat-
tieren, setzt an einem richtigen Punkt an: Energie ist zu 
teuer. Die Versorgungssicherheit ist keine Selbstverständ-
lichkeit. Die Wettbewerbsfähigkeit bei uns steht unter 
Druck. Täglich gehen wertvolle Arbeitsplätze verloren. 
Wer Industrie und Mittelstand in Deutschland halten will, 
aber auch private Haushalte ernst nimmt, sollte drei Fra-
gen beantworten: Kommt der Strom, wenn er gebraucht 
wird? Zu welchem Preis? Und: Bleibt die Wertschöpfung 
im Land?

Das Ziel teilen wir: bezahlbare, sichere, verfügbare 
Energie. Die Therapie des Antrages teilen wir nicht. 
Eine komplette Rückabwicklung der bestehenden Ener-
giepolitik ist kein realistischer Fahrplan und auch volks-
wirtschaftlich nicht sinnvoll.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Aber: Genauso unrealistisch ist es, so weiterzumachen 
wie bisher: Zubau ohne Systemkosten ins Netz schieben, 
im Zweifel importieren.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Wind und Sonne sind ein Teil der Stromerzeugung. 
Diese Art der Stromerzeugung liefert aber nur 18 Prozent 
unseres Energiebedarfs in Deutschland, was gern verges-
sen wird. Diese Art der Stromerzeugung ist auch wetter-
abhängig, und sie liefert nicht automatisch an einem Ja-
nuartag um 19 Uhr Strom.

(Dr. Fabian Fahl [Die Linke]: Dann bauen Sie 
die Speicher aus!)

– Ja, dann können wir gleich darüber diskutieren, ob Sie 
wissen, was das kosten würde, das für zehn Tage mit 
Speichern abzupuffern.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der AfD)

Wer das nämlich ignoriert, der plant vorbei an dem, was 
wir brauchen.

Der Fehler der letzten Jahre war nicht, dass überhaupt 
erneuerbare Energien installiert wurden. Der Fehler war, 
oft ohne Netz, ohne steuerbare Leistung und ohne ehr-
liche Systemkosten zu bauen.

(Beifall der Abg. Sepp Müller [CDU/CSU] 
und Dr. Paul Schmidt [AfD])

2025 lagen die Kosten allein für das Netzengpass-
management bei rund 3 Milliarden Euro. Das zahlen am 
Ende die Kunden über die Netzentgelte. Weniger Eng-
pässe heißt: weniger Kosten. Deshalb muss der Zubau 
dorthin, wo er dem Netz nutzt, dorthin, wo er zur Last 
passt, also nicht an jeden Standort und nicht um jeden 
Preis. Politische Zielzahlen ersetzen keine Physik.

(Beifall des Abg. Sepp Müller [CDU/CSU])

Entscheidend ist, ob an einem dunklen, windarmen Win-
terabend genug gesicherte Leistung im Land steht. Wenn 
nicht, dann hilft auch keine Prozentmarke.

Deutschland ist, Frau Beck, seit 2023 Nettoimporteur. 
Ich glaube, darüber muss man nicht diskutieren, was das 
bedeutet.

(Steffen Kotré [AfD]: Doch, die Grünen 
schon! – Stephan Brandner [AfD]: Zwei minus 
eins gleich acht!)

Es gibt einen Unterschied zwischen Import und Export. 
Und wir haben mittlerweile einen Importüberschuss von 
21,9 Terawattstunden – steigend.

Europäischer Handel ist sinnvoll; das ist richtig. Er 
gleicht Preise und Erzeugung aus. Aber er ersetzt eben 
keine eigene gesicherte Leistung, erst recht nicht in dem 
Moment, in dem Europa insgesamt das gleiche Problem 
hat.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Wir brauchen steuerbare Leistung heute und neue, 
planbare Kapazität morgen. Ich habe leider nicht genug 
Zeit, um darauf einzugehen, was mit den alten Kernkraft-
werken passiert ist, ob man sie wieder anschalten kann 
oder nicht. Fakt ist aber, dass Deutschland Kerntechnik 
nicht aus Prinzip ausblenden darf.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der AfD)

Der alte Gegensatz „Erneuerbare oder Kernenergie“ ist 
wirtschaftlich und technisch überholt.

(Janine Wissler [Die Linke]: Aber das End-
lager nicht!)

Es gibt dort keinen Gegensatz. Deswegen gibt es einen 
klaren Weg: Die Option auf SMRs und Fusion müssen 
wir uns offenhalten. Wir wissen, dass allein die Rechen-
zentren, die wir heute schon haben, 3 bis 4 Prozent des 
Strombedarfes benötigen – und wir stehen erst am An-
fang beim Ausbau dieser.

Meine Damen und Herren, Versorgungssicherheit 
heißt aber auch, dass wir das nutzen müssen, was wir 
haben, zum Beispiel Biomethan. Biomethan ist speicher-
bar, steuerbar und läuft über vorhandene Gasinfrastruk-
tur. Wer mehr davon will, muss Investitionen finanzierbar 
machen. Zehn Jahre Trennungsschutz für Neuanlagen 
reichen dafür nicht aus.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Typische Horizonte liegen bei 20 Jahren. Sonst entsteht 
die absurde Lage, politisch mehr heimisches Gas zu för-
dern und es gleichzeitig kreditunfähig zu machen.
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Meine Damen und Herren, die Entlastungen aus dem 
Jahr 2026 nehmen Druck aus dem System – das ist rich-
tig –; aber dies ist kein Ersatz für niedrige Energiekosten. 
Solange Redispatch-Reservevorhaltungen und Netzeng-
pässe hoch bleiben, zahlen Bürger und Betriebe doppelt. 
Auf der einen Seite wird der Preis gezahlt, auf der ande-
ren Seite Steuern, die dieses System hoch subventionie-
ren.

Die Problemdiagnose des Antrages ist in weiten Teilen 
richtig – das habe ich gesagt –: Preis, Versorgung, Stand-
ort. Richtige Diagnose heißt aber eben nicht unbedingt 
richtige Therapie. Was muss gemacht werden?

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Frau Kollegin, Ihre Redezeit ist zu Ende.

Dr. Saskia Ludwig (CDU/CSU):
Dann geben Sie mir noch die 20 Sekunden.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der AfD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Nein. Ihre Redezeit ist wirklich einfach zu Ende.

Dr. Saskia Ludwig (CDU/CSU):
Also, meine Damen und Herren: Nicht Ideologie ent-

scheidet, sondern Physik, Lastgang und Wirtschaftlich-
keit.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Damit schließe ich die Aussprache. Wir kommen zu 

den Abstimmungen. Tagesordnungspunkt 8a. Wir kom-
men zur Beschlussempfehlung des Ausschusses für Um-
welt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit 
zu dem Antrag der Fraktion der AfD mit dem Titel: 
„Sofortige Senkung der Energiekosten – Beendigung al-
ler deutschen Klimaschutzmaßnahmen“. Der Ausschuss 
empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 
21/5650, den Antrag der Fraktion der AfD auf Druck-
sache 21/5322 abzulehnen. Wer stimmt für diese Be-
schlussempfehlung? – Das sind die Fraktionen Die Linke, 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen und CDU/CSU. Wer 
stimmt dagegen? – Das ist die AfD-Fraktion. Ich frage, 
ob es Enthaltungen gibt. – Das ist nicht der Fall. Die 
Beschlussempfehlung ist damit angenommen.

Tagesordnungspunkt 8b. Interfraktionell wird Über-
weisung der Vorlage auf Drucksache 21/8115 an den 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie vorgeschlagen. 
Gibt es weitere Überweisungsvorschläge? – Das ist nicht 
der Fall. Dann verfahren wir wie vorgeschlagen.

Und nun rufe ich auf die Tagesordnungspunkte 9a bis 
9c: 

a) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Sabine Dittmar, Gitta Connemann, Dr. Armin 
Grau und weiteren Abgeordneten eingebrach-

ten Entwurfs eines Vierten Gesetzes zur Än-
derung des Transplantationsgesetzes – Ein-
führung einer Widerspruchsregelung 

Drucksache 21/7570
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Haushaltsausschuss gemäß § 96 der GO

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Michael Brand (Fulda), Dr. Lars Castellucci, 
Ates Gürpinar und weiterer Abgeordneter 

Freiwilligkeit der Organspende sichern – 
Aufklärungs- und Registrierungspoten-
ziale heben

Drucksache 21/8050
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Haushaltsausschuss

c) Erste Beratung des vom Bundesrat ein-
gebrachten Entwurfs eines … Gesetzes zur 
Änderung des Transplantationsgesetzes 
und Einführung der Widerspruchslösung 

Drucksache 21/2738
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Haushaltsausschuss gemäß § 96 der GO

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 60 Minuten 
beschlossen.

Die Fraktionen haben sich darauf verständigt, dass es 
keine Kurzinterventionen und keine Zwischenfragen ge-
ben soll. Alle Abgeordneten, deren Redewünsche nicht 
berücksichtigt werden können, haben die Möglichkeit, 
ihre Redebeiträge zu Protokoll zu geben.1)

Ich eröffne die Aussprache. Als Erstes hat das Wort die 
Abgeordnete Sabine Dittmar.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der Linken)

Sabine Dittmar (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Stellen Sie sich vor, Sie warten auf ein Organ. Sie warten 
nicht auf einen Termin, nicht auf eine Untersuchung, Sie 
warten auf einen Anruf, einen Anruf, der Ihnen die 
Chance gibt, weiterzuleben, und Sie wissen nicht, ob 
dieser Anruf rechtzeitig kommt. Genau das ist heute trotz 
vielfältiger Maßnahmen und Initiativen in der Vergan-
genheit Realität für Tausende Menschen auf den Warte-
listen und an der Dialyse. Hinter jeder Zahl steht ein 
Mensch, eine Familie, die Hoffnung auf mehr Zeit. Ge-
nau deshalb führen wir heute diese Debatte. Und genau 
deshalb fordert meine Gruppe die Widerspruchsregelung 
und damit eine Rechtsgrundlage, die in den meisten Län-

1) Anlage 2
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dern Europas und in den sieben Ländern des Eurotrans-
plant-Verbundes, aus dem auch wir Organe erhalten, gilt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Kolleginnen und Kollegen, ich will einen Einwand, 
den wir immer wieder hören, ausdrücklich aufgreifen: 
Schweigen ist keine Zustimmung. Das stimmt; aber 
Schweigen ist auch keine Ablehnung. Schweigen heißt 
zunächst einmal: Ich habe mich nicht entschieden. Ich 
habe mich vielleicht nicht mit der Frage beschäftigt 
oder meine Entscheidung nicht festgehalten. – Aber diese 
Nichtentscheidung bleibt nicht folgenlos; denn wenn ich 
mich zu Lebzeiten nicht entscheide, schwindet die Last 
der Entscheidung nicht. Sie wird im entscheidenden Mo-
ment auf andere übertragen: auf meine Angehörigen. 
Diese müssen dann in einer Situation von Trauer, Schock 
und Überforderung herausfinden, was ich gewollt hätte. 
So ist es im Transplantationsgesetz geregelt. Auch bei der 
Widerspruchsregelung bleiben die Angehörigen eng ein-
gebunden. Aber wir bürden ihnen nicht länger eine Ent-
scheidung auf, die jeder Mensch zu Lebzeiten selbst tref-
fen kann.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der Linken sowie des Abg. Alexis L. 
Giersch [AfD])

Deswegen geht es für mich auch um Verantwortung: 
Ist es einem erwachsenen, einwilligungsfähigen Men-
schen zuzumuten, sich selbst mit der Frage auseinander-
zusetzen, statt sie im Ernstfall seinen Angehörigen zu 
hinterlassen? Und ich sage: Ja; denn Organspende kann 
jede und jeden von uns betreffen. Jeder von uns kann 
morgen auf ein Spenderorgan angewiesen sein. Deshalb 
ist es zumutbar, sich zumindest einmal im Leben mit der 
Frage auseinanderzusetzen: Möchte ich nach meinem 
Tod Organe spenden, oder möchte ich das nicht? Und 
beides ist zu respektieren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der Linken)

Denn genau hier liegt der Kern unseres Gesetzentwurfes: 
Wir schaffen keinen Zwang zur Organspende. Die Organ-
spende ist und bleibt freiwillig.

Wir verändern die Ausgangslage, und das ist ange-
sichts der hohen Zustimmungsrate zur Organspende gut 
begründbar. Heute müssen diejenigen aktiv werden, die 
Organe spenden wollen. Sie müssen ihre Zustimmung 
erklären. Künftig müssen diejenigen aktiv werden, die 
keine Organe spenden wollen. Sie müssen widerspre-
chen. Jeder Mensch kann Nein sagen. Niemand muss 
dieses Nein begründen, und ein Widerspruch ist jederzeit 
möglich. Was wir verändern, ist, wer aktiv werden muss. 
Nicht die Mehrheit muss handeln, sondern die Minder-
heit.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der Linken)

Meine Kolleginnen und Kollegen, natürlich ist die Wi-
derspruchsregelung nicht die einzige Antwort auf die 
Probleme der Organspende in Deutschland. Wir müssen 
weiter an den Strukturen in unseren Krankenhäusern ar-
beiten. Wir müssen mögliche Organspender zuverlässig 
erkennen. Transplantationsbeauftragte brauchen Zeit, 
Personal und Unterstützung. Es ist kein Entweder-oder, 
es ist ein Sowohl-als-auch. Das zeigt gerade das Beispiel 
des Uniklinikums Regensburg, das von den Kritikern 
unseres Gesetzentwurfes oft als Beispiel für gute Struk-
turen und Spendererkennung genannt wird. Richtig: In 
Regensburg gibt es gute Strukturen und großes Engage-
ment. Professor Banas, der Leiter des dortigen Transplan-
tationszentrums und ein uneingeschränkter Befürworter 
der Widerspruchsregelung, beschreibt aber auch immer 
wieder, wie auch sein Haus trotz guter Strukturen an die 
Grenzen stößt, wenn keine Entscheidung des Verstorbe-
nen bekannt ist. Das ist doch der Punkt. Wir können die 
Abläufe in den Kliniken verbessern. Wir können mögli-
che Spender besser erkennen. Aber wir können organisa-
torisch nicht ersetzen, was vorher nicht entschieden wur-
de.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN und der Abg. Ina Latendorf [Die Linke])

Deshalb müssen wir weiter an den Strukturen arbeiten 
und die rechtliche Ausgangslage verbessern. Denn am 
Ende, Kolleginnen und Kollegen, reden wir nicht über 
ein abstraktes System. Wir reden über Menschen – über 
Menschen, die seit Monaten und Jahren auf ein Organ 
warten, über Menschen, die morgens aufwachen und 
nicht wissen, ob der Anruf, auf den sie hoffen, rechtzeitig 
kommt.

Wir können diesen Menschen nicht versprechen, dass 
die Widerspruchsregelung alle Probleme löst. Das wird 
sie nicht. Aber wir können aufhören, immer nur an den-
selben Stellschrauben zu drehen. Lassen Sie uns dafür 
sorgen, dass eine mögliche Spende nicht daran scheitert, 
dass zu Lebzeiten keine Entscheidung getroffen wurde. 
Diese Verantwortung, Kolleginnen und Kollegen, sollten 
wir übernehmen – für die Menschen, die hier warten, und 
für die Familien, die mit ihnen hoffen.

Danke für die Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken und des Abg. Alexis 
L. Giersch [AfD])

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Jetzt hat das Wort der Abgeordnete Martin Sichert.

(Beifall bei der AfD)

Martin Sichert (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Über-

morgen wird Max Siegel 35 Jahre alt. Gaby Siegel, seine 
Mutter, wird elf Wochen vor seiner Geburt für hirntot 
erklärt. Ihr Körper hält knapp drei Monate alle Funktio-
nen aufrecht, die es für das Überleben und das Wachstum 
des Babys braucht. Immer wenn ihr Puls und Blutdruck 
steigen, summt eine Musiktherapeutin und legt eine Hand 
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auf ihre Brust, und sie beruhigt sich wieder. Niemand 
kann erklären, warum. Schließlich bekommt sie Wehen, 
und wenige Stunden später kommt Max, ihr Junge, zur 
Welt. Karl-Eugen Siegel, der Vater, streichelt während 
der Geburt den Kopf seiner Frau. Als das Kind den ersten 
Schrei von sich gibt, beugt er sich zu ihr hinunter, küsst 
sie liebevoll und fragt: „Hast du es gehört, Gaby? Das ist 
unser Kind!“ Zwei Tage nach der Geburt bekommt die 
Mutter Herzrhythmusstörungen, und der Vater entschei-
det sich, sie nicht mehr reanimieren zu lassen.

Hirntod, ein voll funktionsfähiger Körper, elf Wochen 
später unter Wehen ein Kind geboren. Gaby Siegel ist 
kein Einzelfall. Seither gab es über 30 Hirntote, bei denen 
der Körper die Schwangerschaft aufrechterhielt. Sind 
diese Menschen tot, obwohl sie neues Leben schaffen 
können? Es sind jedenfalls Menschen, denen man künf-
tig, wenn sie nicht aktiv widersprochen haben, die Or-
gane entnehmen möchte. Niemand von uns weiß, was 
in diesen Menschen vorgeht. Niemand weiß, was mit 
der Seele beim Hirntod passiert oder was der Mensch 
mitbekommt. Wir wissen nur: Sie können nicht reagieren.

Wir sind ein freiheitliches Land. Wenn jemand aktiv 
sagt, er möchte, dass seine Organe bei Feststellung des 
Hirntods entnommen werden, dann ist das in Ordnung. 
Aber man muss darüber aufklären, was das bedeutet. 
Dazu die „Süddeutsche Zeitung“ – Zitat –:

„[…] bei einem Kleinkind […] entnahmen Medizi-
ner Organe für die Transplantation, ohne dass der 
Hirntod richtig diagnostiziert worden war. In acht 
weiteren Fällen aus den vergangenen drei Jahren, 
die der SZ vorliegen, haben Mitarbeiter der Deut-
schen Stiftung Organtransplantation (DSO) die Feh-
ler gerade noch rechtzeitig vor der Organentnahme 
entdeckt. Die DSO-Mitarbeiter […] trauten sich 
[…] häufig gar nicht, die Mediziner auf ihre Un-
kenntnis hinzuweisen: ‚Viele Kollegen verkneifen 
sich eine Korrektur. Sie nehmen die falsche Diag-
nostik einfach hin und leiten die Organspende ein‘, 
sagt ein Insider der SZ.“

Zitat Ende.
Organe können nur von lebenden Körpern transplan-

tiert werden. Es kann Fehldiagnosen geben. Wer der 
Organspende zustimmt, bei dem wird die symptomlin-
dernde palliative Behandlung durch eine organprotektive 
Intensivtherapie ersetzt. Der Mensch wird zum Objekt 
mit dem Ziel, eine optimale Organfunktion für die Ent-
nahme sicherzustellen. Diese Objektifizierung steht ei-
nem würdevollen Ableben entgegen.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Artikel 1, die Würde des Menschen, umfasst auch wür-
devolles Sterben. Mit der Widerspruchslösung erklärt der 
Staat erst mal jeden zum Organspender. Das ist unver-
einbar mit der Menschenwürde und dem Recht auf kör-
perliche Unversehrtheit, zwei zentralen Aspekten der 
freiheitlichen Grundordnung. Wenn Menschen sich aus 
freiem Willen selbst zum Organspender bei festgestell-
tem Hirntod erklären, ist das zu respektieren. Menschen 
dürfen sich selbst die körperliche Unversehrtheit und die 

Würde nehmen. Der Staat darf es nicht und folglich auch 
nicht einfach jeden zum Organspender erklären. Die Wi-
derspruchslösung ist schlicht grundgesetzwidrig.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Spenden sind immer freiwillig. Mit der Widerspruchs-
lösung würde aus der Organspende eine Organabgabe. 
Die Widerspruchslösung ist der Anfang einer geplanten 
massiven Ausweitung der Organentnahmen. Letzte Le-
gislaturperiode forderte die FDP, Organspenden bereits 
beim Herztod durchzuführen. Diese Partei ist zu Recht 
in der Bedeutungslosigkeit verschwunden. Denn das 
würde bedeuten, Menschen mit funktionierenden Hirn-
strömen auszunehmen. Reanimation wird dann mögli-
cherweise vorzeitig beendet, um den Körper auf die Or-
ganentnahme vorzubereiten. Das ist unverantwortlich. 
Gerade fordern das wieder einzelne Mediziner und Ver-
bände. Da kann ich nur sagen: Wehret den Anfängen.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Menschen sind keine Organlager für andere Menschen. 
Jeder Mensch ist ein Individuum mit Recht auf Würde 
und körperliche Unversehrtheit. Die Zukunft der Medizin 
liegt in Organen, die aus Gewebe im Labor gezüchtet 
werden. Das führt nicht nur zu genug Organen, sondern 
beendet auch die Abstoßungsreaktionen im Körper. Denn 
zur Wahrheit bei der Organspende gehört auch, dass Or-
ganempfänger lebenslang von heftigen Medikamenten 
abhängig sind; das fremde Organ ist ein Fremdkörper, 
den das Immunsystem ohne Medikamente angreifen 
und abstoßen würde. Wir sollten die Forschung von Or-
ganen aus dem Labor massiv fördern. Denn die Frage ist 
nicht, ob das kommen wird, sondern, wann.

Die Geschichte der Familie Siegel hat mich sehr mit-
genommen. Stellen Sie sich vor, es hätte damals eine 
Widerspruchslösung gegeben und Gaby Siegel hätte 
nicht widersprochen, weil sie keine Lust gehabt hätte 
oder als junge Frau nicht daran gedacht hätte, sich mit 
dem Thema zu beschäftigen. Dann hätte man ihr gleich 
nach der Geburt sämtliche Organe entnommen, ohne ver-
nünftige Verabschiedung durch ihren geliebten Karl- 
Eugen, eine wirklich grausame Vorstellung.

Daher hoffe ich, dass die Widerspruchslösung in 
Deutschland niemals kommen wird.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Sven Lehmann.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU])

Sven Lehmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! 

Dieser Bundestag hat in der Vergangenheit einige 
schwierige ethische Debatten geführt: von der Jungen-
beschneidung über die Sterbehilfe bis hin zur Organspen-
de. Diese Debatten waren immer dann am besten, wenn 
sie mit Respekt vor der jeweils anderen Position geführt 
wurden.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Respekt bedeutet für mich auch, der anderen Position erst 
mal Gutes zu unterstellen, nämlich, die Gesundheit und 
das Leben von Menschen retten zu wollen. Das eint uns, 
und genau so sollten wir auch diese Debatte führen, liebe 
Kolleginnen, liebe Kollegen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Viele von uns haben persönliche Erfahrungen mit dem 
Thema Organspende, auch ich. Bei meiner Mutter wurde 
im Alter von noch nicht einmal 60 Jahren eine schwere 
Lebererkrankung diagnostiziert. Es folgte ein nervenauf-
reibendes Verfahren bei einer Transplantationsambulanz. 
Sie hätte sogar die Chance auf eine neue Leber gehabt, 
wenn ihr am Ende ihrer Erkrankung nicht der Wille ge-
fehlt hätte, weiterzukämpfen. Meine Mutter hat ihre Er-
krankung nicht überlebt. Dennoch bin ich heute dieser 
einen Person sehr dankbar, die sich bereit erklärt hatte, 
ihre Leber zu spenden.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD und des 
Abg. Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU])

Auch ich möchte, dass nach meinem Tod mit meinen 
Organen vielleicht Leben gerettet werden können. Viele 
Menschen in Deutschland haben einen Organspendeaus-
weis. Ich finde, dafür können wir alle sehr, sehr dankbar 
sein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU)

Trotzdem brauchen wir mehr Spenderinnen und Spender. 
Aber eine so sensible Entscheidung wie die Spende eines 
Organs auch nach dem eigenen Tod sollte weiterhin eine 
Entscheidung bleiben, die ein Mensch aktiv bejahen 
muss.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der CDU/CSU und 
der SPD)

Warum? 
Erstens. Oft wird ja Spanien als Beispiel für die Wider-

spruchslösung angeführt. Dort ist aber die Zahl der Spen-
der erst dann nach oben gegangen, nachdem Spanien die 
Kliniken besser ausgestattet und systematisch die An-
sprache der Menschen verbessert hat.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und des Abg. Michael 
Brand [Fulda] [CDU/CSU])

Und nur weil wir in Deutschland da gerade nicht gut 
genug sind, heißt das doch nicht, dass wir nicht jeden 
Tag daran arbeiten sollten, besser zu werden. Das ist 
unsere Aufgabe.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Wenn wir jetzt stattdessen sagen: „Wir haben es bisher 
nicht gut genug hinbekommen, also erklären wir jetzt 
erstmal per Gesetz alle automatisch zu Spendern“, dann 
könnten wir das Vertrauen eines großen Teils der Bevöl-
kerung verlieren. Und das wäre bei dieser wichtigen 
Frage total kontraproduktiv.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der CDU/CSU und 
der SPD)

Denn – das ist mein zweiter Punkt – Spenden sind 
freiwillig. Und das ist auch keine Nebensache, sondern 
das ist der Kern einer Spende.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der Abg. Michael 
Brand [Fulda] [CDU/CSU] und Martin Sichert 
[AfD])

Ein Mensch sollte nur selbst über seinen Körper ver-
fügen.

Die Widerspruchsregelung hingegen bedeutet im Kern 
nichts anderes als eine Vergesellschaftung des Körpers. 
Entweder Menschen wollen spenden, dann sagen sie ak-
tiv Ja, oder sie wollen es nicht, dann ist das ihre legitime 
Entscheidung, die auch nicht moralisch schlechter oder 
besser ist. Oder aber sie wissen es noch nicht oder haben 
sich damit noch nicht beschäftigt oder verstehen schlicht-
weg die Tragweite nicht. Dann darf aus Schweigen nicht 
automatisch Zustimmung werden.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der CDU/CSU, der 
AfD und der SPD)

Denn der Körper – auch der hirntote Körper – unterliegt 
keinem kollektiven Zugriffsrecht. Das wäre in meinen 
Augen zutiefst unethisch.

Drittens. Ich höre in dieser Debatte oft das Argument – 
hier noch nicht, aber oft in der Gesellschaft –: Mit dem 
Tod enden Selbstbestimmung und Würde eines Men-
schen. – Nein, das tun sie nicht. Wir haben postmortale 
Persönlichkeitsrechte. Wenn es so wäre, dass ein toter 
Körper keine Menschenwürde mehr besäße, dann 
bräuchten wir auch keine Bestattungsregeln, dann 
bräuchten wir keine Gesetze gegen die Störung der To-
tenruhe und keine Ruhestätten, die religiösen Regeln fol-
gen. Warum sollte ausgerechnet bei der Organspende die 
Selbstbestimmung über den eigenen Körper nach dem 
Tod enden? Ich finde, eine Entscheidung von einer sol-
chen Tragweite, die wir ja stellvertretend für alle Men-
schen treffen würden, sollten wir Abgeordnete uns nicht 
anmaßen. Es sollte weiterhin eine Entscheidung bleiben, 
die jeder Mensch selbst aktiv für sich trifft.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der CDU/CSU, der 
AfD und der SPD)

Das führt mich zum letzten Punkt: Ich habe große 
Sorge, dass die Widerspruchsregelung das Potenzial hat, 
die Gesellschaft weiter zu spalten. Wir erleben seit Jahren 
einen Vertrauensverlust in Politik. Die Organspende kann 
aber nur funktionieren, wenn Menschen darauf vertrauen, 
dass die Selbstbestimmung über ihren Körper und ihre 
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persönliche Entscheidung respektiert wird. Wir als Hohes 
Haus dürfen nicht den Eindruck erwecken, dass wir bzw. 
der Staat über die Körper seiner Bürger verfügt.

(Sabine Dittmar [SPD]: Das macht er doch 
nicht!)

Das wäre aus meiner Sicht ein Brandbeschleuniger für 
das Misstrauen zwischen Bürgern und Staat. Deswegen 
werbe ich hier für den Antrag der Gruppe, die sagt: Ja zu 
besseren Strukturen, Ja zu besserer Ansprache und Auf-
klärung und Ja zur aktiven Zustimmung und zum Erhalt 
der Freiwilligkeit bei der Organspende.

Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der CDU/CSU und 
der SPD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Jetzt hat das Wort für den Bundesrat: Minister Karl- 

Josef Laumann.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Karl-Josef Laumann, Minister (Nordrhein-West-
falen):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Abgeordnete 
des Deutschen Bundestages! Der Bundesrat hat am 
26. September 2025 die Bundesratsinitiative zur Einfüh-
rung der Widerspruchslösung erneut mit großer Mehrheit 
angenommen. Das ist auch der Grund, warum ich heute 
als Berichterstatter des Bundesrates hier bin.

Natürlich freue ich mich darüber, dass es eine große 
Gruppe von Abgeordneten dieses Hohen Hauses gibt, die 
die Widerspruchslösung für richtig hält. Es gibt auch 
einen anderen Antrag. Aber was wir im Bundesrat eigent-
lich erreichen wollten, war – und das ist jetzt Realität –, 
dass sich der Deutsche Bundestag auch in dieser Wahl-
periode mit dem Thema der Organspende befasst und die 
rechtlichen Grundlagen mit den Erkenntnissen, die wir 
heute haben, noch einmal neu bewertet. Ich finde, es 
war das große Anliegen der Länder, dass der Bundestag 
sich in dieser Wahlperiode mit diesem Thema beschäf-
tigt.

Ich glaube, dass die Zahlen Ihnen allen bekannt sind, 
und ich will sie, weil es zu viel Zeit kostet, jetzt gar nicht 
alle aufzählen. Aber wir haben im letzten Jahr ganze 985 
Menschen gehabt, bei denen es am Ende zu einer Organ-
entnahme gekommen ist. Allein in den letzten zwölf 
Monaten sind über 4 800 Menschen auf den Wartelisten 
dazugekommen. Und wahr ist auch, dass über 600 Men-
schen verstorben sind, weil wir kein Spendeorgan hatten. 
Das ist auch die Wahrheit. Deswegen komme ich als 
jemand, der schon ziemlich lange Gesundheitsminister 
in einem großen Bundesland ist, zu dem Ergebnis, dass 
das Problem einfach so ist: Wir haben viel zu wenig 
Organe. Ich gebe zu: Strukturen können immer besser 
werden. Es spielt auch immer eine Rolle, wie man die 
Sterbeverläufe, die überhaupt für eine Organtransplanta-
tion infrage kommen, identifiziert.

Meine Meinung ist, dass wir in den letzten Jahren zu 
Recht sehr vorsichtig damit waren, das System zu ver-
ändern. Wir haben in jeder Debatte, die wir in der letzten 
Wahlperiode im Deutschen Bundestag zu diesem Thema 
hatten, wieder neue Ideen hinzugefügt, wie wir denn noch 
besser aufklären können, wie wir dazu kommen, dass 
mehr Menschen ihren Willen zur Organentnahme doku-
mentieren. Wenn man ehrlich ist, hat all das wenig dazu 
geführt, dass die Dokumentationszahlen in der Bevölke-
rung größer geworden sind.

(Sabine Dittmar [SPD]: So ist es!)

Wir sind nicht vorangekommen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Unser Dilemma ist doch, dass einfach zu wenig Men-
schen dokumentiert haben, wie sie es denn für sich möch-
ten für den Fall der Fälle. Da muss ich Ihnen ehrlich 
sagen, dass ich ganz klar der Meinung bin, dass man 
einem erwachsenen Menschen zumuten kann, die Ant-
wort auf die Frage zu dokumentieren, wie er zur Organ-
spende steht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der Linken)

Um nicht mehr und um nicht weniger geht es.
Es ist doch vollkommen okay, wenn man Nein sagt, 

genauso wie es okay ist – ich habe schon sehr viele Jahre 
einen Spendeausweis –, wenn man dazu Ja sagt. Aber was 
ich auf gar keinen Fall möchte – und das muss man doch 
auch verstehen –, ist, dass in einer Situation, wo ein 
Mensch in einem Sterbeprozess ist, man es darauf an-
kommen lässt, dass es andere für einen entscheiden. 
Das finde ich nicht okay, und deswegen bin ich der Mei-
nung: Es ist jedem erwachsenen Menschen zuzumuten, 
das zu entscheiden. Und wenn er sich mit 20 Jahren dafür 
entscheidet und mit 40 Jahren denkt, ein Nein wäre bes-
ser, dann kann man die Entscheidung, solange man lebt, 
natürlich auch wieder verändern. Aber im Grunde ge-
nommen heißt die Widerspruchslösung: Man muss es 
entscheiden. – Und das halte ich für zumutbar.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der Linken)

Ich wünsche, dass wir diese Debatte mit großem Res-
pekt führen. Aber vielleicht sollte man, wenn man selber 
gerne ein Organ hätte, daran denken: Solidarität ist keine 
Einbahnstraße.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der Linken)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Als Nächstes hat die Abgeordnete Dr. Christina Baum 

das Wort.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)
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Dr. Christina Baum (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Dieser 

Gesetzentwurf hat bei seiner Annahme Folgen für wirk-
lich jeden Einzelnen in unserem Land. Denn mit Einfüh-
rung der Widerspruchslösung gilt jede Person in jedem 
Alter als Organ- oder Gewebespender. Die Organent-
nahme wird damit zum Normalfall. Unser Grundgesetz 
garantiert jedoch allen Menschen das Recht auf kör-
perliche Unversehrtheit. Für unsere Fraktion gilt dieses 
Recht auch über den letzten Atemzug hinaus.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Doch genau dieses Recht wollen Abgeordnete von 
CDU/CSU, SPD, Grünen und Linken und auch die Mit-
glieder des Bundesrates mit ihren Gesetzentwürfen aus-
höhlen. Nicht der Staat als irgendeine abstrakte Größe, 
sondern Sie ganz persönlich als Antragsteller wollen sich 
das Recht herausnehmen, über den Körper eines Men-
schen zu verfügen, der sich zu Lebzeiten einfach nicht 
mit seinem Tod auseinandersetzen wollte und deshalb 
keinen Widerspruch erhob. Es gibt aber keine Pflicht zu 
einer Entscheidung. Das ist ganz klar ein gezielter Über-
griff auf die körperliche Selbstbestimmung des Men-
schen. Wer das Individuum dem Kollektiv unterordnet 
und sein Schweigen gegen ihn verwendet, folgt der 
Handschrift kommunistischer Systeme, nicht der eines 
freien Rechtsstaates.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Wir verschließen nicht die Augen vor dem Wunsch 
und der Not der rund 8 200 Menschen, die 2025 auf ein 
Spendeorgan warteten, während es nur 985 Spender gab. 
Doch Not rechtfertigt keinen staatlichen Zwang – und 
schon gar nicht durch die Hand von gerade mal 245 
Abgeordneten, die sich zu Richtern über die Körper von 
84 Millionen Menschen aufschwingen.

Noch etwas gehört zur Wahrheit, über die hier niemand 
gerne spricht: Damit Organe überhaupt entnommen wer-
den können, muss der Körper des Schwerkranken bis zur 
Operation künstlich beatmet und der Kreislauf aufrecht-
erhalten werden. Das Herz schlägt, das Blut fließt. Der 
Körper einer hirntoten Frau befindet sich nicht nur in 
einem statischen Zustand. In ihrem Bauch wächst und 
gedeiht ein menschliches Leben heran; und ein gesundes 
Baby erblickt das Licht der Welt. Und sie erklären diese 
Frau für tot?

Bis heute streiten sich Mediziner darüber, ob ein hirn-
toter Mensch nicht auch Schmerzen verspürt, weshalb bei 
einer Organentnahme neben Narkose auch Schmerzmit-
tel und Muskelrelaxanzien gegeben werden. Wir wissen 
einfach noch zu wenig, um diesen gefährlichen Schritt 
heute zu gehen. Und hören Sie bitte endlich auf, in die-
sem Zusammenhang von einer Spende zu sprechen! 
Wenn einem Menschen ohne dessen ausdrückliche Zu-
stimmung Organe aus seinem Körper entnommen wer-
den, ist das keine Spende, sondern ein Akt der Gewalt 
gegen diese körperlich eindeutig noch lebende Person. 
Wo soll das enden?

Intensivmediziner der DIVI fordern bereits die nächste 
Grenzüberschreitung: die Organentnahme nicht mehr nur 
nach dem Hirntod, sondern künftig schon nach einem 
Herz-Kreislauf-Stillstand. Kann man dann als Schwer-

verletzter in Zukunft überhaupt noch sicher sein, dass 
im Krankenhaus tatsächlich mit letzter Konsequenz um 
sein Leben gekämpft wird? Oder schielt man im Hinter-
grund bereits auf die Organe für die Warteliste, die sich 
für jedes finanziell angeschlagene Krankenhaus als sehr 
lukrativ erweisen?

(Serdar Yüksel [SPD]: Boah! – Zuruf des Abg. 
Dr. Karl Lauterbach [SPD])

Die AfD-Fraktion sagt daher mehrheitlich unmissver-
ständlich Ja zur freiwilligen und bewussten aktiven Zu-
stimmung. Aber sie sagt klar Nein zu dieser übergriffigen 
Widerspruchslösung, die Fremden das Recht zur gewalt-
samen Zerstörung eines menschlichen Körpers gibt.

Vielen Dank.
(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Jetzt hat der Abgeordnete Michael Kellner das Wort.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der CDU/CSU und 
der SPD)

Michael Kellner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Das ist keine Debatte, um einander 
möglichst gekonnt Argumente um den Kopf zu knallen, 
sondern es ist eine Debatte, in der es darum geht, zu 
beschreiben, wie wir selbst zu unseren Überzeugungen 
kommen. Ich weiß, dass viele Menschen sich nicht mit 
dem eigenen Tod oder mit dem Thema Organspende be-
schäftigen wollen; auch mir fällt das schwer.

Manche von uns haben diesen Luxus nicht. Sie müssen 
sich mit diesen Themen beschäftigen, wie meine Freun-
din Anke. Anke hat in der DDR eine Ausbildung als 
Elektronikfacharbeiterin gemacht. Ihr Ausbildungsbe-
trieb waren die Mechanischen Werkstätten Königswart-
ha, eine NVA-Munitionsfabrik. Dort hat sie sich eine 
Kupfervergiftung zugezogen, die vermutlich der Aus-
löser für ihr lebenslanges schweres Leberleiden war. 
2008 hat sich ihr Gesundheitszustand rapide verschlech-
tert. Anfang 2009 wurde es so schlimm, dass wir alle 
dachten, Anke stirbt. Buchstäblich auf dem letzten Meter 
wurde eine Spenderleber gefunden. Anke stand ganz 
oben auf der Warteliste, weil es ihr so schlimm erging. 
Die Transplantation im Februar 2009 glückte. Doch der 
Weg hätte einfacher sein können, wenn es mehr poten-
zielle Spender gegeben hätte. Schon 2009 fehlte es an 
ausreichend Spenderorganen.

Wegen Anke habe ich einen Organspendeausweis. Für 
mich war es nach der Erfahrung leicht, mich zu entschei-
den. Aber ich habe diesen Anstoß gebraucht, sonst hätte 
ich mich vermutlich nie entschieden.

Ich bin dankbar, dass der unbekannte Spender oder 
seine Angehörigen eine Entscheidung zur Spende getrof-
fen haben, weil die Transplantation Anke 17 gute Jahre 
geschenkt hat – Jahre, die großes Glück brachten. Es gab 
immer wieder gesundheitliche Rückschläge. 2025 wurde 
die Situation immer schlechter. Anke war eine Kämpfe-
rin. Sie ist Anfang des Jahres ins Krankenhaus gekom-
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men, weil sie wieder gesund werden wollte, weil sie 
Hoffnung auf eine zweite Spenderleber hatte. Es sollte 
nicht sein. Sie ist am 18. März 2026 gestorben. Ich war 
bei ihr.

Eine zweite Spenderleber hätte ihre Rettung sein kön-
nen, doch wir haben auch 2026 zu wenige Organe. Die 
Situation hat sich in 17 Jahren nicht grundlegend verbes-
sert, trotz aller Gesetze und Debatten im Bundestag. Des-
wegen werbe ich für die Widerspruchsregelung.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der CDU/CSU, der 
SPD und der Linken)

Mehr als 8 000 Menschen warten aktuell auf ein Spen-
derorgan. Wir brauchen mehr Spender für Menschen wie 
Anke. Die Widerspruchsregelung ist die Lösung in den 
allermeisten europäischen Ländern. Deutschland geht ei-
nen Sonderweg, profitiert aber überdurchschnittlich von 
Organspenden aus dem Ausland. Das ist für mich ethisch 
schwer zu rechtfertigen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der CDU/CSU, der 
SPD und der Linken)

Mit der vorliegenden Widerspruchsregelung bleibt je-
der und jede frei und gleich in ihren Rechten. Jederzeit 
kann ich Nein sagen. Ich muss dafür aktiv widersprechen, 
also mich einmal mit der Frage der Organspende aus-
einandersetzen. Aktiv widersprechen und nicht mehr ak-
tiv zustimmen, das ist der Unterschied. Angehörige wer-
den ausnahmslos immer angehört. Auch nach dem Tod 
gelten diese Regeln. Eine Organentnahme gegen den aus-
drücklichen emotionalen Widerstand einer trauernden 
Familie wird niemals erzwungen. Und besonders vulne-
rable Gruppen sind geschützt. Wer für sich keine selbst-
bestimmte Entscheidung treffen kann, der wird nicht zum 
Spender.

Und ja, eine Widerspruchsregelung allein reicht nicht 
aus. Die Verbesserung der Strukturen aber eben auch 
nicht. Noch mal: Niemand muss Spender sein. Die Würde 
des Menschen, die Selbstbestimmung bleibt unberührt, 
weil man immer Nein sagen kann. Geholfen wird mit 
dieser neuen Regelung Menschen, die auf ein Organ war-
ten, und den Angehörigen von Spendern. Wer sich heute 
nicht entscheidet, überlässt das seinen Angehörigen, die 
verständlicherweise im Falle des Todes überfordert sind, 
weil sie vielleicht nicht wissen, was der oder die Ver-
storbene wollte, weil sie nichts falsch machen wollen, 
weil sie schlicht und ergreifend um einen geliebten Men-
schen trauern.

Eine Entscheidung zu Lebzeiten entlastet Menschen 
und hilft anderen. Daher bitte ich um die Zustimmung 
zur Widerspruchsregelung, für Anke, für die Menschen, 
die heute und zukünftig auf eine Spende hoffen.

Vielen Dank.
(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der CDU/CSU, der 
SPD und der Linken)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Alexis Giersch.

(Beifall bei der AfD)

Alexis L. Giersch (AfD):
Frau Präsidentin! Kollegen! Liebe Landsleute! Die 

Neugier ist den Menschen angeboren, und seit Beginn 
der Neuzeit vergrößert sich deshalb das kollektive Wis-
sen der Menschheit rasant. Noch vor 150 Jahren war eine 
Blinddarmentzündung häufig ein Todesurteil. Es ist – da 
sind wir uns, glaube ich, alle einig – ein großartiger Fort-
schritt der Medizin, dass schon seit vielen Jahrzehnten 
niemand mehr an Blinddarmentzündung sterben muss. 
Das gesamte Gesundheitssystem, das wir aufgebaut ha-
ben, und die medizinische Forschung haben sich dem 
Ziel verschrieben, Krankheiten zu behandeln und Men-
schenleben zu retten. Ich bin sicher, dass Sie mir alle 
zustimmen werden, wenn ich feststelle: Wir sind glück-
lich über diese Errungenschaften der letzten 100 Jahre.

Während meiner beruflichen Tätigkeit als Rettungs-
assistent habe ich Situationen erlebt, in denen es um 
Leben und Tod ging und jede Minute zählte. Ich habe 
aber auch Menschen kennengelernt, deren Leben nicht 
deshalb bedroht waren, weil die Medizin für sie nichts 
mehr hätte tun können, sondern weil ein lebensrettendes 
Organ fehlte. Und für diese betroffenen Menschen ist 
Organspende keine abstrakte politische Debatte. Es geht 
um Familien, die um Angehörige bangen und im 
schlimmsten Fall um Eltern, die um ihr Kind bangen. 
Es geht um schwer kranke Menschen, die leben wollen. 
Die Medizin von heute könnte ihnen das Leben ermögli-
chen. Kein Dialysepatient, der auf der Warteliste für eine 
Nierentransplantation steht, müsste versterben, wenn es 
mehr Spenderorgane gäbe.

Ja, auch ich wünsche mir, dass die wissenschaftliche 
Forschung für die Zukunft andere, vielleicht bessere Lö-
sungen entwickeln kann; aber das löst nicht unser Pro-
blem von heute. Verehrte Kollegen, das ist der Grund, 
warum wir heute zum wiederholten Male die Frage dis-
kutieren: Widerspruchslösung oder Zustimmungslösung? 
Jeder Bürger, der heute diese Debatte verfolgt, erkennt, 
wie sich für beide Auffassungen gewichtige Argumente 
ins Feld führen lassen. Aber bedenken Sie bitte: Unsere 
Entscheidung wird Auswirkungen auf das Leben und das 
Überleben anderer Menschen haben.

Sehr geehrte Damen und Herren, wir sind umgeben 
von Demokratien und Rechtsstaaten. Fast alle unsere 
europäischen Nachbarländer haben sich bereits für die 
Widerspruchslösung entschieden. Die dortige Praxis der 
Organspende hat nach meiner Überzeugung das Argu-
ment entkräftet, dass die Widerspruchslösung ein Eingriff 
in das Selbstbestimmungsrecht ist. Alle Bürger erwarten, 
wenn sie noch gesund sind, dass sie irgendwann, wenn sie 
vom Schicksal getroffen werden, die Errungenschaften 
der Transplantationsmedizin in Anspruch nehmen kön-
nen. Die geltende Rechtslage kann diese Erwartungen 
nicht erfüllen, die Widerspruchslösung kann es hoffent-
lich etwas besser. Und deshalb hat jeder gesunde Mensch 
nach meiner Überzeugung die Bürgerpflicht, sich mit 
diesem Thema auseinanderzusetzen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD und des Abg. Michael Kellner 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 96. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 24. September 2026                                                                                                                                                                                           11823 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Michael Kellner 



Dafür gibt es Informationskampagnen und das Organ-
spende-Register. Denn wenn im Krankheitsfall das Über-
leben von einer Organspende abhängt, dann habe ich 
noch nie einen Menschen erlebt, der sagt: Ich verzichte. – 
Die geltende Gesetzeslage hat zur Folge, dass Organe nur 
deshalb nicht zur Verfügung stehen, weil zu wenige Men-
schen diese lebensrettende Entscheidung dokumentiert 
haben. In naher Zukunft werden wir hier im Bundestag 
zu dieser Frage eine Gewissensentscheidung treffen. Die 
Argumente für die Beibehaltung der Zustimmungslösung 
kann ich zwar nachvollziehen, aber nach intensiver Ab-
wägung und intensivem Nachdenken sind die Argumente 
für die Einführung der Widerspruchslösung für mich 
überzeugender.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD, der CDU/ 
CSU und der SPD und des Abg. Bodo 
Ramelow [Die Linke])

Die entscheidende Frage, die wir uns bei der Abstim-
mung stellen müssen, lautet: Welche Regelung trägt dazu 
bei, Menschenleben zu retten?

Vielen Dank.
(Beifall bei Abgeordneten der AfD, der CDU/ 
CSU, der SPD und der Linken und des Abg. 
Michael Kellner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Das Wort hat nun der Abgeordnete Dr. Hans Theiss.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Dr. Hans Theiss (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Allein in dieser Sitzungswoche sterben in 
Deutschland ungefähr 12 bis14 Menschen, die auf der 
Warteliste für ein Spenderorgan stehen, im ganzen Jahr 
sind es 600 bis 700 Patienten.

Ich will heute mit Ihnen durch die Brille eines Arztes, 
eines Intensivmediziners und eines Wissenschaftlers auf 
die Widerspruchsregelung blicken und die wichtigsten 
Fragen hierzu adressieren.

Wie steht die Ärzteschaft zur Widerspruchsregelung in 
Deutschland? Die Bundesärztekammer sprach sich am 
18. August dieses Jahres für den Gesetzentwurf zur Wi-
derspruchsregelung aus. Der 121. Deutsche Ärztetag be-
schloss bereits 2018 in Erfurt mit großer, eindeutiger 
Mehrheit einen Antrag zur Einführung der Widerspruchs-
regelung.

Die Deutsche Transplantationsgesellschaft, die Deut-
sche Gesellschaft für Chirurgie, die Deutsche Interdis-
ziplinäre Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin 
und viele andere Fachgesellschaften, sie alle, ja, die breite 
medizinische Fachwelt fordert seit Jahren die Wider-
spruchsregelung, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Die for-
dern jetzt den Herztod!)

Warum ist das so? Weil die internationale Studien- und 
Datenlage insgesamt den deutlichen Effekt der Wider-
spruchsregelung zeigt. Ja, die Gegner der Widerspruchs-

lösung zitieren häufig eine Studie des Max-Planck-Insti-
tuts für Bildungsforschung, die die Wirksamkeit der 
Widerspruchsregelung infrage stellt. Diese Studie weist 
aber deutliche methodische Schwächen auf. Es wurden 
hier von ursprünglich 39 Staaten letztlich nur fünf Län-
der – drei südamerikanische sowie Schweden und Wales – 
analysiert. Wegen der kleinen Fallzahl ist die Studie da-
her nicht aussagekräftig genug und angesichts der Ver-
gleichsstaaten auch nicht gut auf Deutschland übertrag-
bar.

Im Gegensatz dazu gibt es eine ganze Reihe größerer 
und methodisch validerer Studien, die ein positives Er-
gebnis der Widerspruchsregelung auf die Anzahl der Or-
gantransplantationen zeigen. Hier wurden nicht nur fünf 
Länder einbezogen, sondern 13 bis 25. Es wurde vergli-
chen zwischen Ländern mit und ohne Widerspruchsrege-
lung. Der Beobachtungszeitraum betrug 5 bis 14 Jahre. In 
diesen Studien wurde die Organspenderate in Ländern 
nach Einführung der Widerspruchsregelung um 21 bis 
76 Prozent gesteigert, die Transplantationsrate um 38 bis 
83 Prozent.

Sieht man sich also die gesamte Studienlage an, ohne 
einzelne Studien herauszupicken, so kommt man aus wis-
senschaftlicher Sicht zu dem Schluss, dass die große 
Mehrzahl der Daten für die Einführung der Wider-
spruchsregelung spricht und unseren Antrag klar unter-
stützt, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der Linken)

Ist die Widerspruchsregelung für sich ganz alleine 
denn effektiv? Nein, aber das ist in der Medizin über-
haupt nicht ungewöhnlich. Es gibt viele medizinische 
Konstellationen, die nur im Zusammenspiel mit anderen 
Maßnahmen wirken. Zum Beispiel hilft beim Herzinfarkt 
die alleinige Wiedereröffnung des Infarktgefäßes mit ei-
nem sogenannten Stent auch nicht. Nur mit Intensivbe-
handlung und entsprechender Medikation entfaltet sich 
die volle Wirkung.

Das gilt analog auch für die Widerspruchsregelung. Im 
Zusammenspiel mit anderen Maßnahmen wie intensiver 
Aufklärung, Optimierung von Klinikstrukturen und einer 
guten Transplantationskoordination ist die Widerspruchs-
regelung effektiv. Sie ist der entscheidende Mosaikstein, 
der in unserem Land bei der Organtransplantation noch 
fehlt, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN und des Abg. Bodo Ramelow [Die 
Linke])

Und nur zur Klarstellung: Unser Gesetzentwurf fordert 
nicht die Organentnahme nach dem Herztod. Nein, unser 
Antrag hält am Hirntodkonzept fest.

Gibt es neben den wissenschaftlichen Studien noch 
weitere Zahlen und Fakten, die für die Einführung der 
Widerspruchsregelung in Deutschland sprechen? Ja, na-
türlich: Die 14 Länder in Europa mit der höchsten Organ-
spendequote haben alle die Widerspruchsregelung, alle 
14 Topländer. Deutschland liegt hier nur auf dem beschä-
menden 22. Platz. Alle neun Nachbarländer Deutschlands 
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haben sich für die Widerspruchsregelung entschieden, 
und die sind auch nicht alle gespalten. Alle sieben Län-
der, mit denen Deutschland über Eurotransplant verbun-
den ist, um grenzüberschreitend die Spenderorgane best-
möglich zu vermitteln, haben die Widerspruchsregelung. 
Und ausgerechnet Deutschland, das sich bisher als ein-
ziges Land in Eurotransplant der Widerspruchsregelung 
verweigert hat, ist Nettoimporteur von über 200 Spender-
organen pro Jahr aus Ländern, die alle die Widerspruchs-
regelung haben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der Linken – Sabine Dittmar [SPD]: So 
ist es!)

Wir sollten daher unseren Partnerstaaten bei der Organ-
spende konsequenterweise folgen.

Als Arzt versichere ich Ihnen zusammen mit vielen 
meiner ärztlichen Kolleginnen und Kollegen: Die Daten 
sprechen klar für die Widerspruchsregelung. Unsere Pa-
tientinnen und Patienten in Deutschland warten dringend 
auf die Einführung der Widerspruchsregelung, sie zählen 
auf uns. Ich bitte Sie daher ganz herzlich um Ihre Unter-
stützung. Stimmen Sie für unseren Gesetzentwurf, stim-
men Sie für die Widerspruchsregelung.

Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der Linken)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Jetzt hat das Wort der Abgeordnete Stefan Schwartze.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Stefan Schwartze (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Betroffene und Angehörige! Heute, am 
24. September, feiert eine Teenagerin, die ich kennen-
lernen durfte, ihren zweiten Geburtstag. So nennt Lilli 
diesen Tag selbst. Denn genau vor zwei Jahren, am 
24. September, bekam die damals 16-Jährige eine neue 
Leber. Eine Woche nach ihrem 16. Geburtstag bekam 
Lilli plötzlich einen dicken Bauch. Wenige Tage später 
stand sie ganz oben auf der Transplantationsliste, Diag-
nose: Morbus Wilson, eine Kupferspeicherkrankheit, von 
der ihre Familie noch nie gehört hatte, von der auch die 
meisten hier im Saal wahrscheinlich noch nie gehört ha-
ben.

Ich habe Lilli und ihre Mutter getroffen. Und diese 
Begegnung zeigt, dass wir eine Widerspruchslösung 
oder -regelung brauchen; denn eine Lösung ist es an der 
Stelle ja noch gar nicht. Als Lilli in den OP geschoben 
wurde, dachte ihre Mutter nur: Hauptsache, ich bekomme 
sie wieder. – Erst beim dritten Mal hatte das Bangen ein 
Ende, weil endlich eine geeignete Leber gefunden wurde. 
Lilli hat überlebt, weil ein Mensch gespendet hat. Lilli 
sagt: Jeder soll das entscheiden in einem Moment, in dem 
man es noch entscheiden kann.

Menschen wie Lilli sind der Grund, warum wir heute 
über diesen Gesetzentwurf sprechen, und ich bin froh, 
einer seiner Mitinitiatoren zu sein. Denn die Zahlen 
sind erschütternd: Über 8 000 Menschen warten auf ein 
Spenderorgan, 600 bis 700 von ihnen sterben jedes Jahr, 
während sie noch auf der Warteliste stehen; darunter auch 
junge Menschen wie Lilli. 85 Prozent der Menschen in 
unserem Land stehen der Organspende positiv gegen-
über, aber nur 45 Prozent haben ihre Entscheidung doku-
mentiert, und im Akutfall wird eine Erklärung nur in 
15 Prozent der Fälle aufgefunden. Wir haben kein Er-
kenntnisproblem. Aufklärungskampagnen, Hausärzte, 
das Organspende-Register: All das hat nicht zu mehr 
Spenden geführt. Zum vierten Mal führe ich jetzt diese 
Grundsatzdebatte hier im Deutschen Bundestag. Geän-
dert haben sich die Zahlen an keiner Stelle.

Deshalb brauchen wir einen Systemwechsel zur Wi-
derspruchsregelung. Sie bedeutet keinen Zwang, keine 
Pflicht zur Organspende. Wer Nein sagt, dessen Nein 
wird jederzeit und ohne Begründung verbindlich respek-
tiert. Sie entlastet vielmehr die Angehörigen, die heute in 
einer ihrer schlimmsten Stunden entscheiden müssen – 
und in über 75 Prozent der Fälle Nein sagen.

Und Sie beenden einen unerträglichen Zustand. Wir 
beziehen die Organe aus Ländern, die dort nach den Re-
geln einer Widerspruchsregelung entnommen wurden – 
ein System, wie wir es bei uns selber scheuen.

Zu Recht kommt immer wieder die Frage auf: Was ist 
mit denen, die nicht widersprechen können? Mir ist dabei 
der Schutz der vulnerablen Gruppen besonders wichtig. 
Der Gesetzentwurf adressiert nur Menschen, die Wesen, 
Bedeutung und Tragweite einer Spende tatsächlich er-
fassen können. Wer nicht einwilligungsfähig war, etwa 
wegen einer geistigen Behinderung, bei dem ist eine Ent-
nahme unzulässig. Bei Zweifeln gilt der Schutz. Minder-
jährige bleiben unangetastet. Ab 14 Jahren können sie 
widersprechen, ab 16 Jahren zustimmen, sonst entschei-
den die Eltern.

Und kein Arzt ist verpflichtet, je eine Entnahme vorzu-
nehmen. Begleitet wird die Reform durch eine nieder-
schwellige, mehrsprachige Aufklärungskampagne und 
einen persönlichen Brief an jede volljährige Person und 
in der Zukunft an jeden, der 18 Jahre alt wird.

Die überwiegende Mehrheit der Studien zeigt: Die Wi-
derspruchsregelung führt zu mehr Spenden. Sie ist kein 
Allheilmittel, aber sie ist die zentrale Maßnahme, die uns 
noch fehlt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der Linken)

Lilli wünscht sich nichts anderes, als ganz normal zu 
leben. Geben wir den über 8 000 Menschen auf den War-
telisten diese Chance! Hinter alldem steht der Kampf um 
Lebenszeit.

Danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der Linken und des Abg. Alexis L. Giersch 
[AfD])
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Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Das Wort hat nun der Abgeordnete Bodo Ramelow.

(Beifall bei Abgeordneten der Linken, der 
CDU/CSU, der SPD und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Bodo Ramelow (Die Linke):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Heute ist wieder so ein Tag, an dem ich auf dieses Par-
lament stolz bin, ein Tag, an dem wir nicht über partei-
politische Gräben hüpfen, an dem wir nicht im fraktio-
nellen Zwang unterwegs sind, sondern an dem jeder hier 
von uns als Mensch von seiner Seele und von seinem 
Gefühl ausgehen muss, um zu klären, in welche Richtung 
er geht, welche Entscheidung er trifft.

Ich finde es auch sehr gut, dass wir einen zweiten 
Antrag vorliegen haben. Ich stehe hier als Mitunterzeich-
ner für die Widerspruchsregelung, aber ich habe mit 
großer Aufmerksamkeit auch den anderen Antrag gelesen 
und sehe darin denselben Charakter, nämlich das Anlie-
gen, mehr Spenden zu generieren. Ich sehe also nicht, 
dass wir in unterschiedlichen, gegenläufigen Prozessen 
unterwegs sind, sondern wir reden und ringen um den 
Weg. Dafür mein großer Dank – wirklich Dankbarkeit!

Dies ist das zweite Mal; die letzte Sitzung habe ich 
leiten dürfen – da ging es um die Trisomie-Entschei-
dung –, und ich muss sagen, diese Leitung hat bei mir 
viel Nachdenken hinterlassen, weil ich viel gelernt habe 
von dem, was die Kolleginnen und Kollegen hier vor-
getragen haben. So sehe ich es auch in Bezug auf die 
Organspende, die Organentnahme.

Ich stehe aber auch als Vater hier. Ich habe einen Anruf 
gekriegt von dem behandelnden Professor unseres Kin-
des, und der Satz war: Das Leben Ihres Kindes ist nicht 
mehr am seidenen Faden; es ist ohne Faden. Wir wissen 
nicht, wie wir es hinbekommen, weil die Knochenmark-
spende, die notwendig war, nicht angewachsen ist, son-
dern es schiefgegangen ist. – Und das ganze Team des 
Universitätskrankenhauses in Marburg hat sich auf-
gemacht und man hat gesagt: Es gibt eine Chance, 
wenn Sie sich ein Medikament spritzen und wir bei Ihnen 
die Knochenmarkspende entnehmen können, aber nur, 
wenn Sie sich damit auseinandersetzen. – Diese Spritze 
wäre in England, woher die Spende kam, die mein Sohn 
bekommen hat, gar nicht zulässig. Also musste ich über-
legen, ob ich mir diese Spritze antue. Jetzt gebe ich auch 
noch zu, dass ich ein großer Angsthase bin, was Spritzen 
betrifft. Aber für sein Kind tut man alles.

Und deswegen die Entscheidung, mein Werben jetzt 
auch bei Ihnen und bei allen, die zuhören: Bitte lassen 
Sie sich registrieren in der Knochenmarkspenderdatei!

(Beifall bei der Linken, der CDU/CSU, der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der AfD)

Und bitte entscheiden Sie sich! Mein Werben zielt nicht 
ab – das sage ich ausdrücklich – auf ein Ja zur Organ-
spende. Mein Werben ist: Entscheiden Sie sich!

Und so lese ich beide Vorlagen. Der Unterschied ist 
nur, dass wir an einer Stelle eine andere Herangehens-
weise wählen. Ich habe Ihnen erläutert, warum ich per-
sönlich mich von Anfang an für die Widerspruchslösung 
entschieden habe. Ich bin bekennender Christ, ich weiß, 
was die Kirchen geschrieben haben: dass wir bedenken 
mögen, ob man neben Ja und Nein nicht auch noch eine 
offene Entscheidung treffen könne. Es gibt Länder, die 
machen das so. Ich finde, darüber muss man reden. Und 
ich halte es auch nicht für falsch.

Dasselbe hat der Kollege Schwartze gerade erläutert 
zur Frage der Entscheidungsfähigkeit. Da muss es klar 
sein, also es darf gar keine Unklarheiten geben, dass 
man nicht irgendeinen Menschen, der nicht frei entschei-
den kann, auf einmal zwingt zu einer Entscheidung, die er 
oder seine Angehörigen nie treffen würden. Auch den 
Respekt vor Religionen, die klar sagen: „Blutentnahme, 
Organentnahme wollen wir nicht!“, diesen Respekt müs-
sen wir haben; und es darf nicht zu einer Stigmatisierung 
kommen. Das höre ich aber von allen Beteiligten. Des-
wegen gilt mein Dank allen Kolleginnen und Kollegen.

Ich habe sehr aufmerksam dem Kollegen Castellucci 
zugehört, als er im Deutschlandfunk vom „Regensburger 
Modell“ sprach. Ich habe mich dann damit beschäftigt 
und sage: Ja, er hat recht. Wir müssten viel offensiver 
diese Fragestellung betrachten, die in Regensburg nach 
dem Skandal in eine Offensive mündete, die dann zu 
einer nachhaltigen Verbesserung geführt hat. Deswegen 
ist unser Gesetzentwurf zur Widerspruchslösung keine 
alleinige Lösung, sondern wir müssen auch über diesen 
Aspekt sehr intensiv reden: Was heißt denn das alles für 
das medizinische Personal?

Deswegen, liebe Kolleginnen und Kollegen, meine 
Bitte: Wenn wir uns entscheiden, die Widerspruchsrege-
lung nach der Bearbeitung durch die Ausschüsse an-
zunehmen, dann bitte auch nachdrücklich all die Beden-
ken mit aufnehmen und sie nicht aus dem Blickfeld 
verlieren. Wir treffen eine grundlegende Entscheidung.

Vorhin ist auch die Rede von Bestattungsregeln gewe-
sen. Damit musste ich mich als Ministerpräsident mehr-
fach beschäftigen. Meine Bitte ist, dass wir nicht so lange 
warten wie zwischen dem Verbot, eine Leiche zu kremie-
ren, und der Genehmigung, ein Krematorium zu bauen. 
Es hat 1 093 Jahre gedauert vom Verbot der Kremierung 
unter Karl dem Großen bis zum ersten Krematorium in 
Gotha 1878. Bertha von Suttner hat sich deswegen in 
Thüringen kremieren lassen, weil es bis dahin undenkbar 
war, dass man eine Leiche kremiert. Ich will das nicht 
vergleichen; ich bitte nur darum, dass wir nicht 
1 093 Jahre warten müssen, bis wir einen anderen Um-
gang damit haben und den Menschen sagen: Entscheidet 
euch bitte dann, wenn ihr es könnt! Und wir möchten, 
dass ihr euch entscheidet. – Deswegen: Ja zur Wider-
spruchsregelung!

(Beifall bei Abgeordneten der Linken, der 
CDU/CSU, der SPD und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Das Wort hat der Abgeordnete Michael Brand.
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(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Michael Brand (Fulda) (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wir haben absoluten Konsens hier: Wir brauchen deutlich 
mehr Organspenden. Wir haben ebenfalls Konsens, dass 
wir dazu einiges anders machen müssen.

Dazu braucht es eine klare Analyse, was wirklich die 
Hindernisse sind; denn es ergibt ja gar keinen Sinn, dass 
wir weit über 85 Prozent Zustimmung in der Bevölkerung 
zu Organspenden haben und 8 000 Organe nicht errei-
chen. Dabei ist wichtig, die richtigen Lösungen anzuge-
hen und nicht Scheinlösungen zu suchen.

Zur Lösung brauchen wir die Maßnahmen, wie wir sie 
auch in unserem Antrag haben. Der zentrale Ansatz lau-
tet: konkrete Maßnahmen, mehr Informationen, echte 
Kampagnen auf Social Media, unkomplizierter Zugang 
zum Onlinespendenregister.

Und lieber Karl-Josef, wir sollten uns vor einer Illusion 
hüten, nämlich dass wir tatsächlich alles getan hätten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Susanne Hierl [CDU/CSU])

Über 70 Prozent der Menschen kennen das Onlineregister 
nicht. Ich habe es selbst versucht. Beim dritten Mal bin 
ich reingekommen. Anderen Kollegen geht es auch so. 
Über 60 Prozent der Menschen fühlen sich nicht infor-
miert. Und dieser Brief, der an 18-Jährige geht – völlig 
oldschool. Ein Brief der Krankenkasse im Leben! Das 
war nicht das, was der Deutsche Bundestag 2020 be-
schlossen hat.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich habe drei Kinder, 14, 18 und 20 Jahre alt. Das 
Thema Organspende war durch die direkte Ansprache 
ein Thema, aber nicht durch diesen Brief. Meine Kinder 
haben aber jetzt eigenständig digital abgestimmt, wie der 
Euro künftig aussehen soll. Was will ich damit sagen? Es 
fehlt bis heute – man kann es gar nicht glauben – eine 
vernünftige Onlinekampagne, um zu informieren und zu 
überzeugen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der Abg. Susanne 
Hierl [CDU/CSU] und Dr. Lars Castellucci 
[SPD])

So werden wir sehr schnell viele von denen, die bereit 
sind, überzeugen können.

Deshalb – auch da stimme ich Ihnen, lieber Kollege 
Ramelow, komplett zu – ist unser Antrag vielleicht der 
Kompromiss, der Königsweg, indem wir sagen: Wir wol-
len eine verpflichtende Entscheidung. Wir wollen eine 
Abfrage: Entscheide dich! Setze dich damit auseinander! 
Schiebe es nicht auf, damit am Ende andere für dich ent-
scheiden! – Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
Schweigen kann und darf nicht automatisch als Zustim-
mung betrachtet werden.

(Beifall bei Abgeordneten im ganzen Hause)

Ich sage auch, warum. Überall in unserem Land brau-
chen wir positive Zustimmung, selbst bei der Nutzung 
von Internetseiten. Und ausgerechnet bei den Organen 
will der Staat es jetzt umdrehen? Es gibt so viele konkrete 
Schritte, mit denen man Menschenleben retten kann. Die 
Widerspruchsregelung ist kein magischer Schalter. Der 
Schlüssel für mehr Spender liegt in der Umsetzung der 
konkreten Maßnahmen, nicht in Grundsatzdebatten

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

und eben auch nicht in der Widerspruchsregelung, die 
Probleme nicht löst, sondern – auch das will ich anspre-
chen – Menschen auch verängstigt und die bewusst in 
Kauf nimmt – diesem Argument ist bisher aus dem 
Weg gegangen worden; aber ich muss diesen Menschen 
eine Stimme geben –, dass vulnerable Menschen, die 
zwar entscheidungsfähig sind, sich aber nicht melden, 
unfreiwillig zu Organspendern werden. Und sie melden 
sich nicht aufgrund von schwierigen Lebenslagen, Kri-
sen, Alter, nichtdiagnostizierter Demenz, die sie aber 
trotzdem haben, Obdachlosigkeit, Sprachproblemen, Le-
seproblemen und anderem.

Deswegen ist es nicht so, dass am Ende jeder nach der 
Widerspruchslösung selbst entscheidet, sondern, lieber 
Karl-Josef, der Staat entscheidet dann vorab. Das ist 
wirklich ein Unterschied.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der AfD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Nicht umsonst warnen alle Religionsgemeinschaften 
in unserem Land. Die großen christlichen Kirchen unter-
stützen unseren Antrag für eine freiwillige Entscheidung. 
Die muslimischen und die jüdischen Religionsgemein-
schaften warnen vor der Widerspruchsregelung.

Die Lösung liegt eben nicht in einem völlig unverhält-
nismäßigen, tiefen Eingriff des Staates in die Grund-
rechte und die Unversehrtheit des menschlichen Körpers. 
Das macht Leuten schlicht Angst.

Und wenn die Vereinigung der Intensiv- und Notärzte 
jetzt fordert, statt des Hirntods könnte auch der Herztod 
als Kriterium reichen, dann macht das noch mehr Men-
schen noch mehr Angst.

Ich glaube, wer mehr Organe will, muss Vertrauen 
stärken, nicht Zweifel säen. Vertrauen ist der Rohstoff 
der Organspende. Sie ist eine höchstpersönliche Ent-
scheidung.

Ich muss auch warnen: Es wird durch eine Gesetzes-
änderung nicht per Knopfdruck mehr Organspender ge-
ben. Das wissen wir aus Spanien und anderen Ländern. 
Es war nicht die Widerspruchsregelung, sondern es wa-
ren die konkreten Schritte in den Krankenhäusern, bei 
den Ämtern, bei der Registrierung sowie mehr Aufklä-
rung, die Änderungen herbeigeführt haben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der AfD, 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Linken)

Man kann, liebe Kolleginnen und Kollegen, nach Feh-
lern bei der Umsetzung von alternativen Maßnahmen als 
Staat nicht einfach den großen Hammer herausholen und 
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automatisch jene zu Organspendern machen, die nicht 
widersprechen. Wir dürfen nicht bei Millionen Menschen 
weiteres Misstrauen gegen unseren Staat provozieren.

Mit der freiwilligen, selbstbestimmten Lösung arbeiten 
wir mit den Menschen, nicht gegen die Menschen. Mit 
Empathie, nicht mit Zwang können wir gemeinsam – 
davon bin ich überzeugt – die Anzahl der Organspenden 
stark steigern, –

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Herr Kollege, Ihre Redezeit.

Michael Brand (Fulda) (CDU/CSU):
– können Menschenleben retten, statt hier theoretische 

Debatten zu führen. Packen wir endlich diese konkreten 
Lösungen an! Die Menschen, die verzweifelt auf eine 
Organspende warten, –

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Herr Kollege, Ihre Redezeit ist zu Ende.

Michael Brand (Fulda) (CDU/CSU):
– haben ein Recht darauf.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
AfD, der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Als Letztes hat das Wort die Abgeordnete Elisabeth 

Winkelmeier-Becker.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Elisabeth Winkelmeier-Becker (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wir haben heute Morgen schon bewegende Fälle von 
gelungenen Transplantationen gehört, aber auch, dass in 
manchen Fällen die Zeit nicht ausreichte, um das rettende 
Organ zu erhalten. Wir haben von der Dramatik für die 
Angehörigen gehört.

Ich selbst habe keine Geschichte aus eigenem Erleben 
beizusteuern; aber für mich ist die Abwägung klar: Auf 
der einen Seite geht es um Leben und Tod. Es geht um die 
Chance, wieder ins Leben zurückzukehren, vielleicht die 
eigenen Kinder aufwachsen zu sehen. Knapp 1 000 Men-
schen bekommen diese Chance pro Jahr; aber über 8 000 
warten darauf, und viele halten eben nicht lange genug 
durch.

Worum geht es auf der anderen Seite? Es geht nicht 
darum, eine Organspende gegen den Willen eines Men-
schen zu ermöglichen. Das wäre in der Tat nicht mit dem 
Schutz der Menschenwürde, dem Anspruch auf Integrität 
und Identität vereinbar; da sind wir uns doch einig. Es 
geht vielmehr um die Verpflichtung, besser: die Oblie-
genheit, zu entscheiden, ob man im Fall des Falles zur 
Spende bereit ist.

Ja, damit muten wir den Menschen etwas zu. Wir mu-
ten ihnen zu, sich der Frage des eigenen Sterbens zu 
stellen. Man kann nicht nicht entscheiden, weil auch die 
unterlassene Erklärung dann Erklärungswert bekommt. 
Aber entscheidend ist: Jeder ist und bleibt frei, zu sagen, 
ob und was er spenden will, oder auch, dass er nicht 
spenden will. Das allein ist verbindlich. Es gibt keine 
Nachfragen und keine Begründungspflicht. Es ist ein-
fach, den Widerspruch zu erklären und auch wieder zu-
rückzunehmen – online oder formlos auf anderen Wegen.

Das Gesetz sorgt dafür, dass jeder die dafür notwendi-
gen Informationen bekommt. In diesem Rahmen bleibt 
die Autonomie jeder Person in der Verfügung über ihre 
Organe, bleibt die Freiwilligkeit der Spende absolut ge-
wahrt und unangetastet.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Deshalb beschränkt sich der Eingriff auf eine vielleicht 
lästige, aber letztlich wenig aufwendige Obliegenheit, 
sich zu entscheiden, sich zu erklären – nicht mehr und 
nicht weniger.

Diese Last der Entscheidung muten wir heute oft den 
Angehörigen zu. Im Moment des größten Schocks sollen 
sie den mutmaßlichen Willen des Verstorbenen wieder-
geben und Verantwortung für diese Entscheidung über-
nehmen. Sie sind oft überfordert und sprachlos. Aus 
Angst, etwas falsch zu machen, sagen sie im Zweifel 
Nein.

Die Widerspruchslösung würde auch diese Angehöri-
gen entlasten; denn sie würden nur noch gefragt werden, 
ob ihnen ein Widerspruch des Betroffenen bekannt ist. 
Sie würden also nicht mehr die Last der Verantwortung 
für die Organentnahme tragen.

Keiner kann heute versprechen, wie viele Spender-
organe zusätzlich das bringt. Aber es liegt doch auf der 
Hand, dass der Pool möglicher Spender mit der Wider-
spruchslösung größer wird. Damit kann man mehr Men-
schen eine Transplantation ermöglichen und neue Le-
benszeit schenken.

Auf der einen Seite geht es um die Chance auf Heilung 
und Leben, um höchste Rechtsgüter, und auf der anderen 
Seite geht es um die Zumutung, eine Entscheidung zu 
treffen. Für mich ist diese Abwägung hier klar: Die 
Chance auf Heilung, der Schutz des Lebens muss hier 
den Vorrang haben.

Die Widerspruchsregelung setzt nicht bloß auf die 
Trägheit der Menschen, sondern sie hat auch eine Bot-
schaft: Denk mal darüber nach, ob du im Fall deines 
Hirntods, zum Beispiel durch einen Unfall, nicht noch 
einem anderen Menschen das Leben schenken kannst! – 
Sie zielt auf einen Kulturwandel, indem sie die Entschei-
dung zur Spende zur naheliegenden und einfachen Mög-
lichkeit macht und uns diese im wahrsten Sinne des Wor-
tes ans Herz legt.

Und was ist die Alternative? An irgendeinem Punkt 
muss bei jedem Hirntoten doch entschieden werden, ob 
die lebensrettenden Apparate abgestellt werden. Rund 
drei Viertel der Verstorbenen werden dann verbrannt. 
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Deren Organe werden mitverbrannt. Das ist doch das, 
was mit den Organen und Gewebeteilen dann passiert; 
auch das gehört zur Wahrheit dazu.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, in Diskussionen wie 
dieser, in denen es um den Schutz des Lebens, um ethi-
sche Fragen geht, haben wir häufig ungewohnte Koalitio-
nen, über Parteigrenzen hinweg. Häufig sind es dieselben 
Kollegen, die auf der einen oder der anderen Seite stehen. 
Ich glaube, heute ist diese Linie stärker aufgebrochen. 
Für mich ist klar: Wer auch sonst für den Schutz des 
Lebens steht, der muss auch hier für eine Regelung ein-
treten, die dem Erhalt des Lebens, der Chance auf 
Heilung dient, der muss sich auf die Seite der Lebenden 
stellen und der muss sich für die Widerspruchslösung 
entscheiden.

Ich danke Ihnen.
(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der Linken)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf 

den Drucksachen 21/7570, 21/8050 und 21/2738 an die 
in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vor-
geschlagen. Gibt es weitere Überweisungsvorschläge? – 
Das ist nicht der Fall. Dann verfahren wir wie vorgeschla-
gen.

Ich rufe auf die Tagesordnungspunkte 10a und 10b: 

a) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Karoline Otte, Julia Schneider, Harald Ebner, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Menschen vor Klimafolgen schützen – 
Jetzt Gemeinschaftsaufgabe „Klimaanpas-
sung und Naturschutz“ im Grundgesetz 
verankern

Drucksache 21/8116

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Fabian Fahl, Violetta Bock, Marcel Bauer, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion Die 
Linke 

Gemeinschaftsaufgabe „Kommunale Kli-
maanpassung, Hitzeschutz und kommuna-
ler Klimaschutz“ im Grundgesetz ver-
ankern

Drucksache 21/8117
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit (f) 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat 
Ausschuss für Gesundheit 
Verkehrsausschuss 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kom-
munen 
Haushaltsausschuss

Über den Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
werden wir später namentlich abstimmen.

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 60 Minuten 
beschlossen. Ich bitte die Kolleginnen und Kollegen, zü-
gig die Plätze zu wechseln.

Und ich eröffne die Aussprache. Für die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen hat jetzt das Wort die Abgeord-
nete Dr. Julia Verlinden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Julia Verlinden (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Verehrte Zuhörende! Ich frage vor 

allen Dingen die Kolleginnen und Kollegen hier im Saal: 
Haben Sie sich in diesem Sommer mal mit Menschen vor 
Ort in Ihrem Wahlkreis ausgetauscht, die an der vorders-
ten Front stehen,

(Josef Oster [CDU/CSU]: Ständig!)

zum Beispiel mit Vertretern des Gesundheits- und Bil-
dungssystems, mit der Feuerwehr oder einem Wasserver-
sorger? Wenn ja, dann haben sie Ihnen vermutlich genau 
dasselbe gesagt wie mir. Diese Menschen stehen mit ih-
ren Organisationen vor gewaltigen Herausforderungen 
angesichts der Folgen der Klimakrise. Diese Menschen 
nehmen ihren Job ernst. Sie möchten Menschen unter-
stützen, gut versorgen, Menschen schützen. Und dafür 
bin ich unendlich dankbar.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Frau Kollegin, ganz kurz: Ich bitte um etwas Ruhe im 

Saal. Es ist ziemlich laut. Ich weiß, die Debatte eben war 
emotional; aber jetzt hören wir bitte alle zu.

Dr. Julia Verlinden (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Und diese Menschen, 

zum Beispiel beim Rettungsdienst, die Lehrer/-innen, Er-
zieher/-innen oder Pfleger/-innen, sie alle brauchen mehr 
als Dankbarkeit. Sie brauchen konkrete Unterstützung 
von der Politik, von der Mehrheit hier aus diesem Par-
lament; denn dieser Sommer war eine Zäsur. Dieser 
Sommer war vielleicht der kühlste Sommer für den 
Rest unseres Lebens,

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)

weil die nächsten Sommer noch heißer, noch trockener 
werden. Und dann sind künftig jedes Jahr viele Tausend 
Menschen in Lebensgefahr.

Um Menschen und unsere Infrastruktur vor Hitze, vor 
Starkregen oder vor Hochwasser zu schützen, braucht es 
jetzt Investitionen. Dieser Schutz braucht Geld und klare 
Verantwortung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dafür braucht es die Gemeinschaftsaufgabe „Klima-
anpassung und Naturschutz“ im Grundgesetz; denn Bäu-
me, Wasser und Grünflächen sind unsere natürlichen Ver-
bündeten. Sie regulieren die Temperatur, sie schützen uns 
vor brütender Hitze.

(Zuruf des Abg. Manuel Krauthausen [AfD])

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 96. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 24. September 2026                                                                                                                                                                                           11829 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Elisabeth Winkelmeier-Becker 

https://dserver.bundestag.de/btd/21/081/2108116.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/21/081/2108117.pdf


Die Kommunen brauchen dafür jetzt finanzielle Unter-
stützung, damit es zum Beispiel mehr Schatten auf Spiel-
plätzen und Schulhöfen gibt und damit sich Krankenhäu-
ser und Pflegeeinrichtungen nicht mehr zu sehr 
aufheizen.

Wenn Minister/-innen der SPD in diesem Sommer die 
Gemeinschaftsaufgabe fordern – genau wie viele andere 
aus Kommunen und Landtagen dies parteiübergreifend 
tun –, dann habe ich für die SPD, die ja auch den Finanz-
minister stellt, einen wichtigen Hinweis: Sogar bevor 
eine Grundgesetzänderung in Kraft treten würde, können 
Sie die Kommunen schon unterstützen.

(Karsten Hilse [AfD]: Dann brauchen Sie diese 
Grundgesetzänderung auch nicht!)

Sorgen Sie für eine auskömmliche Finanzierung bei den 
Programmen, die es bereits gibt! Krempeln Sie den Haus-
haltsentwurf auf Zukunft um! Und plündern Sie nicht das 
Geld, das eigentlich für Klima- und Infrastruktur geplant 
war, um Haushaltslöcher an anderer Stelle zu stopfen!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Und ganz wichtig: Beschließen Sie keine Gesetze, die 

in der Klimakrise als Brandbeschleuniger wirken! Wenn 
Ihnen die Sicherheit der Kommunen am Herzen liegt, 
dann müssen Sie die Gesetze von Katherina Reiche ver-
hindern, die Windenergie und Solarenergie ausbremsen 
und Hunderttausende Arbeitsplätze riskieren werden. Als 
Koalition müssen Sie jetzt Beschlüsse fassen, die das 
Land voranbringen.

Die Menschen, mit denen ich gesprochen habe, sagen 
alle: Das sind alles keine neuen Erkenntnisse angesichts 
dieser extremen Hitze, der Waldbrandgefahr und der 
krassen Trockenheit. – Aber jetzt, nach diesem Sommer, 
da erwarten sie, dass die Regierung endlich handelt und 
nicht nur redet.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Frau Kollegin, Ihre Redezeit ist zu Ende.

Dr. Julia Verlinden (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Das erwarten die Menschen von Ihnen, die im Sommer 

viele Tage an ihre Grenzen gegangen sind und darüber 
hinaus.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Frau Kollegin.

Dr. Julia Verlinden (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Es ist wichtig, dass Sie jetzt hier bei dieser Entschei-

dung ein Zeichen setzen.
Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat jetzt das Wort der Ab-

geordnete Klaus Mack.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Klaus Mack (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! In meiner neuen Verantwortung als stellvertre-
tender Fraktionsvorsitzender für den Bereich Umwelt ist 
mein Kompass klar: Politik beginnt mit Verantwortung – 
Gefahren ehrlich benennen, rechtzeitig vorsorgen und 
unser Land handlungsfähig halten.

(Dr. Fabian Fahl [Die Linke]: Machen Sie doch 
mal!)

Hitze, Dürre, Wasserknappheit und Starkregen sind keine 
abstrakten Zukunftsszenarien; ihre Folgen sind längst vor 
Ort spürbar. Unsere Antwort ist deshalb klar: Wir machen 
das Land widerstandsfähiger – gemeinsam mit den Men-
schen und nicht über ihre Köpfe hinweg, liebe Kollegin-
nen und liebe Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zurufe vom 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und von der 
Linken)

Wir müssen Emissionen senken, und wir müssen uns 
auf die Folgen vorbereiten, die längst da sind. Vermei-
dung und Anpassung sind zwei Seiten einer Medaille. 
Klimaanpassung findet aber nicht im Grundgesetz statt. 
Sie findet auf dem Schulhof statt, auf dem Marktplatz, in 
Pflegeheimen, an unseren Flüssen und in unseren Wäl-
dern. Ein Baum vor einer Kita ist im Sommer Klima-
anlage, Sonnenschirm und Wasserspeicher in einem, 
ganz ohne Steckdose.

(Zuruf des Abg. Dr. Fabian Fahl [Die Linke])
Ein entsiegelter Schulhof hält Regen zurück, statt ihn in 
den nächsten Keller zu schicken. Das schützt Menschen 
und Eigentum und spart später ein Vielfaches der Schä-
den.

Dabei beginnen wir nicht bei null. 100 Milliarden Euro 
aus dem Sondervermögen, liebe Kollegin, stehen für die 
Investitionen der Länder und Kommunen bereit; das ha-
ben Sie nicht erwähnt. Für den natürlichen Klimaschutz 
sind in diesem Jahr 821 Millionen Euro bereitgestellt. 
Und wir haben als Bundesregierung für 2027 noch mal 
deutlich nachgelegt, liebe Kolleginnen und liebe Kolle-
gen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Der Koalitionsvertrag sieht ausdrücklich die Prüfung 

einer Gemeinschaftsaufgabe „Naturschutz und Klima-
anpassung“ vor. Und er schlägt die Einrichtung eines 
Sonderrahmenplans Naturschutz und Klimaanpassung 
vor.

Diesen Auftrag nehmen wir entsprechend ernst; aber 
die Reihenfolge muss eben auch stimmen. Zuerst klären 
wir die Aufgaben: Welche Lücke besteht denn tatsäch-
lich? Was können bestehende Programme leisten? Und 
wie kommt das Geld unbürokratisch bei finanzschwa-
chen Kommunen an? Dann klären wir die Zuständigkei-
ten und Finanzierungen. Und erst danach entscheiden 
wir, ob es eine Gemeinschaftsaufgabe wirklich braucht.

Prüfen heißt nicht verschleppen; prüfen heißt, Verant-
wortung zu übernehmen.

(Karoline Otte [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Da ist schon so viel geprüft!)
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Denn das Grundgesetz ist keine Förderrichtlinie. Ein 
neuer Satz in der Verfassung schützt noch kein Pfle-
geheim vor Hitze. Entscheidend ist doch, was anschlie-
ßend vor Ort geschieht. Und genau an dieser Stelle grei-
fen Ihre Anträge zu kurz, liebe Kollegen von den Grünen 
und den Linken.

Die Grünen nehmen das Ergebnis des Prüfprozesses 
einfach vorweg.

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wir sehen, dass es Zeit wird, endlich zu 
handeln! Das sehen wir!)

Zugleich entwerfen sie Mindestpersonalschlüssel, neue 
Gremien, ein bundesweites Monitoring und langfristige 
Pro-Kopf-Budgets.

Die Linke geht noch weiter: Sie verbindet die Gemein-
schaftsaufgabe mit nahezu dem gesamten kommunalen 
Klimaschutz, von Gebäudesanierung bis Nahverkehr. 
Sie verspricht eine bedarfsdeckende Finanzierung und 
massive Mehrausgaben, nennt aber weder Betrag noch 
Gegenfinanzierung.

(Dr. Fabian Fahl [Die Linke]: Vermögensteu-
er!)

Förderbeträge will sie anhand einer berechneten Klima-
wirksamkeit festlegen. Aber, liebe Kollegen, Trinkbrun-
nen, Schattenplätze, renaturierte Auen lassen sich doch 
nicht mit einer einheitlichen Klimaformel vermessen.

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aber Geld brauchen Sie trotzdem da-
für!)

So entsteht kein Bürokratieabbau, so entsteht ein Förder- 
und Berichtsdschungel, und das machen wir nicht mit, 
liebe Kolleginnen und liebe Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Unsere nächsten Schritte sind klar: Wir handeln jetzt. 
Wir verzahnen Programme besser. Wir schaffen mit dem 
Sonderrahmenplan Verlässlichkeit. Und wir klären mit 
den Ländern, ob eine Gemeinschaftsaufgabe wirklich ei-
nen echten Mehrwert schafft. – Unser Maßstab ist nicht 
das Ziel neuer Programme, die Länge neuer Richtlinien 
oder die Größe eines Koordinierungsausschusses. Unser 
Maßstab ist die Wirkung vor Ort.

Ein Bürgermeister braucht keinen Förderdschungel,

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aber Sie machen ja auch keinen ande-
ren Vorschlag!)

er braucht Verlässlichkeit. Eine Familie, deren Keller 
schon zweimal – –

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Herr Kollege, erlauben Sie eine Zwischenfrage aus der 

Grünenfraktion?

Klaus Mack (CDU/CSU):
Gerne im Anschluss. Ich würde den Gedanken gerne 

fortführen.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Also, im Anschluss an Ihre Rede?

Klaus Mack (CDU/CSU):
Er darf dann gerne eine Kurzintervention machen, 

wenn er möchte.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Das entscheide ich.

Klaus Mack (CDU/CSU):
Ja, selbstverständlich. – Ein Bürgermeister braucht 

keinen Förderdschungel, er braucht Verlässlichkeit. Und 
eine Familie, deren Keller schon zweimal vollgelaufen 
ist, braucht keine abstrakte Verfassungsdebatte, sie 
braucht Vorsorge – jetzt und konkret.

(Dr. Fabian Fahl [Die Linke]: Elementarscha-
denpflichtversicherung!)

Wir wissen, was unser Land mit starken Kommunen, 
engagierten Ehrenamtlichen, innovativen Unternehmen 
und leistungsfähigen Land- und Forstwirten leisten kann. 
Bringen wir doch diese Stärken zusammen! Machen wir 
aus Betroffenheit Vorsorge, aus Programmen Wirkungen 
und aus Klimaanpassung ein gemeinsames Modernisie-
rungsprojekt für unser Land! Klar in der Verantwortung, 
verlässlich in der Finanzierung, praktisch in der Umset-
zung – genau dafür steht diese Koalition.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Dann hat jetzt zu einer Kurzintervention das Wort der 

Abgeordnete Harald Ebner.

Harald Ebner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Danke, Frau Präsidentin, dass Sie die Kurzintervention 

zulassen. – Herr Kollege Mack, Sie haben von Bäumen, 
Auenrenaturierung und dem gesprochen, was man alles 
machen könnte, um Klimaanpassung und Naturschutz 
gemeinsam voranzubringen. Und – oh Wunder, Herr 
Mack – diese Ideen teile ich mit Ihnen. Da haben Sie 
vollkommen recht; an der Stelle müssen wir was tun.

Sie sind aber die Antwort schuldig geblieben, wie das 
denn eigentlich passieren soll. Sie haben nur gesagt: 
Nein, es soll keine Antwort darauf geben. Wir prüfen 
einfach bis zum Sankt-Nimmerleins-Tag. – Sie haben 
nicht darüber nachgedacht, glaube ich zumindest, dass 
auch die Bauministerkonferenz jetzt im September gesagt 
hat: Diese Gemeinschaftsaufgabe muss dringend her. – 
Sie haben keine Antwort darauf gegeben, wie man das 
eigentlich machen soll. Wo soll eigentlich das Geld her-
kommen? In Ihrem Haushalt steht das jedenfalls nicht.

Also, das heißt, wir brauchen zwei Dinge: Erstens. Wir 
brauchen das Geld im Haushalt, um all diese schönen 
Sachen wie Bäume, Auenrenaturierung und, und, und 
zu machen.

(Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])
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Zweitens. Wir brauchen eine verfassungsrechtliche Er-
laubnis, dass der Bund dieses Geld zu diesem Zweck 
überhaupt an die Kommunen durchreichen darf. Auch 
hier sind Sie die Antwort schuldig geblieben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Herr Kollege, Sie haben die Möglichkeit, zu antwor-

ten.

Klaus Mack (CDU/CSU):
Lieber Herr Kollege Ebner, ich glaube, es wäre schon 

gut gewesen, wenn Sie meiner Rede vielleicht ganz zu-
gehört hätten. Denn ich habe ja genau dargelegt, dass wir 
mit dem 100-Milliarden-Euro-Paket jetzt schon die Kom-
munen in die Lage versetzen, mit diesem Geld Klima-
anpassungsmaßnahmen umzusetzen. Wir führen auch 
das Aktionsprogramm Natürlicher Klimaschutz der Vor-
gängerregierung weiter. Das müsste Sie ja eigentlich 
freuen.

Wenn ich in Ihrem Antrag nachlese und sehe, dass Sie 
ja sogar schreiben, dass Sie auch schon „entsprechende 
Vorarbeiten“ für diese Gemeinschaftsaufgabe geleistet 
haben, dann frage ich mich: Wenn es Ihnen doch in der 
letzten Periode so wichtig war, dass das im Grundgesetz 
steht, warum haben Sie dann nicht den Gesetzentwurf 
selber vorgelegt? Sie werfen uns jetzt Dinge vor,

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie sind ja schon ’ne Weile im Amt!)

die Sie selber nicht auf die Reihe gebracht haben. Lassen 
Sie uns mal die Dinge sortieren, Prioritäten wirkungsvoll 
vor Ort einsetzen und nicht die Frage stellen, ob jetzt das 
Grundgesetz dafür notwendig ist oder nicht.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Wir brauchen die Zweidrittelmehrheit!)

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die AfD hat jetzt das Wort der Abgeordnete 

Sebastian Münzenmaier.

(Beifall bei der AfD)

Sebastian Münzenmaier (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Die Spritpreise explodieren; die Menschen da drau-
ßen wissen gar nicht mehr, wie sie am Ende des Monats 
die Rechnung bezahlen sollen. Und was ist das größte 
Problem an diesem kühlen Herbsttag für Grüne und 
Linke? Dass es im Sommer warm ist. Deshalb soll jetzt 
die Gemeinschaftsaufgabe „Klimaanpassung und Natur-
schutz“ ins Grundgesetz. Der Naturschutz steht unter Ar-
tikel 20a ja eigentlich schon drin, aber darum geht es 
Ihnen ja gar nicht. Ihnen geht es nur darum, staatliche 
Förderprogramme und Stellen zur Versorgung der eige-
nen Blase zu schaffen.

(Beifall bei der AfD – Zurufe der Abg. Violetta 
Bock [Die Linke] und Sahra Mirow [Die 
Linke])

Irgendwo müssen die ganzen Geschwätzologen ja unter-
gebracht werden, die in den kommenden Jahren reihen-
weise aus den Parlamenten fliegen werden. Deswegen 
wollen Sie jetzt plötzlich Hunderte neue Stellen als Kli-
mamanager-„Sternchen“-innen schaffen und dadurch die 
Menschen vor Hitze, Starkregen und Hochwasser schüt-
zen. Was für ein Schwachsinn!

Wie wäre es denn dagegen mal mit sinnvollen Maß-
nahmen, die den Menschen vor Ort wirklich nützen, zum 
Beispiel gegen Hochwasser? Dazu findet sich in Ihrem 
Antrag gar nichts. Wir hingegen haben heute einen An-
trag vorgelegt, der sich mit konkreten Schutzmaßnahmen 
im Ahrtal beschäftigt. Die „Aufbauhilfe 2021“, die den 
Wiederaufbau im Ahrtal finanzieren soll, hat noch 24 Mil-
liarden Euro im Topf. Alle Landräte vor Ort haben par-
teiübergreifend um Hilfe gerufen. In einem Brief an Bun-
deskanzler Friedrich Merz haben die Kommunalpolitiker 
darauf hingewiesen, dass ein zukünftiger Hochwasser-
schutz im Ahrtal nicht ohne ausreichend Regenrückhalte-
becken möglich ist. Allein im Kreis Ahrweiler sprechen 
wir über 17 solcher geplanter Rückhaltebecken mit Kos-
ten von ungefähr 1,7 Milliarden Euro. Das ist für einen 
Landkreis in heutigen Zeiten unmöglich zu finanzieren, 
in denen sowieso jede Kommune verschuldet ist. Also 
schlagen sowohl die Landräte als auch unsere Bun-
destagsfraktion mit unserem heutigen Antrag vor, dass 
technische Hochwasserschutzanlagen im Ahrtal, ins-
besondere Regenrückhaltebecken, auch aus dem Sonder-
vermögen „Aufbauhilfe 2021“ finanziert werden. Das ist 
sachlich geboten, finanziell vernünftig und im Interesse 
der Menschen vor Ort, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Wiederaufbau ist doch eben nicht nur eine Frage von 
Straßen, Brücken oder von Häusern. Er ist doch auch eine 
Frage der Vorsorge. Denn keiner von uns kann doch In-
teresse daran haben, dass wir viel Aufwand und viel 
Steuergeld in den Wiederaufbau stecken, und beim 
nächsten Hochwasser wird alles wieder zerstört und hin-
weggespült. Wie antwortet dann Ihr Kommunikations-
talent Friedrich Merz den betroffenen Landräten und 
den Menschen vor Ort? Er fährt zum Jahrestag des Hoch-
wassers – immerhin –, findet dort ein paar allgemeine 
nette Worte, reist wieder ab und schreibt dann ohne per-
sönliches Gespräch einen kurzen Brief an die Landräte 
zurück, lehnt die Maßnahmen ab und sagt: Darüber denkt 
die Bundesregierung nicht einmal nach.

Meine Damen und Herren, in diesem Haus wird ganz 
oft über Resilienz, über Anpassung oder über Lehren aus 
der Krise gesprochen. Hier liegt ein ganz konkreter Vor-
schlag auf dem Tisch, wie solche Lehren praktisch umge-
setzt werden können – nicht abstrakt und nicht in irgend-
welchen Sonntagsreden, sondern konkret und praktisch 
für die Menschen vor Ort. Und an die Menschen an den 
Bildschirmen da draußen: Wissen Sie eigentlich, wie die 
Grünen auf unseren Antrag reagiert haben? Sie wollten 
den Antrag hier in dieser Debatte nicht dazustellen; sie 
wollten gar nicht über diesen Antrag sprechen. Das zeigt 
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wieder einmal ganz deutlich: Den Grünen und den 
Linken geht es nicht um richtige Lösungen für echte 
Probleme.

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Reden Sie nicht vom Ahrtal!)

Ihnen geht es darum, unter dem Vorwand von Klima-
gedöns den Steuerzahlern das Geld aus der Tasche zu 
ziehen und damit die eigene Klientel zu versorgen.

(Beifall bei der AfD)

Aber ich glaube, das merken mittlerweile sämtliche Bür-
ger: Auf Sie als ideologisch verblendete Randgruppe

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

kann der Bürger im Ahrtal sowieso nicht zählen.
An die Kollegen in der Unionsfraktion gerichtet: Wer 

aus der Flutkatastrophe von 2021 ernsthaft Konsequen-
zen ziehen will,

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
…, sollte nicht die AfD wählen!)

muss den Wiederaufbau mit wirksamem Hochwasser-
schutz verbinden. Wer öffentlich Mitgefühl zeigt, darf 
sich bei der Finanzierung der Vorsorge nicht verweigern. 
Wer Verantwortung für dieses Land beansprucht, der darf 
Rückhaltebecken im Ahrtal nicht an kleinlicher Brand-
mauer-Politik scheitern lassen.

(Beifall bei der AfD)

Deshalb appelliere ich an Sie: Nutzen Sie die Mehrheiten 
hier im Haus, die es für vernünftige Lösungen gibt, gerne 
auch ohne Friedrich Merz!

Vielen herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die SPD-Fraktion hat jetzt das Wort der Abgeord-

nete Jakob Blankenburg.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Jakob Blankenburg (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wir erinnern uns sicherlich noch alle an die Waldbrände 
in der Eifel, an die Niedrigwasser in der Elbe, dem Rhein 
und der Donau; an Felder, auf denen die Ernte vertrocknet 
ist, an Notaufnahmen, die an ihre Grenzen gekommen 
sind. Das ist der Sommer, den wir in diesem Jahr in 
Deutschland erlebt haben und auf den wir uns – so ehrlich 
müssen wir sein – auch in Zukunft einstellen müssen.

Nach Schätzungen des Robert Koch-Instituts sind die-
sen Sommer rund 16 300 Menschen an den Folgen der 
Hitze gestorben. Hinter dieser Zahl, 16 300, stecken echte 
Menschen,

(Carolin Bachmann [AfD]: Das ist eine Schät-
zung! Das wissen Sie alles gar nicht mit den 
16 000 Menschen!)

in Dachgeschosswohnungen oder in schlecht isolierten 
Pflegeheimen. Der Klimawandel trifft uns alle, aber er 
trifft nicht alle gleich. Er trifft Kinder, die bei 35 Grad 
in aufgeheizten Kitas sitzen, ältere Menschen in Wohnun-
gen, die nachts nicht mehr abkühlen, Dachdecker und 
Straßenbauerinnen auf glühendem Asphalt, Wohnungs-
lose, die in unseren Städten keinen kühlen Ort finden.

Wer muss das auffangen? Mit diesen Aufgaben sind 
bislang vor allem die Kommunen betraut. Das ist grund-
sätzlich auch erst mal nicht falsch. Denn Bürgermeis-
terinnen und Landräte, die Mitglieder in den Räten und 
Kreistagen wissen am besten, wo Schatten fehlt, wo ein 
Trinkbrunnen hingehört und welche Straße beim nächs-
ten Starkregen vollläuft. Aber Klimaanpassung ist eben 
auch eine freiwillige Aufgabe. Wie viele von uns habe ich 
selbst auch ein kommunales Mandat. Ich sitze gemein-
sam mit der Kollegin Verlinden, die heute die Debatte 
eröffnet hat, im Kreistag in Lüneburg. Wir beide wissen 
sehr genau, was mit freiwilligen Leistungen passiert, 
wenn das Geld knapp wird: Sie landen als Erstes auf 
der Streichliste.

Heute läuft das so: Der Bund legt ein Förderprogramm 
auf – und da haben die Grünen mit ihrem Antrag ja 
recht –, das aktuell nur für Pilotprogramme vorgesehen 
ist; denn etwas anderes lässt das Grundgesetz derzeit 
nicht zu.

(Zuruf des Abg. Harald Ebner [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Eine Gemeinde schreibt einen Antrag und wartet und 
hofft. Irgendwann läuft das Programm aus, und am 
Ende entscheidet der Kontostand einer Gemeinde darü-
ber, ob Kinder in der kühlen Kita spielen können. Liebe 
Kolleginnen und Kollegen, das ist nicht gerecht, und es 
wird der Herausforderung, vor der wir stehen, auch nicht 
gerecht.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Dr. Julia 
Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Hört! Hört! Jetzt die Lösung!)

Die Anpassung an den Klimawandel ist eben eine He-
rausforderung für alle staatlichen Ebenen, von der 
kleinen Gemeinde bis zu uns hier im Bund. Deshalb – 
lassen Sie mich auch das sagen – ist es richtig, wenn wir 
sie als Gemeinschaftsaufgabe im Grundgesetz aufneh-
men. Umweltminister Carsten Schneider hat das Ganze 
ja im August vorgeschlagen, nachdem es auch schon die 
Umweltministerkonferenz von Bund und Ländern ein-
stimmig gefordert hatte und Städtetag sowie Städte- und 
Gemeindebund dahinterstehen. Nur so kann der Bund 
Länder und Kommunen dauerhaft unterstützen, statt je-
des Jahr neu um Förderprogramme zu ringen.

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das heißt, ihr stimmt gleich zu!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen von den Grünen, wir 
liegen in der Sache nah beieinander. Ich teile einiges in 
Ihrem Antrag: feste Budgets für Kommunen, mehr Per-
sonal in den Verwaltungen, weniger parallele Förder-
strukturen.

(Zuruf des Abg. Harald Ebner [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])
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Ich glaube, auch gerade vor dem Hintergrund der Frage 
„Wer fördert was auf dieser Ebene?“ hat in diesem Haus 
keiner was gegen diese Vorschläge. Aber eine Verfas-
sungsänderung braucht eine Zweidrittelmehrheit in Bun-
destag und Bundesrat.

(Karoline Otte [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja!)

Diese Mehrheit – das haben wir gerade gehört – gibt es 
zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht.

(Kassem Taher Saleh [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Schaffen Sie doch die Mehrheit!)

Man baut sie auch nicht, indem man jetzt einfach einen 
Antrag ohne Ausschussüberweisung in die namentliche 
Abstimmung schickt.

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die Bundesregierung soll einen Gesetz-
entwurf vorbereiten! Das ist unser Antrag!)

Im Ausschuss hätten wir noch mal gemeinschaftlich da-
rüber diskutieren können, Argumente austauschen kön-
nen und schauen können, ob vielleicht schon die entspre-
chenden Prüfungen abgeschlossen sind, die der Kollege 
Klaus Mack gerade angesprochen hat. Man baut diese 
Mehrheiten nicht, indem man einfach ohne Ausschuss-
beratung eine namentliche Abstimmung beantragt.

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wir fordern die Bundesregierung auf, 
einen Gesetzentwurf vorzulegen!)

Das ist ehrlicherweise Augenwischerei und Effekt-
hascherei. Und das zeigt nicht, dass man in der Sache 
tatsächlich miteinander diskutieren und zu einem Ergeb-
nis kommen will.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Dr. Fabian Fahl [Die Linke]: 
Was gibt es denn noch zu bereden?)

Ich glaube, wie gesagt, in der Sache sind wir uns einig – 
meine Zeit ist jetzt vorbei –

(Karsten Hilse [AfD]: Das stimmt! Ihre Zeit ist 
schon lange vorbei!)

und wir haben alle das Ziel, dass wir in Kommunen leben, 
in denen Kinder in der Kita unter einem Sonnensegel 
spielen können und Rentnerinnen und Rentner nicht in 
überhitzten Pflegeheimen leben müssen. Aber das schaf-
fen wir eben nur gemeinsam und nicht durch Anträge, die 
heute zu keinem Effekt führen. Ich glaube, das können 
Sie auch besser.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die Fraktion Die Linke hat jetzt das Wort die Abge-

ordnete Sahra Mirow.
(Beifall bei der Linken)

Sahra Mirow (Die Linke):
Sehr geehrte Präsidentin! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Über 16 000 Hitzetote in einem einzigen 
Sommer – und ein großer Teil davon wäre vermeidbar 

gewesen. Das ist nicht einfach nur die Bilanz eines heißen 
Sommers; das ist die Bilanz politischen Versagens, das 
wir hier erlebt haben.

(Karsten Hilse [AfD]: Das ist die Bilanz des 
RKI!)

Die Menschen, die in Pflegeheimen, Krankenhäusern, 
schlecht sanierten Wohnungen oder wohnungslos auf 
der Straße unter Hitze leiden, müssten das nicht. Es müss-
ten keine Menschen ihre Häuser aufgrund von Starkregen 
und Überschwemmungen verlieren. Aber es passiert, und 
es wird wieder passieren, weil die verantwortliche Poli-
tik – gerade auf Bundesebene – viel zu lange untätig 
geblieben ist.

(Beifall bei der Linken)
Auch die aktuelle Bundesregierung glänzt durch Un-

tätigkeit. Dabei ist doch völlig klar, dass sich grundlegend 
etwas ändern muss. Die Kommunen müssen wieder so 
handlungsfähig gemacht werden, dass sie die Klimakrise 
in den Griff bekommen und Klimaanpassungen vorneh-
men können. Aber stattdessen verweist die Bundesregie-
rung auf bestehende Förderprogramme, mit denen sie die 
Klimaanpassung in den Kommunen angehen will.

Aber wir sehen doch, dass diese Programme nicht aus-
reichen. Deutschland reißt Jahr für Jahr seine Klimaziele. 
Und obendrein ist aus den Reihen der Bundesregierung 
zu vernehmen, der Zeitpunkt für das Erreichen der Kli-
maneutralität solle sogar gänzlich verschoben werden. 
Ich muss es wirklich deutlich betonen: Ist Ihnen klar, 
dass Sie damit dem Pariser Klimaabkommen widerspre-
chen?

(Stephan Brandner [AfD]: Das ist ja fürchter-
lich! Oh Schreck! Oh Schreck!)

– Genau, das ist tatsächlich fürchterlich. – Hören Sie 
endlich auf, Ihre klimapolitische Verantwortung auf Län-
der und Kommunen abzuwälzen und sie dann auch noch 
finanziell im Regen stehen zu lassen! Der Bund muss 
seine Verantwortung endlich wahrnehmen.

(Beifall bei der Linken)
Ein sinnvolles Instrument ist hier die Gemeinschafts-

aufgabe Klimaschutz. Durch eine solche Grundgesetz-
änderung kann sich der Bund nämlich finanziell an kom-
munaler Klimaanpassung beteiligen.

Liebe Minister/-innen von der SPD, kommt Ihnen das 
nicht bekannt vor? Sie haben die Gemeinschaftsaufgabe 
Ihren Kollegen von der Union im Sommer vorgeschla-
gen. Aber beim leisesten Widerstand sind Sie eingebro-
chen, und dann kam von Ihnen gar nichts mehr dazu. 
Dabei war Ihr Impuls doch so richtig. Trauen Sie sich, 
diese Forderung auch wirklich konsequent gegenüber Ih-
rem Koalitionspartner durchzusetzen! Und nur für den 
Fall, dass ich Sie erinnern muss: Das steht sogar in Ihrem 
Koalitionsvertrag.

(Beifall bei der Linken – Klaus Mack [CDU/ 
CSU]: Ein Prüfauftrag!)

Zu einer wirkungsvollen Gemeinschaftsaufgabe gehö-
ren mehrere Kriterien. Der Bund muss sich erstens be-
darfsdeckend finanziell an den Klimaanpassungen betei-
ligen und die Kommunen zu entsprechenden Maßnahmen 
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verpflichten. Und ja, Herr Mack von der CDU, das wäre 
möglich, wenn Sie und Ihre Koalition endlich mal bereit 
wären, die Aufgaben, die diese Gesellschaft gemeinsam 
schultern muss, auch auf alle Schultern zu verlagern. Sie 
könnten doch die Vermögensteuer sofort wieder einfüh-
ren. Sie könnten Superreiche endlich gerecht besteuern: 
Und das für wirklich alle Menschen da draußen: Das Geld 
ist da. – Es wird hier immer so getan, als ob kein Geld 
vorhanden ist. Doch, es ist da; es ist nur ungerecht ver-
teilt. Und ich finde, diese Bundesregierung muss endlich 
einen Fokus auf Klimaschutz setzen.

(Beifall bei der Linken)
Außerdem braucht das Gesetz einen eigenständigen 

Schwerpunkt für den Schutz besonders gefährdeter Be-
völkerungsgruppen und – ganz wichtig – eine Staffelung 
des kommunalen Eigenanteils nach Finanzstärke bis zur 
kompletten Streichung bei besonders finanzschwachen 
Kommunen sowie einen begleitenden Hitzeaktionsplan, 
der seinem Namen gerecht wird. All das brauchen wir 
ganz dringend.

Also: Stimmen Sie unserem Antrag zu, und erfüllen 
Sie Ihren Koalitionsvertrag!

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat jetzt das Wort der Ab-

geordnete Josef Oster.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Josef Oster (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Der Sommer 2026 hat es deutlich gezeigt: Es besteht 
Handlungsbedarf – Handlungsbedarf, um unser Leben 
und unseren Lebensraum an die Folgen großer Hitze 
und Trockenheit anzupassen. Und auch wenn man es 
aktuell nicht zwingend erwartet: Das nächste Starkregen-
ereignis oder Hochwasser wird irgendwann wieder auf 
uns zukommen.

(Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])
Gefordert sind hier mal wieder, muss man sagen, in 

erster Linie unsere Kommunen. Die Kommunen sind 
Träger des Katastrophenschutzes und damit in jeder 
Großschadenslage gefordert. Die Kommunen stellen die 
freiwilligen Feuerwehren, die im Katastrophenfall aus-
rücken, um Menschen und Hab und Gut zu retten und 
zu schützen. Und den Kommunen obliegt es letzten En-
des, ein Lebensumfeld zu schaffen, in dem man es auch 
bei großer Hitze aushalten kann. Verehrte Kolleginnen 
und Kollegen, die Kommunen sind damit eine unver-
zichtbare Größe bei der Anpassung unseres Lebens an 
die Folgen des Klimawandels.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Es geht hier in dieser Debatte für mich nicht in erster 
Linie um Klimaschutz oder Naturschutz. Die Sommer der 
vergangenen Jahre haben eindrücklich gezeigt: CO2-Ein-
sparung allein reicht nicht aus. Es geht jetzt konkret da-
rum, mit den Folgen des Klimawandels umzugehen und 

entsprechende Anpassungen vorzunehmen. Eine neue 
Gemeinschaftsaufgabe kann dabei ein Baustein sein. Es 
ist für mich und für uns aber nicht der entscheidende 
Punkt.

Sie stellen zu Recht in Ihren Anträgen fest, dass den 
Kommunen dabei eine Schlüsselrolle zufällt. Was die 
kommunale Familie aber nicht braucht, sind neue Vor-
gaben, neue komplizierte Förderprogramme und mehr 
Bürokratie wie ein Koordinierungsausschuss oder wei-
tere Instrumente, wie Sie sie in Ihren Anträgen vorstellen. 
Und was die Kommunen schon gar nicht brauchen, sind 
zentralistische Vorgaben aus Berlin. Sie wollen sogar in 
die Personalbemessung der kommunalen Familie eingrei-
fen! Es ist regelrecht übergriffig, wie Sie hier von Berlin 
aus mit der kommunalen Familie umgehen wollen, ver-
ehrte Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wenn man Ihre Anträge durchliest, dann stellt man 
fest: Sie haben das Prinzip der kommunalen Selbstver-
waltung nicht verstanden.

(Zuruf von der AfD: Ja!)

Was unsere Kommunen brauchen, ist Freiheit. Sie brau-
chen die Freiheit, Entscheidungen treffen zu können, und 
sie brauchen finanziellen Handlungsspielraum.

(Karoline Otte [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, genau! – Dr. Julia Verlinden 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ja, aber den 
haben sie gerade nicht!)

Genau das ist unser Ansatz, um hier zu Lösungen zu 
kommen: Wir müssen unsere Kommunen in die Lage 
versetzen, Entscheidungen treffen zu können und Hand-
lungsspielräume zu haben.

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aber dann schaffen Sie doch den finan-
ziellen Handlungsspielraum! Das tun Sie nicht! 
Das ist ja das Problem!)

Sie verkennen in Ihren Anträgen auch, dass in unseren 
Gemeinderäten, in unseren Kreistagen, in den Stadträten 
kluge Menschen sitzen.

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die wollen die Gemeinschaftsaufgabe!)

Dort sitzen mindestens so kluge Menschen wie hier im 
Deutschen Bundestag. Und wir sollten sie nicht gängeln, 
sondern wir sollten ihnen Handlungsspielraum geben.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der AfD – Dr. Julia Verlinden [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Aber die Menschen in 
den Städten und Gemeinden fordern die Ge-
meinschaftsaufgabe!)

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, es geht darum, 
Handlungsfähigkeit zu zeigen.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Herr Kollege, erlauben Sie eine Zwischenfrage aus der 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen?
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Josef Oster (CDU/CSU):
Ja, bitte.

Julia Schneider (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Herr Kollege; vielen Dank, Frau Prä-

sidentin. – Ich habe mich sehr über Ihre Aussagen gerade 
eben gewundert. Wissen Sie, dass der Deutsche Städtetag 
und der Städte- und Gemeindebund die Gemeinschafts-
aufgabe fordern

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

wie auch die Länder, zum Beispiel in der Bauminister-
konferenz und der Umweltministerkonferenz? Die Ge-
meinschaftsaufgabe ist ja nichts Neues. „Gemeinschaft“ 
bedeutet eben „gemeinsam“. Wie passt das denn zu dem, 
was Sie eben gesagt haben?

Josef Oster (CDU/CSU):
Das passt sehr gut zusammen, sehr geehrte Frau Kol-

legin.

(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nein!)

Vielen Dank für die Zwischenfrage. – Der Deutsche Städ-
tetag und der Landkreistag haben nicht gefordert, dass der 
Deutsche Bundestag bis in die einzelne Kommunalver-
waltung hineinregiert und dort Vorgaben macht, wie viele 
Stellen dort geschaffen werden sollen,

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aber sie haben die Gemeinschaftsauf-
gabe gefordert!)

sondern die Gemeinschaftsaufgabe – das habe ich gesagt; 
das wissen Sie, wenn Sie mir zugehört haben – kann ein 
Baustein sein.

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Also! – Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Hört! Hört!)

Er ist für mich aber nicht der entscheidende. Entschei-
dend ist, dass wir der kommunalen Familie mehr Freiheit 
geben, dort unabhängige Entscheidungen zu treffen. Wir 
werden kluge Entscheidungen treffen; das ist meine feste 
Überzeugung. Das steht nicht im Widerspruch zu den 
kommunalen Spitzenverbändern. Wir sind da vielmehr 
auf einer Linie.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Julia 
Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ohne Geld können Sie nichts machen!)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Herr Kollege, es gibt noch eine Zwischenfrage aus der 

AfD-Fraktion.

Josef Oster (CDU/CSU):
Na Gott, dann machen wir das. – Bitte.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Herr Münzenmaier.

Sebastian Münzenmaier (AfD):
Sehr geehrter Herr Oster, zunächst ganz herzlichen 

Dank, dass Sie die Frage zulassen. – Sie haben in Ihrer 
Rede sehr viel Kluges gesagt. Sie haben viel davon ge-
sprochen, dass der finanzielle Handlungsspielraum bei 
der Kommune hergestellt werden muss. Sie haben gesagt: 
Da sitzen oft sehr, sehr kluge Leute vor Ort, die das besser 
wissen als die in Berlin. – Da gebe ich Ihnen zu hundert 
Prozent recht, da haben Sie absolut einen Punkt. Deswe-
gen jetzt noch mal ganz konkret: Ich habe gerade vor-
getragen, dass verschiedene Landräte – Sie sind selbst 
aus dem nördlichen Rheinland-Pfalz –, unter anderem 
die Landrätin von Ahrweiler, parteiübergreifend gefor-
dert haben, dass Rückhaltebecken aus der Aufbauhilfe 
2021 gezahlt werden sollten. Diese klugen Leute – da 
haben Sie ja völlig recht – wissen das mit Sicherheit 
besser als der Bundeskanzler, der nur hier in Berlin sitzt. 
Sie haben ganz konkrete Vorschläge gemacht, die ich 
gerade in meiner Rede wiedergegeben habe. Kann ich 
also davon ausgehen, dass Sie das nicht so sehen wie 
Friedrich Merz und dass Sie sich unserem Antrag an-
schließen und dem parteiübergreifenden Begehren der 
Landräte folgen und somit den klugen Menschen vor 
Ort die finanziellen Handlungsmöglichkeiten verschaf-
fen, die sie brauchen, um kluge Lösungen für unser 
Land zu finden?

(Beifall bei der AfD)

Josef Oster (CDU/CSU):
Sie stellen zu Recht fest, dass ich meine persönliche 

Heimat in unmittelbarer Nähe des Ahrtals habe und des-
halb diese furchtbare Katastrophe sehr aufmerksam mit-
verfolgt habe. Ich bin sehr oft dort zu Gast gewesen, 
kenne also die Situation, die dort weiterhin besteht, und 
auch die Herausforderungen, denen wir uns weiterhin 
gegenübersehen. Ich weiß, dass dort weiterhin viel pas-
sieren muss, auch wenn schon unglaublich viel gesche-
hen ist. Es war eine starke Leistung der staatlichen Fami-
lie insgesamt – Bund, Länder und Gemeinden –, dieses 
Sondervermögen für den Wiederaufbau im Ahrtal bereit-
zustellen. 30 Milliarden Euro, das war ein starkes Zei-
chen der staatlichen Familie, um dieser Region und die-
sen Menschen zu helfen.

Ich glaube, der Bund hat keinen Nachholbedarf, wenn 
es darum geht, dieser Region zu helfen und auch finan-
zielle Mittel bereitzustellen. Wir haben sehr viel Geld 
dafür bereitgestellt und tun weiterhin sehr viel. Deshalb, 
glaube ich, besteht kein Nachholbedarf, weitere Mittel in 
diese Region zu geben. Vielmehr bestehen dort ausrei-
chend Möglichkeiten, mit dem Vermögen, das bereit-
gestellt wurde, die Maßnahmen in Angriff zu nehmen, 
die notwendig sind.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Kollege, ich lasse jetzt die Uhr weiterlaufen.

Josef Oster (CDU/CSU):
Ja, das ist nett. Dann komme ich wieder zu meiner 

Rede zurück.
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Ich komme noch mal zu der Rolle der Kommunen. Ich 
glaube, es geht beim Thema Klimaanpassung und vielen 
anderen Dingen darum, dass den Kommunen eine 
Schlüsselrolle zukommt, auch was die Handlungsfähig-
keit des Staates anbetrifft. Entscheidend ist: Statt weiterer 
Förderprogramme brauchen die Kommunen frei verfüg-
bare Mittel, die sie für die Bedürfnisse vor Ort zielge-
richtet einsetzen können. Deshalb noch mal mein Appell: 
Vertrauen wir der kommunalen Selbstverwaltung! Ent-
schlacken und verschlanken wir endlich die Förderpro-
grammstrukturen, und geben wir den Kommunen mehr 
freie Investitionsmittel an die Hand!

Die Umsetzung des Länder- und Kommunalanteils am 
Sondervermögen zeigt, wie es unkompliziert gehen kann. 
Wir sollten diesen Weg, verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen, weiter beschreiten und die kommunale Investitions-
kraft nachhaltig stärken. Dann leisten wir letzten Endes 
einen wichtigen Beitrag zum Klimaschutz und vor allen 
Dingen auch zur Klimafolgenanpassung. Damit eröffnen 
wir den Kommunen mehr Möglichkeiten, vor Ort ein 
lebenswertes Umfeld zu schaffen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner in dieser Ausspra-

che ist Dr. Ingo Hahn von der AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Ingo Hahn (AfD):
Wertes Präsidium! Meine geschätzten Damen und Her-

ren! Eine Änderung des Grundgesetzes ist keine Alltags-
entscheidung. Sie muss notwendig, wohlbegründet und 
von Gewicht sein. Die Grünen wollen nun Klimaanpas-
sung und Naturschutz als neue Gemeinschaftsaufgabe im 
Grundgesetz verankern und damit insbesondere eine neue 
Grundlage für die Finanzierung ihrer Klimapolitik und 
ihrer Klimaklientel schaffen. Nur, der Schutz unserer 
natürlichen Lebensgrundlagen steht längt im Grund-
gesetz, und selbst der Klimaschutz ist nach der Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichtes bereits in Ar-
tikel 20a Grundgesetz berücksichtigt. Das Grundgesetz 
darf nicht für jede neue politische Idee missbraucht wer-
den.

(Beifall bei der AfD)

Wozu also diese zusätzliche Verfassungsänderung? 
Wer dort etwas hineinschreibt, greift in die Statik unseres 
Staates ein. Eine Verfassungsänderung braucht einen 
zwingenden Grund und einen erkennbaren Mehrwert. 
Schauen wir uns an, worum es bei der Klimaanpassung 
überhaupt geht! Menschen haben sich schon immer den 
Veränderungen der Natur angepasst. Im Mittelalter bei-
spielsweise, noch lange vor Industrialisierung und Nut-
zung fossiler Brennstoffe,

(Dr. Fabian Fahl [Die Linke]: Sie verhindern 
doch jetzt die Anpassung!)

war es auf der Erde so warm, dass auf Grönland Ackerbau 
betrieben wurde und die Eisinsel ergrünte, daher der 
Name Grönland, also Grünland.

(Beifall bei der AfD)
Menschen haben sich gegen Hitze, gegen Kälte, gegen 

Dürre, gegen Hochwasser geschützt. Dazu haben sie Dei-
che gebaut und Flüsse reguliert.

(Dr. Fabian Fahl [Die Linke]: Dann geben Sie 
doch Geld dafür! Das verhindern Sie doch ge-
rade!)

Sie haben Wasser gespeichert und Häuser an örtliche 
Gefahren angepasst. Entscheidend ist folglich, vor Ort 
das Richtige zu tun.

Schauen wir ins Ahrtal! Dort gab es bereits 1804 und 
1910 verheerende Hochwasser. Die Gefahr war also seit 
Generationen bekannt. Als im Juli 2021 die Flut kam, 
regierten die Grünen in Rheinland-Pfalz. Sie stellten die 
Umweltministerin. Ja, Sie waren verantwortlich.

(Karsten Hilse [AfD]: So ist es!)
Für die Hochwasservorsorge – das muss man sagen – war 
Ihr Ministerium zuständig. Dort haben Sie komplett ver-
sagt.

(Beifall bei der AfD – Stefan Keuter [AfD]: 
Kläglich versagt!)

136 Menschen haben das mit ihrem Leben bezahlt. Trotz-
dem haben Sie daraus nichts, aber auch gar nichts gelernt. 
Was für eine Schande, meine Damen und Herren!

(Beifall bei der AfD)
Eine neue Formulierung im Grundgesetz verhindert 

keine fehlerhafte Gefahrenplanung. Sie warnt im Ernst-
fall keinen einzigen Bürger. Sie rettet kein einziges Haus. 
Sie ersetzt eben keinen funktionierenden Katastrophen-
schutz.

Wer Menschen vor Wetterextremen schützen will, 
muss handeln: Hochwassergefahren vollständig erfassen, 
funktionierende Warnsysteme schaffen, Feuerwehren 
und Hilfsorganisationen vernünftig ausstatten.

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Mit welchem Geld denn?)

Dafür brauchen unsere Kommunen vor allem drei Dinge: 
erstens mehr Geld, zweitens weniger Bürokratie und drit-
tens echte Handlungsfreiheit.

(Beifall bei der AfD)
Klimaanpassung heißt nämlich im Endeffekt: Gefahren 
erkennen, Vorsorge treffen, Menschen schützen. Das ist 
konkret, das ist wirksam. Und dafür braucht es keine neue 
Klimapanik im Grundgesetz.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die nächste Rednerin ist Angelika 

Glöckner für die SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)
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Angelika Glöckner (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Kolleginnen und Kolle-

gen! Ich würde Sie gerne einladen, sich einen Moment 
lang Folgendes vorzustellen: ein Schulhof, voll asphal-
tiert, pralle Sonne, kein einziger Baum;

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ja, eben!)

eine Bushaltestelle ohne Schatten, an der eine ältere Frau 
auf den Bus wartet; eine Dachgeschosswohnung, in der 
Menschen über Wochen nachts nicht schlafen können, 
weil die Hitze einfach nicht weicht. Genau dort müssen 
unsere Hilfeschutzmaßnahmen ankommen – vor Ort.

In diesem Sommer haben rund 16 000 Menschen hit-
zebedingt ihr Leben verloren. Das dürfen wir nicht zu-
lassen; denn hinter jeder Zahl steht ein Verlust, ein 
Mensch, der fehlt. Wer angesichts dessen noch immer 
den menschengemachten Klimawandel leugnet und von 
einem ganz normalen Sommer spricht, der hat die Zei-
chen der Zeit nicht erkannt und der ist nicht berechtigt, 
Verantwortung für Menschen zu übernehmen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die Hitze trifft uns nicht alle gleich. Wer einen Garten 
hat, der findet vielleicht Schatten. Wer aber an einer dicht 
bebauten Straße wohnt, der hat oft nur die Wahl: auf-
geheizte Wohnung oder aufgeheizter Gehweg. Deshalb 
ist Hitzeschutz für uns als SPD auch eine soziale Frage, 
die nicht davon abhängen darf, wie viel Geld jemand im 
Geldbeutel hat.

(Beifall bei der SPD)

Was heißt das konkret für unsere Städte und Gemein-
den? Das heißt: Bäume und Sonnensegel auf dem Kita-
spielplatz, damit Kinder draußen spielen können, Trink-
brunnen in der Fußgängerzone, Sitzbänke im Schatten, 
damit ältere Menschen auf dem Weg zum Einkaufen 
eine Pause machen können, kühle Räume, auch offene 
Bibliotheken, deren Türen an heißen Tagen für alle offen 
stehen. Es heißt auch: außen liegender Sonnenschutz in 
Pflegeheimen, begrünte Schulhöfe, Regen, der versickern 
kann, sodass das Wasser im Boden bleibt, statt sofort in 
der Kanalisation zu verschwinden. Das sind konkrete 
Verbesserungen, die Menschen jeden Tag spüren, und 
die gehen wir an, Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD)

Die Bundesregierung hat bereits Grundlagen dafür ge-
schaffen mit dem Klimaanpassungsgesetz, der Anpas-
sungsstrategie und der Hitzeschutzstrategie des Bundes-
bauministeriums. Ja, jetzt brauchen die Kommunen die 
Mittel zur Umsetzung. Deshalb ist es richtig, dass die 
Bundesmittel für Städtebauförderung bis 2029 schritt-
weise auf 1,8 Milliarden Euro steigen; das ist eine Ver-
doppelung. Und richtig ist auch: Klimaanpassung ist da-
mit ausdrücklich förderfähig.

Mit der Reform des Städtebau- und Raumordnungs-
rechts werden wir Begrünung, Versickerung und Was-
serrückhalt zusätzlich erleichtern. Mit der Novelle zur 
kommunalen Wärmeplanung werden auch die Kältepla-

nungen stärker in den Fokus rücken. All das sind wichtige 
Maßnahmen, die zeigen: Wir packen in dieser Regie-
rungskoalition an, Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Aber auch kleinere Städte und Dörfer brauchen Unter-
stützung. Ich habe große Sympathie für den Vorstoß des 
Bundesumweltministers Carsten Schneider, die Klima-
anpassung ins Grundgesetz aufzunehmen; auch Sie von 
Linken und Grünen haben das in Ihren Anträgen genannt. 
Aber lassen Sie uns das als gemeinsame Lösung an-
packen!

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wir sind gespannt! Es wird nur Zeit! Es 
eilt! Der nächste Sommer kommt!)

Wir wollen, dass die Kommunen vor Ort befähigt wer-
den, dort anzupacken, wo Hilfe gebraucht wird. Das 
schafft Lebensqualität, das schützt Menschenleben, und 
dafür kämpfen wir als SPD.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die nächste Rednerin ist Karoline Otte 

für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Karoline Otte (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Wir machen eine kleine Zeitreise in den Juni 
dieses Jahres: 41,8 Grad, Hitzerekord. Manche von uns 
und alle hier im Saal können sich in ihre kühlen Büros 
flüchten. Das ist ein Riesenprivileg; denn für ganz viele 
geht das nicht. Der Bauarbeiter auf dem Gerüst, die Kin-
der in viel zu warmen Klassenräumen, die 85-Jährige mit 
der Wohnung unter dem Dach, die Pflegekraft auf der 
überhitzten Station – sie alle können der Hitze nicht aus-
weichen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Für sie sind diese Temperaturen ganz konkret gefährlich. 
Und diesen Sommer waren sie für viel zu viele von ihnen 
tödlich,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

mehr als 16 000-mal; es gab mehr als 16 000 Hitzetote.

(Carolin Bachmann [AfD]: Das wissen Sie 
doch gar nicht! Das ist eine Schätzung!)

Die Klimakrise ist jetzt, und wir werden mit ihr leben 
müssen. Der Auftrag muss klar sein: Wir müssen die, 
die sich selber nicht schützen können, vor den Folgen 
schützen. Das ist der Auftrag für dieses Parlament. Die-
sen müssen wir erfüllen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zuruf des Abg. Manuel Krauthausen [AfD])
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Dieser Sommer war sehr wahrscheinlich der mildeste 
unseres noch vor uns liegenden Lebens. Wir müssen uns 
auf das, was noch kommt, vorbereiten. Wir können nicht 
mehr warten. Wir können nicht bis morgen warten.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Union, es wurde genug geprüft. Es gibt ein ganzes 
Gutachten zur Ausgestaltung aus dem BMUKN; ich 
schicke Ihnen gerne den Link, wenn Ihnen das noch nicht 
vorliegt. Aber Sie hätten sich das inzwischen schon mal 
angucken können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dabei sind unsere Städte und Gemeinden längst an der 
vordersten Front; das wurde hier zu Recht mehrfach be-
tont. Doch die Realität in den Rathäusern – das wissen 
wir hier alle – ist bitter. Unsere Städte und Gemeinden 
stehen vor gewaltigen Aufgaben und gleichzeitig vor völ-
lig leeren Kassen.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Warum sind denn die 
Kassen leer?)

Maßnahmen der Klimaanpassung fallen als freiwillige 
Aufgaben dem Spardruck zum Opfer. Und es kann doch 
nicht an der Postleitzahl liegen, ob es vor Ort Hitzeschutz 
gibt oder nicht. Das können und das dürfen wir uns nicht 
länger leisten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es braucht endlich eine langfristige Finanzierung für 
notwendige Investitionen. Und es braucht eine klare und 
verlässliche Finanzierung für Personal in den Verwaltun-
gen. Deshalb fordern wir hier heute, die Gemeinschafts-
aufgabe ins Grundgesetz aufzunehmen. Das ist der rich-
tige Weg für Verlässlichkeit und Stabilität, damit die 
Kommunen vor Ort wirklich handeln können,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

damit sie vor Ort die Maßnahmen ergreifen können, die 
jetzt notwendig sind.

Dem haben sich sogar die SPD-Minister/-innen an-
geschlossen; auch die SPD-Minister/-innen haben in die-
sem Sommer diese Gemeinschaftsaufgabe gefordert. 
Doch die Union blockiert, und das ist echt ein Schlag. 
Das ist ein Schlag ins Gesicht für jeden Bürgermeister, 
jede Bürgermeisterin, jeden kommunalpolitischen Rat. 
Die sind längst in der Pflicht, zu handeln, und Sie leisten 
Ihren Beitrag nicht. Beweisen Sie, dass Ihre Forderungen 
keine bloßen Lippenbekenntnisse sind!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir erleben in dieser Debatte etwas absolut Irres: rhe-
torische Offenheit bei absoluter Starrheit im Handeln.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank.

Karoline Otte (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Das kann doch nicht Ihr Ernst sein. Handeln Sie!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Dr. Fabian Fahl 

für die Fraktion Die Linke.
(Beifall bei der Linken)

Dr. Fabian Fahl (Die Linke):
Herr Präsident! Sie sagen oft: Das können wir nicht 

bezahlen. Wir sind nicht zuständig. Wer anders ist ver-
antwortlich. – Beim Klimaschutz geht es auch um Zu-
ständigkeiten, um Kompetenzen. Wir sagen: Dann lasst 
uns doch das Umweltministerium und Carsten Schneider 
kompetent machen.

Allein der Hitzeschutz wird eine verdammt harte Auf-
gabe, die Bund und Länder nur gemeinsam, also als Ge-
meinschaftsaufgabe, lösen können. Die Zustände sind 
schon jetzt alarmierend; denn sie sind tödlich.

Ich habe im Sommer mehrfach mit Mitarbeitenden aus 
Krankenhäusern gesprochen. Ihre Sorgen trage ich heute 
ins Parlament. Sie brauchen Unterstützung. In NRW wa-
ren einige Notaufnahmen überforderter als bei Corona. 
Der nächste Sommer kommt schnell. Deshalb müssen 
Sie Sofortmaßnahmen auf den Weg bringen.

(Beifall bei der Linken)
Neben entsprechenden Klimaanlagen müssen viele an-
dere Kapazitäten dringend aufgestockt werden. Unter 
den neuen Herausforderungen ist zum Beispiel die Medi-
kamentenlagerung bei Hitze.

Wir finden gut, dass die Grünen das fordern, was die 
SPD in der Sommerpause gefordert hat. Und Druck auf 
die SPD machen ist wichtig, auch wenn es wenig Hoff-
nung gibt. Wir möchten den Blick allerdings noch er-
weitern. Es ist unser aller Verantwortung, besonders be-
troffene Bevölkerungsgruppen besonders zu schützen. 
Gerade ältere Menschen, Menschen mit Behinderungen 
und Obdachlose müssen in den Kommunen besser vor 
Extremwetter geschützt werden.

(Beifall bei der Linken)
16 000 Hitzetote waren erst der Anfang; denn es wird 
noch heißer, viel heißer.

„Gemeinschaftsaufgabe“ muss auch heißen, dass fi-
nanzschwache Kommunen entsprechend unterstützt wer-
den. Wir brauchen keine weitere Kluft zwischen Arm und 
Reich.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Im Gegenteil, wir müssen gerade dafür kämpfen, dass die 
ärmsten Menschen in Deutschland sicher sind. Alle Kom-
munen müssen befähigt werden, Menschen anständig zu 
unterstützen, auch die finanzschwachen Kommunen in 
Sachsen-Anhalt.

Mit der Verankerung im Grundgesetz ist es natürlich 
nicht getan. Erstens müssen Dinge im Grundgesetz auch 
ernst genommen werden. Keine Regierung hat bisher 
eine verfassungskonforme Klimapolitik vorgelegt. Zwei-
tens muss auch Geld zur Verfügung stehen. Aktuell hat 
das Bundesumweltministerium nach Abzug der Kosten 
für teure atomare Altlasten noch 0,17 Prozent des Bun-
deshaushaltes, also lächerlich wenig.
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Für die Finanzierung haben wir Ideen; vielleicht über-
nehmen die Grünen diese ja. SPD und CDU lassen in 
Berlin übrigens gerade noch Bäume fällen, bevor Die 
Linke ins Rathaus einzieht. Vielleicht sollte man aufpas-
sen, den Ast, auf dem man sitzt, dabei nicht abzusägen.

(Beifall bei der Linken)
Stimmen Sie also unseren Vorschlägen zu! Sie haben 
bisher kein Argument dagegen genannt.

Gegen kluge linke Politik helfen auch keine Schmier-
kampagnen. Es ist höchste Zeit, sich um die Menschen 
statt um Großspenden zu kümmern und unsere Infra-
struktur zukunftsfähig zu machen.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Rammo-Clan!)
Die Kosten des Sparens heute sind Menschenleben mor-
gen. Deshalb: Klimaschutz – radikal, sozial!

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Stefan Glaser für die CDU/CSU-Frak-

tion ist der nächste Redner.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Stefan Glaser (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Klimaanpassung ist wichtig, um unser Land auf zu-
nehmende Hitze, längere Trockenperioden und Extrem-
wetter vorzubereiten. Aber wir lösen diese Probleme 
nicht dadurch, dass wir eine neue Gemeinschaftsaufgabe 
im Grundgesetz schaffen, weitere Zuständigkeiten de-
finieren und am Ende neue Förderstrukturen und vor 
allem neue Bürokratie aufbauen, sondern indem wir ins 
Handeln kommen und die bestehenden Möglichkeiten 
und Mittel konsequent und effizient nutzen. Das bedeutet 
für Bund, Länder und Kommunen gleichermaßen: Den-
ken wir vorausschauend im Neubau! Wer heute noch 
Kitas, Ganztagsschulen oder Pflegeheime ohne tech-
nisches Klimakonzept baut, handelt schlicht fahrlässig. 
Was ich von Anfang an mitplane, ist einfacher, und vor 
allem ist es günstiger, als es später nachzurüsten. Wir 
haben viele moderne technische und bauliche Lösungen. 
Jetzt gilt es, diese zu nutzen.

Wie das funktioniert, habe ich kürzlich in meinem 
Wahlkreis gesehen. Ein Unternehmer hat sein Büro-
gebäude so geplant, dass die Verschattung genau auf 
den Sonnenstand abgestimmt ist. Im Sommer steht die 
Sonne hoch und gelangt nicht unmittelbar in die Räume, 
im Winter steht sie tief und wärmt. Kombiniert wird das 
mit einer Wärmepumpe, die im Winter heizt und im 
Sommer kühlt. Das Ergebnis: ein hervorragendes Raum-
klima und ein effizientes Gebäude. Und wissen Sie, was 
dafür notwendig war? Ein mutiger Unternehmer, ein gu-
ter Architekt und deutsche Ingenieurskunst.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Und viel Geld!)
Davon brauchen wir mehr. Wir brauchen eben kein neues 
Förderprogramm, keine parallelen Zuständigkeiten und 
keine neue Bürokratie.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Apropos Bürokratie. Auch die müssen wir an den Kli-
mawandel anpassen. Wir alle haben schon Straßenbauer 
gesehen – wir haben heute auch davon gehört –, die bei 
35 Grad und mehr Teer schaufeln und Straßen asphaltie-
ren. Das ist unverantwortlich. Aber Arbeitszeitrecht, 
Lärmschutz, kommunale Vorgaben und viele weitere 
Vorschriften bieten keine Alternative. Hier gäbe es zwei 
Hebel, die wir sofort umsetzen könnten: Kompromisse 
beim Lärmschutz, damit schon vor 7 Uhr gearbeitet wer-
den kann, und mehr Flexibilität im Arbeitszeitgesetz: 
weg von der starren täglichen Höchstarbeitszeit, hin zu 
einer wöchentlichen Betrachtung mit vernünftigen Aus-
gleichszeiträumen. Ich weiß nicht, warum dieser geeinte 
Vorschlag noch immer nicht vorgelegt wurde.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Glaser, erlauben Sie eine Zwischenfrage der Ab-

geordneten Badum von der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen?

Stefan Glaser (CDU/CSU):
Nein.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Erlauben Sie gar keine Zwischenfrage?

Stefan Glaser (CDU/CSU):
Nein.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Dann setzen Sie gerne fort.

Stefan Glaser (CDU/CSU):
Danke. – Das Beste an diesen beiden Punkten ist, dass 

sie uns quasi kein Geld kosten.
Aber wenn wir von Geld sprechen: Die bestehenden 

Finanzmittel müssen dorthin, wo Menschen besonders 
unter Hitze leiden – in Krankenhäuser, in Alten- und 
Pflegeheime, in Ganztagskrippen und andere Betreu-
ungseinrichtungen. Wenn wir zukünftig so viele Hitze-
tage erleben wie in diesem Jahr, dann müssen wir diese 
Gebäude kühlen können. An der Nachrüstung mit Klima-
anlagen wird kein Weg vorbeiführen. Wir sollten daher 
aufhören, Klimatisierung in Deutschland beinahe als et-
was Anrüchiges zu betrachten; denn sie ist eine Frage des 
Gesundheitsschutzes – für hochbetagte Menschen in 
Pflegeheimen, für Patienten im Krankenhaus und für 
die engagierten Angestellten im Gesundheitswesen. Des-
halb müssen wir jetzt den Bestand angehen und dort, wo 
besonders vulnerable Menschen untergebracht sind, ver-
nünftige Kühllösungen technologieoffen nachrüsten.

Besonders nachrüsten müssen wir auch bei der Resi-
lienz unserer Trinkwasserversorgung. Gerade kleinere 
Kommunen stehen bei langen Trockenperioden vor er-
heblichen Herausforderungen. Deshalb müssen wir die 
Wasserversorgung stärker interkommunal verbinden 
und ermöglichen, dass Wasser aus einem benachbarten 
Netz eingespeist werden kann. Dafür brauchen wir Ver-
bundleitungen, redundante Systeme und die notwendigen 
Investitionen. Noch wichtiger: Wir brauchen einfachere 
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Planungs- und Genehmigungsverfahren, damit zeitnah 
gebaut werden kann und nicht erst Mitte der 2030er-Jah-
re, wie das in Deutschland noch viel zu häufig der Fall ist.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, vieles lässt sich auch 
ohne zusätzliche öffentliche Mittel umsetzen. Für die 
Projekte, die eine Finanzierung brauchen, stellen wir un-
ter anderem über KTF und Sondervermögen – Kollegin 
Glöckner hat weitere Themen genannt – Mittel bereit. 
Lassen Sie uns also mit den Instrumenten anfangen, die 
wir bereits zur Verfügung haben! Statt langwieriger Dis-
kussionen und Streits über neue Zuständigkeiten brau-
chen wir Menschen, die Verantwortung übernehmen 
und pragmatisch handeln. Was wir eben nicht brauchen, 
ist neue Bürokratie. Und nur das würde bei einer neuen 
Gemeinschaftsaufgabe im Grundgesetz herauskommen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Für eine Kurzintervention erteile ich 

das Wort der Abgeordneten Badum für die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen.

Lisa Badum (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Lieber Kollege Glaser, Sie hatten in Ihrer Rede gesagt, 

dass alle, die für eine Gemeinschaftsaufgabe „Klima-
anpassung und Naturschutz“ sind, einen Bürokratie-
aufbau wollen. Jetzt hat die Bauministerkonferenz am 
11. September dieses Jahres auf Initiative des CDU-ge-
führten Bauministeriums in Rheinland-Pfalz einstimmig 
eine Gemeinschaftsaufgabe „Klimaanpassung und Natur-
schutz“ gefordert. Sind die Bauminister aus Ihrer Sicht 
alle Bürokraten?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Glaser, möchten Sie darauf erwidern? – Bitte 

schön.

Stefan Glaser (CDU/CSU):
Frau Kollegin, vielen Dank für die Frage. – Ich kenne 

den Beschluss der Bauministerkonferenz nicht im Detail. 
Aber Sie können doch nicht bestreiten – ganz oft wurden 
Sonnensegel und begrünte Pausenhöfe genannt –, dass, 
wenn der Bundestag jetzt über jedes Sonnensegel vor 
einer Schule beschließen soll,

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das ist doch völliger Quatsch!)

das nicht zu weiterer Bürokratie führt. Wir sind uns wahr-
scheinlich sogar einig, wenn wir sagen: Die Kommunen 
sollen besser mit finanziellen Mitteln ausgestattet wer-
den. – Aber dann sollten wir den Entscheidern vor Ort

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Natürlich sollen sie vor Ort entschei-
den!)

– wir haben ja heute schon von vielen Gemeinderätinnen 
und Kreisräten gehört – auch die Entscheidung überlas-
sen, wofür sie diese Mittel verwenden,

(Karoline Otte [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja! – Weitere Zurufe vom BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Gegenruf des Abg. 
Stefan Keuter [AfD]: Einfach mal zuhören! 
Ein bisschen ruhiger!)

und das hier nicht von vornerein festlegen. Das ist es ja, 
was nach Ihrem Antrag geschehen soll.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Wir setzen die Aussprache fort.
Die nächste Rednerin ist Carolin Bachmann für die 

Fraktion der AfD.

(Beifall bei der AfD)

Carolin Bachmann (AfD):
Herr Präsident! Werte Damen und Herren! Sie von den 

Grünen und Linken haben eine Agenda: Sozialismus un-
ter dem Deckmantel Ihres Klimagedöns

(Lachen bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

mit einer Politik, die unsere Wirtschaftskraft und unseren 
Wohlstand zerstört. Die Belege sehen wir seit Jahren: 
ungesteuerte Masseneinwanderung und die damit ver-
bundene Islamisierung, die Klima- und CO2-Politik und 
am Ende die vollständige Deindustrialisierung unseres 
Landes.

(Beifall bei der AfD)

Und ja, auch die CDU hat diese Entwicklungen über 
Jahre mitgetragen: von der Energiepolitik unter Angela 
Merkel bis zum Schreiben der Klimaneutralität ins 
Grundgesetz.

Heute liegen uns zwei weitere grün-linke Anträge vor. 
Das Ziel: Klimaanpassung und Hitzeschutz soll im 
Grundgesetz verankert werden. – Sie alle schaffen erst 
die Probleme, die Sie dann angeblich selbst beheben wol-
len. Wir schauen uns mal drei Punkte an.

Erstens. In unseren Wäldern fällen Sie von den Grünen 
Bäume, um Platz für Windkraftanlagen zu schaffen. Und 
während Sie im Wald Bäume für die Energiewende fäl-
len, habe ich in Berlin selber schon gesehen, wie grüne 
Stadtbewohner zwei Gießkannen Trinkwasser auf etwa 
100 Jahre alte Ahornbäume kippen. Das zeigt den Wider-
spruch: Auf der einen Seite zerstören Sie gewachsene 
Strukturen und Landschaften für Ihre Klimapolitik. Auf 
der anderen Seite reden Sie über Hitzeschutz, Klima-
anpassung ins Grundgesetz und Sprinkleranlagen auf 
Marktplätzen. Völlig idiotisch!

(Beifall bei der AfD)

Ich sage Ihnen: Hören Sie auf mit dieser Klimaheuchelei! 
Lassen Sie unser Grundgesetz endlich in Ruhe!

(Beifall bei der AfD)
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Zweitens. Zur Klimabilanz gehört auch die Entwick-
lung unserer Bevölkerung. Jeder zusätzliche Einwohner 
braucht Wohnraum. Wer zusätzlich Zuzug politisch för-
dert, so wie Sie alle hier, muss auch Verantwortung für 
den dadurch entstehenden zusätzlichen Wohnraum-, 
Energie- und Infrastrukturbedarf übernehmen. Das ver-
gessen Sie hier alle immer. Deswegen sage ich Ihnen: 
Wenn Sie etwas für das Klima machen wollen, dann 
schieben Sie ab; denn Remigration ist gut fürs Klima in 
jederlei Hinsicht.

(Beifall bei der AfD)
Drittens. Der Klimawandel existiert natürlich. Es gab 

Eiszeiten, Warmzeiten, Vulkanausbrüche und Verände-
rungen der Sonnenaktivität. Das Mammut aus der Eiszeit 
würde sich über Ihre dumme grüne Energiepolitik die 
Augen reiben; das sage ich Ihnen.

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Deutschland kann das Weltklima nicht durch Symbol-
politik aus Berlin steuern. Deutschland hat einen Anteil 
von 1,8 Prozent an den weltweit menschengemachten 
CO2-Emissionen und misst rund 0,04 Prozent CO2 in 
der Atmosphäre.

(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Zum Thema!)

Selbst eine vollständige Deindustrialisierung in Deutsch-
land, wie Sie sie ja wollen, ändert nichts grundlegend am 
Weltklima.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank.

Carolin Bachmann (AfD):
Also beenden wir die grüne Symbolpolitik aus Berlin, 

und legen wir den Fokus auf echten Bevölkerungs- und 
Krisenschutz in unseren Kommunen!

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank, Frau Bachmann.

Carolin Bachmann (AfD):
Danke schön.

(Beifall bei der AfD – Tarek Al-Wazir [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Die war doch zu viel 
in der Sonne diesen Sommer!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Hendrik 

Bollmann für die SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Hendrik Bollmann (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Über die Ur-
sachen und das Ausmaß des Klimawandels wird politisch 
zum Teil heftig gestritten, wie wir gerade gehört haben. 

Aber ob man nun an durch Menschen, Heinzelmännchen 
oder wen auch immer gemachten Klimawandel glaubt,

Karsten Hilse [AfD]: Das ist unterstes Regal!)

über eines sollten wir uns eigentlich nicht streiten müs-
sen: Unsere Städte werden im Sommer offensichtlich 
immer heißer; an diese Häufigkeit von Tagen mit 30 Grad 
und mehr kann ich mich subjektiv zumindest nicht er-
innern. Und wenn ältere Menschen, Kinder oder Men-
schen mit gesundheitlichen Einschränkungen besonders 
darunter leiden, dann müssen wir darauf reagieren.

Genau hier liegt für mich ein wichtiger Unterschied: 
Klimaschutz bedeutet, den Klimawandel zu begrenzen; 
Klimaresilienz bedeutet, unsere Städte und Gemeinden 
so aufzustellen, dass Menschen auch mit den bereits spür-
baren Folgen des Klimawandels gut leben können. Das 
ist eine sehr praktische Aufgabe. Wir brauchen mehr 
Schatten auf Plätzen und Spielplätzen, mehr Bäume und 
Grünflächen, Frischluftschneisen, Flächen, auf denen 
Wasser versickern kann, und Gebäude, die sich im 
Sommer weniger stark aufheizen. Wir brauchen kühle 
Orte, und wir müssen besonders diejenigen im Blick ha-
ben, für die Hitze zu einer gesundheitlichen Belastung 
werden kann. Das Bundesbauministerium hat deshalb 
bereits 2024 eine Handlungsstrategie zum Hitzeschutz 
vorgelegt.

Aber wir bleiben nicht nur bei diesen Strategien. 
Meine Kollegin Angelika Glöckner hat gerade schon da-
rauf hingewiesen: Mit der Weiterentwicklung des Städte-
bau- und Raumordnungsrechts wollen wir den Kom-
munen zusätzliche Handlungsmöglichkeiten geben. Die 
Erfahrungen mit Hitze und Trockenheit, aber auch Stark-
regen und Hochwasser zeigen: Unsere Städte müssen 
widerstandsfähiger werden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU] – 
Zuruf des Abg. Arne Raue [AfD])

Darüber haben wir gestern auch im Bauausschuss dis-
kutiert.

Klimaanpassung soll bei der städtebaulichen Sanie-
rung noch stärker berücksichtigt werden, und mit der 
Novelle des Wärmeplanungsgesetzes ist für Kommunen 
ab 45 000 Einwohner zusätzlich eine Kälteplanung vor-
gesehen. Dafür brauchen die Kommunen natürlich auch 
Geld. Klimaanpassung ist bereits ein wichtiges Kriterium 
für die Städtebauförderung. Die Bundesmittel liegen 
2026 bereits bei 1 Milliarde Euro und sollen bis 2029 
schrittweise auf 1,58 Milliarden Euro angehoben werden. 
Ich erlebe das hautnah in meinem Stadtteil. Dort wird 
gerade ein ganzer Marktplatz umgebaut und begrünt, 
und er bekommt Wasser drauf, damit das Klima drum-
herum in schweren Sommern besser und erträglicher 
wird.

Zu den beiden vorliegenden Anträgen:
Der Antrag der Grünen enthält eine Reihe sinnvoller 

Instrumente. Einen pauschalen Mitarbeiterschlüssel für 
alle Kommunen halte ich aber nicht für den richtigen 
Weg. Kommunen sind unterschiedlich groß, unterschied-

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 96. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 24. September 2026                            11842 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Carolin Bachmann 



lich betroffen und unterschiedlich organisiert. Wir sollten 
ihnen Handlungsmöglichkeiten öffnen, statt überall die-
selbe Personalstruktur vorzuschreiben.

Der Antrag der Linken ist dagegen wie so häufig sehr 
weitreichend und überspitzt. Zusätzliche Finanzhilfen 
sind schnell gefordert, wenn man nicht erklären muss, 
wie sie finanziert werden sollen. Ein festes Budget über 
zehn Jahre für jede Kommune würde enorme Mittel lang-
fristig binden und zugleich reiche wie finanzschwache 
Kommunen gleichbehandeln, trotz völlig unterschiedli-
cher Ausgangslagen.

(Arne Raue [AfD]: Es gibt keine reichen 
mehr!)

Deshalb lehnen wir beide Anträge ab.
(Beifall der Abg. Siemtje Möller [SPD])

Der Handlungsbedarf ist aber unstrittig. Wir brauchen 
klimaresiliente Städte, die ganz konkret das Leben der 
Menschen verbessern, und vielleicht ist gerade das der 
Punkt, bei dem wir sehr unterschiedliche Positionen zu-
sammenbringen können. Ein schattiger Spielplatz, ein 
grüner Platz, ein kühles Pflegeheim und eine Stadt, die 
Starkregen besser verkraftet, sind keine ideologischen 
Projekte.

(Zuruf der Abg. Lisa Badum [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Sie machen unsere Städte schlicht lebenswerter und si-
cherer.

Glück auf!
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Zuruf der Abg. Carolin 
Bachmann [AfD])

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die nächste Rednerin ist Julia Schnei-

der für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Julia Schneider (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Um diese Debatte kurz zusammenzufassen: Wer et-
was will, findet Wege; wer etwas nicht will, findet Grün-
de.

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ja!)

Und wir haben jetzt einige Gründe auch von der SPD 
gehört.

(Klaus Mack [CDU/CSU]: Dann haben Sie 
aber nicht zugehört!)

Ich finde das ganz interessant.
Und mal ganz ehrlich – Hand aufs Herz –: Es gab ja im 

Sommer das Versprechen des Starkmachens für die Ge-
meinschaftsaufgabe „Klimaanpassung und Naturschutz“, 
zum Beispiel von Bundesumweltminister Schneider oder 
vom SPD-Präsidium.

(Zuruf des Abg. Reinhard Mixl [AfD])

Die Umweltministerkonferenz fordert diese Gemein-
schaftsaufgabe, die Bauministerkonferenz, von der einige 
heute erfahren haben, fordert diese Aufgabe, ebenso wie 
der Städtetag und der Städte- und Gemeindebund. Es gibt 
viele Menschen in diesem Land, die hinter diesen Forde-
rungen stehen. 83 Prozent der Unionsanhänger/-innen 
befürworten, dass Investitionen zum Hitzeschutz für 
Schulen und für Krankenhäuser getätigt werden, und 
91 Prozent der SPD-Anhänger/-innen. Deswegen ver-
stehe ich, ehrlich gesagt – mit Verlaub –, dieses Rum-
geeiere hier nicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Violetta Bock [Die Linke] – 
Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, absolut!)

Ich frage mich schon sehr: Steht denn der Koalitions-
frieden so weit über Ihrem eigenen politischen Anspruch, 
über Ihren Versprechen? Lassen Sie nach diesem Hitze-
sommer die Menschen weiter allein mit der Angst vor 
dem nächsten Hitzesommer?

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)

Über 16 000 Menschen sind in diesem Sommer an den 
Temperaturen gestorben. Gestern im Gesundheitsaus-
schuss berichtete ein Anzuhörender, wie Menschen aus 
Dachgeschosswohnungen geborgen werden mussten – 
Verstorbene. Das ist hart.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Frau Schneider, erlauben Sie eine Zwischenfrage vom 

Abgeordneten Hahn von der AfD?

Julia Schneider (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Auf keinen Fall.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Dann setzen Sie gerne fort.

Julia Schneider (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Also zurück zu der Situation gestern im Gesundheits-

ausschuss: Es wurden verschiedene Situationen von die-
sem Sommer geschildert, von denen Sie alle in Ihren 
Wahlkreisen in diesem Sommer hören konnten. Deswe-
gen: Fassen Sie sich ein Herz! Erinnern Sie die Bundes-
regierung an den Amtseid!

(Lachen der Abg. Carolin Bachmann [AfD])

Sie müssen Schaden von der Bevölkerung abwenden. 
Wir fordern die Bundesregierung auf, eine Grundgesetz-
änderung für die Gemeinschaftsaufgabe „Klimaanpas-
sung und Naturschutz“ vorzulegen.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Für eine kurze Kurzintervention erteile 

ich das Wort Dr. Ingo Hahn von der AfD-Fraktion.
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Dr. Ingo Hahn (AfD):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Frau Schneider, Frau 

Dr. Verlinden von den Grünen, es ist ja so, dass Sie sich 
eben in der Debatte über die zunehmende Versiegelung 
beschwert haben. Sie haben sich darüber beschwert, dass 
viele Böden kein Wasser mehr aufnehmen. Gleichzeitig 
roden Sie Wälder für Ihre Windkraftanlagen. Tatsache ist 
aber auch, dass man viel weniger versiegeln und auch viel 
weniger Wohnraum schaffen müsste, wenn man nicht – 
und dafür ist Ihre Ampelregierung, die Vorgängerregie-
rung, ja maßgeblich mitverantwortlich – auch Millionen 
von Menschen in dieses Land reingelassen hätte und auch 
Illegale nicht abgeschoben hätte.

Ich gebe mal ein Beispiel zur Klimapolitik. Sie sagen 
ja immer, CO2 wäre schlimm fürs Klima. Ich glaube das 
nicht.

(Zuruf von der SPD: Das ist Wissenschaft!)

Aber wenn man so eine Position vertritt, dann müsste 
man doch versuchen, CO2 zu reduzieren. Jeder Syrer, 
den Sie hier ins Land geholt haben,

(Hendrik Bollmann [SPD]: Oh! Ey, das kann 
doch nicht wahr sein!)

verbraucht in seinem Heimatland ein Sechstel des CO2, 
das er hernach hier in Deutschland verbraucht, ein Af-
ghane ein Vierzigstel des CO2. Der ganze Wohnraum für 
diese Menschen ist zusätzlich auch Teil von Bauprojek-
ten, die den Boden versiegeln.

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das ist das Allerletzte, was Sie hier machen! 
Menschenfeindlich! – Albert Stegemann 
[CDU/CSU]: Das ist Realsatire! – Dr. Fabian 
Fahl [Die Linke]: Das ist rassistisch!)

– Das wollen Sie natürlich nicht hören; deshalb schreien 
Sie jetzt so laut.

(Katrin Fey [Die Linke]: Wir wollen den Ras-
sismus hier nicht hören!)

Aber nach Ihrer Logik müsste es doch tatsächlich so sein, 
wie meine Kollegin Bachmann das eben gesagt hat: Re-
migration schützt das Klima.

Was sagen Sie dazu?

(Beifall bei der AfD – Albert Stegemann 
[CDU/CSU]: Da weiß man gar nicht, was 
man dazu sagen soll! – Dr. Reinhard Brandl 
[CDU/CSU]: Nazisprech! – Weiterer Zuruf 
von der CDU/CSU: Erbärmliche Satire! – 
Katrin Fey [Die Linke]: Widerwärtige Partei!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Frau Abgeordnete Schneider, möchten Sie erwidern? – 

Bitte schön.

(Albert Stegemann [CDU/CSU]: Was denn? 
Meine Güte! – Rasha Nasr [SPD]: Was soll 
man denn auf so einen Schwachsinn antwor-
ten?)

Julia Schneider (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Das macht, glaube ich, 

noch mal ganz deutlich, warum ich die Zwischenfrage 
nicht zugelassen habe.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU, der SPD und der Linken)

Und nun zu Ihnen: Dass das die Antwort auf 16 000 
Hitzetote in Deutschland sein soll,

(Lachen bei Abgeordneten der AfD – Zuruf 
von der AfD: Schätzungsweise!)

die Antwort an all die Angehörigen, die trauern, an all die 
Menschen, die in Blaulichtorganisationen in diesem 
Sommer geschuftet haben, die in Krankenhäusern unter 
größter Hitze den Betrieb aufrechterhalten haben, und 
dass Ihre Menschenfeindlichkeit an diesem Ort überhaupt 
einen Platz findet, ist eine Schande.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der Linken sowie bei Abge-
ordneten der CDU/CSU)

Und im Übrigen sollten wir unbedingt einen Antrag 
auf Prüfung eines AfD-Verbots einbringen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der Linken – Lachen bei der 
AfD – Stefan Keuter [AfD]: Machen Sie! 
Nicht reden, machen! Taten statt Warten! – 
Sebastian Münzenmaier [AfD]: Machen Sie 
doch mal! Verbieten Sie mal die stärkste Kraft 
in Deutschland! Machen Sie mal! – Dr. Malte 
Kaufmann [AfD]: Schon hilflos!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Für eine weitere Kurzintervention er-

teile ich das Wort der Abgeordneten Angelika Glöckner 
von der SPD-Fraktion.

Angelika Glöckner (SPD):
Ganz herzlichen Dank, Herr Präsident, dass Sie die 

Kurzintervention zulassen. – Ich würde gerne noch ein, 
zwei Worte zu den Aussagen der Kollegin Schneider 
sagen. Ich selbst komme aus Rheinland-Pfalz und erlebe 
dort vor Ort ganz konkret, in meinem Wahlkreis, dass 
Piko-Parks entstehen, dass Grünflächen entstehen, 
kleinere Parks, in die Menschen sich an heißen Sommer-
tagen zurückziehen können.

Ich erlebe es auch als Kreistagsmitglied, dass vielfäl-
tige Maßnahmen unternommen werden – zum Beispiel, 
Trinkwasser in Schulen bereitzustellen oder Segel in Ki-
tas anzubringen – und dass man sich vor Ort viele Ge-
danken darüber macht. Sowohl ich als auch mein Kollege 
Hendrik Bollmann haben in unseren Reden ausgeführt, 
dass wir die finanziellen Mittel für die Städtebauförder-
maßnahmen verdoppelt haben.

Nehmen Sie zur Kenntnis, Frau Schneider, dass vor Ort 
vieles getan wird? Auch wenn ich, wie Sie, große Sym-
pathie für eine Grundgesetzänderung empfinde, heißt das 
nicht, dass vor Ort nicht schon viel getan wird. Nehmen 
Sie zur Kenntnis, dass das eine das andere nicht verhin-
dern muss, sondern dass wir hier über eine Ergänzung 
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reden, und dass wir vieles tun, um Hitzeschutz vor Ort 
konkret umzusetzen? Oder haben Sie das so für sich noch 
nicht vernommen? – Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Frau Schneider, möchten Sie antworten? – Bitte schön.

Julia Schneider (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Vielen Dank, Frau Kol-

legin, für die Intervention. – Ich würde sagen, es ist 
wunderbar, dass Menschen vor Ort aktiv werden. Auch 
ich kenne die Tiny Forests, die Pocket-Parks und die 
Initiative „abpflastern“. Das sind wahnsinnig wertvolle 
Initiativen,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
die zeigen: Es ist wichtig, dass Menschen in dieser Situa-
tion Selbstwirksamkeit spüren, weil sie selber anpacken 
können.

Gleichzeitig braucht es aber eben strukturelle Rahmen-
bedingungen, die das ermöglichen. Und das ist es, worauf 
wir mit unserem Antrag hinauswollen, und wahrschein-
lich auch das, was der Herr Bundesumweltminister 
Carsten Schneider mit seiner Befürwortung einer Ge-
meinschaftsaufgabe gemeint hat. Insofern würde ich 
Ihnen beipflichten: Ja, man sollte unbedingt das eine 
tun, ohne das andere zu lassen.

Gleichzeitig sehen wir im Bundeshaushalt aber auch, 
dass zum Beispiel die Förderung für das AULR, Pro-
gramm zur Anpassung urbaner und ländlicher Räume 
an den Klimawandel, in Zukunft geringer ausfallen wird. 
Die Mittel für Klimaanpassung im Bundesumweltetat 
wandern in den KTF, in den Klima- und Transformations-
fonds, der gleichzeitig um einige Milliarden gekürzt wird. 
Das ist nicht das, was ich darunter verstehe, dass der 
Bund solche Initiativen vor Ort finanziell unterstützen 
muss. Da wünsche ich mir wirklich, dass Sie jetzt auch 
in den Haushaltsberatungen darauf eingehen und mehr 
Mittel für Umwelt, Naturschutz und Klimaanpassung 
freimachen und in den Haushalt einstellen. – Vielen 
Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Wir setzen die Aussprache fort. Der 

nächste Redner ist Christian Moser für die CDU/CSU- 
Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Christian Moser (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die 

bisherige Debatte war ziemlich aufgeladen. Ich glaube 
nicht, dass sich dieses Thema für so viel Streit eignet; 
denn eigentlich muss jeder vernünftig denkende Mensch 
in diesem Haus anerkennen, dass dieses Problem, das wir 
haben, ernst zu nehmen ist und dass bei der Klimaanpas-
sung, die wir vornehmen müssen, ein dringender Hand-
lungsbedarf besteht.

Wir haben von Hitzeperioden gehört, die immer inten-
siver und häufiger werden; das dürfte unstrittig sein. Wir 
haben von Todesfällen gehört, von ausbleibenden Ernten, 
von landwirtschaftlichen Betrieben, die am Rande ihrer 
Existenz stehen. Wir haben von den ganzen Problemen 
gehört.

Wir haben aber auch – das ist heute vielleicht etwas zu 
kurz gekommen – ein wirtschaftliches Problem mit die-
sen zunehmenden Hitzeperioden. Wir haben mittlerweile 
volkswirtschaftliche Schäden: 50 Prozent mehr hitzebe-
dingte Fehlzeiten – ein Hitzetag über 30 Grad kostet die 
Volkswirtschaft 431 Millionen Euro –,

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wichtiges Argument!)

unterbrochene Lieferketten usw. Es ist unstrittig, dass wir 
dieses Thema angehen müssen; so viel steht fest. Proble-
matisch sind auch nicht nur die Dürre und die Hitze, 
sondern auch Starkregen, Sturzfluten und Hochwasser – 
nicht nur im Ahrtal, sondern 2024 auch in Bayern und 
Baden-Württemberg.

Man muss festhalten, dass es darum geht, wie wir zu 
guten Lösungen kommen. Ich glaube, dass es sich schon 
lohnt, darüber zu diskutieren, sich die Anträge an-
zuschauen und auch zu prüfen, weil dafür eben eine 
Grundgesetzänderung erforderlich ist.

Wenn man sich den Bestand anschaut: Für die Klima-
anpassung sind zunächst einmal die Bundesländer und 
die Kommunen zuständig; wir haben es ja heute auch 
schon vom Kollegen Oster gehört. Trotzdem unternimmt 
der Bund viel und immer mehr, wenn auch noch nicht 
genug. Wir haben zahlreiche Haushaltstitel – im Etat 
des Bauministeriums, im Etat des Landwirtschafts-
ministeriums –, beispielsweise für das Aktionsprogramm 
Natürlicher Klimaschutz. Wir haben die Deutsche Anpas-
sungsstrategie. Wir haben in den letzten Monaten bei-
spielsweise auch Gesetze beschlossen, die den Hochwas-
serschutz voranbringen, indem wir den Hochwasser- und 
Küstenschutz ins überragende öffentliche Interesse ge-
stellt und geregelt haben, dass Klagen gegen Hochwas-
serschutzmaßnahmen zukünftig keine aufschiebende 
Wirkung mehr haben.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Hendrik Bollmann [SPD])

Wir haben viele Programme, und es lohnt sich, nach-
zuschauen, wie wir da besser werden können. Ich ver-
stehe die Einbringung dieses Antrags und habe auch 
grundsätzlich Sympathien dafür, eine Grundgesetzände-
rung für eine Gemeinschaftsaufgabe vorzunehmen. Aber 
es kommt dann wirklich darauf an, wie diese ausgestaltet 
ist.

Wenn man sich den Antrag der Grünen anschaut, dann 
sieht man: Er enthält sehr viel Bürokratie. Ich bin selber 
Stadtrat, ich bin selber Kreisrat.

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
– Erst zuhören! – Ich bin Mitglied des Kuratoriums der 
ARGE Solidarischer Hochwasserschutz. Darin haben 
sich mittlerweile 28 Kommunen aus 4 Landkreisen zu-
sammengeschlossen. Wir haben gestern vom Gesamtver-
band der Versicherer einen „Young Leaders“-Preis be-
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kommen, weil wir uns über die eigenen Gemeindegren-
zen hinweg zusammengeschlossen und Zuständigkeiten 
zusammengeführt haben, um auch bei den Flussregionen 
von den Oberliegern bis zu den Unterliegern Planungen 
vorzunehmen, die dann wirklich auch tragen.

(Zurufe der Abg. Lisa Badum [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN] und Dr. Fabian Fahl [Die 
Linke])

Das geht bereits alles.
Man muss aufpassen, dass durch Bürokratie und Vor-

gaben von oben nicht viel abgewürgt wird. Einige Bei-
spiele sind schon genannt worden, beispielsweise die an-
gemessenen Mindestpersonalschlüssel für kommunale 
Klimaanpassungsmaßnahmen. Wenn man das über das 
Land stülpt, wird es, glaube ich, mehr Schaden anrichten 
als nutzen. Jährliche Berichtspflichten fordern Sie ja auch 
noch.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Kollege, erlauben Sie eine Zwischenfrage der 

Abgeordneten Julia Schneider von der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen?

Christian Moser (CDU/CSU):
Ja, gerne.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Bitte schön.

Julia Schneider (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Sehr geehrter Herr Kol-

lege, vielen Dank, dass Sie meine Zwischenfrage zulas-
sen. Ich wundere mich wirklich sehr: Die Union zieht 
immer die Bürokratie aus der Schublade, wenn irgendwas 
sinnvoll wäre. Und ja, an manchen Stellen gibt es sicher-
lich Bedarf, Bürokratie abzubauen. Aber ist Ihnen be-
wusst, dass die Förderinstrumente, die im Moment nur 
für modellhafte Projekte und nicht dauerhaft zur Ver-
fügung stehen, immer wieder neu beantragt werden 
müssen, dass sie somit immer wieder neue Bürokratie 
erfordern? Gerade mit Blick auf die Verringerung der 
Bürokratie ist es deshalb extrem sinnvoll, eine Gemein-
schaftsaufgabe mit einer festen Förderstruktur aufzubau-
en, die zwischen Bund, Ländern und Kommunen verein-
bart wird.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Insofern: weniger Bürokratie, gebündeltes strukturiertes 
Arbeiten!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Moser, bitte.

Christian Moser (CDU/CSU):
Frau Kollegin, Sie haben insofern recht. Ich habe nicht 

gesagt, jetzt ist alles gut. Ich habe nicht gesagt, dass das 

bestehende Instrumentarium ausreicht und dass es nicht 
bürokratisch ist. Es ist bürokratisch, und wir müssen Ver-
besserungen anstoßen. Aber wir können nicht Bürokratie 
mit Bürokratie beantworten.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Und deswegen ist es wichtig, dass wir darüber nachden-
ken, wie wir besser werden können.

Wir haben einen Prüfauftrag im Koalitionsvertrag. Der 
Staatsminister im Bundeskanzleramt Philipp Amthor 
nimmt jetzt Gespräche mit den Ländern darüber auf, 
was wir machen könnten. Es gibt ja unterschiedliche 
Möglichkeiten, wie man das ausgestalten kann.

Ich habe letztens auch die Frage gehört: Warum ge-
währt man keine besonderen Finanzhilfen nach Arti-
kel 104b ff. des Grundgesetzes? Das zielt in eine ganz 
andere Richtung, als Sie das jetzt wollen. Es lohnt sich, 
darüber nachzudenken, aber mit Bund und Ländern ge-
meinsam, gerade wenn die kommunale Planungshoheit 
berührt ist.

(Zurufe der Abg. Lisa Badum [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN] und Dr. Julia Verlinden 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vielleicht möchten Sie sich setzen, Frau Schneider.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Setzen Sie fort; ich lasse die Uhr weiterlaufen.

Christian Moser (CDU/CSU):
Ich möchte noch auf eine Äußerung von Ihnen ant-

worten. Sie haben gesagt, die Umweltministerkonferenz 
habe die Gemeinschaftsaufgabe gefordert. Es war, glaube 
ich, auch die Bauministerkonferenz. Ich kenne den Be-
schluss der Umweltministerkonferenz jetzt nicht und 
bitte Sie, mir diesen zukommen zu lassen. Ich habe nur 
von einem Prüfauftrag und vielen Unterprüfaufträgen ge-
lesen, die die Umweltminister fordern, und ich glaube, 
das ist eine unklare Gefechtslage. Darum lohnt es sich, 
darüber noch vertieft ins Gespräch zu kommen, anstatt 
jetzt einen Antrag zur Abstimmung zu stellen und damit 
vollendete Tatsachen zu schaffen, ohne mit denen zu 
reden, die es eigentlich angeht, nämlich die Länder und 
Kommunen, sodass die dann da in Mitleidenschaft gezo-
gen werden.

Ich wollte noch sagen, was bisher passiert ist. Wir 
haben mit dem Sondervermögen Infrastruktur und Kli-
maneutralität sehr viele Milliarden Euro an die Länder 
gegeben. Zur Wahrheit gehört auch, dass die Länder 
von diesen Mitteln auch Gebrauch machen müssen.

Ich habe schon in vielen Reden gesagt, dass zum Bei-
spiel der Freistaat Bayern jetzt Hochwasserschutzmaß-
nahmen und auch den Umbau hin zu Schwammstädten 
viel stärker finanziert. Das können alle Bundesländer tun. 
Es ist da schon viel auf dem Weg. Lassen Sie uns das 
gemeinsam machen, indem wir gemeinsam eine richtige 
Strategie aufsetzen, die allen passt!

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)
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Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank, Herr Moser. – Gleich spricht der letzte 

Redner in dieser Aussprache; Herr Kraft, ich rufe Sie 
gleich auf.

Ich möchte aber vorher darauf hinweisen, dass ich zum 
Ende dieser Aussprache eine namentliche Abstimmung 
eröffnen werde und wir gleich danach einige Überwei-
sungen und zahlreiche Abstimmungen in der Sache vor-
zunehmen haben – es sind Punkte ohne Debatte –, sodass 
ich empfehlen würde, dass nicht alle rausrennen, damit 
wir hier diese Abstimmungen miteinander vollziehen 
können. Wenn der Zeitrahmen von 20 Minuten, den Sie 
später für die namentliche Abstimmung haben werden, 
nicht ausreichen sollte, dann würden wir ihn ein wenig 
verlängern. Also bitte bleiben Sie hier, damit wir abstim-
men können.

Nun aber der letzte Redner in dieser Aussprache: 
Dr. Rainer Kraft von der AfD.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Rainer Kraft (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Kollegen! Das 

Wort „Klimaanlage“ kommt in beiden Anträgen nicht 
vor, und damit ist eigentlich bereits alles zur Realitäts-
nähe dieser Anträge gesagt.

(Beifall bei der AfD)

Beiden Initiativen ist gemein, dass mit Steuerzahlergeld 
um sich geschmissen werden soll für unzählige nicht 
näher spezifizierte Projekte. Und – da sticht vor allem 
der grüne Antrag hervor – es sollen zahllose neue, völlig 
unproduktive Verwaltungsstellen auf Steuerzahlerkosten 
geschaffen werden.

(Dr. Ingo Hahn [AfD]: So ist es!)

Den Kollegen hier möchte ich sagen: Nein, wir brau-
chen keine Verbesserung bei der Förderung von Klima-
anpassungsmanager-“Stern“-innen in den Kommunen 
auf Kosten der deutschen Steuerzahler.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Harald 
Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Stattdessen ist es nötig, die Klimaanpassungsmanager- 
“Stern“-innen, die sich in den Kommunen betätigen, so-
fort dem freien Arbeitsmarkt zuzuführen und den Kom-
munen dadurch Kosten zu ersparen.

(Beifall bei der AfD – Sebastian Münzenmaier 
[AfD]: Sehr gut!)

Und weil das, was Sie hier vorhaben, so perfide ist, 
nämlich Tausende subproduktive Stellen für Ihnen nahe-
stehende Absolventen von Geschwätzwissenschaften auf 
anderer Leute Kosten zu schaffen, möchte ich das kurz 
aufzählen. Sie fordern einen Mindestpersonalschlüssel 
für kommunales Klimaanpassungsmanagement, einen 
Koordinierungsausschuss von Bund, Ländern und 
Kommunen, Vernetzungsstellen zwischen Ländern und 
Kommunen, die bereits angesprochenen Klimaanpas-
sungsmanager-“Stern“-innen, Beratungs- und Unterstüt-
zungsstrukturen, neue Projektträger und neue Kom-

petenzzentren. Und für all das wollen Sie das Füllhorn 
der schuldenfinanzierten Bundesausgaben weit, weit öff-
nen.

Dabei wird in diesem Bereich das Geld schon ver-
schwendet. Das Land Berlin zum Beispiel bezahlte 
45 000 Euro für einen Cooling Point, der aussieht, als 
hätten fünf Lageristen nach Feierabend irgendwelche Pa-
letten zusammengespaxt.

(Heiterkeit und Beifall bei der AfD)
Der Bund der Steuerzahler kritisierte das als „Bretterbu-
de“.

Ganz vogelwild wird der Antrag der Linken bei der 
Forderung, dass Maßnahmen des kommunalen Hitze-
schutzes mittels des Ausbaus von Rad- und Fußwegen 
zu erfolgen haben. Sie schlagen also Hitzeschutzmaßnah-
men vor, die darin bestehen sollen, die Bürger zu Fuß 
oder mit dem Fahrrad in die pralle Sonne zu schicken.

(Heiterkeit des Abg. Dr. Paul Schmidt [AfD])
Man möchte meinen, die Autoren hätten zu lange in 
ebenderselben gesessen.

(Heiterkeit und Beifall bei der AfD)
Beide Anträge stellen offensichtlich den Versuch dar, 

über das Grundgesetz riesige Geldbeträge in ideologisch 
motivierte Projekte umzuverteilen, mit Daueralimentie-
rung möglichst vieler neuer sozialistischer Planstellen 
bei Vater Staat.

(Zuruf des Abg. Harald Ebner [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Dass dieses Geld bereits jetzt fehlt, wird dabei direkt 
zugegeben, so im Antrag der Linken. Dort heißt es – 
Zitat –:

„Besonders groß waren diese Rückstände“

– gemeint sind die finanziellen –

„bei Schulen, […] Verkehrsinfrastruktur, Verwal-
tungsgebäuden, Sportstätten, Bädern, Feuerwehr 
und Kindertagesstätten […].“

Zitat Ende.
Glückwunsch! Jeder, der im kommunalen Bereich tätig 

ist, weiß das; aber niemand dort käme auf die Idee, das 
ohnehin knappe Geld statt für diese unterfinanzierten 
kommunalen Bereiche für ideologische Larifari-Wohl-
fühlprojekte ohne quantifizierbaren Nutzen zu ver-
schwenden.

(Beifall bei der AfD)
Sie wissen auch, dass diese Regierung kein Geld mehr 

hat. Und deshalb wollen Sie für sich und Ihre Supplean-
ten noch einmal einen tiefen Schluck aus der Steuergeld-
pulle nehmen, bevor die Party vorbei ist.

Die AfD aber steht für solides Wirtschaften.
(Lachen bei Abgeordneten der Linken)

Wir machen weder bei Ihrer noch bei der Steuergeldver-
schwendung der scheiternden Bundesregierung mit.

(Beifall bei der AfD)
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Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Weitere Wortmeldungen zu dieser Aus-

sprache liegen mir nicht vor. Ich schließe diese.
Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 10a. Abstim-

mung über den Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen auf Drucksache 21/8116 mit dem Titel „Menschen 
vor Klimafolgen schützen – Jetzt Gemeinschaftsaufgabe 
‚Klimaanpassung und Naturschutz‘ im Grundgesetz ver-
ankern“. Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat na-
mentliche Abstimmung verlangt.

Es liegt eine schriftliche Erklärung zur Abstimmung 
nach § 31 der Geschäftsordnung vor.1)

Bitte beachten Sie, dass nach Eröffnung der namentli-
chen Abstimmung Ausschussüberweisungen sowie zahl-
reiche Abstimmungen zu den Ohne-Debatte-Punkten fol-
gen. Die Abgeordneten hier im Saal bitte ich daher, sitzen 
zu bleiben. Sollte der geplante Zeitraum für die nament-
liche Abstimmung nicht ausreichen, werde ich ihn, wie 
vorhin beschrieben, verlängern.

Sie haben zur Abgabe Ihrer Stimme nach Eröffnung 
der Abstimmung 20 Minuten Zeit. Ich bitte die Schrift-
führerinnen und Schriftführer, ihre Plätze einzunehmen. – 
Das ist bereits erfolgt.

Ich eröffne die namentliche Abstimmung über den 
Antrag auf Drucksache 21/8116. Die Abstimmungsurnen 
werden um 14:15 Uhr geschlossen. Das bevorstehende 
Ende der namentlichen Abstimmung wird Ihnen recht-
zeitig bekannt gegeben.2)

Tagesordnungspunkt 10b. Interfraktionell wird die 
Überweisung der Vorlage auf Drucksache 21/8117 an 
die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vor-
geschlagen. Gibt es weitere Überweisungsvorschläge? – 
Das ist nicht der Fall. Dann verfahren wir wie vorgeschla-
gen.

Ich rufe auf die Tagesordnungspunkte 40a bis 40y 
sowie die Zusatzpunkte 2a bis 2d. Es geht dabei um 
Überweisungen im vereinfachten Verfahren ohne De-
batte.

Wir kommen zunächst zu den unstrittigen Überwei-
sungen. Tagesordnungspunkte 40a bis 40o und 40q bis 
40y sowie Zusatzpunkte 2b bis 2d: 

40 a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zum 
Markthochlauf nachhaltiger Flugkraft-
stoffe 

Drucksache 21/7871
Überweisungsvorschlag:  
Verkehrsausschuss (f) 
Ausschuss für Tourismus

b) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Siebzehnten 
Gesetzes zur Änderung des Luftverkehrs-
gesetzes 

Drucksache 21/7403

Überweisungsvorschlag:  
Verkehrsausschuss (f) 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für Tourismus

c) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
der Zusatzvereinbarung vom 8. Juni 2023 
zur Mehrseitigen Vereinbarung vom 
29. Oktober 2014 zwischen den zuständi-
gen Behörden über den automatischen 
Austausch von Informationen über Fi-
nanzkonten 

Drucksache 21/7194
Überweisungsvorschlag:  
Finanzausschuss

d) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
der Mehrseitigen Vereinbarung vom 8. Juni 
2023 zwischen den zuständigen Behörden 
über den automatischen Austausch von In-
formationen nach dem Melderahmen für 
Kryptowerte 

Drucksache 21/7195
Überweisungsvorschlag:  
Finanzausschuss

e) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
der Mehrseitigen Vereinbarung vom 
22. Juni 2021 zwischen den zuständigen 
Behörden über den automatischen Aus-
tausch von Informationen über Einkünfte, 
die mittels digitaler Plattformen erzielt 
wurden 

Drucksache 21/7193
Überweisungsvorschlag:  
Finanzausschuss

f) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung der Bevorrechtigung der Ver-
wendung elektrisch betriebener Fahrzeuge 
sowie damit zusammenhängender straßen-
verkehrsrechtlicher Vorschriften 

Drucksache 21/7872
Überweisungsvorschlag:  
Verkehrsausschuss (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz

g) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Modernisierung des Berufsrechts der 
Wirtschaftsprüfer 

Drucksache 21/16
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wirtschaft und Energie (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend

1) Anlage 3
2) Ergebnis Seite 11859 A
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h) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Andreas Paul, Mirco Hanker, Stefan Henze, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der 
AfD 

Berufliche Rehabilitation im Rahmen des 
Einsatz-Weiterverwendungsgesetzes stär-
ken – Nachhaltige zivile Perspektiven für 
einsatzgeschädigte Angehörige der Bun-
deswehr sichern

Drucksache 21/8128
Überweisungsvorschlag:  
Verteidigungsausschuss (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Arbeit und Soziales

i) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Hans-Jürgen Goßner, René Springer, Peter 
Bohnhof, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der AfD 

Kein Klimaschutz auf Grundlage des Be-
triebsverfassungsgesetzes

Drucksache 21/8129
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit

j) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Kirsten Kappert-Gonther, Dr. Janosch 
Dahmen, Simone Fischer, weiterer Abgeord-
neter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN 

Ambulantisierungspotenzial heben – Psy-
chiatrische Versorgung flexibel und patien-
tenorientiert gestalten

Drucksache 21/7853
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit

k) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Stefan Schmidt, Harald Ebner, Dr. Julia 
Verlinden, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Natur erleben, Umwelt schützen – Natur-
verträglichen Tourismus als Gewinn für 
alle stärken

Drucksache 21/7901
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Tourismus (f) 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat 
Verkehrsausschuss 
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kom-
munen 
Haushaltsausschuss

l) Erste Beratung des von der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zur Regelung des 
Schienenpersonenfernverkehrsangebotes 
und zur Änderung weiterer Gesetze 

Drucksache 21/7626
Überweisungsvorschlag:  
Verkehrsausschuss (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Haushaltsausschuss

m) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Sören Pellmann, Nicole Gohlke, Doris 
Achelwilm, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion Die Linke 

Anerkennung, Aufarbeitung und Unter-
stützung für gehörlose Menschen, denen 
an deutschen Schulen Unrecht zugefügt 
worden ist

Drucksache 21/7038
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz (f) 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend

n) Beratung des Antrags der Abgeordneten Maik 
Brückner, Stella Merendino, Nicole Gohlke, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion Die 
Linke 

Versorgung von transgeschlechtlichen und 
nichtbinären Menschen sicherstellen

Drucksache 21/7061
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend

o) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Isabelle Vandre, Janine Wissler, Doris 
Achelwilm, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion Die Linke 

Kryptowerte streng regulieren und gerecht 
besteuern

Drucksache 21/5824
Überweisungsvorschlag:  
Finanzausschuss (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz

q) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Steffen Kotré, Marc Bernhard, Joachim 
Bloch, weiteren Abgeordneten und der Frak-
tion der AfD eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur unionsrechtskonformen Prä-
zisierung des Begriffs der Kundenanlage 
im Energiewirtschaftsgesetz 

Drucksache 21/5135
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wirtschaft und Energie (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union
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r) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Stephan Brandner, Alexander Arpaschi, 
Adam Balten, weiteren Abgeordneten und 
der Fraktion der AfD eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Transparenz bei Betei-
ligungen an Unternehmen durch Mitglie-
der der Bundesregierung 

Drucksache 21/8106
Überweisungsvorschlag:  
Innenausschuss (f) 
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung

s) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Stephan Brandner, Kay Gottschalk, Hauke 
Finger, weiteren Abgeordneten und der Frak-
tion der AfD eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Herstellung von Transparenz 
hinsichtlich der Aufnahme von Krediten 
durch Parteien 

Drucksache 21/8107
Überweisungsvorschlag:  
Innenausschuss (f) 
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Finanzausschuss

t) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Stephan Brandner, Dr. Christina Baum, 
Joachim Bloch, weiteren Abgeordneten und 
der Fraktion der AfD eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung des Siebten 
Buches Sozialgesetzbuch – Einschränkung 
der Versicherungspflicht bei privat genutz-
ten Forstflächen 

Drucksache 21/8105
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat

u) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Stephan Brandner, Fabian Jacobi, Thomas 
Fetsch, weiteren Abgeordneten und der Frak-
tion der AfD eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Strafgesetz-
buches – Neufassung des § 45 

Drucksache 21/8104
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz (f) 
Innenausschuss

v) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Stephan Brandner, Martina Kempf, Fabian 
Jacobi, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD 

Keine politische Einflussnahme auf die 
obersten Bundesgerichte – Einführung ei-
nes Transparenzregisters

Drucksache 21/8131
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz (f) 
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung

w) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Stephan Brandner, Marc Bernhard, Carolin 
Bachmann, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der AfD 

Neubaumoratorium für Regierungsbau-
ten – Bundeshaushalt entlasten und Flä-
chenbedarf kritisch überprüfen

Drucksache 21/8132
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kom-
munen

x) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Bernd Schattner, Stephan Protschka, Peter 
Felser, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD 

Deutsche Landwirtschaft nach den Ernte-
ausfällen unterstützen – Krisenbeihilfen 
nutzen

Drucksache 21/8133
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat (f) 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Haushaltsausschuss

y) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Bernd Schuhmann, Stephan Protschka, Peter 
Felser, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD 

Landwirtschaftliche Innovation fördern – 
Den Einsatz von Agrardrohnen entbüro-
kratisieren

Drucksache 21/8134
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat (f) 
Verkehrsausschuss 
Ausschuss für Digitales und Staatsmodernisierung

ZP 2 b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Steffi Lemke, Dr. Jan-Niclas Gesenhues, 
Lisa Badum, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Ein Jahr nach dem gescheiterten UN-Plas-
tikabkommen – Bundesregierung muss 
wieder Vorreiter werden

Drucksache 21/7902
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit (f) 
Auswärtiger Ausschuss 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Haushaltsausschuss

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Kirsten Kappert-Gonther, Nyke Slawik, 
Misbah Khan, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
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Selbstbestimmung und Versorgungssicher-
heit bei Geschlechtsinkongruenz gewähr-
leisten

Drucksache 21/7350
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Ausschuss für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend

d) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Karoline Otte, Katharina Beck, Dr. Moritz 
Heuberger, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Massive Vermögensungleichheit besser 
messen und bekämpfen – Multilaterale Ini-
tiativen gegen ökonomische Ungleichheit 
unterstützen

Drucksache 21/8138
Überweisungsvorschlag:  
Finanzausschuss (f) 
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe 
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Vorlagen an 
die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse zu 
überweisen. – Widerspruch dazu sehe ich nicht. Dann 
verfahren wir wie vorgeschlagen.

Tagesordnungspunkt 40p: 
Beratung des Antrags der Abgeordneten Julian 
Schmidt, Stephan Protschka, Peter Felser, weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 
Liquidität landwirtschaftlicher Betriebe si-
chern – Direktzahlungen für das Jahr 2026 
bereits im Oktober auszahlen

Drucksache 21/8130

Die Fraktion der AfD wünscht Abstimmung in der 
Sache, die Fraktionen der CDU/CSU und SPD wünschen 
Überweisung an den Ausschuss für Landwirtschaft, Er-
nährung und Heimat.

Nach unserer Geschäftsordnung stimmen wir zuerst 
über den Antrag auf Ausschussüberweisung ab. Ich frage 
deshalb: Wer stimmt für diese Überweisung? – Die Uni-
onsfraktion, die SPD-Fraktion und die Fraktion Die 
Linke. Wer stimmt dagegen? – Das ist die AfD-Fraktion. 
Wer enthält sich? – Das ist das Bündnis 90/Die Grünen. 
Damit ist die Überweisung beschlossen. – Damit stim-
men wir heute über den Antrag auf Drucksache 21/8130 
nicht in der Sache ab.

Zusatzpunkt 2a: 
Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Sebastian Münzenmaier, Marc Bernhard, Carolin 
Bachmann, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD 
Hochwasserrückhaltebecken im Ahrtal aus 
dem Aufbauhilfefonds finanzieren – Wieder-
aufbau und Bevölkerungsschutz zusammen-
führen

Drucksache 21/8137

Überweisungsvorschlag:  
Haushaltsausschuss (f) 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kom-
munen (f) 
Federführung strittig

Interfraktionell wird Überweisung des Antrags der 
Fraktion der AfD auf Drucksache 21/8137 an die in der 
Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. 
Die Fraktionen der CDU/CSU und SPD wünschen Feder-
führung beim Haushaltsausschuss, die Fraktion der AfD 
wünscht Federführung beim Ausschuss für Wohnen, 
Stadtentwicklung, Bauwesen und Kommunen.

Ich lasse zuerst abstimmen über den Überweisungs-
vorschlag der Fraktion der AfD. Wer stimmt für diesen 
Überweisungsvorschlag? – Das ist die AfD-Fraktion. 
Wer stimmt dagegen? – Das sind die Unionsfraktion, 
die SPD-Fraktion, Bündnis 90/Die Grünen und Die 
Linke. Enthaltungen? – Sehe ich nicht. Dann ist dieser 
Überweisungsvorschlag abgelehnt.

Ich lasse nun abstimmen über den Überweisungsvor-
schlag der Fraktionen der CDU/CSU und SPD: Federfüh-
rung beim Haushaltsausschuss. Wer stimmt für diesen 
Überweisungsvorschlag? – CDU/CSU, SPD und Die 
Linke. Wer stimmt dagegen? – Das sind die AfD-Fraktion 
und die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Enthaltun-
gen? – Sehe ich nicht. Dann ist dieser Überweisungsvor-
schlag angenommen.

Ich rufe auf die Tagesordnungspunkte 41b bis 41s. Es 
handelt sich um die Beschlussfassung zu Vorlagen, zu 
denen keine Aussprache vorgesehen ist.

Tagesordnungspunkt 41b: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Dritten 
Gesetzes zur Änderung des Seelotsgesetzes 

Drucksache 21/6498

Beschlussempfehlung und Bericht des Verkehrs-
ausschusses (15. Ausschuss)

Drucksache 21/8163

Der Verkehrsausschuss empfiehlt in seiner Beschluss-
empfehlung auf Drucksache 21/8163, den Gesetzentwurf 
der Bundesregierung auf Drucksache 21/6498 anzuneh-
men. Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf zustim-
men wollen, um das Handzeichen. – Das sind die Unions-
fraktion, die SPD-Fraktion, Bündnis 90/Die Grünen. Wer 
stimmt dagegen? – Die AfD-Fraktion. Wer enthält sich? – 
Das ist die Fraktion Die Linke. Damit ist der Gesetzent-
wurf in zweiter Beratung angenommen.

Dritte Beratung
und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – 
Das sind die Unionsfraktion, die SPD-Fraktion, die Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen. Wer stimmt dagegen? – Das 
ist die AfD-Fraktion. Wer enthält sich? – Das ist die 
Fraktion Die Linke. Damit ist der Gesetzentwurf an-
genommen.
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Tagesordnungspunkt 41c: 
Beratung des Antrags des Bundesministeriums 
der Finanzen 
Vorzeitige Teilrückzahlung Portugals von 
Krediten des Europäischen Finanzstabilisie-
rungsmechanismus
Antrag auf Einholung eines zustimmenden Be-
schlusses des Deutschen Bundestages nach § 3 
Absatz 2 Nummer 2 des Stabilisierungsmecha-
nismusgesetzes
Drucksache 21/7910

Wer stimmt für diesen Antrag? – Die Unionsfraktion, 
die AfD-Fraktion, die SPD-Fraktion, Bündnis 90/Die 
Grünen und die Fraktion Die Linke. Gibt es Neinstim-
men? – Enthaltungen? – Das sehe ich nicht. Damit ist der 
Antrag einstimmig angenommen.

Tagesordnungspunkt 41d: 
Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Gesundheit (14. Aus-
schuss) 
– zu dem Antrag der Abgeordneten Martin 

Sichert, Dr. Christina Baum, Carina Schießl, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der 
AfD 
Lieferengpässe bei Arzneimitteln effektiv 
verringern – Abhängigkeit der Arzneimit-
telversorgung vom Nicht-EU-Ausland re-
duzieren

– zu dem Antrag der Abgeordneten Martin 
Sichert, Dr. Christina Baum, Carina Schießl, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der 
AfD 
Stärkung der Arzneimittelversorgung 
durch gezielten Bürokratieabbau und För-
derung der heimischen Produktion

Drucksachen 21/1567, 21/2717, 21/5003

Der Ausschuss empfiehlt unter Buchstabe a seiner Be-
schlussempfehlung die Ablehnung des Antrags der Frak-
tion der AfD auf Drucksache 21/1567 mit dem Titel „Lie-
ferengpässe bei Arzneimitteln effektiv verringern – 
Abhängigkeit der Arzneimittelversorgung vom Nicht- 
EU-Ausland reduzieren“. Wer stimmt für diese Be-
schlussempfehlung? – Die Unionsfraktion, die SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke. Wer stimmt da-
gegen? – Das ist die AfD-Fraktion. Enthaltungen sehe ich 
nicht. Damit ist die Beschlussempfehlung angenommen.

Unter Buchstabe b empfiehlt der Ausschuss die Ab-
lehnung des Antrags der Fraktion der AfD auf Druck-
sache 21/2717 mit dem Titel „Stärkung der Arzneimittel-
versorgung durch gezielten Bürokratieabbau und 
Förderung der heimischen Produktion“. Wer stimmt für 
diese Beschlussempfehlung? -Unionsfraktion, SPD- 
Fraktion, Bündnis 90/Die Grünen, Die Linke. Wer stimmt 
dagegen? – Das ist die AfD-Fraktion. Enthaltungen gibt 
es nicht. Dann ist die Beschlussempfehlung ebenfalls an-
genommen.

Tagesordnungspunkt 41e: 
Beratung des Antrags der Abgeordneten Bernd 
Schattner, Stephan Protschka, Peter Felser, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 
Nahrungs- und Futtermittelversorgung auf 
den Höfen der Landwirte sichern und Dürre-
hilfe generieren
Drucksache 21/8135

Wer stimmt für diesen Antrag? – Das ist die AfD- 
Fraktion. Wer stimmt dagegen? – Union, SPD, Bünd-
nis 90/Die Grünen, Die Linke. Enthaltungen sehe ich 
nicht. Damit ist dieser Antrag abgelehnt.

Tagesordnungspunkt 41f: 
Beratung des Antrags der Abgeordneten Micha 
Fehre, Peter Boehringer, Pierre Lamely, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der AfD 
Eigentum der Fahrzeughalter schützen – 
Nichtigkeitsklage gegen die EU-Altfahrzeug-
verordnung einreichen
Drucksache 21/8136

Wer stimmt für diesen Antrag? – Das ist die AfD- 
Fraktion. Wer stimmt dagegen? – CDU/CSU, SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke. Enthaltungen 
sehe ich nicht. Damit ist auch dieser Antrag abgelehnt.

Wir kommen zu den Beschlussempfehlungen des Peti-
tionsausschusses, Tagesordnungspunkte 41g bis 41s.

Tagesordnungspunkt 41g: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss) 
Sammelübersicht 304 zu Petitionen
Drucksache 21/7954

Es handelt sich um 107 Petitionen. Wer stimmt dafür? – 
CDU/CSU, AfD, SPD, Bündnis 90/Die Grünen und Die 
Linke. Enthaltungen? – Neinstimmen? – Das sehe ich 
nicht. Damit ist die Sammelübersicht 304 einstimmig 
angenommen.

Tagesordnungspunkt 41h: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 305 zu Petitionen
Drucksache 21/7955

Diese beinhaltet 79 Petitionen. Wer stimmt dafür? – 
CDU/CSU, AfD, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, Die 
Linke. Wer stimmt dagegen? – Enthaltungen? – Diese 
gibt es nicht. Auch diese Sammelübersicht ist einstimmig 
angenommen.

Tagesordnungspunkt 41i: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 306 zu Petitionen
Drucksache 21/7956
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Das sind 72 Petitionen. Wer stimmt dafür? – Union, 
AfD, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, Die Linke. Enthal-
tungen? – Neinstimmen? – Beides nicht. Die Sammel-
übersicht 306 ist einstimmig angenommen.

Tagesordnungspunkt 41j: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 307 zu Petitionen

Drucksache 21/7957

Das sind 43 Petitionen. Zustimmung? – Union, AfD, 
SPD und Bündnis 90/Die Grünen. Wer stimmt dagegen? – 
Die Linke. Enthaltungen sehe ich nicht. Damit ist die 
Sammelübersicht 307 angenommen.

Tagesordnungspunkt 41k: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 308 zu Petitionen

Drucksache 21/7958

Das sind zehn Petitionen. Wer stimmt dafür? – Union, 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke. Wer stimmt 
dagegen? – Die AfD. Wer enthält sich? – Enthaltungen 
gibt es nicht. Damit ist die Sammelübersicht 308 an-
genommen.

Tagesordnungspunkt 41l: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 309 zu Petitionen

Drucksache 21/7959

Das sind drei Petitionen.
Bevor wir zur Abstimmung über diese Sammelüber-

sicht kommen, erteile ich der Kollegin Corinna Rüffer 
das Wort zur ergänzenden Berichterstattung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Hochverehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ich nutze jetzt mal die Gelegenheit, um etwas 
Licht ins Dunkel zu bringen. An jedem Donnerstag stim-
men wir über diverse Sammelübersichten aus dem Peti-
tionsausschuss ab. Dahinter verbergen sich ganz viele 
Anliegen von Bürgerinnen und Bürgern, die das Ver-
trauen haben, dass wir als Parlament uns hier mit den 
Themen beschäftigen, die ihnen auf der Seele brennen.

Ich darf die Gelegenheit nutzen, ein paar werbende 
Worte an Sie zu richten, liebe Bürgerinnen und Bürger, 
zugunsten dieses Petitionsausschusses und des gesamten 
Parlamentes. Es ist ja, ehrlich gesagt, nicht immer ver-
gnügungssteuerpflichtig, hier in unsere Debatten hinein-
zuschauen. Manchmal sind die Positionen verhärtet. Es 
gibt hier viel Streit, Auseinandersetzungen und im besten 
Fall produktive Ergebnisse am Ende des Tages.

Dieser Petitionsausschuss arbeitet anders als andere 
Ausschüsse. Er arbeitet über die Fraktionsgrenzen hin-
weg an den Interessen der Bürgerinnen und Bürger, die, 
wie gesagt, Hoffnung in uns setzen, die häufig ganz viele 
andere Wege versucht haben, um für ihr Problem eine 
Lösung zu finden. So auch in dem Fall, der uns heute 
beschäftigt.

Lieber Herr Mattfeldt und liebe andere Mitglieder des 
Petitionsausschusses, schön, dass Sie heute da sind. Viele 
von uns haben heute schon den gesamten Tag miteinan-
der verbracht. Heute Morgen hatten wir ein Berichterstat-
tergespräch zu einem Anliegen, das aus dem Ahrtal kam, 
mit dem Ziel, Klimaschutz bzw. Hochwasserschutz hin-
zubekommen. Wir haben mit dem Ministerium für Ver-
kehr zusammengesessen. In diesem Fall, glaube ich, sind 
wir auf einem guten Weg. Danach hatten wir Besuch aus 
dem Land Nordrhein-Westfalen von den hochverehrten 
Mitgliedern des Petitionsausschusses auf Landesebene. 
Es ist einfach ein gutes Zusammenarbeiten.

Ich möchte Sie alle auffordern: Wenn Sie das Par-
lament direkt erreichen wollen, dann wenden Sie sich 
an diesen Ausschuss.

(Beifall der Abg. Karoline Otte [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] und Andreas Mattfeldt 
[CDU/CSU])

So auch getan von einer Petentin mit einem Anliegen. Mit 
der Petition wird die Strafbarkeit des Besitzes und des 
Abrufens von Missbrauchsdarstellungen Erwachsener 
gefordert. Das ist eine Petition aus diesen Sammelüber-
sichten, eine von Hunderten von Petitionen, wo dieser 
Ausschuss in seiner Gänze gesagt hat: Ja, das steht an. 
Es kann doch nicht sein, dass ohne Einwilligung Nackt-
fotos, beispielsweise Deepfakes, in die Welt gesetzt wer-
den. Den Fall von Collien Fernandes kennen wir. Die 
Petition hier ist aber älter und hat damit überhaupt nichts 
zu tun.

Wir alle waren uns einig: Die Menschen brauchen 
strafrechtlichen Schutz. Wir sagen als Petitionsausschuss 
und gleich, wenn wir abgestimmt haben, als gesamtes 
Parlament: Ja, wir wollen eine strafrechtliche Regelung, 
damit betroffene Personen, insbesondere Frauen, in Zu-
kunft wirklich gut geschützt werden.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank.

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ich danke Ihnen allen dafür, dass wir das gemeinsam 

auf den Weg bringen.
Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Ich danke Ihnen. – Dann kommen wir jetzt zur Ab-

stimmung über Sammelübersicht 309. Wer stimmt da-
für? – CDU/CSU, AfD, SPD, Bündnis 90/Die Grünen 
und Die Linke. Alle haben zugestimmt. Dann ist das ein-
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stimmig angenommen, falls ich hier keine Enthaltungen 
oder Neinstimmen sehe. – Das ist nicht der Fall. Damit ist 
die Sammelübersicht 309 angenommen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und des Abg. 
Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU])

Wir sind auf der Schlussgeraden der Abstimmungs-
punkte ohne Debatte. Vielen Dank für die Disziplin und 
dass Sie dem hier beiwohnen! Wir haben aber noch ein 
paar Punkte. Sie werden die namentliche Abstimmung 
auf alle Fälle schaffen. Und wenn es zu lange dauert, 
dann werden wir die Abstimmungszeit um einige wenige 
Minuten verlängern, damit alle abstimmen können.

Tagesordnungspunkt 41m: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 310 zu Petitionen

Drucksache 21/7960

Das sind vier Petitionen. Wer stimmt dafür? – Das sind 
Union, AfD, SPD, Bündnis 90/Die Grünen und Die 
Linke. Neinstimmen? – Enthaltungen? – Keine. Damit 
ist Sammelübersicht 310 einstimmig angenommen.

Tagesordnungspunkt 41n: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 311 zu Petitionen

Drucksache 21/7961

Das sind vier Petitionen. Wer stimmt dafür? – Die 
Union, die AfD, die SPD, Bündnis 90/Die Grünen. Wer 
stimmt dagegen? – Die Linke. Enthaltungen? – Keine. 
Dann ist die Sammelübersicht 311 angenommen.

Tagesordnungspunkt 41o: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 312 zu Petitionen

Drucksache 21/7962

Das sind zwölf Petitionen. Wer stimmt dafür? – Die 
Union, die AfD, die SPD. Wer stimmt dagegen? – Bünd-
nis 90/Die Grünen und Die Linke. Enthaltungen? – Kei-
ne. Damit ist die Sammelübersicht 312 angenommen.

Tagesordnungspunkt 41p: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 313 zu Petitionen

Drucksache 21/7963

Das ist eine Petition. Wer stimmt dafür? – Union, AfD, 
SPD. Wer stimmt dagegen? – Bündnis 90/Die Grünen. 
Wer enthält sich? – Die Linke. Damit ist die Sammelüber-
sicht 313 angenommen.

Tagesordnungspunkt 41q: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 314 zu Petitionen

Drucksache 21/7964

Das sind 27 Petitionen. Wer stimmt dafür? – Die Uni-
on, die SPD, Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke. Wer 
stimmt dagegen? – Die AfD. Enthaltungen gibt es keine. 
Damit ist die Sammelübersicht 314 angenommen.

Tagesordnungspunkt 41r: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 315 zu Petitionen

Drucksache 21/7965

Das sind 55 Petitionen. Wer stimmt dafür? – Die Uni-
on, die SPD, Bündnis 90/Die Grünen. Wer stimmt da-
gegen? – Die AfD und Die Linke. Enthaltungen sehe 
ich nicht. Damit ist die Sammelübersicht 315 angenom-
men.

Tagesordnungspunkt 41s: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 316 zu Petitionen

Drucksache 21/7966

Das sind 27 Petitionen. Wer stimmt dafür? – Die Union 
und die SPD. Wer stimmt dagegen? – Die AfD, Bünd-
nis 90/Die Grünen und Die Linke. Enthaltungen sehe ich 
nicht. Damit ist die Sammelübersicht 316 angenommen.

Da Sie uns so wundervoll geholfen haben, damit wir 
durch diese Punkte kommen, aber dementsprechend we-
niger Zeit hatten, abzustimmen, verlängere ich jetzt den 
Zeitrahmen für die namentliche Abstimmung um fünf 
Minuten bis 14:20 Uhr.

Ich rufe auf den Zusatzpunkt 3: 

Aktuelle Stunde 
auf Verlangen der Fraktionen der CDU/CSU und 
SPD
Deutscher Raketenstart Isar Aerospace – Aus-
druck eines erfolgreichen Wissenschafts- und 
Forschungsstandortes Deutschland

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort der 
Bundesministerin für Forschung, Technologie und 
Raumfahrt, Dorothee Bär.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Dorothee Bär, Bundesministerin für Forschung, 
Technologie und Raumfahrt:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Es gibt sie noch, die guten Nachrichten. An-
fang September hat Europa Raumfahrtgeschichte ge-
schrieben. Am 5. September hat das deutsche Start-up 
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Isar Aerospace erfolgreich mit seiner Spectrum-Rakete 
den Erdorbit erreicht.

Kurz danach, vier Tage später, begann der Internatio-
nal Space Summit in Paris unter der Federführung von 
Frankreich und Deutschland mit Gästen aus aller Welt. 
Und jeder wollte selbstverständlich den Chef von Isar 
Aerospace treffen. Daniel Metzler war der absolute Su-
perstar auf dem Summit. Denn was er mit seinem Team 
geschafft hat, das ist nicht nur ein Raketenstart wie aus 
dem Bilderbuch, sondern das ist nichts weniger als der 
Beginn einer neuen Ära in der europäischen Raumfahrt. 
Auch von dieser Stelle noch einmal herzlichen Glück-
wunsch dazu!

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und des Abg. Dr. Rainer Kraft 
[AfD])

Ich finde es großartig und bin den Kolleginnen und 
Kollegen der Koalitionsfraktionen sehr dankbar, dass 
wir uns heute diese Bedeutung im Deutschen Bundestag 
noch mal vor Augen führen können. Denn ehrlicherweise 
habe ich bislang fast mehr Glückwünsche aus dem Aus-
land bekommen als aus dem Inland, was sicherlich auch 
daran liegt, dass wir uns so gerne in dieser schlechten 
Laune vergraben. Das ist aber gar nicht notwendig.

Ich war gestern Abend auf einer Veranstaltung, bei der 
eine der bekanntesten deutschen Verlegerinnen gesagt 
hat: Wir brauchen wieder mehr Optimismus in diesem 
Land. – Ja, den brauchen wir. Aber den können wir 
auch haben, weil die Erfolgsgeschichten einfach da sind.

Um noch mal auf diesen aktuellen Anlass zurück-
zukommen: Es war das erste Mal, dass eine private Ra-
kete aus Europa den Orbit erreicht hat, dass sie gleich-
zeitig auch noch fünf Satelliten ausgesetzt und damit die 
Mission erfüllt hat. Das war das erste Mal überhaupt von 
Kontinentaleuropa aus. All die Jahre wurde immer ge-
sagt: Klappt nicht, geht nicht, machen wir nicht, funk-
tioniert nicht. Das ist eine Schwarzmalerei, in der sich 
viele gefallen. Das Schöne ist, dass es eben doch geklappt 
hat und dass auch alle Mitbewerber sagen: Jetzt können 
wir es den ganzen Unkenrufern zeigen. Es funktioniert, 
und wir werden es schaffen. – Das heißt, Deutschland 
kann Raumfahrt, Europa kann Raumfahrt. Und genau 
darum geht es.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Was mich besonders freut, ist, dass nicht nur der deutsche 
Bundeskanzler gratuliert hat. Auch Staatspräsident Em-
manuel Macron hat gesagt: „Europa nimmt sein 
Schicksal selbst in die Hand, auch im Weltraum.“

Dafür ist natürlich der souveräne Zugang zum All ent-
scheidend. Startdienstleistungen dürfen auf keinen Fall 
zum limitierenden Faktor werden, nicht für die Wissen-
schaft, nicht für die Wirtschaft, und vor allem dann nicht, 
wenn es um unsere Sicherheit geht. Klar, wir haben die 
Ariane 6 und die Vega-C für unseren europäischen Zu-
gang; aber die alleine reichen natürlich nicht. Wir brau-
chen viel, viel mehr Starts, wir brauchen insgesamt eine 
viel höhere Flexibilität. Und an alle Mitglieder des Haus-

haltsausschusses, die heute hier anwesend sind: Die gute 
Nachricht ist: Das wird in Zukunft auch zu viel geringe-
ren Kosten führen. Das ist doch hervorragend.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Das Motto ist: Do more with less. Und dafür brauchen 
wir ganz dringend kommerzielle Lösungen. Die Euro-
pean Launcher Challenge zum Beispiel ist ein zentraler 
Baustein hierfür, weil hier tatsächlich der Paradigmen-
wechsel vollzogen wurde: hin zum Wettbewerb, hin zu 
kommerziellen Trägerraketen. Die Bundesregierung hat 
sich auf europäischer Ebene vehement für diesen Weg 
eingesetzt. Wir sind froh, dass die ESA ihn entschlossen 
mitgeht. Auch auf dem International Space Summit ha-
ben wir noch mal Geschlossenheit demonstriert mit der 
ganz klaren Haltung, dass die Zukunft der Raumfahrt 
selbstverständlich auch in Europa in die Hand der Unter-
nehmen gehört. Und dafür steht unter anderem Isar Ae-
rospace.

Wir müssen uns vielleicht auch noch mal auf der 
Zunge zergehen lassen, dass es durch die Challenge 
auch gelungen ist, mit recht kleinen öffentlichen Anrei-
zen ein Trägersystem privat zu finanzieren, dass Kapital-
geber motiviert werden können, auch in Deutschland in 
die Raumfahrt zu investieren. Das ist ein Lehrstück der 
Innovationsförderung.

Aber das Beispiel Isar Aerospace zeigt noch was an-
deres. Wir reden ja sehr oft davon, dass der Transfer 
besser klappen muss: raus aus den Unis, raus aus den 
Forschungsinstituten, rein in die Unternehmen. Ich war 
diese Woche an der TU München bei der Wissenschaft-
lichen Arbeitsgemeinschaft für Raketentechnik und 
Raumfahrt, kurz WARR, einem Studentenverein, den es 
übrigens schon seit Beginn der 1960er-Jahre gibt.

Was die jungen Menschen dort draufhaben, ist ein 
Wahnsinn. Beispielsweise haben sie ein pumpengespeis-
tes Triebwerk selbst gebaut und gezündet. Das ist welt-
weit das allererste Mal, dass Studentinnen und Studenten 
so etwas gelungen ist. Sie werden mit der Rakete bei der 
European Rocketry Challenge in Portugal antreten, die 
im Oktober zwei Wochen lang stattfindet. Ich drücke 
nicht nur diesem Studententeam beide Daumen, sondern 
allen deutschen Studententeams, die da antreten. Wir 
brauchen viel mehr Vertrauen in unsere Studentinnen 
und Studenten und in unsere Start-ups. Also: Ganz großes 
Daumendrücken, dass sie es auch in Portugal allen zeigen 
können.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
der Abg. Dr. Andrea Lübcke [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Aus genau dieser besagten Arbeitsgemeinschaft ist Isar 
Aerospace als Ausgründung hervorgegangen; das ist 
noch nicht mal zehn Jahre her. Auch das ist natürlich 
sensationell, was den Speed betrifft. Wir haben immer 
mehr solcher Start-ups, auch in anderen Branchen. Die 
Zahl der Neugründungen hat sich zuletzt verdoppelt. Das 
ist also ein klares Signal, dass es mit dem Transfer besser 
als je zuvor klappt. Ich bin mir sicher: Wir können uns 
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noch auf viele Durchbrüche freuen, auf deutsche Start- 
ups, die es ganz hoch hinaus schaffen. Gerade in der 
Raumfahrt ist eine irre Dynamik.

Ich darf neben Isar Aerospace unbedingt auch noch die 
Rocket Factory Augsburg erwähnen. Ich muss noch Hy-
Impulse aus Baden-Württemberg erwähnen oder, auch 
sensationell, The Exploration Company, ein deutsch- 
französisches Unternehmen mit einer großartigen Frau 
an der Spitze, Hélène Huby, das an einer wiederverwend-
baren Schwerlastrakete arbeitet. Das Thema Nachhaltig-
keit bzw. Wiederverwendbarkeit spielt eine ganz große 
Rolle, auch in einem erheblichen Maß durch private In-
vestitionen finanziert.

Was diese Start-ups alle verbindet, ist einfach dieser 
unbändige Wille, diese Freude daran, die Ideen in die Tat 
umzusetzen, von Anfang an groß zu denken. Man muss 
sich mal überlegen: Isar Aerospace hat für die Serien-
produktion die größte Raketenfabrik Europas gebaut, be-
vor überhaupt der Beweis erbracht war, dass es jemals 
klappen wird. Wenn einem von 1 000 Leuten 999 sagen: 
„Ihr schafft es sowieso nie“, dann ist es doch toll, wenn 
einer sagt: „Na ja, gut, dann klappt es halt doch“. Ich 
glaube, das ist der Spirit, den wir dringend brauchen. 
Recht so! Wir brauchen noch viel mehr Mut, große Dinge 
anzupacken und dann durchzuziehen.

Und weil wir immer mehr private Unternehmen haben, 
die im All unterwegs sind, brauchen wir dringend ein 
Weltraumgesetz. Dabei geht es im Kern auch um die 
Sicherheit bei all unseren Aktivitäten. Der Entwurf mei-
nes Hauses liegt bereits auf dem Tisch der anderen Mi-
nisterien. Ich hoffe sehr, dass wir ihn bald hier vorstellen 
können. Dabei spielen natürlich viele Punkte eine Rolle, 
wie zum Beispiel das Thema Weltraumschrott. Aber das 
ist nicht nur eine regulatorische Herausforderung, son-
dern auch eine technologische. Mein Ministerium gibt 
dafür den nötigen Rückenwind, weil wir ja auch die Luft- 
und Raumfahrt als strategisches Forschungsfeld ganz fest 
in der Hightech Agenda verankert haben.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Sebastian Roloff [SPD])

Wir stecken hohe Ziele, um Deutschland als Forschungs-
nation und vor allem auch als Wirtschaftsnation voran-
zubringen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich bin jetzt 
sehr gespannt auf die anderen Reden heute. Ich würde 
mich freuen, wenn man einfach mal etwas stehen lassen 
kann, wenn man sich auch mal unbändig freuen darf. Das 
ist deswegen so wichtig, weil wir von diesen „Ja, aber“- 
Sagern einfach viel zu viele in diesem Land haben.

Und es wäre einfach schön, wenn wir auch mal die 
Erfolge zumindest eine Zeit lang ins Schaufenster stellen 
können. Andere Länder machen das ganz anders. Da wird 
sich bei viel kleineren Erfolgen viel, viel mehr gebrüstet. 
Ich wünsche mir, dass wir unsere Start-ups, dass wir 
unsere Mittelständler, dass wir unsere Industrie nicht im-
mer nur als sogenannte Hidden Champions bezeichnen. 
Verstecken wir sie nicht! Stellen wir sie wirklich ins 
Schaufenster!

Die Welt schaut ganz anders auf uns, als wir manchmal 
selber auf uns schauen. Es ist nicht so, dass immer die 
Politik versagt hat, wenn etwas nicht funktioniert, und es 
mit der Politik gar nichts zu tun hat, wenn etwas klappt. 
Der Weg in den letzten acht Jahren ist nicht erst durch das 
neue Raumfahrtministerium eingeschlagen worden, wir 
hatten auch schon viele gute Vorgänger in der Bundes-
regierung. Ich darf an Anna Christmann erinnern, ich darf 
aber auch ganz besonders an Thomas Jarzombek er-
innern. Es geht immer um diejenigen, die seit vielen, 
vielen Jahren daran glauben und vor allem den Weg nicht 
als Sprint, sondern eben als Marathon sehen. Aber acht 
Jahre in der Raumfahrt bis zu einem erfolgreichen Rake-
tenstart: Das war tatsächlich ein Sprint. Lieber Daniel 
Metzler, an dich und dein Team herzlichen Glückwunsch!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank, Frau Ministerin. – Ich komme zurück zu 

Tagesordnungspunkt 10a. Die Zeit für die namentliche 
Abstimmung ist jetzt nämlich vorbei. Ist noch ein Mit-
glied des Hauses anwesend, das seine Stimme nicht abge-
geben hat?

(Ein Abgeordneter verlässt den Plenarsaal – 
Adam Balten [AfD]: Eijeijei! – Weitere Zurufe 
von der AfD: Eingeschlafen! – Na, jetzt aber 
schnell!)

– Ich kann ja noch mal ganz langsam fragen: Ist ein Mit-
glied des Hohen Hauses anwesend, das seine Stimme 
noch nicht abgegeben hat, Herrgott noch mal?

(Heiterkeit – Florian Müller [CDU/CSU]: Sie 
müssen noch mal fragen!)

– Das ist nicht der Fall.
Ich schließe die Abstimmung und bitte die Schriftfüh-

rerinnen und Schriftführer, mit der Auszählung zu begin-
nen, und danke ihnen herzlich, dass sie einen Tacken 
länger gemacht haben. Das Ergebnis der Abstimmung 
wird Ihnen später bekannt gegeben.1)

Bevor wir die Aussprache fortsetzen, möchte ich aber 
noch eine Ankündigung machen. Wir sind nach jetzigem 
Stand im Gesamtzeitplan bei einem Schluss weit nach 
Mitternacht, deutlich nach 2 Uhr. Allein aus Fürsor-
gepflicht für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des 
Hohen Hauses würde ich jetzt ab diesem Tagesordnungs-
punkt damit beginnen, keine Kurzinterventionen und 
Zwischenfragen mehr zuzulassen.

Nun setzen wir die Aussprache fort. Das Wort hat 
Andreas Mayer von der AfD.

(Beifall bei der AfD)

Andreas Mayer (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Gute Nachrichten sind selten in dieser Zeit, aber 
es gibt sie noch. Das bayerische Start-up Isar Aerospace 

1) Ergebnis Seite 11859 A

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 96. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 24. September 2026                            11856 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Bundesministerin Dorothee Bär 



hat die erste privat entwickelte Rakete vom europäischen 
Kontinent in den Orbit gebracht. Vom norwegischen 
Weltraumbahnhof Andøya hob die mit fossiler Energie 
angetriebene Rakete am Abend des 5. September ab.

Was wir heute zu Recht als Erfolg deutscher Techno-
logie und europäischer Kooperation feiern, die auch wun-
derbar mit dem nicht EU-Mitglied Norwegen funktio-
niert, ist aber nicht der Beginn der deutschen 
Raumfahrt. Deutschland war dereinst führend in der Ra-
ketentechnologie, und ohne deutsche Ingenieure wie bei-
spielsweise Wernher von Braun wäre die Menschheit 
nicht auf dem Mond gelandet. Darauf können wir zu 
Recht stolz sein.

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Sonja 
Lemke [Die Linke)

Umso wichtiger ist es jetzt, dass wir die deutsche 
Raumfahrtindustrie mit ihren aufblühenden Start-ups 
nicht gleich wieder totregulieren. Schließlich befinden 
wir uns in einem spannenden globalen Wettbewerb, in 
dem Staaten zwar wichtige Anschubfinanzierungen er-
möglichen, Innovation und Fortschritt jedoch immer 
mehr von privaten Unternehmen wie beispielsweise 
SpaceX oder Blue Origin ausgeht.

Deswegen ist es auch an der Zeit, dass wir endlich ein 
nationales Raumfahrtgesetz bekommen; denn wir brau-
chen zeitnah Rechtssicherheit, klare Verantwortlichkei-
ten und Investitionsschutz. Auf nun schon mehrere 
schriftliche Fragen von mir konnte das Raumfahrtminis-
terium jedoch keinen konkreten Termin nennen, an dem 
wir als Parlament dieses Gesetz endlich vorgelegt bekom-
men. Statt das nationale Raumfahrtgesetz zu liefern, setz-
ten CDU/CSU und SPD erneut nur eine Aktuelle Stunde 
an.

(Florian Müller [CDU/CSU]: Es hat doch kei-
ner gesagt, dass es in der Ressortabstimmung 
ist!)

Das passt gut zu dieser Regierung, die nach dem 
Schema verfährt: große Ankündigungen machen und 
dann nicht liefern.

(Beifall bei der AfD)

Doch all das könnte ohnehin schon bald durch die EU 
zunichtegemacht werden; denn mit dem EU Space Act 
droht die Entmachtung der Nationalstaaten und die ideo-
logische Fesselung der Raumfahrt. Von Brüssel droht uns 
das politische Todesurteil für die deutsche und europäi-
sche Raumfahrtindustrie; denn mit Regulierungen, Büro-
kratie und grüner Ideologie gewinnen wir nicht den glo-
balen Wettbewerb.

(Beifall bei der AfD)

Sie haben es in der Hand. Die EU-Kommissionsprä-
sidentin ist CDU-Politikerin, die Raumfahrtministerin 
von der CSU. Zusammen mit den rechten EU-Fraktionen 
haben die europäischen Christdemokraten eine Mehrheit 
für eine Raumfahrtpolitik der privaten Initiative, der In-
novation und des gesunden Menschenverstands. An uns 
wird es nicht scheitern.

(Beifall bei der AfD)

Und die Chancen sind grundsätzlich nicht schlecht. 
Schon jetzt weicht Amazon nach Europa aus, weil die 
US-Startkapazitäten nicht mehr ausreichen. Nicht mehr 
nur in unserem Alltag ist die Bewirtschaftung des Welt-
alls unersetzlich geworden, sondern auch die Kriege in 
der Ukraine und in Nahost führen uns deutlich vor Au-
gen, dass diese Technologie inklusive eigener Startfähig-
keiten essenziell für die nationale Sicherheit ist. Die 
linkspolitische Bekämpfung von allem, was Sie als 
Dual Use klassifizieren, ist und bleibt daher nicht in un-
serem nationalen Interesse.

Wir können beim Thema Raumfahrt nicht zögern; 
denn die Welt schläft nicht. Elon Musk plant aktuell 
den Bau des größten Weltraumbahnhofs im US-Bundes-
staat Louisiana auf über 52 000 Hektar. Dieser geplante 
Kapazitätszuwachs unterstreicht einerseits die führende 
Rolle der USA sowie die dortige innovations- und inves-
titionsfreundliche Umgebung. Andererseits zeigt dies 
noch einmal deutlich, dass wir genau diese Umgebung 
auch in Deutschland und Europa brauchen, um im Wett-
bewerb nicht unterzugehen.

(Beifall bei der AfD)

In diesem Sinne begrüße ich auch die Entwicklung des 
SaxaVord Weltraumbahnhofs in Schottland, der für meh-
rere Dutzend Starts pro Jahr zugelassen ist und an dem 
auch die Rocket Factory Augsburg beteiligt ist. Als AfD- 
Fraktion befürworten wir eine Raumfahrtpolitik, die den 
globalen Wettbewerb annimmt und unsere eigenen Inte-
ressen vor ideologische Träumereien stellt. Wir dürfen 
uns nicht aus der nächsten Zukunftstechnologie heraus-
regulieren und -bürokratisieren lassen. Ein EU Space 
Act, der der deutschen Raumfahrtindustrie schadet und 
Europa als Standort der Raumfahrt uninteressant macht, 
lehnen wir deswegen entschieden ab. Packen wir’s an!

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Oliver 

Kaczmarek für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Oliver Kaczmarek (SPD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich kann 

mich noch gut an den Stand von Isar Aerospace bei mei-
nem Besuch auf der diesjährigen Internationalen Luft- 
und Raumfahrtausstellung erinnern: ziemlich unaufwen-
dig, zwei bis drei Roll-ups, ein Modell von einer Rakete 
stand auf dem Tisch. Es war nicht unbedingt sofort er-
sichtlich, dass es ein Unternehmen mit 400 Beschäftigten 
ist, das über 500 Millionen Euro privates Kapital ein-
gesammelt hat.

Aber was man dort im Gespräch mit den Leuten von 
Isar Aerospace mitnehmen konnte, das war Überzeu-
gung: Überzeugung von dem Konzept, das sie für die 
Rakete entwickelt haben. Das war Begeisterung für die 
eigene Idee, aber auch für die Raumfahrt und für das 
Potenzial von Raumfahrt. Und das war die Hartnäckig-

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 96. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 24. September 2026                                                                                                                                                                                           11857 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Andreas Mayer 



keit, dass ich verstehe, was die da erklären, und die Hart-
näckigkeit, bei ihrem Ziel am Ball zu bleiben und das 
private Kapital einzusammeln.

Und deswegen sage ich: Dieses Event, dieser Raketen-
start, die Präsentation und Isar Aerospace insgesamt ste-
hen dafür, dass wir Herausforderungen schaffen, wenn 
wir genau das fördern: nämlich Begeisterung für die He-
rausforderung, für die Lösung von Herausforderungen 
und für Menschen, die einen langen Atem haben. Das 
müssen wir fördern. Und das ist auch der Spirit für dieses 
Land im Umbruch, nicht das Schlechtreden, was wir hier 
manchmal im Haus hören. Wir müssen genau das för-
dern: Begeisterung, Hartnäckigkeit und Überzeugung.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU und der Abg. Dr. Andrea Lübcke 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Begeisterung muss früh geweckt werden. Wir haben in 
Deutschland auch schon einiges geschafft. Ich bin da-
gegen, alles immer nur schlechtzureden. Wir haben die 
„Häuser der kleinen Forscher“ in den Kitas, wo die Be-
geisterung für die MINT-Themen schon früh geweckt 
wird. Wir haben Maker Spaces, die jetzt häufiger auch 
durch private Initiative entstehen. Wir haben Schüler-
wettbewerbe wie „Jugend forscht“ und Co, wo ganz in-
teressante Ideen rauskommen. Und wir haben auch stu-
dentische Arbeitsgemeinschaften, insbesondere zum 
Thema Raumfahrt. Die Ministerin hat eine in München 
besucht, ich eine in Darmstadt. Und es gibt den Bundes-
verband studentischer Raumfahrt. Ich kann nur empfeh-
len, mit den jungen Leuten mal ins Gespräch zu kommen, 
weil man dann sieht: Es ist vieles schon da. Viele Ansätze 
sind da, und dort wachsen vielleicht schon die Raketen-
wissenschaftler von morgen heran.

Wir müssen dafür sorgen, dass aus Neugier und Be-
geisterung mehr wird, dass aus Neugier und Begeisterung 
Gründerinnen und Gründer werden, dass aus Neugier und 
Begeisterung auch Fachkräfte werden, die sich in diesen 
Bereichen engagieren. Wir haben das Potenzial für den 
Wohlstand in diesem Land. Und das Potenzial liegt in den 
Köpfen, die wir fördern müssen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der Abg. Dr. Andrea Lüb-
cke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Und ich glaube, Raumfahrt steht in diesem Kontext 
auch stellvertretend für eine Strategie der Forschungs-
politik. Wir wollen Abhängigkeiten reduzieren. Wir wol-
len durch eigene Transportwege für Raketen und Satelli-
ten Abhängigkeiten von wenigen Anbietern insbesondere 
aus dem amerikanischen Raum reduzieren. Wir wollen 
Souveränität schaffen. Das ist unbedingt notwendig, um 
unsere Sicherheitsinteressen auch zu wahren. For-
schungspolitik ist immer breit aufgestellt, deswegen ha-
ben wir beispielsweise auch die Geistes- und Sozialwis-
senschaften in die Hightech Agenda integriert.

Aber wir müssen unsere Forschungspolitik auch auf 
strategische Ziele ausrichten, auf Unabhängigkeit, auf 
Souveränität, auf Resilienz und auf Wohlstand. Das zeigt 
sich an diesem Beispiel von Isar Aerospace in der Raum-

fahrt. Wir wollen unabhängiger und souveräner werden, 
und deswegen investieren wir auch in strategisch rele-
vante Bereiche der Forschungspolitik.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Die deutsche Forschung bietet sehr gute Möglichkeiten 
für Innovation, und vieles davon entsteht in den Hoch-
schulen.

Ich will nur drei Beispiele nennen. Isar Aerospace ist 
eines dieser Beispiele, entstanden aus einer studentischen 
Arbeitsgemeinschaft an der Technischen Universität 
München. BioNTech ist eines der wichtigsten Unterneh-
men im Bereich der Biotechnologie – das uns auch durch 
die Coronakrise geführt hat –, aus dem Biotechnologie-
cluster in Mainz entstanden, unter anderem auch an der 
Johannes Gutenberg-Universität Mainz. StreetScooter 
hat eine vollelektrische Lösung für die Deutsche Post 
AG angeboten, als alle anderen Automobilhersteller ge-
sagt haben, dass sie das nicht können, entstanden an der 
RWTH in Aachen.

Das sind Beispiele für erfolgreiche Gründungen. Und 
das zeigt, dass wir aus den Forschungseinrichtungen und 
Hochschulen heraus Gründungen schaffen können. Aber 
wir können auch noch besser werden. Wir wollen den 
Transfer stärken. Die Transferinitiative des Bundes läuft 
an. Wir wollen damit insbesondere Fachhochschulen und 
Hochschulen für angewandte Wissenschaften adressie-
ren.

Und wir wollen eine Innovationsfreiheitsoffensive 
starten. Wir müssen Forschung erleichtern, wir müssen 
Gründung erleichtern. Wir brauchen weniger Steuerung 
und mehr Vertrauen bei Gründern. Wir wollen dafür 
sorgen, dass es noch mehr solche Gründungen wie Isar 
Aerospace und BioNTech gibt. Es gibt in Deutschland 
starke Unis und Gründerzentren. Es gibt Leute mit Ideen 
und Ehrgeiz, Forscherinnen und Forscher, Gründerinnen 
und Gründer, Fachkräfte, und es gibt eine Gesellschaft, 
die offen ist für den Fortschritt.

Die Herausforderung, vor der wir stehen, ist groß. Ja, 
es ist richtig, dass wir die Sozialsysteme zukunftsfest 
machen wollen. Aber die Diskussionen, die wir über 
Rente, Pflege und Gesundheit führen, schaffen allein 
noch keinen Wohlstand. Wohlstand werden wir schaffen, 
wenn wir jetzt das Richtige tun und in Innovationen in-
vestieren, und zwar massiv in Bildung und Chancen-
gleichheit. Weiterhin kraftvoll zu investieren, das schafft 
Wachstum. Und Deutschland hat dann, wenn wir das 
Richtige tun und manchmal auch mit etwas mehr Opti-
mismus an die Sache herangehen, alle Potenziale, alle 
Chancen, wieder Wohlstand zu erwirtschaften, und 
zwar nachhaltig für die Zukunft.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Bevor wir die Aussprache fortsetzen, 

komme ich zurück zum Tagesordnungspunkt 10a. Das 
Protokoll ist nun da.
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Die Schriftführerinnen und Schriftführer haben das 
Ergebnis der namentlichen Abstimmung ermittelt. 
Danke dafür! Die namentliche Abstimmung war über 
den Antrag der Abgeordneten Karoline Otte, Julia 
Schneider, Harald Ebner, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen mit dem Titel 

„Menschen vor Klimafolgen schützen – Jetzt Gemein-
schaftsaufgabe ‚Klimaanpassung und Naturschutz‘ im 
Grundgesetz verankern“, Drucksache 21/8116. 

Abgegebene Stimmkarten 575. Mit Ja haben gestimmt 
136 Stimmen, mit Nein haben gestimmt 438 Abgeord-
nete, Enthaltung 1. Damit ist der Antrag abgelehnt.

Endgültiges Ergebnis
Abgegebene Stimmen:            575;
davon

ja:                                      136
nein:                                  438
enthalten:                              1

Ja
BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN
Dr. Alaa Alhamwi
Tarek Al-Wazir
Luise Amtsberg
Ayse Asar
Andreas Audretsch
Lisa Badum
Felix Banaszak
Karl Bär
Katharina Beck
Lukas Benner
Dr. Franziska Brantner
Agnieszka Brugger
Dr. Janosch Dahmen
Jeanne Dillschneider
Katharina Dröge
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Timon Dzienus
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Leon Eckert
Marcel Emmerich
Simone Fischer
Schahina Gambir
Matthias Gastel
Dr. Jan-Niclas Gesenhues
Katrin Göring-Eckardt
Dr. Armin Grau
Dr. Lena Gumnior
Britta Haßelmann
Linda Heitmann
Dr. Moritz Heuberger
Dr. Anton Hofreiter
Julian Joswig
Lamya Kaddor
Dr. Kirsten Kappert- 

Gonther
Michael Kellner
Misbah Khan
Chantal Kopf
Ricarda Lang
Sven Lehmann
Steffi Lemke
Rebecca Lenhard
Helge Limburg

Denise Loop
Dr. Andrea Lübcke
Max Lucks
Dr. Zoe Mayer
Swantje Henrike 

Michaelsen
Dr. Irene Mihalic
Boris Mijatović
Claudia Müller
Sascha Müller
Sara Nanni
Dr. Ophelia Nick
Dr. Konstantin von Notz
Omid Nouripour
Karoline Otte
Lisa Paus
Dr. Paula Piechotta
Filiz Polat
Dr. Anja Reinalter
Sylvia Rietenberg
Corinna Rüffer
Jamila Schäfer
Dr. Sebastian Schäfer
Ulle Schauws
Stefan Schmidt
Julia Schneider
Nyke Slawik
Dr. Till Steffen
Sandra Stein
Hanna Steinmüller
Kassem Taher Saleh
Awet Tesfaiesus
Katrin Uhlig
Dr. Julia Verlinden
Mayra Vriesema
Niklas Wagener
Robin Wagener
Johannes Wagner
Tina Winklmann

Die Linke
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Gökay Akbulut
Jan van Aken
Dr. Michael Arndt
Dr. Dietmar Bartsch
Marcel Bauer
Desiree Becker
Violetta Bock
Jorrit Bosch
Janina Böttger
Anne-Mieke Bremer
Maik Brückner

Clara Bünger
Jörg Cezanne
Agnes Conrad
Mirze Edis
Mandy Eißing
Dr. Fabian Fahl
Katrin Fey
Kathrin Gebel
Katalin Gennburg
Vinzenz Glaser
Nicole Gohlke
Christian Görke
Ates Gürpinar
Dr. Gregor Gysi
Luke Hoß
Cem Ince
Maren Kaminski
Cansin Köktürk
Ina Latendorf
Caren Lay
Sonja Lemke
Tamara Mazzi
Stella Merendino
Sahra Mirow
Charlotte Antonia 

Neuhäuser
Cansu Özdemir
Luigi Pantisano
Sören Pellmann
Bodo Ramelow
Heidi Reichinnek
Lea Reisner
Zada Salihović
David Schliesing
Evelyn Schötz
Lisa Schubert
Ines Schwerdtner
Julia-Christina Stange
Ulrich Thoden
Aaron Valent
Isabelle Vandre
Donata Vogtschmidt
Sarah Vollath
Sascha Wagner
Janine Wissler

Nein
CDU/CSU
Knut Abraham
Anna Aeikens
Stephan Albani
Norbert Maria Altenkamp
Dr. Reza Asghari

Tijen Ataoğlu
Artur Auernhammer
Peter Aumer
Dr. Cornell-Anette 

Babendererde
Dorothee Bär
Thomas Bareiß
Günter Baumgartner
Sascha van Beek
Melanie Bernstein
Peter Beyer
Marc Biadacz
Steffen Bilger
Florian Bilic
Leif Erik Bodin
Simone Borchardt
Caroline Bosbach
Frederik Bouffier
Michael Brand (Fulda)
Dr. Reinhard Brandl
Silvia Breher
Michael Breilmann
Ralph Brinkhaus
Lutz Brinkmann
Dr. Carsten Brodesser
Dr. Marlon Bröhr
Benedikt Büdenbender
Dr. Yannick Bury
Sandra Carstensen
Gitta Connemann
Wolfgang Dahler
Ellen Demuth
Alexander Dobrindt
Michael Donth
Dr. Florian Dorn
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Hansjörg Durz
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Lars Ehm
Alexander Engelhard
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Thomas Erndl
Bastian Ernst
Hermann Färber
Uwe Feiler
Christoph Frauenpreiß
Thorsten Frei
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Dr. Thomas Gebhart
Stefan Glaser
Fabian Gramling
Adrian Grasse
David Gregosz
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Georg Günther
Fritz Güntzler
Olav Gutting
Christian Haase
Florian Hahn
Heiko Hain
Jürgen Hardt
Matthias Hauer
Mechthild Heil
Mark Helfrich
Marc Henrichmann
Diana Herbstreuth
Susanne Hierl
Dr. Matthias Hiller
Christian Hirte
Alexander Hoffmann
Dr. Hendrik Hoppenstedt
Franziska Hoppermann
Michael Hose
Anne Janssen
Thomas Jarzombek
Alexander Jordan
Nicklas Kappe
Anja Karliczek
Roderich Kiesewetter
Michael Kießling
Dr. Georg Kippels
Dr. Ottilie Klein
Julia Klöckner
Axel Knoerig
Daniel Kölbl
Hans Koller
Anne König
Markus Koob
Dr. Stefan Korbach
Carsten Körber
Dr. Konrad Körner
Gunther Krichbaum
Lukas Krieger
Dr. Günter Krings
Tilman Kuban
Ulrich Lange
Armin Laschet
Dr. Silke Launert
Jens Lehmann
Dr. Andreas Lenz
Andrea Lindholz
Dr. Carsten Linnemann
Patricia Lips
Dr. Jan-Marco Luczak
Daniela Ludwig
Dr. Saskia Ludwig
Klaus Mack
Andreas Mattfeldt
Stephan Mayer (Altötting)
Volker Mayer-Lay
Dr. Michael Meister
Jan Metzler
Dr. Mathias Middelberg
Christian Moser
Axel Müller
Florian Müller
Sepp Müller

Carsten Müller 
(Braunschweig)

Dr. Stefan Nacke
Christoph Naser
Wilfried Oellers
Florian Oest
Harald Orthey
Florian Oßner
Josef Oster
Dr. Thomas Pauls
Dr. Stephan Pilsinger
Dr. Christoph Ploß
Dr. Martin Plum
Jan-Wilhelm Pohlmann
Oliver Pöpsel
Dr. David Preisendanz
Thomas Rachel
Kerstin Radomski
Alexander Radwan
Pascal Reddig
Henning Rehbaum
Dr. Markus Reichel
Lars Rohwer
Johannes Rothenberger
Dr. Norbert Röttgen
Stefan Rouenhoff
Thomas Röwekamp
Albert Rupprecht
Catarina dos Santos-Wintz
Carl-Philipp Sassenrath
Dr. Christiane Schenderlein
Henri Schmidt
Sebastian Schmidt
Patrick Schnieder
Felix Schreiner
Marvin Schulz
Detlef Seif
Nora Seitz
Thomas Silberhorn
Björn Simon
Tino Sorge
Katrin Staffler
Dr. Wolfgang Stefinger
Albert Stegemann
Sebastian Steineke
Johannes Steiniger
Christian Freiherr von 

Stetten
Dieter Stier
Stephan Stracke
Dr. Katja Strauss-Köster
Dr. Hendrik Streeck
Christina Stumpp
Vivian Tauschwitz
Dr. Hans Theiss
Alexander Throm
Astrid Timmermann- 

Fechter
Kerstin Vieregge
Dr. Oliver Vogt
Johannes Volkmann
Christoph de Vries
Siegfried Walch
Dr. Anja Weisgerber

Dr. Maria-Lena Weiss
Kai Whittaker
Johannes Wiegelmann
Dr. Klaus Wiener
Klaus-Peter Willsch
Johannes Winkel
Elisabeth Winkelmeier- 

Becker
Tobias Winkler
Mechthilde Wittmann
Emmi Zeulner
Paul Ziemiak
Nicolas Zippelius
Vanessa Zobel

AfD
Alexander Arpaschi
Carolin Bachmann
Adam Balten
Dr. Christina Baum
Dr. Bernd Baumann
Carsten Becker
Marc Bernhard
Birgit Bessin
Dr. Christoph Birghan
Andreas Bleck
Joachim Bloch
Dr. Michael Blos
René Bochmann
Peter Boehringer
Peter Bohnhof
Gereon Bollmann
Torben Braga
Dirk Brandes
Stephan Brandner
Erhard Brucker
Marcus Bühl
Tino Chrupalla
Dr. Gottfried Curio
Christopher Drößler
Tobias Ebenberger
Dr. Michael Espendiller
Peter Felser
Jan Feser
Thomas Fetsch
Hauke Finger
Markus Frohnmaier
Dr. Götz Frömming
Rainer Galla
Boris Gamanov
Alexis L. Giersch
Hannes Gnauck
Christoph Grimm
Rainer Groß
Dr. Ingo Hahn
Lars Haise
Mirco Hanker
Jochen Haug
Udo Theodor Hemmelgarn
Stefan Henze
Martin Hess
Nicole Hess
Olaf Hilmer

Karsten Hilse
Nicole Höchst
Leif-Erik Holm
Gerrit Huy
Fabian Jacobi
Steffen Janich
Robin Jünger
Dr. Malte Kaufmann
Dr. Michael Kaufmann
Martina Kempf
Stefan Keuter
Rocco Kever
Kurt Kleinschmidt
Maximilian Kneller
Heinrich Koch
Jürgen Koegel
Achim Köhler
Enrico Komning
Thomas Korell
Steffen Kotré
Dr. Rainer Kraft
Dr. Maximilian Krah
Manuel Krauthausen
Thomas Ladzinski
Pierre Lamely
Sascha Lensing
Rüdiger Lucassen
Sebastian Maack
Johann Martel
Markus Matzerath
Andreas Mayer
Danny Meiners
Knuth Meyer-Soltau
Reinhard Mixl
Stefan Möller
Matthias Moosdorf
Sebastian Münzenmaier
Iris Nieland
Jan Ralf Nolte
Andreas Paul
Denis Pauli
Tobias Matthias Peterka
Stephan Protschka
Kerstin Przygodda
Marcel Queckemeyer
Arne Raue
Christian Reck
Lukas Rehm
Martin Reichardt
Martin Erwin Renner
Matthias Rentzsch
Dr. Rainer Rothfuß
Ruben Rupp
Bernd Schattner
Volker Scheurell
Ulrike Schielke-Ziesing
Lars Schieske
Carina Schießl
Manfred Schiller
Julian Schmidt
Dr. Paul Schmidt
Uwe Schulz
Dario Seifert
Martin Sichert

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 96. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 24. September 2026                            11860 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



René Springer
Thomas Stephan
Beatrix von Storch
Otto Strauß
Tobias Teich
Robert Teske
Bastian Treuheit
Martina Uhr
Dr. Alice Weidel
Mathias Weiser
Claudia Weiss
Sven Wendorf
Wolfgang Wiehle
Dr. Christian Wirth
Dr. Alexander Wolf
Christian Zaum
Dr. Daniel Zerbin
Kay-Uwe Ziegler
Diana Zimmer
Jörg Zirwes

SPD
Sanae Abdi
Daniel Baldy
Sören Bartol
Jens Behrens
Daniel Bettermann
Jakob Blankenburg
Hendrik Bollmann
Isabel Cademartori
Dr. Lars Castellucci
Jürgen Coße
Hakan Demir
Jan Dieren
Esther Dilcher

Sabine Dittmar
Felix Döring
Falko Droßmann
Sonja Eichwede
Dr. Wiebke Esdar
Saskia Esken
Nancy Faeser
Dr. Johannes Fechner
Sebastian Fiedler
Martin Gerster
Angelika Glöckner
Kerstin Griese
Bettina Hagedorn
Metin Hakverdi
Sebastian Hartmann
Hubertus Heil (Peine)
Frauke Heiligenstadt
Gabriela Heinrich
Nadine Heselhaus
Heike Heubach
Jasmina Hostert
Verena Hubertz
Oliver Kaczmarek
Elisabeth Kaiser
Macit Karaahmetoğlu
Dr. Franziska Kersten
Helmut Kleebank
Annika Klose
Tim Klüssendorf
Dr. Bärbel Kofler
Dunja Kreiser
Martin Kröber
Esra Limbacher
Helge Lindh
Bettina Lugk

Dr. Tanja Machalet
Isabel Mackensen-Geis
David Mandrella
Holger Mann
Parsa Marvi
Katja Mast
Kathrin Michel
Dr. Matthias Miersch
Matthias David Mieves
Claudia Moll
Siemtje Möller
Dr. Rolf Mützenich
Rasha Nasr
Josephine Ortleb
Mahmut Özdemir 

(Duisburg)
Dr. Christos Pantazis
Natalie Pawlik
Jens Peick
Boris Pistorius
Sabine Poschmann
Martin Rabanus
Truels Reichardt
Daniel Rinkert
Dennis Rohde
Sebastian Roloff
Dr. Philipp Rottwilm
Dr. Thorsten Rudolph
Daniela Rump
Bernd Rützel
Johann Saathoff
Johannes Schätzl
Dr. Nina Scheer
Christoph Schmid
Dr. Nils Schmid

Uwe Schmidt
Dagmar Schmidt (Wetzlar)
Olaf Scholz
Johannes Schraps
Michael Schrodi
Frank Schwabe
Stefan Schwartze
Andreas Schwarz
Rita Schwarzelühr-Sutter
Dr. Lina Seitzl
Svenja Stadler
Dr. Ralf Stegner
Ruppert Stüwe
Michael Thews
Markus Töns
Anja Troff-Schaffarzyk
Derya Türk-Nachbaur
Ingo Vogel
Marja-Liisa Völlers
Dirk Vöpel
Dr. Carolin Wagner
Maja Wallstein
Daniel Walter
Carmen Wegge
Dirk Wiese
Serdar Yüksel
Stefan Zierke
Armand Zorn
Katrin Zschau

Enthalten
Fraktionslos
Stefan Seidler

Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes/Geburt eines Kindes für ihre Abwesenheit 
entschuldigt haben oder an einer Parlamentarischen Versammlung teilnehmen, sind in der Liste der 

entschuldigten Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.

Wir kommen zurück zur Aktuellen Stunde und setzen 
die Aussprache fort. Das Wort hat Ayse Asar für die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ayse Asar (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Frau Ministerin! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Am 5. September, kurz 
nach 10 Uhr abends, stand in Andøya in Norwegen eine 
Rakete auf der Startrampe, gebaut in Ottobrunn bei Mün-
chen von einem Unternehmen, das es vor zehn Jahren 
noch gar nicht gab. Und diese Rakete hat es geschafft: 
der erste erfolgreiche Weg ins All aus Westeuropa.

Ich sage das ganz bewusst am Anfang meiner Rede 
gerade mit Blick auf die Kolleginnen und Kollegen hier 
ganz rechts außen, weil immer wieder davon gesprochen 
wird, dass Deutschland dem Untergang geweiht sei. 
Deutschland steckt voller Potenzial. Deutschland kann 
Innovation.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Dabei ist genau diese Rakete vor anderthalb Jahren 
nach 30 Sekunden ins Meer gestürzt. Und was haben 
die Leute bei Isar Aerospace gemacht? Sie haben nicht 
aufgegeben. Sie haben analysiert, verbessert und sind 
wiedergekommen. Nicht der Absturz entscheidet, son-
dern der zweite Start.

(Dr. Christoph Birghan [AfD]: Was haben Sie 
dazu beigetragen?)

Diesem Team gehört unser Respekt. Sie haben europäi-
sche Raumfahrtgeschichte geschrieben!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Wir Grüne sagen deshalb ganz klar: Europa braucht 
einen eigenen, verlässlichen Zugang zum All, nicht aus 
Prestige, sondern aus Verantwortung. Wir haben gelernt, 
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was Abhängigkeit heißt: beim Gas, bei Chips und im 
Weltraum. Wer seine Kommunikation, seine Navigation 
und seine Klimadaten nicht selbst sichern kann, ist nicht 
souverän.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Die Bundesregierung darf jetzt nicht beim gegenseiti-
gen Schulterklopfen verharren. Es liegt in unserem stra-
tegischen Interesse, dass Unternehmer wie Isar Aero-
space ihre Mission erfüllen können. Dafür muss die 
Politik die Rahmenbedingungen schaffen. Drei Punkte 
sind dabei entscheidend.

Erstens: Wettbewerb. Wenn wir ein echtes Ökosystem 
wollen, dann müssen wir es in der Spitze und in der Breite 
fördern. Wir brauchen starke, große Unternehmen ge-
nauso wie innovative Start-ups und einen starken Mittel-
stand.

(Adam Balten [AfD]: Und billige Energie!)
Bei öffentlichen Aufträgen muss es darum gehen, Wett-
bewerb und Innovation zu ermöglichen und europäische 
Wertschöpfung zu stärken.

Zweitens: die klugen Köpfe. Die Ministerin hat es 
gerade erwähnt,

(Adam Balten [AfD]: Haben Sie gut hin-
gekriegt mit PISA!)

wo die Geschichte dieser Rakete angefangen hat: nicht in 
einem Konzern, nicht in einem Ministerium, sondern in 
einer Studierendengruppe an der TU München, mit drei 
Studenten, die neben dem Studium Raketentriebwerke 
gebaut haben – so gut, dass die Industrie anrief und sie 
kaufen wollte. Die Raketen von morgen beginnen im 
Hörsaal von heute.

Und was macht die Bundesregierung? Für einen Tank-
rabatt sind Milliarden da,

(Florian Müller [CDU/CSU]: Das war so gut 
bis gerade!)

aber bei der Wohnpauschale für Studierende heißt es: 
Leider kein Geld, zumindest nicht jetzt im Wintersemes-
ter!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, da stimmt doch etwas 
mit der Reihenfolge nicht!

(Dr. Christoph Birghan [AfD]: Da stimmt bei 
Ihrer Kausalität etwas nicht!)

Wer soll denn die Raketen von morgen bauen, wenn wir 
heute bei den klugen Köpfen sparen?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Anja Reinalter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Gute Frage!)

Drittens: klare Regeln. Deutschland hat bis heute kein 
Weltraumgesetz. Zur Ehrlichkeit gehört: Auch wir sind in 
der Ampel nicht über Eckpunkte hinausgekommen. Aber 
diese Eckpunkte liegen seit zwei Jahren auf dem Tisch. 
Sie müssten sie jetzt nur aufgreifen.

(Zuruf des Abg. Florian Müller [CDU/CSU])

Stattdessen wird wieder von vorne angefangen. Ein Start- 
up kann in 18 Monaten eine Rakete bauen, und ein Mi-
nisterium sollte doch in der gleichen Zeit auch in der 
Lage sein, ein Gesetz zu schreiben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Anja Reinalter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Eigentlich schon!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Europa hat schon 
einmal gezeigt, was möglich ist, wenn wir unsere Stärken 
bündeln. Als alle Verkehrsflugzeuge aus Amerika kamen, 
haben wir Airbus gegründet. Als man uns Satellitenstarts 
nur unter Auflagen erlaubt hat, haben wir die Ariane 
gebaut. Europa war immer dann stark, wenn es sich nicht 
mit Abhängigkeiten abgefunden hat.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Diese Chance haben wir wieder. Denken Sie an die Ra-
kete vom 5. September: gebaut in Bayern, gestartet in 
Norwegen, unterstützt von der Europäischen Weltraum-
agentur! Das ist Europa, nicht als Idee auf dem Papier, 
sondern als Flugbahn in den Himmel.

Was wir jetzt brauchen, ist eine Politik, die genauso 
mutig ist wie die Menschen, die diese Raketen bauen. 
Die Raumfahrt von morgen wird nicht nur in Washington 
oder Peking entschieden, sie muss und wird auch in Eu-
ropa entschieden werden. Auf unserer europäischen 
Flagge leuchten zwölf Sterne. Jahrzehntelang waren sie 
ein Symbol für Frieden, für Zusammenhalt, für ein ge-
meinsames Versprechen. Wir tragen die Sterne auf unse-
rer Flagge. Jetzt ist es Zeit, dass wir selbst zu ihnen 
fliegen.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Für die nächste Rede erteile ich das 

Wort Desiree Becker für die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der Linken)

Desiree Becker (Die Linke):
Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr 

Präsident! Der Kanzler hört jetzt wohl offenbar doch auf 
seine PR-Beraterin. Nach all den schlechten Nachrichten 
dachte man sich wohl im Kanzleramt: Packen wir auf 
unsere Tagesordnung bei der Aktuellen Stunde wenigs-
tens eine gute Nachricht.

(Florian Müller [CDU/CSU]: Das entscheidet 
das Parlament und kein Kanzler!)

Schließlich müssen wir auch mal über die Dinge reden, 
die in diesem Land funktionieren. – Und siehe da: Es geht 
aufwärts. Die CDU fliegt aus dem Landtag in Mecklen-
burg-Vorpommern. Auf einmal steigen die Wirtschafts-
prognosen. Die Linke wird stärkste Kraft in Berlin.

(Florian Müller [CDU/CSU]: … und unter-
stützt Antisemiten!)

Und eine deutsche Trägerrakete fliegt erfolgreich ins All.
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Ich will es ja nicht verhehlen: Für alle Weltraumenthu-
siastinnen und -enthusiasten ist dieser Start ein wirklicher 
Erfolg. Aber leider ist diese Rakete eben nicht in den 
Himmel gestiegen, um fremde, neue Welten zu erfor-
schen, neues Leben und neue Zivilisationen zu suchen 
und mutig dorthin zu gehen, wo noch kein Mensch zuvor 
gewesen ist. Nein, hinter der schönen Geschichte vom 
deutschen Aufbruch ins All steht eine andere Realität: 
die Militarisierung des Weltraums.

(Lachen bei der CDU/CSU – Stephan Albani 
[CDU/CSU]: Quatsch!)

Die Bundesregierung betrachtet die Raumfahrt zuneh-
mend durch die sicherheits- und verteidigungspolitische 
Linse. Und damit öffnet sich für die Raumfahrtindustrie 
zugleich das Füllhorn des Verteidigungshaushaltes. Wie 
weit sich diese Logik inzwischen ausgebreitet hat, hat 
Ministerin Bär erst vergangene Woche im Ausschuss ein-
drücklich gemacht. Sinngemäß sagte sie: Wenn wir nicht 
in Raumfahrt investieren, stellt sich irgendwann nicht 
mehr die Frage, ob der Kühlschrank voll oder leer ist, 
sondern ob der Kühlschrank zerbombt ist.

(Florian Müller [CDU/CSU]: Das waren kluge 
Worte!)

Also, liebe Bürger/-innen, ärgert euch nicht über leere 
Kühlschränke am Ende des Monats! Haltet durch für 
den Sieg!

(Florian Müller [CDU/CSU]: Da klatschen 
nicht mal die eigenen Leute bei so einem dum-
men Spruch!)

Natürlich brauchen wir Satelliten, einen verlässlichen 
Zugang zum Weltraum und technologische Unabhängig-
keit in Europa. Aber aus der Tatsache, dass Raumfahrt für 
unsere Gesellschaft unverzichtbar ist, folgt doch nicht, 
dass jeder Bereich der militärischen Logik unterworfen 
wird. Im Gegenteil: Gerade weil wir immer abhängiger 
von Infrastruktur im Weltraum werden, müssen wir doch 
verhindern, dass der Weltraum zum nächsten Schauplatz 
eines globalen Wettrüstens und somit zum Einfallstor in 
eine unkontrollierbare Eskalationsspirale wird.

(Beifall bei der Linken)
Für Verteidigungsminister Pistorius ist die Marschrich-

tung für New Space dagegen klar: Satellitenträgersys-
teme und Startplätze, von denen man alles hochschießen 
kann, auch offensive Waffensysteme. Aber das steht dann 
eben nur im Kleingedruckten. Schon im vergangenen 
Jahr machte der Verteidigungsminister vor der Rüstungs-
industrie klar: Bis 2030 sollen rund 35 Milliarden Euro in 
diesen Bereich fließen.

(Florian Müller [CDU/CSU]: Das war eine 
kluge Ankündigung!)

Statt sich hier für eine eigene Wissenschafts- und Stand-
ortpolitik zu feiern, sollte man so ehrlich sein: Den Un-
terschied machen in der Raumfahrt künftig vor allem die 
Milliarden aus dem Verteidigungsetat und nicht eine 
durchdachte Forschungs- und Industriestrategie.

Ausnahmeregelungen, Investitionserleichterungen und 
Rüstungsgelder haben den Sektor so hochgepimpt, dass 
New Space kaum noch laufen kann.

(Zuruf des Abg. Stephan Albani [CDU/CSU])
Deshalb wäre ich an der Stelle der Bundesregierung auch 
etwas vorsichtiger damit, sich für diesen Start allzu aus-
giebig selbst auf die Schulter zu klopfen; denn wer mor-
gen technologische Spitzenleistungen feiern will, muss 
heute in Bildung und Wissenschaft investieren.

Unsere Schulen und Hochschulen gehören offenbar 
nicht zum vielbeschworenen Resilienzportfolio dieser 
Bundesregierung; da können das Unidach auch mal auf 
dem Kopf landen wie in meinem Nachbarwahlkreis Mar-
burg, das Schulsystem unterfinanziert und die IT-Infra-
struktur in unseren Bildungseinrichtungen aus einem an-
deren Jahrzehnt sein. Wer sich heute mit dem Erfolg eines 
deutschen Raumfahrtunternehmens schmückt, muss des-
halb auch beantworten, wo die Ingenieure und Ingenieu-
rinnen, Techniker/-innen und Wissenschaftler/-innen von 
morgen eigentlich herkommen sollen.

(Zuruf von der AfD: Nicht aus Afghanistan!)
Wenn wir schon über Raketen, Forschung und Bildung 

sprechen, dann sage ich den jungen Menschen da drau-
ßen: Hofft nicht darauf, dass diese Regierung irgend-
etwas für euch tun wird! Mischt euch ein, wehrt euch, 
und geht morgen zum Schulstreik gegen die Wehrpflicht! 
Ich danke euch.

(Beifall bei der Linken – Stephan Albani 
[CDU/CSU]: Thema verfehlt, setzen, sechs!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Florian Müller 

für die CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Florian Müller (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 

glaube, wenn hier Rüstung und Militarisierung gegen 
Raumfahrtpolitik ausgespielt werden, müssen wir noch 
was geraderücken.

(Desiree Becker [Die Linke]: Das spielt zu-
sammen!)

Sie reden von Rüstung und Militarisierung. Das haben 
andere ja längst getan. Im November 2021 – man muss 
sich das noch mal vergegenwärtigen – hat Russland mit 
einer Rakete einen eigenen Satelliten zerstört: 
1 500 Trümmerteile; die Besatzung der ISS musste in 
die Rettungskapseln, unter anderem der deutsche Astro-
naut Matthias Maurer. Montag, 24. Februar 2022: Angriff 
Russlands auf die Ukraine. Ein Cyberangriff legt das 
Satellitennetz KA-SAT lahm. 5 800 Windräder stehen in 
Deutschland still, weil dieser Satellit ausgefallen ist.

Sie beklagen hier das Wettrüsten. Aber wer jeden 
Schutz für unsere Infrastruktur im All verweigert, der 
lässt auch unsere eigenen Satelliten wehrlos. Dazu muss 
man sagen: Man muss natürlich auch einen zerstörten 
Satelliten schnell ersetzen können. Dafür braucht man 
eine eigene Rakete.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Ihre Raumfahrtverweigerung ist ein Sicherheitsrisiko für 
Deutschland.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es lohnt sich eine 
vernünftige Betrachtung. Schauen wir ein Stück zurück 
in die Geschichte. Vor gut 50 Jahren, 1974 und 1975, sind 
zwei deutsch-französische Nachrichtensatelliten gestar-
tet. Wir hatten damals keine eigene Rakete. Also brauch-
ten wir die Amerikaner. Die Amerikaner haben uns da-
mals vorgeschrieben: Ihr dürft diese Satelliten gern bei 
uns mitfliegen lassen, aber ihr dürft damit kein Geld ver-
dienen; denn wir wollen künftig weiterhin das Monopol 
auf den Satellitenfunk haben.

Am 5. September dieses Jahres ist eine Rakete aus 
Deutschland gestartet und hat fünf kleine Satelliten er-
folgreich in die Umlaufbahn gebracht. Vor 50 Jahren galt: 
Ihr dürft mitfliegen. – Jetzt können wir selbst Geld ver-
dienen. Wir fliegen selbst. Wir werden unabhängiger, wir 
werden leistungsstärker, und wir werden selbst Geld ver-
dienen. Herzlichen Glückwunsch Isar Aerospace! Herz-
lichen Glückwunsch Deutschland!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Ich will das richtig einordnen. SpaceX hat seinen ers-
ten Orbitalflug vor 18 Jahren gemacht. Seitdem sind 
700 Falcons gestartet. Wir stehen immer noch am An-
fang; so ehrlich muss man sein. Wer heute einen Satelli-
tenstart bucht, wartet vermutlich mehrere Jahre, bis er 
starten kann. Wer schaut, wer in Isar Aerospace inves-
tiert, stellt fest: Es sind Amerikaner, weil die Deutschen 
und die Europäer noch nicht die richtigen Fonds haben.

Zugegeben, ein deutsches Weltraumgesetz liegt nicht 
vor. Aber es wird daran gearbeitet. Es liegt in der Ressort-
koordinierung, wie die Ministerin gesagt hat. So weit war 
noch keine Bundesregierung. Diese Koalition wird es 
beschließen.

Schauen wir uns doch mal an, wie die Rakete ent-
wickelt wurde: gegründet von Studenten der TU Mün-
chen, durch das DLR-Programm STERN sowie das 
Gründerzentrum der ESA gefördert, Mikrolauncher- 
Wettbewerb der Deutschen Raumfahrtagentur, jetzt 200- 
Millionen-Euro-Vertrag der ESA. Aus einer Studenten-
organisation ist mit zielgerichteter staatlicher Unterstüt-
zung ein Unternehmen geworden, das bereits im zweiten 
Flug das geschafft hat, wofür SpaceX vier Flüge ge-
braucht hat. Das ist ein Erfolg made in Germany.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Ja, wir haben zielgerichtet geholfen, indem der Staat 
von vornherein Kunde war, indem er Plätze gekauft und 
damit für Verlässlichkeit für Investoren gesorgt hat. Die-
sen Weg müssen wir weitergehen. Bundeswehr und Be-
hörden brauchen Startkapazitäten, auf die sie sich im 
Ernstfall verlassen können.

Zur Verlässlichkeit gehört auch: Wer eine Rakete star-
tet, muss wissen, wofür er haftet und wie er sich ver-
sichert. Deshalb ist das Weltraumgesetz so essenziell. 

Und es muss natürlich so formuliert sein, dass es auch 
ein Raumfahrt-Start-up erfüllen kann, das keine eigene 
Rechtsabteilung hat.

Liebe Kollegen, die erste Rakete von Isar Aerospace ist 
im März 2025 gestartet. Sie ist nach 30 Sekunden ins 
Meer gestürzt. Man hätte natürlich sagen können: Das 
war’s. Hört auf mit dem Unsinn! – Aber Isar Aerospace 
hat weitergebaut. Und 17 Monate später war die Rakete 
erfolgreich im Orbit. Genau diesen Mut von Gründern 
wollen wir mit dem Innovationsfreiheitsgesetz weiter 
stärken: mit höherer Geschwindigkeit, Schutz vor zu 
viel Bürokratie und erleichterten Ausgründungsverhand-
lungen. Wer in Deutschland scheitert und wieder aufsteht, 
verdient den Rückenwind des Staates. Und daran arbeitet 
diese Koalition.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ich habe von 1974 erzählt. Damals galt: Wer mitfliegen 
will, muss bezahlen, und unsere amerikanischen Regeln 
gelten. – Jetzt haben wir eine eigene Rakete. Weitere 
Unternehmen arbeiten an weiteren Raketen. Isar Aero-
space hat fünf Raketen in der Produktion. Wir fliegen 
selbst.

Man kann es natürlich so machen wie Die Linke und 
Raumfahrt verteufeln, Fortschritt verweigern. Oder man 
begreift die riesige Chance, die in diesem industrie- und 
forschungspolitischen Meilenstein liegt: ein Mehr an Si-
cherheit, ein Mehr an Jobs, ein Mehr an Wohlstand.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank.

Florian Müller (CDU/CSU):
Wir als Koalition entscheiden uns für mehr Sicherheit, 

für mehr Jobs und für mehr Wohlstand.
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Die nächste Rede hält Nicole Höchst für die AfD-Frak-

tion.
(Beifall bei der AfD)

Nicole Höchst (AfD):
Herr Präsident! Frau Ministerin! Meine Damen und 

Herren! Zuerst an die Adresse von Isar Aerospace: Res-
pekt und herzlichen Glückwunsch zu diesem wichtigen 
und sicherheitsrelevanten Erfolg!

Über 400 Menschen haben daran gearbeitet: acht Jahre 
lang von der Ausgründung 2018 bis zum erfolgreichen 
Orbitflug, Privatkapital in Höhe von Hunderten Millio-
nen Euro und öffentliche Mittel aus der „Boost!“-För-
derung, zuletzt die ESA-Zusage über rund 200 Millionen 
Euro.

Orbit erreicht, Nutzlast ausgesetzt: Das ist die Leistung 
des Unternehmens aus München, nicht die dieser Koali-
tion, meine Damen und Herren. Ja, Deutschland kann. 
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Aber was Sie hier veranstalten, Frau Ministerin, ist etwas 
ganz anderes. Sie machen aus einem gelungenen Start 
eine glitzernde Selbstbeweihräucherungsorgie, als wäre 
Deutschland gerettet und die Zukunft rosig, weil Sie 
eine aktuelle Feierstunde ansetzen und Applaus bestellen.

Gestern im öffentlichen Teil der Ausschusssitzung ha-
ben Sie die Lage der Nation sinngemäß so formuliert: 
Wenn die katastrophale Haushaltslage in absehbarer 
Zeit Ihr Ressort gegen Rente und Sozialleistungen stellen 
wird, wird die Frage nicht sein, ob der Kühlschrank voll 
ist, sondern, ob der Kühlschrank zerbombt sein wird.

(Florian Müller [CDU/CSU]: Nein, so hat sie 
es nicht gesagt!)

– Das kann jeder nachvollziehen. Die Rede ist öffentlich, 
sie ist im Parlamentsfernsehen.

(Florian Müller [CDU/CSU]: Das wäre dann 
ein entlarvendes Momentum für Sie!)

Das kann und sollte lieber jeder nachvollziehen.
Landesverteidigung ist überlebenswichtig, absolut.

(Dorothee Bär, Bundesministerin: Ach so!)
Gleichzeitig stellt die deutsche Wirtschaft auf Kriegs-
wirtschaft um. Die gilt als der Markt der Zukunft.

(Florian Müller [CDU/CSU]: Ich glaube, Sie 
wissen nicht, was Kriegswirtschaft ist!)

Bis 2029 soll es so weit sein. Der Markt hat sich jetzt 
schon verschoben. 60 Prozent der Nachfrage kann der 
Verteidigung zugerechnet werden.

Ihr Bundeskanzler hat beim Tag des Familienunterneh-
mens gesagt:

„Eine wohlhabende Gesellschaft zu verändern, ist 
viel schwieriger, als ein Land nach Krieg und Zer-
störung wieder aufzubauen.“

Warum nur scheint Krieg Ihre ultimative Zukunftsper-
spektive zu sein?

(Beifall bei der AfD – Desiree Becker [Die 
Linke]: Und das von der AfD!)

Also, ganz ehrlich: Das beunruhigt mich. Als Mutter von 
vier Kindern – zwei Jungs und zwei Mädchen – beunru-
higt mich das. Sie setzen allein auf Abschreckung gegen 
ein von Ihnen immer wieder gemaltes Schreckgespenst 
aus Russland. Gleichzeitig beteiligt sich die Bundesregie-
rung aktiv an der Eskalationsspirale und hat den langen 
blutigen Krieg mitfinanziert und bewaffnet. Dabei setzen 
Sie blind auf Präsident Selenskyj als einzige ukrainische 
Stimme, die Sie hören wollen.

(Florian Müller [CDU/CSU]: Was macht denn 
der Putin: Frieden? Haben Sie da Informatio-
nen oder Kanäle?)

– Sie wollen ja auch jetzt nicht zuhören. – Selenskyj ist 
die einzige ukrainische Stimme, die Sie hören wollen und 
die wir hören dürfen.

(Zuruf des Abg. Johannes Volkmann [CDU/ 
CSU])

Und ja, meine Damen und Herren, das ist politisch ein-
seitig und damit unklug; zudem ist es gefährlich.

(Beifall bei der AfD)
Hören Sie auf Ihr Volk, dessen ausführendes Organ Sie 

sind!
(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Sie 

auch!)
Zwei Drittel wollen Diplomatie statt ausschließlich Ab-
schreckung. 2029 wird ein Superwahljahr – wissen wir 
alle –:

(Florian Müller [CDU/CSU]: Ich glaube, der 
russische Botschafter wird mit Ihrer Rede zu-
frieden sein! – Dr. Hendrik Hoppenstedt 
[CDU/CSU]: Was hat das mit dem Raketen-
start zu tun?)

EU-Parlament, Bundestag, viele Landesparlamente. Was 
wäre, wenn? Wenn die Regierungen in EU und Bund von 
Präsident Selenskyj gelernt hätten,

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Was 
hat denn das mit dem Raketenstart zu tun 
jetzt? – Zurufe der Abg. Florian Müller 
[CDU/CSU] und Ayse Asar [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

dass ein Land im Krieg keine Wahlen durchführen kann, 
auch wenn ukrainische Skiresorts aus allen Nähten plat-
zen? Das kann man sich gar nicht ausdenken, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Zuruf des 
Abg. Florian Müller [CDU/CSU])

Vizepräsident Omid Nouripour:
Frau Höchst, kommen Sie noch zum aufgerufenen 

Thema, bitte.

Nicole Höchst (AfD):
Ja, natürlich. Selbstverständlich. Das gehört zum The-

ma.
(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Und noch etwas. Was ist denn mit den Köpfen für die 
deutsche hochtechnologische Landesverteidigung? Die 
Zahl der Studienanfänger in den Ingenieurwissenschaften 
und in der Informatik ist dramatisch gesunken, die Zahl 
der Absolventen noch stärker. Heißt: Das deutsche Wis-
sen ist auf dem Weg in die Rente, und dahinter werden die 
Kohorten dünner und versiegen schließlich ganz.

Und jetzt die politische Wahrheit, die Sie nicht hören 
wollen: Sie importieren Fachkräfte als Ersatz für ein ka-
puttes System

(Johannes Volkmann [CDU/CSU]: Zum The-
ma! – Desiree Becker [Die Linke]: Zum The-
ma!)

und nennen das Standortpolitik, Stichwort „1 000 Köpfe“. 
Dabei lauten die Fragen, von denen unsere Zukunft ab-
hängt: Können die nachfolgenden Generationen noch 
Deutsch? Können sie noch lesen, schreiben und rechnen?

(Stephan Albani [CDU/CSU]: Was hat denn 
das mit dem Weltraum zu tun? – Weitere Zu-
rufe von der CDU/CSU und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)
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Beherrschen sie die MINT-Fächer auf einem Niveau, das 
Ingenieure, Erfinder und Nobelpreisträger brauchen? 
Können sie für Deutschland Souveränität, Frieden, Si-
cherheit und Wohlstand sichern?

Sie schauen in den Orbit und feiern.

(Lachen des Abg. Florian Müller [CDU/CSU] – 
Zuruf der Abg. Ayse Asar [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Wir schauen auf den Nachwuchs, Ihre Eskalationspolitik 
und warnen. Mit Ihrer Regierung steht die Zukunft 
Deutschlands in den Sternen. Das allein ist keine Hoff-
nung; das ist eine Diagnose. Niemand in Deutschland 
kann sagen, er wurde nicht gewarnt.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD – Lachen des Abg. Florian 
Müller [CDU/CSU])

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die nächste Rednerin ist Dr. Carolin 

Wagner für die SPD.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Dr. Carolin Wagner (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Damen und Her-

ren!

„Gründlich durchgecheckt steht sie da

Und wartet auf den Start, alles klar

Experten streiten sich um ein paar Daten

Die Crew hat da noch ein paar Fragen

Doch der Countdown läuft“

Wir alle kennen diese Liedzeilen; denn „Major Tom“ 
begeistert uns seit den 80er-Jahren. Der Song ist eine 
Hymne, die bis heute begeistert, wahrscheinlich auch 
deswegen, weil Peter Schilling in diesen ersten Liedzei-
len diesen Moment vor dem Raketenstart so eindrucks-
voll beschreibt.

Die technische Herausforderung ist enorm. Raketen-
starts sind hochkomplex. Tausende Komponenten müs-
sen in der richtigen Sekunde zusammenspielen und funk-
tionieren. Ein fehlerhafter Sensor, eine verrutschte 
Dichtung oder ein Fischerboot in der Sicherheitszone, 
und der Countdown läuft eben nicht. Deshalb ist es ein 
wahnsinniger Erfolg, dass die Spectrum-Rakete von Isar 
Aerospace bereits beim zweiten tatsächlichen Startver-
such erfolgreich ins All flog. Dieser Start und das erfolg-
reiche Aussetzen der fünf Forschungssatelliten – das sei 
an dieser Stelle auch mal gesagt: unter anderem von der 
HU Berlin – im erdnahen Orbit ist insgesamt ein riesiger 
Erfolg, weil er zeigt: Deutschland kann Raumfahrt.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Deutschland kann in der Raumfahrttechnologie auf 
Weltniveau mithalten. Und warum ist das jetzt wichtig? 
Warum ist das für uns alle ein großer Erfolg? Das will ich 
an drei Dingen deutlich machen.

Erstens. Diese Raketen bringen Satelliten ins All, die 
uns wertvolle Informationen und Daten liefern. Telekom-
munikation, Bildgebung, Geodaten, das alles geht nur 
über Satelliten, und die sind notwendig, um Waldbrände 
zu beobachten, um zu beobachten, wie sich Wasserstände 
in Flüssen entwickeln und wo es zu Hochwasserkatastro-
phen kommen kann.

(Zuruf des Abg. Adam Balten [AfD])

Sie sind notwendig für unsere Navigation, für Videokon-
ferenzen; sie spielen also eine Rolle in unserem täglichen 
Leben.

Zweitens. Eigene Trägerraketen sind ein wichtiger 
Beitrag für Europas technologische Souveränität. Wir 
werden damit unabhängiger von Anbietern wie SpaceX; 
wir schaffen uns einen eigenen Zugang zum All. Und das 
ist wichtig; denn die USA haben kürzlich erstmals bestä-
tigt, dass sie Waffen im Weltall stationiert haben. Und mit 
Blick darauf, dass Putin den Weltraum als Kriegsschau-
platz betrachtet, ist es gut, finde ich, wenn wir einen un-
abhängigen, eigenen Zugang ins Weltall haben.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Nicole Höchst [AfD]: Hört! 
Hört!)

Dabei denken wir europäisch. Der erfolgreiche Rake-
tenstart konnte auch deshalb gelingen, weil wir in Europa 
Raumfahrt gemeinsam denken – mit dem Spaceport in 
Andøya in Norwegen und den weiteren Netzwerken, die 
wir durch gemeinsame europäische Forschungsverbünde 
nutzen Das verschafft uns die Möglichkeit, Raumfahrt 
effizient und arbeitsteilig zu betreiben, ganz nach dem 
Motto meiner Fraktion „Zusammen ist unsere Stärke“, 
und natürlich immer mit der Mission, den Weltraum 
friedlich zu nutzen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
der Abg. Dr. Andrea Lübcke [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Und drittens bringt uns diese neue Fähigkeit große 
wirtschaftliche Chancen. Der New-Space-Sektor wächst; 
er schafft Arbeitsplätze und zieht Investitionen an. Isar 
Aerospace ist ein gutes Beispiel, wie es gehen kann: ein 
privates, junges Technologieunternehmen mit eigener 
Entwicklung und Fertigung, finanziert durch privates 
Venture Capital, staatliche und institutionelle För-
derung. – Schon vor dem erfolgreichen Start waren die 
Auftragsbücher bei Isar Aerospace gut gefüllt. Das zeigt: 
Der Bedarf ist da, übrigens auch beim Bund als poten-
ziellem Kunden. Gerade in der Raumfahrt können öffent-
liche Aufträge dazu beitragen, dass aus einer technologi-
schen Idee ein marktfähiges Produkt wird.

Damit wir weiterhin die kommerzielle Raumfahrt be-
fördern können, gibt es auch bei uns hier im Parlament 
einiges zu tun – wir haben es heute schon gehört –: Wir 
brauchen ein nationales Raumfahrtgesetz. Das ist dann 
weniger spektakulär als ein Raketenstart, aber dringend 
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nötig; denn Haftungs-, Eigentums- und Genehmigungs-
fragen müssen klar geregelt sein. Wir müssen Risiken für 
Unternehmen kalkulierbar machen und Investitionen er-
leichtern.

Ein anderes Handlungsfeld liegt in der Regelung für 
Patentanmeldungen in Deutschland. Wir sind da Welt-
klasse. Wir sind bei den Patentanmeldungen in Europa 
auf Platz eins und weltweit auf Platz zwei.

Wo wir besser werden müssen, ist, die Forschungsein-
richtungen dabei zu unterstützen, schutzwürdige Erfin-
dungen mit industriellen Partnern in die Anwendung zu 
bringen. Dafür brauchen wir unbürokratische, schnelle 
Entscheidungswege, wenn es etwa um exklusive Lizenz-
vereinbarungen geht. Die Gebühren für die Anmeldung 
eines Patents werden oft von den Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftlern selbst getragen.

(Zuruf von der AfD: Das ist Unfug, Frau Kol-
legin!)

Auch das sollten wir uns noch einmal anschauen, damit 
gute Ideen nicht an institutionellen Hürden scheitern.

Meine Damen und Herren, aus der Idee von drei Grün-
dern ist mit Isar Aerospace ein erfolgreiches Unterneh-
men mit 450 Beschäftigten aus aller Welt geworden. Das 
ist ein beeindruckendes Beispiel für Vielfalt. Und selbst-
verständlich sollten diese qualifizierten Arbeitsplätze ta-
rifgebunden sein. Es sollte ein Betriebsrat die Belegschaft 
stärken; denn Unternehmen mit Zukunft brauchen nicht 
nur Kapital und gute Ideen, sie brauchen eben auch gute 
Arbeitsbedingungen und gute Mitbestimmung.

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die nächste Rednerin ist Dr. Andrea 

Lübcke für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Andrea Lübcke (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Frau 

Ministerin! Am 05.09. schaute mein Sohn sehr begeistert 
und gebannt auf seinen Bildschirm und beobachtete, wie 
die Rakete in Andøya abhob. Nicht nur mein Sohn und 
nicht nur junge Menschen, sondern eine ganze Genera-
tion von Weltraumbegeisterten haben das getan. Diese 
Begeisterung kommt nicht von irgendwoher. Sie zeigt 
die Neugierde und die Lust, Grenzen zu verschieben, 
Neues auszuprobieren und neue Welten zu entdecken. 
Diese neuen Welten gibt es natürlich nicht nur im Welt-
raum zu entdecken, sondern auch hier auf der Erde, wenn 
es um neue Materialien, Biotechnologie, Quantentech-
nologien, unsere Atmosphäre sowie um Klima- und Ener-
gieforschung geht. Es sind so viele offene Fragen, die uns 
umtreiben und für deren Beantwortung wir neugierige 
junge Menschen brauchen.

Das ist das Tolle an diesem Raketenstart: Er hat wirk-
lich motiviert. Er hat Menschen begeistert und gezeigt: 
Wir können das. Wir können auch Raumfahrt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der Abg. Dr. Carolin Wagner [SPD])

Deshalb gilt mein Glückwunsch insbesondere dem 
Team von Isar Aerospace und allen Menschen, die dazu 
beigetragen haben. Hinter diesem Erfolg stehen Men-
schen, die jahrelang geforscht haben, die gerechnet, ge-
baut und entwickelt haben, mit diesem einen Ziel: am 
05.09. – vielleicht auch früher oder später – diese Rakete 
abheben zu sehen und zu sehen, dass die Nutzlast bzw. 
die Satelliten den Weg ins All schaffen. Dass das geklappt 
hat, dass dieser Erfolg tatsächlich stattfand, zeigt, dass 
wir einen wirklich erfolgreichen und starken Wissen-
schafts- und Forschungsstandort in Deutschland haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der Abg. Dr. Carolin Wagner [SPD])

Wir haben hier exzellente Forschung, wir haben her-
vorragende Ingenieurinnen und Ingenieure, und wir ha-
ben Gründer/-innen, die aus wissenschaftlichen Erkennt-
nissen neue Technologien und Unternehmen bauen und 
die auch keine Angst davor haben, mal zu scheitern. Das 
gehört dazu; so wie meine Kollegin sagte: Der erste Ra-
ketenstart hob eben doch noch nicht ganz ab.

Gerade in der Raumfahrt ist diese Fähigkeit strategisch 
so von Bedeutung; denn Satelliten sind schon heute In-
frastruktur für Kommunikation, für Navigation, für Erd-
beobachtungen, für Wissenschaft und immer häufiger 
auch für Sicherheit. Deshalb ist ein eigener Zugang zum 
Weltraum auch eine Frage der technologischen Souverä-
nität.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Der Start der Rakete von Isar Aerospace hat gezeigt, 
dass wir auch Transfer können, dass wir auch aus Wissen-
schaft und Forschung ein Produkt entwickeln können. 
Das passiert aber noch viel zu selten. Das zeigt die of-
fenen Flanken, an denen wir arbeiten müssen. Wir brau-
chen mehr Wachstumskapital. Wir brauchen gesicherte 
Nachfrage für unsere jungen Unternehmen. Wir brauchen 
eine Regulierung, die schneller ist, die weniger kompli-
ziert ist und die tatsächlich innovationsfreundlich ist. Der 
Staat kann Nachfrage liefern. Der Staat kann als Anker-
kunde auftreten und sollte das auch tun, um hier voran-
zukommen.

Wir brauchen ein nationales Raumfahrtgesetz, ein 
Weltraumgesetz – das wurde schon mehrmals angespro-
chen –, und wir brauchen es jetzt. Denn jetzt geht es in die 
Skalierung. Dieses Weltraumgesetz muss natürlich mit 
dem EU Space Act gut verzahnt sein und einen innova-
tionsfreundlichen Rahmen bieten. Innovationsfreundlich 
heißt aber nicht nur „Hauptsache schnell“, sondern inno-
vationsfreundlich heißt auch, dass man sich über die Fol-
gen Gedanken macht. Und eine Folge – auch das ist heute 
schon angeklungen – ist Weltraumschrott.

Es ist übrigens sehr, sehr spannend: Selbst wenn man 
die kleinen CubeSats ins All schickt, kann man sie mit 
Laser- oder Radarstrahlen sehen und beobachten. Da 
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schickt man einen Strahl rauf, beobachtet das reflektierte 
Licht und kann das einsammeln. Das ist sehr faszinie-
rend.

(Lachen des Abg. Stephan Albani [CDU/ 
CSU] – Florian Müller [CDU/CSU]: Redet da 
etwa eine Physikerin?)

Es gibt aber noch eine andere Sache. Ich war vor eini-
gen Wochen in Kühlungsborn am Institut für Atmosphä-
renphysik, und was die beobachtet haben, gibt uns auch 
noch mal Hausaufgaben auf. Die haben nämlich gesehen, 
dass beim Eintritt eines Raketenteils in die Atmosphäre 
eine Lithiumwolke entstanden ist. Also, das verdampft 
dort, und diese Atome bleiben dort oben in der oberen 
Atmosphäre. Wir sehen dort schon heute Metalle, die da 
natürlicherweise nicht hinkommen und die in Konzentra-
tionen dort auftreten, die auch nicht natürlich zu erklären 
sind. Wir vermüllen schon heute mit den relativ wenigen 
Starts und Wiedereintritten unsere obere Atmosphäre, 
ohne zu wissen, zu welchen Folgen das beitragen wird. 
Deswegen müssen wir auch hier forschen und die Nach-
haltigkeit der Raketenstarts vom Design her mitbetrach-
ten, um auch eine verantwortungsvolle Weltraumpolitik 
und Luft- und Raumfahrt zu gewährleisten.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist Hansjörg 

Durz für die Unionsfraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Hansjörg Durz (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Manchmal braucht es nur wenige Momente, um zu zei-
gen, wie sich die Zukunft eines Landes verändern kann. 
Am 5. September war genau so ein Moment. Vom nor-
wegischen Weltraumbahnhof Andøya ist die Rakete 
Spectrum des deutschen Start-ups Isar Aerospace gestar-
tet und hat erfolgreich die Umlaufbahn erreicht. Das ist 
weit mehr als ein erfolgreicher Raketenstart. Es ist ein 
Signal: Deutschland kann Technologie. Deutschland 
kann Hightech. Deutschland kann Raumfahrt.

Isar Aerospace hat mit der zweiten Spectrum-Mission 
erstmals erfolgreich Satelliten in die Umlaufbahn ge-
bracht. Damit ist das Unternehmen das erste kommer-
zielle europäische Unternehmen, dem ein solcher Orbi-
talflug von Kontinentaleuropa aus gelungen ist. Dazu 
möchte ich auch noch mal dem Team von Isar Aerospace 
aus Ottobrunn bei München ganz herzlich gratulieren.

(Beifall bei der CDU/CSU und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Denn hinter diesem Erfolg stehen nicht nur einige Minu-
ten Flugzeit, dahinter stehen Jahre voller Forschung, Ent-
wicklung, Rückschläge, neuer Versuche und ganz viel 
Mut. Und genau das ist Unternehmertum.

Meine Damen und Herren, dieser Erfolg zeigt aber 
auch, wie wichtig der richtige politische Rahmen ist. 
Deutschland hat bei den Mikrolaunchern, also bei den 
kleinen Trägerraketen, einen anderen Weg eingeschlagen 
als bei vielen klassischen Großprojekten. Wir haben nicht 
gesagt: Der Staat entwickelt die Rakete. – Wir haben 
gesagt: Der Staat schafft Wettbewerb, schafft einen Rah-
men und wird zum ersten Kunden. – Genau das war der 
Gedanke hinter dem Mikrolauncher-Wettbewerb der 
Deutschen Raumfahrtagentur im DLR. Wir fördern nicht 
eine bestimmte Technologie, wir fördern Wettbewerb, 
und wir fördern Wettbewerb um die beste Technologie. 
Genau das zahlt sich aus.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der Abg. Dr. Carolin Wagner [SPD])

Isar Aerospace ist heute ein international beachtetes 
Raumfahrtunternehmen. Das Unternehmen baut seine 
Produktionskapazitäten aus und hat bereits weitere kom-
merzielle Aufträge gewonnen. Aber – und das ist ebenso 
wichtig – Isar Aerospace ist gar nicht allein. Deshalb 
richtet sich unser und mein Blick auch in meine Heimat, 
nach Augsburg. Dort arbeitet die Rocket Factory Augs-
burg an ihrer RFA ONE. Auch die Rocket Factory hat im 
Rahmen des deutschen Mikrolauncher-Wettbewerbs den 
Zuschlag erhalten und ist inzwischen Teil der europäi-
schen Launcher-Initiative. Die ersten Raketenstufen wur-
den bereits zum Weltraumbahnhof nach SaxaVord ge-
bracht. Auch HighImpulse aus Neuenstadt gehört zu 
diesem neuen deutschen Raumfahrtökosystem. Das ist 
genau die Entwicklung, die wir wollen: Mehrere Unter-
nehmen, unterschiedliche Konzepte, Wettbewerb um 
Kunden, Wettbewerb um Innovation, einfach Wett-
bewerb um die beste Lösung.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der Abg. Dr. Carolin Wagner [SPD])

Meine Damen und Herren, genau diesen Ansatz ver-
folgen wir konsequent weiter. Ministerin Dorothee Bär 
hat diesen Ansatz mit der European Launcher Challenge 
der ESA auch auf europäischer Ebene verankert und ganz 
stark nach vorne gebracht. Ziel ist ausdrücklich, den 
europäischen Zugang zum Weltraum unabhängiger und 
wettbewerbsfähiger zu machen. Das ist die richtige Ant-
wort auf einen globalen Raumfahrtmarkt, auf dem Unter-
nehmen wie SpaceX Maßstäbe setzen. Denn Zugang zum 
Weltraum ist heute nicht mehr nur eine Frage von Wis-
senschaft und Forschung. Es ist immer mehr auch eine 
Frage von Souveränität. Satelliten ermöglichen Kom-
munikation, Navigation, Erdbeobachtung und Wettervor-
hersagen. Sie spielen damit eine immer größere Rolle für 
unseren Alltag, für unsere Wettbewerbsfähigkeit und vor 
allem auch für unsere Sicherheit. Deshalb brauchen wir 
einen eigenständigen und resilienten europäischen Zu-
gang zum All. Wir sehen gerade, wie daraus Realität 
wird.

Unsere Ariane-Rakete bleibt natürlich eine wichtige 
Säule der europäischen Raumfahrt, aber daneben entsteht 
etwas Neues: eine junge, private, innovative Raumfahrt-
industrie. Der erfolgreiche Spectrum-Start ist deshalb 
nicht das Ende einer Entwicklung; er ist der Anfang einer 
neuen. Und vielleicht ist das die wichtigste Botschaft 
dieses Starts: Wenn wir Wettbewerb zulassen, wenn wir 
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jungen Unternehmern etwas zutrauen und wenn der Staat 
nicht alles selbst machen will, sondern den richtigen Rah-
men setzt, dann kann aus einer Idee etwas wirklich 
Großes werden.

(Adam Balten [AfD]: Weiten Sie das aus auf 
die restliche Politik, ja!)

Deutschland hat den Anschluss an den Wettlauf ins All 
nicht verpasst. Wir sind auf dem Weg nach oben.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die AfD- 

Fraktion Adam Balten.
(Beifall bei der AfD)

Adam Balten (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Als Mechatronikingenieur ziehe ich meinen 
Hut vor den Ingenieuren von Isar Aerospace – eine ex-
zellente Leistung, die eines beweist: Deutschland ist eine 
Ingenieursnation. Ein Teil unserer deutschen Kultur ist 
das Ingenieurwesen. Dass Sie nun aber eine Aktuelle 
Stunde wegen eines Raketenstarts zur Selbstdarstellung 
einberufen haben, hat den sozialistischen Charme von: 
Die anderen erbringen die Leistung; wir ernten die Lor-
beeren und feiern uns selbst dafür.

(Florian Müller [CDU/CSU]: Ach, das ist doch 
Quatsch!)

Denn Sie, liebe Brandmaueristen, haben hier nämlich gar 
nichts geschaffen – bis auf zunehmend schlechte Rah-
menbedingungen, Schuldenexzesse und viel bürokrati-
sche Makulatur.

(Florian Müller [CDU/CSU]: Das stimmt halt 
einfach nicht!)

Ich möchte klar hervorheben, dass dieses Unternehmen 
eine beeindruckende Ausnahmeleistung erbracht hat – 
aber nicht wegen, sondern trotz der schlechten Rahmen-
bedingungen, die Sie für Deutschland geschaffen haben.

(Beifall bei der AfD)
Der Bundeskanzler schrieb dazu auf Instagram – Zi-

tat –: Klasse Leistung! Glückwunsch! „Damit beginnt 
eine neue Ära.“ So auch Sie, Frau Ministerin Bär. 2021 
sagte Ihr damaliger Raumfahrtkoordinator Thomas 
Jarzombek – Zitat –: „Heute beginnt der Aufbruch in 
eine neue Ära der Raumfahrt Europas!“ Bei Ihnen be-
ginnt also offenbar alle fünf Jahre eine neue Raumfahr-
tära. Und so wird es leider mit Ihnen in der Regierung 
auch zukünftig weitergehen.

Diese neue Ära der Raumfahrt hat allerdings nicht erst 
jetzt begonnen, sondern sie findet bereits statt und zieht 
an uns vorbei, und dafür tragen Sie die Verantwortung. 
Die ESA meldet – wortwörtlich –: „Isar Aerospace ge-
lingt erster Start in den Orbit aus Kontinentaleuropa“ – 
der erste im Jahr 2026! Großartig für die drei Gründer, 
aber ein Offenbarungseid für das europäische Festland. 
Ich helfe Ihnen gerne, diese Informationen einzuordnen. 

2025 gab es insgesamt 321 Raketenstarts weltweit. 
SpaceX startet alle zwei Tage eine Rakete, China alle 
vier Tage. Und hier? Hier gibt es einen Flug und eine 
Aktuelle Stunde für den Standort Deutschland.

(Florian Müller [CDU/CSU]: Was ist Ihnen 
jetzt wichtiger? Die Flüge oder die Aktuelle 
Stunde?)

Jetzt werden Sie natürlich sagen: Die Falcon 9 mit fast 
23 000 Kilogramm Nutzlast hat einen anderen Zweck als 
die Spectrum von Isar Aerospace mit 1 000 Kilogramm 
Nutzlast. – Ja, das stimmt. Deswegen vergleichen wir 
diese einfach mit der Electron von Rocket Lab aus Neu-
seeland. Diese ist ebenfalls für Kleinstlasten ausgelegt. 
Seit dem Erstflug 2017 gab es bereits 96 Starts, 21 alleine 
im Jahr 2025. Rocket Lab holt sogar seine Erststufen aus 
dem Meer und arbeitet an der Wiederverwendung, wäh-
rend die Spectrum von Isar Aerospace ein Einweg-/Weg-
werfprodukt ist. Und wie ich die EU kenne, ist es nur eine 
Frage der Zeit, bis diese deswegen verboten wird.

(Florian Müller [CDU/CSU]: Was ist das für 
ein Unsinn, den Sie da erzählen!)

Der Grund für diesen Rückstand sind die strukturellen 
Probleme am Standort Deutschland. Der EFI-Bericht be-
mängelt immer wieder gebetsmühlenartig: zu viel Büro-
kratie, zu langsame Umsetzung, den Verlust an Dynamik 
im internationalen Technologie- und Innovationswett-
bewerb. Deshalb wird in der Regel mit unserem Steuer-
geld geforscht und erprobt in Deutschland, kommerziell 
und gewinnbringend umgesetzt aber im Ausland. Sie be-
klatschen nun die Ausnahme, um von der Regel abzulen-
ken. Dabei sollten Sie eigentlich so schnell wie möglich 
die Regeln ändern.

Schaffen Sie also endlich bessere Rahmenbedingun-
gen für die Forscher und bessere Rahmenbedingungen 
für den Transfer von Forschung und Innovation in wirt-
schaftliche Anwendungen! Schauen Sie sich dazu die 
zahlreichen guten Anträge der AfD an! Schreiben Sie 
von mir aus auch von uns ab! Aber tun Sie endlich was, 
damit wir nicht weltweit den Anschluss verlieren!

(Beifall bei der AfD)
Ich weiß, mit Ihnen gibt es allerdings nur ein Weiter- 

so. Deswegen wird der nächste Start kein Raketenstart 
sein, sondern das Durchstarten einer AfD-geführten Re-
formregierung.

(Zuruf des Abg. Jürgen Coße [SPD])
Im Übrigen freue mich auf die Wahlen in NRW, im Saar-
land und in Schleswig-Holstein.

(Zurufe von der SPD und der Linken)
Dort werden Ihnen die Bürger zeigen, dass wir die Partei 
sind, die entscheiden soll, in welche Richtung es geht, 
und dafür sorgt, dass es in Deutschland wirtschaftlich 
vorangeht.

Sie haben alle drei Säulen, die in Deutschland existie-
ren, bereits massiv angebrochen. Dazu zählen die Ener-
gieversorgung, die Ingenieurswissenschaften und die Bil-
dung allgemein sowie der Automobilbau, wobei der 
Automobilbau selbst der Zulieferer der im Moment be-
nötigten Teile für die Fahrt ins Weltall ist.
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An dieser Stelle kann ich nur sagen: Kommen Sie zur 
Vernunft! Arbeiten Sie mit uns zusammen! Wir führen 
Deutschland in eine neue Ära und zu den Sternen!

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist Joachim 

Ebmeyer für die Unionsfraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Joachim Ebmeyer (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Kolleginnen 

und Kollegen! Ich stand einmal in Washington im Na-
tional Air and Space Museum vor der Columbia, der 
Kapsel von Apollo 11. Sie ist winzig klein, und doch 
hat sie drei Menschen zum Mond und zurück auf die 
Erde gebracht. Neulich war ich in Los Angeles bei Ro-
cket Lab und bei SpaceX. Ich habe die Electron-Raketen 
gesehen, die Dragon-Kapseln, die Starlink-Satelliten, die 
Falcon 9. Ich habe dort viel gesehen und viel gelernt. 
Viele Triebwerksteile dort kommen aus 3D-Druckern 
aus Deutschland. Deutsche Technik steckt also längst in 
den Raketen der Welt. Die Frage war nur: Wann fliegt 
unsere eigene? Seit dem 5. September kennen wir die 
Antwort, und sie heißt Spectrum. Was dieser Start bedeu-
tet, haben Frau Ministerin Bär, Florian Müller, Hansjörg 
Durz und viele andere Kolleginnen und Kollegen aus der 
SPD und auch von den Grünen hier herausgestellt.

Ich möchte auf zwei Fragen schauen: Wie kam es zu 
diesem Start? Und was lernen wir daraus?

Dieser Erfolg hat eine Vorgeschichte, die hier im Deut-
schen Bundestag beginnt. Unser geschätzter Kollege 
Thomas Jarzombek, damals Raumfahrtkoordinator der 
Bundesregierung, hat einen jungen Gründer gefragt: 
Was kann der Staat für euch tun? – Die Antwort war 
nicht: Gebt uns Subventionen! – Die Antwort war: Gebt 
uns den ersten Auftrag! Kauft die erste Rakete!

Daraus hat der Kollege Jarzombek gegen viele Wider-
stände seinerzeit einen Wettbewerb über das DLR ini-
tiiert. Erstmals in Europa trat der Staat nicht als Sub-
ventionsgeber auf, sondern als Kunde. Drei Teams 
haben sich gegenseitig angespornt. Viele haben das da-
mals belächelt. Doch dieser erste Auftrag war der Hebel. 
Mit dem Staat als Kunden kamen die privaten Investoren. 
Heute hat Isar über 400 Beschäftigte und ist bis 2028 
ausgebucht. Das war nicht nur ein Proof of Concept; 
das war wahrlich ein Proof of the Rocket.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ganz ehrlich: Diese Methode haben wir uns von den 
Amerikanern abgeschaut. Auch SpaceX ist mit Aufträgen 
der NASA groß geworden. Das ist die Kernbotschaft des 
heutigen Tages und dieser Debatte: Wir brauchen Wett-
bewerb statt immer nur Konsortien. Wir brauchen Start- 
ups, die Innovationen bauen. Und wir brauchen einen 
Staat, der als Auftraggeber auftritt. Nur so werden wir 
groß.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der Abg. Holger Mann [SPD] und Dr. Andrea 
Lübcke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Der Staat als Ankerkunde: Dieses Modell sollten wir 
grundsätzlich in unserer Technologieförderung ver-
ankern, weit über die Raumfahrt hinaus.

Allein in der Raumfahrt geht es um viel:
Erstens. Es geht um unsere Wirtschaft. Der Weltmarkt 

der Raumfahrt soll sich bis 2035 fast verdreifachen.

(Zuruf der Abg. Sonja Lemke [Die Linke])

Die deutsche Raumfahrtindustrie ist allein im vergange-
nen Jahr um 17 Prozent gewachsen.

Zweitens. Es geht um die Wissenschaft. Mit eigenen 
Raketen bringt eine Hochschule ihr Experiment in Mo-
naten ins All statt in Jahren: für Klimaforschung, für 
Landwirtschaft, für Medizin.

Drittens. Es geht um Kommunikation; das liegt mir als 
Berichterstatter für den Mobilfunk natürlich besonders 
am Herzen. Über unseren Köpfen kreisen heute mehr 
als 11 000 Starlink-Satelliten. In der Ukraine haben wir 
gesehen, was es heißt, wenn die Verbindung eines ganzen 
Landes an einem einzelnen Unternehmen hängt. Das darf 
in Europa nicht passieren. Deshalb bauen wir mit IRIS2 

ein eigenes europäisches System auf – 348 Satelliten 
sicher und unter europäischer Kontrolle; leider wieder 
mit Konsortien.

Die Zukunft des Mobilfunks liegt auch im All:

(Beifall bei der CDU/CSU)

Satelliten, die direkt aufs Handy funken und Funklöcher 
im ländlichen Raum schließen können. Aber das alles 
nützt nichts, wenn wir diese Satelliten nicht selbst starten 
können. Die USA hatten im vergangenen Jahr fast 200 
Raketenstarts, Europa 8. Wer seine Satelliten nicht selbst 
starten kann, dessen Souveränität endet an der Startrampe 
eines anderen Landes.

Viertens. Es geht um unsere Sicherheit. Russland ver-
folgt mit Aufklärungssatelliten Satelliten, die auch unsere 
Bundeswehr nutzt. Wer zerstörte Satelliten schnell erset-
zen kann, nimmt jedem Angreifer den Anreiz.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, am Morgen nach 
dem 5. September -das war so bedeutungsvoll – habe 
ich meinen Kindern von dieser Nacht erzählt, in der 
eine deutsche Rakete ins All geflogen ist. Manchmal 
denke ich: Vielleicht sitzt eines unserer Kinder eines 
Tages selbst in so einer Kapsel. Vielleicht stehen Ihre 
Kinder dann irgendwann im Museum, so wie ich vor 
der Columbia stand und staunte. Damit hat es angefan-
gen. Dafür lohnt es sich, heute zu investieren.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der Abg. Dr. Andrea Lüb-
cke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Den Schluss in dieser Debatte macht Stephan Albani 

für die Unionsfraktion.
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(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Stephan Albani (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Meine Damen und Herren! Wer im 
April meine Rede zur Raumfahrtnation Deutschland ge-
hört hat, ahnt, was jetzt kommt – Olli, sei stark! –: Star 
Trek, I love it. Ich habe damals gesagt: Geben Sie uns 
20 Jahre und ein, zwei ordentliche Start-ups. – Keine fünf 
Monate später hat eins davon den Orbit erreicht. Das ist 
sehr gut! Heute also nicht Picard, sondern Zefram Coch-
rane, Erbauer des ersten Raumschiffes mit Warp-Antrieb.

(Desiree Becker [Die Linke]: Sozialismus!)
Auch bei Star Trek beginnt die Zukunft der Menschheit 

nicht in einem Ministerium, sondern bei einem Tüftler, 
der in einem Raketensilo ein Raumschiff gebaut hat, da-
mals erster Flug 5. April 2063. Am 5. September dieses 
Jahres hat die Spectrum-Rakete von Isar Aerospace von 
Norwegen aus den Orbit erreicht – der erste erfolgreiche 
Orbitalstart eines kommerziellen Unternehmens vom 
europäischen Festland.

Über die technologische Bedeutung und darüber, was 
dieser Erfolg für unsere europäische Souveränität bedeu-
tet, ist bereits gesprochen worden. Ich möchte deshalb 
heute auf eine andere Frage eingehen: Wie kommt man 
eigentlich vom Hörsaal in den Orbit? Die Geschichte von 
Isar Aerospace beginnt nämlich nicht in einem großen 
Industriekonzern; sie beginnt an einer Universität, ge-
nauer gesagt bei WARR, einer studentischen Arbeits-
gruppe von Raketentechnikern an der Technischen Uni-
versität München. Dort haben die späteren Gründer von 
Isar Aerospace als Studenten an den Raketentriebwerken 
gearbeitet. 2018, vor nicht mal zehn Jahren, haben sie ihr 
Unternehmen gegründet. Heute verfügt Isar Aerospace 
über mehr als 400 Millionen Euro privates Kapital, und 
es gehört zu den wichtigsten New-Space-Anbietern Eu-
ropas. Besonders schön ist: Mit Spectrum sind am 5. Sep-
tember fünf Kleinsatelliten von Hochschulen ins All ge-
flogen, unter anderem von der TU Berlin, von der 
TU Wien, der NTNU in Norwegen und der Universität 
Maribor. Aus einer Studentengruppe ist ein Raketenbauer 
geworden. Nun fliegen damit Hochschulsatelliten ins All. 
So sieht Technologietransfer aus, wie wir ihn uns vor-
stellen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Genau daraus entsteht ein erfolgreicher Wissenschafts- 
und Forschungsstandort Deutschland und Europa. Und 
dazu gehört noch etwas: Wir müssen auch bereit sein, 
Rückschläge auszuhalten. Der erste Flug der Spectrum 
im März 2025 endete nach rund 30 Sekunden im Meer. 
Das Team ist aber nicht vor Scham im Boden versunken, 
hat alles schwarzgemalt und sich selbst gegeißelt; es hat 
analysiert, gelernt, ist gestärkt zurückgekommen. Diese 
Haltung wünsche ich mir manchmal grundsätzlicher in 
diesem Haus und für unser Land.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

An guten Ideen mangelt es in Deutschland nicht. Die 
Expertenkommission Forschung und Innovation hat in 
ihrem Jahresgutachten 2026 festgestellt: Beim Innovati-
onspotenzial ziehen Publikationen deutscher Hochschu-
len mit denen amerikanischer Universitäten nahezu 
gleich. Leider geht aber die Zahl der Patente zurück, 
und die Verwertung deutscher Patente findet überwie-
gend eher im Ausland statt.

(Zuruf von der AfD: Na, wer das wohl ver-
ursacht hat?)

Wir müssen im Transfer also besser werden; denn 
wenn deutsche Forschung anderswo zur Wertschöpfung 
wird, haben wir die Arbeit gemacht und andere den Ge-
winn. Heute dauert allein die Verhandlung über die 
Rechte an einer Erfindung aus einer Universität heraus 
in ein Start-up durchschnittlich 18 Monate. Ich habe dies 
einst selbst durchführen müssen; es war kein Vergnügen. 
Dinge, die 18 Monate warten müssen, heben halt hier 
nicht ab, sondern verenden mitunter in der Schublade.

(Beifall der Abg. Dr. Andrea Lübcke [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Aus dieser Erfahrung kann ich Ihnen sagen: Es fehlt 
nicht an Ideen – es fehlt an Zeit, an klaren Verträgen und 
manchmal schlicht an einer Stelle, die sagt: Wir entschei-
den jetzt. Eine Erfindung, die 18 Monate warten muss, 
verstaubt, und die Menschen wandern aus. Deshalb brau-
chen wir mehr Innovationsfreiheit, und deswegen gestal-
ten wir jetzt die Innovationsoffensive. Dazu müssen eine 
nationale IP-Strategie, standardisierte Ausgründungsver-
träge und klare Regeln her, wie geistiges Eigentum zeit-
nah genutzt werden kann.

(Zuruf von der CDU/CSU: Klingt nach einem 
Plan!)

Denn wir müssen Transfer endlich als das begreifen, was 
er ist: eine Kernaufgabe der deutschen Hochschulen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Dr. Andrea Lübcke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Und damit komme ich wieder zurück zu Zefram Coch-
rane. Er war kein Konzern, keine Behörde. Er war ein 
Tüftler mit einer Idee. Der oder die nächste Tüftlerin sitzt 
vielleicht schon in einer studentischen Arbeitsgruppe ir-
gendwo in diesem Lande. Sorgen wir dafür, dass die 
Rahmenbedingungen für sie einfacher werden, dass der 
Vertrag schneller gemacht wird, dass der Transfer schnel-
ler gelingt! Insofern: Der erste Schritt der Innovations-
offensive – kleiner Spoiler – kommt in wenigen Minuten 
an dieser Stelle, nämlich die Flexibilisierung des Besser-
stellungsverbots, das Wissenschaftsfreiheitsgesetz. In 
diesem Sinne: Never give up! Never surrender! Live 
long and prosper! Energie!

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
der Abg. Dr. Andrea Lübcke [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Damit schließe ich die Aktuelle Stunde.
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Ich rufe jetzt auf den Tagesordnungspunkt 36: 
Zweite und dritte Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Ersten 
Gesetzes zur Änderung des Wissenschaftsfrei-
heitsgesetzes 
Drucksachen 21/4500, 21/4784
Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus-
ses für Forschung, Technologie, Raumfahrt und 
Technikfolgenabschätzung (18. Ausschuss)
Drucksache 21/8164

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
beschlossen.

Ich darf Ihnen noch folgenden Hinweis geben: Da wir 
so im Verzug sind, dass das Plenum mittlerweile erst um 
02:15 Uhr endet, werde ich keine Zwischenfragen und 
Kurzinterventionen mehr zulassen. Zum Zweiten jetzt 
schon einmal der Blick in Richtung Fraktionen: Die Kol-
leginnen und Kollegen, die zu gegebener Zeit noch dran 
wären mit Reden, haben immer auch noch die Möglich-
keit, die Reden zu Protokoll zu geben.

Damit eröffne ich jetzt die Aussprache, und der erste 
Redner in dieser Debatte ist für die Unionsfraktion 
Florian Müller.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Florian Müller (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Bun-

desforschungsministerin! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Am 27. September 2023 hat der Deutsche Bundes-
tag zum ersten Mal einen Antrag der Union beraten, das 
Besserstellungsverbot für gemeinnützige Forschungsein-
richtungen zu lockern. Der Antrag wurde abgelehnt, aber 
wir sind drangeblieben. Heute, fast drei Jahre später, be-
schließen wir genau das: die Flexibilisierung, die Locke-
rung des Besserstellungsverbots.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Das klingt ja immer so kompliziert. Ich nenne ein Bei-
spiel: Viele Familienbetriebe bei mir im Sauerland – si-
cher auch an anderen Orten – haben keine eigene Ent-
wicklungsabteilung. Sie gehen mit ihrer Idee zu einem 
gemeinnützigen Forschungsinstitut. Diese Institute leben 
in der Regel von Fördergeld. Deshalb gilt bislang für sie 
das Besserstellungsverbot. Sie dürfen ihren Forschern 
nicht mehr zahlen als der öffentliche Dienst, auch dann 
nicht, wenn sie das Geld dafür selbst in der Industrie 
verdient haben. Wer aber eine gute Ingenieurin oder einen 
guten KI-Forscher mit einem marktüblichen Gehalt ein-
stellen und halten wollte, der musste eine Ausnahme be-
antragen. Und wie das dann in der Praxis so lief, das hat 
die Zuse-Gemeinschaft damals hier im Haus berichtet: 
Über 80 Anträge lagen im Habeckʼschen Wirtschafts-
ministerium, über 18 Monate. Entschieden wurde kein 
einziger. Den Bewerbern konnten die Institute nur sagen: 
Wir melden uns.

Mit der heutigen Gesetzesänderung dürfen gemeinnüt-
zige Forschungsinstitute ihre Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler besser bezahlen, ohne Antrag. Das 

Geld dafür kommt dann aus den eigenen Einnahmen 
oder, wenn Brüssel es erlaubt, aus EU-Mitteln. Kein zu-
sätzlicher Euro Steuergeld fließt in diese Gehälter. Im 
parlamentarischen Verfahren haben wir dann zusätzlich 
noch vier weitere Einrichtungen in das Wissenschafts-
freiheitsgesetz aufgenommen, darunter das Berlin Insti-
tute of Health an der Charité. Dort sollen dann endlich 
Erkenntnisse aus dem Labor schneller zu neuen Thera-
pien am Krankenbett werden. Es bekommt dafür diesel-
ben Freiheiten wie ein Helmholtz-Zentrum. Auch das ist 
ein wichtiger Schritt. Ich danke an dieser Stelle sehr 
unserem Berichterstatter Stephan Albani und unserem 
Koalitionspartner für die gute Zusammenarbeit, vor 
allem aber auch unserer Forschungsministerin Dorothee 
Bär für einen Entwurf, den die Praxis schon von vorn-
herein als sehr, sehr gut gelobt hat. Herzlichen Dank 
dafür!

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, Deutschland konnte 

immer nur so viel teurer sein, wie wir besser waren. 
Besser werden wir vor allem, wenn wir die besten 
Institute mit den besten Köpfen haben. 80 Anträge und 
18 Monate Warten zeigen, wie viel Zeit Forschung mit 
Formularen verlieren kann. Deshalb richten wir die For-
schungspolitik neu aus, mit weniger Mikromanagement 
und mehr Vertrauen. Wie lange soll ein Familienbetrieb 
im Sauerland warten, bis sein Forschungspartner loslegen 
darf? Wir legen jetzt los und machen einen großen Schritt 
bei der Innovationsfreiheitsoffensive. Wir freuen uns da-
rauf. Mehr Freiheit für Forschung! Ich bitte Sie herzlich 
um Zustimmung.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Es schließt sich die weitere Bitte von mir an, dass Sie 

wirklich auf Ihre Redezeit achten. Ich weiß, dass das bei 
drei oder vier Minuten nicht immer einfach ist. Aber die 
Fraktionen haben das so entschieden. Wenn wir schauen 
wollen, dass wir die Zeit heute noch ein bisschen straffen 
können, wäre das ein wichtiger Beitrag.

Der nächste Redner in dieser Debatte ist Dr. Ingo Hahn 
für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Ingo Hahn (AfD):
Frau Präsidentin! Meine geschätzten Damen und Her-

ren! Sie nennen dieses Gesetz „Wissenschaftsfreiheits-
gesetz“.

(Florian Müller [CDU/CSU]: Das hieß vorher 
schon so! Und Sie wissen genau, dass es so 
heißt!)

Tatsächlich lockern Sie im Wesentlichen eine Gehalts-
regel. Das ist sinnvoll, Herr Müller, das ist aber auch 
längst überfällig. Aber eine große Reform der Wissen-
schaftsfreiheit ist das nun wahrlich nicht, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der AfD – Florian Müller [CDU/ 
CSU]: Sagt ja auch niemand! Es geht um Fi-
nanzierung! Es geht um Finanzierung der Wis-
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senschaft! – Zuruf des Abg. Holger Mann 
[SPD])

Wie dringend echter Schutz von Wissenschaftsfreiheit 
wäre, zeigte sich noch im Juli an der Universität Düssel-
dorf. Die Psychologieprofessorin Ute Bayen wollte in 
einer Pflichtvorlesung kritisch über Transidentität spre-
chen. Daraufhin verlangten grün-bunte Studentengrup-
pen die Absage der Vorlesung, ein Campusverbot und 
sogar die Entlassung der Professorin. Rund 200 Studen-
ten marschierten auf, die Vorlesung wurde immer wieder 
gestört.

Attackiere einen, erziehe Hunderte – hier als linke 
Logik. Was solche Vorfälle jedem anderen Wissenschaft-
ler sagen sollen? Äußerst du die falsche Meinung, fordern 
wir deinen Arbeitsplatz und verbannen dich vom Cam-
pus. Das ist keine wissenschaftliche Auseinandersetzung, 
das ist Einschüchterung und Ausgrenzung, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der AfD – Zurufe der Abg. Nyke 
Slawik [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und 
Kathrin Gebel [Die Linke])

Das Gleiche gilt für die Biologin Marie-Luise Voll-
brecht an der Humboldt-Universität hier in Berlin.

(Holger Mann [SPD]: Was hat das denn mit der 
Gesetzeslage zu tun, Herr Kollege?)

Wegen zulässiger – zulässiger! – Äußerungen zum bio-
logischen Geschlecht und zu Transthemen distanzierte 
sich 2022 die Universitätsleitung öffentlich von ihr.

(Zuruf des Abg. Stefan Schmidt [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Später stellte sogar das Verwaltungsgericht klar, dass 
diese Distanzierung unzulässig war und ihre Grundrechte 
dadurch verletzt wurden.

(Sonja Lemke [Die Linke]: Was hat das mit 
Vertragsfreiheit zu tun?)

Auch dieser Vorgang zeigt: Eine Universität ist kein po-
litisches Schlachtfeld. Dort muss nicht der Druck der 
aggressivsten Gruppe, dort muss das bessere Argument 
zählen.

(Beifall bei der AfD – Zurufe der Abg. Holger 
Mann [SPD] und Stefan Schmidt [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Und nun die entscheidende Frage: Was regelt Ihr so-
genanntes Wissenschaftsfreiheitsgesetz gegen solche 
Vorgänge, Frau Ministerin Bär?

(Florian Müller [CDU/CSU]: Es geht in die-
sem Gesetz darum nicht! – Holger Mann 
[SPD]: Nichts, weil es dazu nichts regelt!)

Sie ist nicht mehr da; wahrscheinlich interessiert sie das 
jetzt nicht mehr. Ich gebe Ihnen die Antwort, meine Da-
men und Herren. Die Antwort lautet: Nichts, gar nichts.

(Florian Müller [CDU/CSU]: Es geht auch 
nicht darum! – Zuruf von der SPD)

Der Bund gibt Milliarden Euro an Steuergeld für Lehre 
und Forschung aus.

(Florian Müller [CDU/CSU]: Wissenschafts-
freiheit, Herr Kollege! Die steht im Grund-
gesetz! – Zuruf der Abg. Ayse Asar [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Genau darum geht es, Herr Müller. Das haben Sie nur 
noch nicht verstanden. Deshalb darf und muss er auch 
klare Regeln verlangen.

(Florian Müller [CDU/CSU]: Mein Gott! Was 
für eine Instrumentalisierung!)

Der Lehrbetrieb ist gegen Störer und ideologisch moti-
vierte Einschüchterungen zu schützen.

(Zurufe von der Linken und der Abg. Ayse 
Asar [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Forderungen nach Entlassungen wegen zulässiger Wis-
senschaftspositionen sind entschieden zurückzuweisen. 
Die betroffenen Dozenten sind von Hochschule und Po-
litik zu unterstützen, und zwar ohne Wenn und Aber, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Warum steht davon nichts in einem Gesetz, das groß 
„Wissenschaftsfreiheitsgesetz“ genannt wird?

(Florian Müller [CDU/CSU]: Oah! Mein 
Gott!)

Sie lockern eine Gehaltsregel. Ja, das ist schön und gut. 
Aber an das eigentliche Problem trauen Sie sich nicht 
heran.

(Florian Müller [CDU/CSU]: Was für eine 
Ignoranz!)

Wer nämlich vom gewünschten Meinungskorridor ab-
weicht, wird ausgegrenzt, wird bedroht und wird beruf-
lich beschädigt.

(Florian Müller [CDU/CSU]: Mein Gott!)
Wo war Ihre Unterstützung bei den Einschüchterungs-
fällen der Professoren Bayen, Guérot und Homburg, 
Frau Ministerin?

(Holger Mann [SPD]: Kommt auch noch was 
zum Thema?)

Ich sage es Ihnen: Es gab sie nicht. Punkt! Das ist die 
traurige Wahrheit im Wissenschaftsland von Dorothee 
Bär und Friedrich Merz.

(Beifall bei der AfD – Florian Müller [CDU/ 
CSU]: Was für ein Blödsinn!)

Wissenschaft braucht keine politische Leine. Wissen-
schaft braucht die Freiheit, infrage zu stellen, die Freiheit, 
zu widersprechen, und die Freiheit, auch unbequem zu 
sein. Dafür wird nur eine Partei sorgen: die Alternative 
für Deutschland.

(Beifall bei der AfD – Lachen des Abg. Florian 
Müller [CDU/CSU])

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist Holger Mann 

für die SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)
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Holger Mann (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Im Unterschied zum Vorredner komme ich 
gleich zum Thema. Aber dem sei gesagt, weil er sich 
„Dr.“ nennt und dennoch an den Tatsachen vorbeiredet: 
Warum regeln wir in diesem Gesetz nicht noch mal die 
Wissenschaftsfreiheit? Weil Artikel 5 des Grundgesetzes 
sie beinhaltet, ebenso alle deutschen Hochschulgesetze; 
das ist völlig ausreichend.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Heute beheben wir einen Webfehler des Wissen-
schaftsfreiheitsgesetzes. 2012 – der Kollege der Union 
hat es gesagt – hat der Bundestag unseren großen For-
schungseinrichtungen mehr Freiheit gegeben – eine Er-
folgsgeschichte. Aber viele – weit über 100 – gemeinnüt-
zige Forschungsinstitute blieben dabei außen vor. Für sie 
galt weiter das Besserstellungsverbot. Im Klartext: Sie 
können bis heute im Wettbewerb um die besten Fach-
kräfte nicht mitbieten oder sind von Sondergenehmigun-
gen und doppelten Prüfungen abhängig. Wer aber im 
zunehmenden internationalen Wettbewerb um kluge 
Köpfe mit Fußfesseln startet, verliert das Rennen. Genau 
das ändern wir heute.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der Abg. Dr. Andrea Lüb-
cke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Mit diesem Gesetz und unserem Änderungsantrag 
schaffen wir faire Wettbewerbsbedingungen. Die Flexi-
bilisierung nach § 4 Wissenschaftsfreiheitsgesetz gilt 
künftig auch für die gemeinnützigen Einrichtungen 
ohne institutionelle Bundesförderung. Dazu gehören 
eine ganze Reihe von Instituten, zum Beispiel die 
deutschlandweit über 80 Institute der Zuse-Gemeinschaft 
oder aber der Johannes-Rau-Forschungsgemeinschaft in 
Nordrhein-Westfalen. Zudem nehmen wir zusätzlich zu 
den schon genannten vier weitere Institute, unter anderem 
Großforschungszentren des Bundes wie das Deutsche 
Zentrum für Astrophysik und das Zentrum für die Trans-
formation in der Chemie, in den Geltungsbereich des 
Gesetzes auf.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der Abg. Dr. Andrea Lüb-
cke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – Florian 
Müller [CDU/CSU]: Die machen ganz gute 
Arbeit!)

In der Folge profitieren von Aachen bis Görlitz, von 
Bremerhaven bis nach Villingen-Schwenningen 138 Ein-
richtungen mit über 10 000 Mitarbeitenden von dieser 
neuen Freiheit.

Was heißt das jetzt konkret? Diese Einrichtungen kön-
nen Spitzenkräfte künftig zu marktüblichen Gehältern 
einstellen – aus privaten Drittmitteln, ohne Genehmigung 
der Ministerien. Das kostet den Staat – das ist schon 
erwähnt worden – keinen einzigen zusätzlichen Steuer- 
Euro, nur den Abbau von bürokratischen Hürden, ein 
wenig mehr Vertrauen und eine Verortung der finanziel-
len Verantwortung und Kontrolle dort, wo sie hingehört.

Wir streichen genau aus diesem Grund auch mit § 3 
Absatz 3 unnötige Vorgaben und Steuerungsmechanis-
men. Weiterhin bestehende Berichts- und Kontroll-
mechanismen reichen dafür völlig aus. Zudem nehmen 
wir eingeworbene EU-Fördermittel von Beschränkungen 
aus. Das vereinfacht wiederum EU-Projekte, deren Be-
antragung wie auch Abrechnung.

Dieses Wissenschaftsfreiheitsgesetz, meine Damen 
und Herren, ist ein Signal an und für den Forschungs-
standort Deutschland. Wir setzen auf Vertrauen statt auf 
Formulare und engmaschige Kontrolle. Und: Es ist ein 
erstes von mehreren Gesetzen, die Teil einer Innovations-
offensive für die Wissenschaft sein werden.

Mit diesem Gesetz heute stärken wir vor allen Dingen 
Transferbrücken zum innovativen Mittelstand. Wir unter-
stützen damit Innovation, neue Wertschöpfung und gute 
Arbeitsplätze. Und wir signalisieren allen gemeinnützi-
gen Forschungseinrichtungen und ihren Mitarbeitenden: 
Wir anerkennen, was ihr bisher geleistet habt.

Ich bitte um Zustimmung und danke für die gute Zu-
sammenarbeit.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der Abg. Dr. Andrea Lüb-
cke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist Ayse Asar 

für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ayse Asar (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Im 

März habe ich an dieser Stelle gesagt: Diese Novelle ist, 
„als würde man einem Marathonläufer, dem beide Beine 
zusammengebunden sind, gnädigerweise die Schnürsen-
kel lockern“. Sechs Monate später kann ich Ihnen berich-
ten: Die Schnürsenkel sind jetzt endlich locker. Die Beine 
sind aber immer noch zusammengebunden.

Ich will das nicht kleinreden.

(Stephan Albani [CDU/CSU]: Tust du aber! 
Tust du aber!)

Die Änderung des Wissenschaftsfreiheitsgesetzes ist 
richtig, und wir Grüne stimmen ausdrücklich zu.

(Florian Müller [CDU/CSU]: Immerhin! – Ge-
genruf der Abg. Dr. Andrea Lübcke [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Zuhören!)

Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen von der Koalition, 
reden wir mal über das Tempo. Friedrich Merz persönlich 
hat im Oktober 2023 hier ein Sofortmaßnahmenpaket 
gegen Forschungsbürokratie beantragt. Nach knapp drei 
Jahren darf ich Ihnen das Sofortmaßnahmenpaket präsen-
tieren: einen neuen Absatz 2 in § 2 und zwei weitere 
kleinere Änderungen.

(Stephan Albani [CDU/CSU]: Man muss es 
auch richtig machen!)
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Der forschungspolitische Sprecher der Union nennt 
dieses Gesetz den „ersten Schritt unserer großen Innova-
tionsfreiheitsoffensive“.

(Florian Müller [CDU/CSU]: Kluge Worte! 
Wer war das?)

Wir wollten schon im letzten Jahr wissen, wie der zweite 
Schritt aussieht, und haben die Bundesregierung in einer 
Kleinen Anfrage genau danach gefragt. Die Antworten 
sind eine Lektüre, die ich jedem empfehle, der gut ein-
schlafen möchte.

(Heiterkeit der Abg. Ulle Schauws [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Welche Gesetze das Innovationsfreiheitsgesetz ändern 
soll – wird geprüft.

Mit welchen Ministerien Sie sich abstimmen – wird 
geprüft.

Wann die Umsatzsteuerausnahme für die Forschung 
kommt – dazu wird beraten.

Und die Überprüfung der Projektförderung? Dauert 
noch an.

Ein Jahr ist seit dieser Kleinen Anfrage vergangen, und 
die Bundesregierung prüft immer noch.

Jetzt im Ernst: Das Kabinett hat im November 2025 
selbst beschlossen, das Innovationsfreiheitsgesetz gehöre 
zu den Maßnahmen, die ganz überwiegend bis Ende des 
zweiten Quartals 2026 verabschiedet werden. Das zweite 
Quartal, meine Damen und Herren, ist seit drei Monaten 
vorbei. Ein Gesetzentwurf hat dieses Haus bis heute nicht 
gesehen.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Hört! Hört!)

Beim Bauen zeigt sich dasselbe Bild. Im März hieß es 
im Ausschuss auf meine Frage zur Schnellbauinitiative: 
Die Länder berichten in drei Jahren, dann gibt es einen 
Austausch zu Best Practice. – Schnellbau heißt bei dieser 
Koalition offenbar: Man baut schnell einen Arbeitskreis. 
Währenddessen verfallen unsere Hochschulen und Uni-
versitäten, die entscheidend sind für unsere Zukunfts-
fähigkeit.

Und in drei Monaten ist wieder Dezember. Dann bricht 
an Forschungseinrichtungen wieder das Dezemberfieber 
aus, weil Geld sonst verfällt. Zum Jährlichkeitsprinzip 
hat die Bundesregierung bis heute nichts vorgelegt.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist nicht gut!)

Unsere grüne Modernisierungsagenda liegt seit Fe-
bruar auf dem Tisch. Die müssen Sie nicht einmal prüfen. 
Das haben wir schon für Sie gemacht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Und weil wir wissen wollten, ob die jetzt geplante 
Änderung wirkt, haben wir eine Evaluation beantragt. 
Die Koalition hat gestern abgelehnt. Eine Regierung, 
die sonst ja alles gerne prüft,

(Dr. Andrea Lübcke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ja eben!)

will ausgerechnet den eigenen Erfolg nicht prüfen lassen. 
Das sagt eigentlich alles.

(Florian Müller [CDU/CSU]: Weil alles gut 
ist!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir stimmen heute 
zu, weil dieser Schritt richtig ist. Aber ein Schritt ist noch 
keine Offensive.

(Stephan Albani [CDU/CSU]: Deshalb heißt es 
„Schritt“!)

Prüfen Sie nicht länger, liefern Sie, und lassen Sie unsere 
Forschenden endlich wieder forschen und nicht in Akten-
bergen versinken.

(Zuruf von der AfD: War unter der Ampel auch 
nicht besser, oder?)

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist Sonja 

Lemke für die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der Linken)

Sonja Lemke (Die Linke):
Sehr geehrte Zuhörende! Frau Präsidentin! Heute will 

die Bundesregierung das Wissenschaftsfreiheitsgesetz 
ändern.

(Florian Müller [CDU/CSU]: Ein guter Tag!)

Aber dabei geht es nicht um die Bedrohung der Wissen-
schaft durch autoritäre Regierungen, auch nicht um die 
unsichere Finanzierung oder prekäre Arbeitsbedingun-
gen, nicht einmal um geopolitische Spannungen. Nein, 
es geht nur darum, den Kreis der öffentlich geförderten 
Forschungseinrichtungen zu erweitern, die sich bei der 
Bezahlung ihres Spitzenpersonals nicht an das Besser-
stellungsverbot halten müssen, sondern sie einfach belie-
big gut bezahlen dürfen.

(Florian Müller [CDU/CSU]: Ja, das nennt 
man Markt!)

Bei all den drängenden Problemen im Wissenschafts-
system, den prekären Anstellungsverhältnissen, gerade in 
diesen Einrichtungen, wo kurze Vertragslaufzeiten Stan-
dard sind, es oft nur halbe Stellen bei voller Arbeitsbelas-
tung gibt,

(Dr. Ingo Hahn [AfD]: Das ist illegal!)

wo massiv unbezahlte Überstunden geleistet werden, wo 
es aufgrund der extremen Abhängigkeiten ständig Fälle 
von Machtmissbrauch gibt, in dieser Situation haben Sie 
nichts anderes zu tun, als dem Chef noch einen weiteren 
Bonus auszuzahlen. Was sind das denn für Prioritäten?

(Beifall bei der Linken – Lachen des Abg. 
Florian Müller [CDU/CSU])
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Dazu kommt, dass die Anhörung im Forschungsaus-
schuss gezeigt hat, dass es bereits Möglichkeiten gibt, 
Ausnahmen vom Besserstellungsverbot zu ermöglichen, 
indem entsprechende tarifliche Vereinbarungen getroffen 
werden. Genau das sollte doch das Ziel der Bundesregie-
rung sein, auch im Forschungsbereich flächendeckend 
tarifgebundene Beschäftigungsverhältnisse zu haben. In 
anderen öffentlich geförderten Sektoren geht das ja auch.

(Zuruf von der AfD)

Dann kann auch die Angemessenheit übertariflicher Ver-
gütung in dem Zusammenhang diskutiert werden, in den 
sie gehört, nämlich mit fairer Vergütung und angemesse-
nen Arbeitsbedingungen insgesamt. Der vorliegende Ge-
setzentwurf tut aber genau das Gegenteil. Daher lehnen 
wir ihn ab.

Dazu kommen weitere Änderungen, die die Koalition 
diese Woche per Änderungsantrag ergänzt hat und die wir 
ebenfalls ablehnen.

Den großen Forschungsorganisationen gab das Gesetz 
schon vorher weitgehende Freiheiten bei der Haushalts-
führung, sah aber dazu vor, dass das Forschungsministe-
rium zum Ausgleich besondere Informations- und Steue-
rungsinstrumente vorsehen muss. Diese Regelung soll 
nun ersatzlos gestrichen werden. Dabei gab es erst 2023 
bei der Fraunhofer-Gesellschaft eine ausgewachsene 
Spesenaffäre und einen Rechnungshofbericht, der dem 
Ministerium mangelnde Kontrolle und eine Kultur des 
Wegschauens bescheinigt hat. Anstatt dass man dieses 
Problem angeht und jetzt Kontrollen verschärft werden, 
schaffen Sie sie einfach weiter ab. Das kann doch nicht 
Ihr Ernst sein.

(Beifall bei der Linken)

Ihre Begründung dafür nennt sich mal wieder Büro-
kratieabbau. Das ist wirklich entlarvend; denn es zeigt 
mal wieder, dass es Ihnen beim Bürokratieabbau nicht 
darum geht, das Leben der Menschen einfacher zu ma-
chen. Es geht Ihnen dabei nur um eines: den Abbau 
öffentlicher und demokratischer Kontrollen,

(Florian Müller [CDU/CSU]: Genau! Wir 
wollen Demokratie! Das ist unser Ziel!)

damit sich einige wenige auf Kosten aller bereichern 
können. Das können wir nicht zulassen.

Wir lehnen diesen Gesetzentwurf ab.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist für die Bun-

desregierung Dorothee Bär, Bundesministerin für For-
schung, Technologie und Raumfahrt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dorothee Bär, Bundesministerin für Forschung, 
Technologie und Raumfahrt:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Zunächst einmal, lieber Kollege Holger Mann, 
vielen Dank für die Klarstellung an Herrn Dr. Hahn. Mit 

dem Grundgesetz hat es die AfD ja nicht so; sie werden es 
natürlich nicht verstanden haben.

Ich freue mich sehr, dass wir heute als Regierung ge-
meinsam mit den beiden Fraktionen diesen wirklich 
großen Meilenstein auf den Weg bringen können. Wa-
rum? Wissen ist für uns die wertvollste Ressource, 
wenn man Innovationsweltmeister werden will. Und klar: 
Das wollen nicht nur wir mit unserer Hightech Agenda 
Deutschland werden, das wollen weltweit auch andere. 
Was mich besonders freut, ist, dass unsere Forscherinnen 
und Forscher weltweit umworben sind. Deswegen kön-
nen wir von Glück reden, wenn sich Spitzenleute aus der 
Wissenschaft derzeit immer mehr für unser Land interes-
sieren.

Das 1000-Köpfe-Plus-Programm ist ein echter Renner. 
Erst in der vergangenen Woche hat die Deutsche For-
schungsgemeinschaft 27 neue Zusagen machen können. 
Das heißt: Nachdem wir uns für diese Legislaturperiode 
1 000 vorgenommen haben, sind wir jetzt schon bei 
401 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern aus 
51 Ländern, die dank des Programms nach Deutschland 
kommen. Aber dann kommt wieder von der AfD: Um 
Gottes willen, da kommen ja lauter Ausländer.

(Dr. Christoph Birghan [AfD]: Chinesen! Chi-
nesen, Frau Bär!)

Wir freuen uns sehr, dass wir diese Wissenschaftler 
gewinnen können. Manchmal stoßen unsere Forschungs-
institutionen an Grenzen im globalen Wettbewerb um die 
Besten der Besten – Stichwort „Gehälter“. Da gilt das 
Besserstellungsverbot eben für all jene Einrichtungen, 
die den überwiegenden Teil ihres Geldes aus öffentlichen 
Haushalten bekommen. Aber wenigstens dann, wenn das 
Geld für einen Spitzenforscher aus einer anderen Quelle 
kommt, zum Beispiel von einem Unternehmen, das sich 
viel von dieser Investition verspricht, sollten unsere For-
schungseinrichtungen doch auch das zahlen können, was 
sie zahlen müssen, um genau die Spitzenfrau oder den 
Spitzenmann bekommen zu können, auch wenn sie an-
sonsten öffentlich finanziert werden. Und genau das re-
gelt das Wissenschaftsfreiheitsgesetz.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Da gilt für uns der gute Grundsatz: So viel Freiheit wie 
möglich.

Wenn wir jetzt diese Novelle verabschieden, was mich 
wirklich wahnsinnig freut, dann erhalten auch projekt-
finanzierte gemeinnützige Forschungseinrichtungen den 
entsprechenden Spielraum; denn dann dürfen auch sie die 
Gehälter zahlen, die über dem liegen, was vergleichbare 
Bundesbeschäftigte verdienen, sofern sie kein Geld aus 
öffentlichen Haushalten einsetzen.

Es werden jetzt, wenn Sie heute Nachmittag alle zu-
stimmen, über 150 industrienahe Forschungseinrichtun-
gen davon profitieren. Vor allem sind es genau die, die 
ganz, ganz stark auch beim Transfer sind. Denn auch 
damit wird unser Ziel erreicht, dass aus guter Forschung 
auch schnell eine gute Praxis wird. Das ist ja auch eines 
der Ziele unserer Hightech Agenda. Das heißt, auch mit 
dem Baustein heute Nachmittag können wir dafür sorgen, 
dass Deutschland Toptechnologieland wird.
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(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Ich freue mich ganz besonders, dass der Vorschlag 

noch verbessert wurde, dass wir beispielsweise das Cen-
ter for the Transformation of Chemistry im Chemiedrei-
eck von Sachsen-Anhalt, das Deutsche Zentrum für As-
trophysik in der Lausitz, das Berlin Institute of Health an 
der Charité – das BIH ist ja schon angesprochen worden – 
und das Deutsche Zentrum für Hochschul- und Wissen-
schaftsforschung haben mit aufnehmen können. Alles 
wirklich extrem renommierte Einrichtungen. So unter-
stützen wir die Wissenschaft im internationalen Wett-
bewerb um die besten Köpfe.

Auch wenn Die Linke anscheinend ein Riesenproblem 
damit hat, freue ich mich sehr, dass wir Bürokratie ab-
schaffen, weil Einzelanträge auf Ausnahmen einfach 
wegfallen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
der Abg. Dr. Andrea Lübcke [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Sie sehen, es ist ein Baustein, es ist ein wichtiger 
Schritt. Weitere werden folgen, und diese Novelle ist 
der Schritt. Ich bin auch sehr, sehr dankbar, dass die Vor-
redner/-innen der Union und auch der SPD schon mal 
darauf hingewiesen haben, dass nach diesem nächsten 
Schritt jetzt auch die Innovationsfreiheitsoffensive 
kommt, mit der wir noch mehr bürokratische Hürden 
für die Wissenschaft abbauen, mehr Erleichterungen 
schaffen, dass die Forscherinnen und Forscher eben wie-
der das tun können, was sie wollen und sollen, nämlich 
forschen.

Ganz herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die AfD- 

Fraktion Dr. Michael Kaufmann.
(Beifall bei der AfD)

Dr. Michael Kaufmann (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Frau Ministerin! Ge-

schätzte Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Die Flexibilisierung des Besserstellungsverbots für 
gemeinnützige projektgeförderte Forschungseinrichtun-
gen korrigiert eine lange bestehende Benachteiligung. 
Diese Einrichtungen erhalten mehr Spielraum, qualifi-
zierte Mitarbeiter aus nichtöffentlichen Mitteln besser 
zu bezahlen und damit im Wettbewerb um die besten 
Köpfe zu bestehen. Das ist vernünftig; das ist überfällig. 
Deshalb stimmen wir zu.

(Beifall bei der AfD – Florian Müller [CDU/ 
CSU]: Endlich lobt die AfD uns!)

So haben wir bereits in der vergangenen Wahlperiode 
gehandelt; der Herr Kollege Müller von der CDU hat 
das vorhin nicht so genau ausgeführt.

Vor drei Jahren unterstützte die AfD den Unionsantrag 
mit demselben Grundanliegen. Die SPD, Herr Mann, die 
Grünen, Frau Asar, und auch die FDP seligen Angeden-
kens lehnten ihn ab.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD)

Warum haben Sie, Frau Asar, denn damals den Marathon-
läufer mit zusammengebundenen Schnürsenkeln weiter-
laufen lassen?

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Ayse 
Asar [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Meine Damen und Herren von der SPD und den Grünen, 
heute tragen Sie diese Korrektur mit. Diesen Kurswech-
sel begrüßen wir. Aber die Frage bleibt: Warum haben Sie 
sich dieser Einsicht damals verweigert? Warum mussten 
die betroffenen Forschungseinrichtungen weitere drei 
Jahre warten?

Unsere Zustimmung oder Ablehnung richtet sich nach 
dem Inhalt der Vorlage, nicht nach Parteitaktik. Diesen 
Maßstab legen in diesem Haus nicht alle an.

(Beifall bei der AfD – Stefan Schmidt [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Weil Sie nur Anträge 
über Parteitaktik vorlegen!)

Ja, wir sollen hart um den richtigen Weg streiten; aber wir 
tragen gemeinsam Verantwortung dafür, dass unser Land 
vorankommt.

Meine Damen und Herren, die heutige Korrektur ist 
notwendig;

(Ayse Asar [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Der Kollege Hahn hat aber eine ganz andere 
Sicht gehabt!)

aber eine umfassende Entlastung der Wissenschaft steht 
weiterhin aus. Wer Forschung ermöglichen will, muss 
deren Arbeitsbedingungen verbessern, das heißt: ver-
ständliche Förderbedingungen, zügige Entscheidungen, 
angemessene Nachweise. Deutschland kann es sich nicht 
leisten, seine besten Köpfe mit vermeidbarer Bürokratie 
zu beschäftigen.

(Beifall bei der AfD)

Konkrete Ansätze dafür liegen längst vor. Die Exper-
tenkommission Forschung und Innovation fordert bei-
spielsweise, bereits vorliegende Daten nicht immer wie-
der neu anzufordern. Daran muss die Bundesregierung 
anknüpfen, mit einfacheren Folgeanträgen, abgestimm-
ten Anforderungen an die Fördermittelgeber und Be-
richtspflichten, deren Aufwand zum Fördervolumen 
passt. Dabei bleibt selbstverständlich: Wer Steuergeld 
erhält, muss über dessen Verwendung Rechenschaft ab-
legen. Wir brauchen wirksame Kontrolle. Gerade deshalb 
müssen wir überflüssige Verfahren beseitigen.

Frau Ministerin, machen Sie die Entlastung der Wis-
senschaft zur Chefsache!

(Beifall bei der AfD)

Die AfD wird sinnvolle Schritte unterstützen und Ver-
säumnisse klar benennen. Beenden wir die staatliche 
Gängelung unserer Wissenschaft! Machen wir Deutsch-
land wieder stark!

(Beifall bei der AfD)
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Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist Dr. Lina 

Seitzl für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Dr. Lina Seitzl (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine Damen und Herren! Wissenschaftsfrei-
heit ist ein großes Wort. Aber ob Wissenschaft frei und 
erfolgreich arbeiten kann, entscheidet sich oft an sehr 
konkreten Rahmenbedingungen: daran, ob Forschungs-
einrichtungen die Menschen gewinnen können, die sie 
für ihre Arbeit brauchen, daran, wie viel Zeit Forschende 
mit Anträgen und Verwaltungsverfahren verbringen. Ge-
nau darum geht es bei der heutigen Änderung des Wis-
senschaftsfreiheitsgesetzes.

Deutschland verfügt über eine vielfältige Forschungs-
landschaft. Neben den großen Wissenschaftsorganisatio-
nen gibt es auch zahlreiche gemeinnützige und anwen-
dungsorientierte Forschungseinrichtungen, viele davon 
in der Zuse-Gemeinschaft versammelt. Viele von ihnen 
arbeiten eng mit Unternehmen zusammen, sind wichtige 
Partner für den Mittelstand und stärken regionale Inno-
vationsökosysteme. Der Gesetzentwurf hebt diese Rolle 
ausdrücklich hervor.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Diese Einrichtungen stehen zugleich im Wettbewerb 
um hochqualifizierte Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler. Dafür brauchen sie faire Rahmenbedingungen. 
Diese schaffen wir jetzt. Wir schaffen mit dieser Reform 
mehr Handlungsspielraum. Die Forschungseinrichtungen 
sollen stärker von den Möglichkeiten des Wissenschafts-
freiheitsgesetzes profitieren können. Gleichzeitig redu-
zieren wir unnötige Verfahren und schaffen mehr Klarheit 
bei den Regeln. Und wir haben – das wurde auch schon 
gesagt – im parlamentarischen Verfahren den Gesetzent-
wurf noch weiterentwickelt. Dabei leiten uns drei Ziele.

Wir wollen erstens mehr Freiheit für Forschung er-
möglichen. Forschungseinrichtungen sollen die vorhan-
denen Spielräume besser nutzen können, um qualifizierte 
Beschäftigte gewinnen und halten zu können.

Wir wollen zweitens Bürokratie abbauen. Regeln und 
Kontrollen bleiben notwendig; aber zusätzliche Verfah-
ren müssen einen zusätzlichen Nutzen haben. Ich sage 
das hier ausdrücklich, weil es hier im Plenum gerade 
falsch gesagt wurde: Diese Einrichtungen unterliegen 
weiterhin unverändert der zuwendungs- und satzungs-
rechtlichen Kontrolle des Bundes. Das schaffen wir nicht 
ab. Aber wir schaffen Doppelstrukturen ab. Wo beste-
hende Strukturen ausreichen, brauchen wir keine weite-
ren Berichtspflichten und Steuerungsinstrumente. So 
funktioniert intelligente Entbürokratisierung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Und wir wollen drittens Forschung und Transfer stär-
ken; denn gute Forschung alleine reicht nicht. Entschei-
dend ist auch, dass aus Erkenntnissen neue Anwendun-

gen, Produkte und Lösungen entstehen. Gerade 
anwendungsorientierte Forschungseinrichtungen über-
nehmen dabei eine wichtige Brückenfunktion zwischen 
Wissenschaft und Wirtschaft. Wenn wir mehr Innovation 
in Deutschland wollen, müssen wir deshalb auch die Rah-
menbedingungen für diejenigen verbessern, die diesen 
Transfer jeden Tag ermöglichen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, zu einem guten Wis-
senschaftsstandort gehören nicht nur flexible Rahmenbe-
dingungen. Dazu gehören auch gute Arbeitsbedingungen, 
verlässliche Karrierewege und planbare Perspektiven. 
Die heutige Reform beantwortet nicht jede Frage; aber 
sie verbessert ganz sicher die Forschungslandschaft.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Den Schluss in dieser Debatte macht Stephan Albani 

für die Unionsfraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Stephan Albani (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Meine Damen und Herren! Ja, manch-
mal dauert es lange, bis aus einer Erkenntnis ein Gesetz 
wird. Heute lösen wir eine Fessel, die unsere Forschungs-
landschaft über Jahrzehnte gebremst hat: das Besserstel-
lungsverbot. Wir tun das nun innerhalb des Wissen-
schaftsfreiheitsgesetzes, sozusagen als Vehikel, um dies 
zu beheben.

Ich muss Ihnen sagen: Für mich geht heute ein fast 
siebenjähriger Marathon zu Ende. Denn vor ungefähr 
sechs, sieben Jahren haben Thomas Jarzombek und ich 
uns aufgemacht, zunächst die Wissenschaftspolitiker, 
dann unsere Fraktionen und alle davon zu überzeugen, 
dass dies ein wichtiger Schritt ist. Ich muss Ihnen sagen: 
In den letzten Minuten, in denen ich hier gesessen habe, 
war es für mich in zweierlei Hinsicht faszinierend:

Das betrifft einmal die Selbstverständlichkeit, mit der 
heute alle sagen: Das ist gut, das ist richtig, das brauchen 
wir. – Dem einen ist es noch zu klein; aber gut, es kommt 
ja auch noch mehr. Aber dass wir dies hier heute ins-
gesamt erreichen, macht mich unendlich glücklich, und 
hätte ich keine Ohren, könnte ich im Kreis strahlen.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU so-
wie bei Abgeordneten der SPD und der Abg. 
Ayse Asar [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Dann ist die Behebung dieses Konstruktionsfehler mit 
einer wichtigen Eigenschaft verbunden: Das befreit, und – 
jetzt bitte mitschreiben; denn eines der Hauptargumente, 
die die ganzen Jahre immer dagegengesprochen haben, 
war: das kostet mehr Geld –, nein, es kostet nicht mehr 
Geld. Es sorgt dafür, dass die Geförderten Fördergelder 
bis zur Höhe des TVöD abrufen können. Alles, was da-
rüber hinaus gezahlt wird, ob es geldwerte Leistungen 
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oder Sonstiges ist, muss halt anders erwirtschaftet wer-
den. Im Rahmen des parlamentarischen Verfahrens haben 
wir das noch auf EU-Gelder ausgeweitet. Insofern an 
dieser Stelle: Der deutsche Steuerzahler zahlt dafür kei-
nen Pfennig mehr. Aber für viele ist das die Freiheit, die 
sie seit über 10 Jahren, seit fast 20 Jahren, längst brau-
chen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Deshalb möchte ich als Letztes noch eins sagen: Das ist 
ein Beispiel für Demokratie. Denn es kann sein, dass aus 
welchen Gründen auch immer – und vielleicht sogar aus 
guten Gründen – Menschen unterschiedlicher Auffas-
sung sind. Ich nehme es niemandem übel, dass jemand, 
der sich damals wie eine Mauer vor mir aufgebaut hat, 
mich heute anstrahlt und sagt: Es ist fantastisch, dass wir 
das endlich tun. – Das ist Demokratie; da muss man 
manchmal vom Einen zum Nächsten gehen und überzeu-
gen. Und am Ende ist es mühsam, anstrengend, aber aller 
Ehren wert.

Ich glaube, dass heute nicht nur bei der Zuse-Gemein-
schaft, sondern bei vielen Hundert Institutionen, die auch 
außerhalb dieser organisiert sind, die Korken knallen – 
nicht weil sie mehr Geld ausgeben können, sondern weil 
sie endlich die Freiheit haben. Denn – das sei als Letztes 
gesagt – wenn Sie mal vor einer fantastischen Wissen-
schaftlerin sitzen – ich habe das getan – und sagen müs-
sen: „Ich kann dir nicht mehr Geld bezahlen; es geht 
nicht“, und sie wandert in die Industrie ab

(Dr. Ingo Hahn [AfD]: Oder ins Ausland! Wie 
200 000 andere!)

und Sie verlieren sie für das, was Sie vorhaben, ist das 
verdammt ärgerlich. Und das ist vorbei.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Damit schließe ich jetzt die Aussprache.
Wir kommen zur Abstimmung über den von der Bun-

desregierung eingebrachten Gesetzentwurf zur Änderung 
des Wissenschaftsfreiheitsgesetzes. Der Ausschuss für 
Forschung, Technologie, Raumfahrt und Technikfolgen-
abschätzung empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung 
auf Drucksache 21/8164, den Gesetzentwurf der Bundes-
regierung auf den Drucksachen 21/4500 und 21/4784 in 
der Ausschussfassung anzunehmen. Ich bitte jetzt dieje-
nigen, die dem Gesetzentwurf in der Ausschussfassung 
zustimmen wollen, um das Handzeichen. – Das sind die 
AfD, die Union, Bündnis 90/Die Grünen und die SPD. 
Wer stimmt dagegen? – Das ist die Fraktion Die Linke. 
Enthaltungen gibt es damit keine. Der Gesetzentwurf ist 
in zweiter Beratung angenommen.

Dritte Beratung
und Schlussabstimmung. Ich bitte jetzt diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – 
Das sind die Unionsfraktion, AfD-Fraktion, SPD-Frakti-

on, Bündnis 90/Die Grünen. Wer stimmt dagegen? – Das 
ist die Fraktion Die Linke. Enthaltungen gibt es damit 
keine. Der Gesetzentwurf ist angenommen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Wir kommen jetzt zu Tagesordnungspunkt 12: 
Beratung des Antrags der Abgeordneten René 
Springer, Peter Bohnhof, Gerrit Huy, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der AfD 
Sozialleistungsmissbrauch stoppen – Lücken 
im Aktionsplan der Bundesregierung schlie-
ßen

Drucksache 21/8118
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 
Finanzausschuss

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
beschlossen. – Ich weise auch hier nochmals darauf hin, 
dass aufgrund der Dauer des heutigen aktuellen Sitzungs-
tages keine Zwischenfragen und Zwischeninterventionen 
zugelassen werden.

Ich eröffne hiermit die Aussprache und bitte die Kol-
leginnen und Kollegen, jetzt zügig die notwendigen 
Platzwechsel vorzunehmen. Die erste Rednerin in dieser 
Debatte ist für die AfD-Fraktion Gerrit Huy.

(Beifall bei der AfD)

Gerrit Huy (AfD):
Frau Präsidentin! Werte Kollegen! Liebe Zuschauer! 

Als ich Ministerin Bas vor einiger Zeit im Ausschuss 
auf Sozialmissbrauch angesprochen hatte, gab es den 
für sie nicht, genauso wenig wie die Einwanderung in 
die Sozialsysteme.

(Rasha Nasr [SPD]: Das hat sie nie gesagt! Das 
ist ja jetzt gelogen! – Jens Peick [SPD]: So ein 
Quatsch!)

Nun gibt es ihn wohl doch. Rechtzeitig zur Landtagswahl 
in Mecklenburg-Vorpommern hat das linke „Handels-
blatt“

(Kai Whittaker [CDU/CSU]: Das „Handels-
blatt“ ist links? Interessant! Mein lieber Gott! 
Das sagt ja mehr über Sie aus als über das 
„Handelsblatt“! – Gegenruf des Abg. Jens 
Peick [SPD]: Wenn du so weit rechts stehst, 
dann ist alles links!)

über einen gemeinsamen Aktionsplan von Arbeitsminis-
terium und Innenministerium schwadroniert. Die CDU- 
Wahlergebnisse waren trotzdem niederschmetternd, aber 
vielleicht sollte ja auch nur Manuela Schwesig daran er-
innert werden, dass sie SPD-Mitglied ist.

(Zuruf von der SPD: Hä?)
Seit dem Kabinettsbeschluss von gestern Vormittag 

steht der Aktionsplan nun tatsächlich im Internet. Da 
steht auch Vernünftiges drin. Letztlich ist er ein Ausgriff 
von Forderungen, die wir seitens der AfD seit mehreren 
Jahren erheben. Interessanterweise ist dort ausschließlich 
von „bandenmäßigem Sozialbetrug“ die Rede, der selbst-

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 96. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 24. September 2026                                                                                                                                                                                           11879 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Stephan Albani 

https://dserver.bundestag.de/btd/21/081/2108118.pdf


verständlich bekämpft gehört. Individuellen Missbrauch 
scheint es für das Sozialministerium immer noch nicht zu 
geben.

Wir kennen allerdings viele Beispiele aus ganz unter-
schiedlichen Leistungskategorien. Viele Übeltäter spre-
chen sogar freimütig darüber. Wer es also wissen will, 
muss nur zuhören. Und wir reden hier nicht über Kava-
liersdelikte, sondern über Straftaten. Auf mehr als 
100 Milliarden Euro wird der gesellschaftliche Schaden 
durch Sozialmissbrauch und Schwarzarbeit geschätzt.

Warum ist unser Sozialsystem so betrugsanfällig? Weil 
es für jeden Einzelfall eine Sonderregelung bereithält. Im 
Laufe der Jahrzehnte sind die 13 Sozialgesetzbücher des 
Sozialministeriums immer dicker geworden. Das Drei-
zehnte Buch heißt übrigens Vierzehntes Buch, weil man 
im Sozialministerium abergläubisch ist.

Deutschland hält noch weitere neun Sozialgesetze vor; 
die meisten aus anderen Ministerien. Insgesamt sind es 
mehr als 3 200 aktive Paragrafen, die unsere Sozial-
maschinerie mit ihren über 500 Einzelleistungen antrei-
ben. Da steigt kein Mensch mehr durch und auch keine 
Behörde.

Wissen Sie eigentlich wie viele Ministerien bei uns 
Sozialleistungen austeilen? Raten Sie mal! Es sind acht. 
Natürlich entstehen da Doppelungen und Widersprüche, 
zum Beispiel irre Transferentzugsraten, die Teilzeit plus 
Wohngeld und plus vielleicht noch Kinderzuschlag finan-
ziell attraktiver machen als Vollzeitarbeit. Und es ent-
stehen viele Hunderte Anknüpfungspunkte für Sozial-
betrug. Manchmal hilft der Staat noch ein wenig nach. 
Unser Recht auf Teilzeit ermöglicht jedem Beschäftigten, 
weniger zu arbeiten und sich den fehlenden Verdienst 
beim Jobcenter aufstocken zu lassen, wenn Teilzeit zum 
Leben nicht reicht.

Fairerweise möchte ich hinzufügen: Ministerin Bas hat 
gestern im Ausschuss angemerkt, dass ihr Haus bereits an 
der Bündelung von Sozialleistungen arbeitet. Das freut 
mich sehr. Dann müssen wir von der AfD nicht mehr 
ganz so viel aufräumen. Und wenn ich der Ministerin 
noch einen kleinen Tippp mitgeben darf:

(Kai Whittaker [CDU/CSU]: Bitte nicht!)
Wenn Sie es gut machen, dann können Sie sogar ein 
ganzes Ministerium dabei einsparen, vielleicht sogar 
zwei.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die Uni-

onsfraktion Kai Whittaker.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Jens Peick [SPD]: Der „linke“ 
Kai Whittaker!)

Kai Whittaker (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und Kollegen! 

Diese Koalition ist angetreten, den Sozialstaat fit für die 
Zukunft zu machen. Das heißt für uns, dass wir den 

Menschen besser helfen wollen, die dringend auf diese 
Hilfe angewiesen sind.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Der Sozialstaat muss einfacher werden, er muss schneller 
werden, und er muss wirksamer werden. Und zum ande-
ren wollen wir, dass dieser Sozialstaat sich besser gegen-
über denjenigen wehren kann, die diesen Sozialstaat aus-
beuten wollen, die Sozialleistungsmissbrauch betreiben.

Deshalb müssen wir klüger und vernetzter werden. 
Und genau damit haben wir als Koalition vor wenigen 
Monaten angefangen, als wir das Bürgergeld reformiert 
und durch die neue Grundsicherung ersetzt haben. Wir 
haben dabei drei wesentliche Dinge gemacht.

Erstens. Wir haben für mehr Verbindlichkeit gesorgt. 
Wir haben dafür gesorgt, dass ein Termin im Jobcenter 
kein freiwilliges Freizeitangebot mehr ist, sondern dass 
man kommen muss und es Konsequenzen hat, wenn man 
es nicht tut.

(Thomas Stephan [AfD]: Theoretisch!)

Zweitens. Wir haben dafür gesorgt, dass die Bundes-
agentur für Arbeit ein Kompetenzzentrum gegen Sozial-
leistungsmissbrauch bekommt, um systematischen Be-
trug bundesweit aufdecken zu können.

Und wir haben drittens Arbeitgeber in die Haftung 
genommen. Wenn Arbeitgeber Menschen zukünftig 
schwarz beschäftigen, die dann auch noch Sozialleistun-
gen beziehen, müssen sie für diesen finanziellen Schaden 
aufkommen. Das haben wir gemeinsam miteinander 
durchgesetzt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Aber es reicht uns noch nicht, und deshalb haben Mi-
nister Dobrindt und Ministerin Bas jetzt diesen Aktions-
plan gegen Sozialleistungsmissbrauch vorgelegt. Er ent-
hält drei Dinge, die uns besonders wichtig sind.

Erstens. Wir hören endlich mit dem Behördenping-
pong in Deutschland auf. Das Jobcenter, die Finanzämter, 
die Sozialämter, die Jugendämter, die Sozialversicherun-
gen und auch die Schulen werden zukünftig in der Lage 
sein, alle Daten miteinander austauschen zu können, um 
Sozialleistungsmissbrauch aufzudecken.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Zweitens. Wir werden Schrottimmobilien dicht-
machen. Wir werden den Kommunen alle Werkzeuge 
an die Hand geben, damit sie sich Zugang zu diesen 
Schrottimmobilien verschaffen können, sie genau unter 
die Lupe nehmen können

(Zuruf der Abg. Mayra Vriesema [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

und wenn notwendig auch aus dem Verkehr ziehen kön-
nen – auch zum Schutz der Menschen, die darin hausen 
müssen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)
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Und wir stellen drittens die Freizügigkeit in Europa auf 
neue Beine. Das ist ein hohes Gut, dass in Europa jeder 
Mensch dort wohnen kann, wo er auch Arbeit findet. 
Aber wir wollen, dass Freizügigkeit kein Freibrief für 
Sozialleistungen jeglicher Art wird, sondern wir wollen, 
dass man von seiner eigenen Arbeit schon leben kann und 
man nicht nur einen Minijob braucht, um Sozialleistun-
gen zu bekommen. Damit machen wir Schluss. Und wir 
werden auch darauf achten, dass in Zukunft nicht nur der 
gewöhnliche Aufenthalt in Deutschland, sondern der 
rechtmäßige Aufenthalt in Deutschland wichtig ist, um 
Sozialleistungen zu bekommen.

Ich habe gesagt, dass wir den Sozialstaat fit für die 
Zukunft machen wollen, indem wir betonen, dass wir 
auch den Menschen helfen müssen, die diese Hilfe drin-
gend brauchen. Deshalb werden wir das Bürgergeld ein 
weiteres Mal reformieren. Und dabei sind uns drei Dinge 
wichtig.

Erstens. Wir wollen, dass am Ende des Monats mehr 
Netto vom Brutto übrig bleibt. Leistung muss sich in 
diesem Land lohnen, und die Menschen müssen es in 
ihrem Geldbeutel spüren. Und deshalb werden wir die 
Transferentzugsraten verbessern.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Zweitens. Wir wollen den Sozialstaat einfacher ma-
chen. Das können wir zum Beispiel bei den Wohnkosten, 
indem wir mehr mit Pauschalen arbeiten.

Damit würden wir enorm viel Bürokratie und vor allem 
Personal einsparen, das wir drittens dringend für die Ar-
beitsvermittlung brauchen. Wir müssen die Menschen 
besser und enger begleiten, damit sie ihre Probleme über-
winden und auf dem Arbeitsmarkt wieder auf eigenen 
Beinen stehen können.

Das sind die wesentlichen Dinge, die wir im zweiten 
Teil der Reform des Bürgergelds vorhaben. Und wenn 
man sich all das anschaut, dann sieht man, dass das 
weit mehr ist, als Ihr Antrag heute fordert.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Und das wundert mich, ehrlich gesagt, auch nicht, weil 
sich Ihre Sozialpolitik auf eine ganz einfache Formel 
bringen lässt.

(Thomas Stephan [AfD]: Jetzt sind wir ge-
spannt!)

Für Sie steht nicht der Mensch im Mittelpunkt, sondern 
die Abstammung. Sie sagen den Deutschen schlicht und 
ergreifend: Die Ausländer, die betrügen alle. Wir schmei-
ßen die alle raus, dann haben wir genug Geld da für den 
Rest im Land.

Nur damit haben Sie, Frau Huy, eben nicht eine einzige 
Behörde effizienter gemacht. Sie haben nicht eine einzige 
Sozialleistung zusammengelegt. Sie sind nicht effizienter 
und besser geworden. Sie haben den Menschen nicht 
besser geholfen, in den Arbeitsmarkt zu kommen. Das 
ist der Unterschied. Deshalb können Sie gerne Ihre Vor-
stellung von Integration von Abstammung abhängig ma-

chen, wir machen unsere Vorstellung von Integration von 
Arbeit abhängig. Daran glauben wir, und daran arbeiten 
wir.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – Zu-

ruf des Abg. Thomas Stephan [AfD])

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist Timon 

Dzienus für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Timon Dzienus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Als ich in die Tages-

ordnung geschaut habe, war ich ein bisschen irritiert; 
denn das gleiche Thema haben wir auf Antrag der Rechts-
extremen ja schon mehrfach diskutiert: im März, im Juni 
und jetzt im September.

Meine Damen und Herren, es ist ein durchschaubares 
Manöver, das ich mal auseinandernehmen möchte. Eine 
Lüge ist eine Lüge und muss als solche benannt werden. 
Beatrix von Storch hat letzten Sonntag bei „Caren Mios-
ga“ behauptet, 150 000 Menschen würden per Haftbefehl 
gesucht und Sozialleistungen kassieren. Die Wahrheit ist: 
Es werden nicht mal so viele Menschen überhaupt per 
Haftbefehl gesucht, und nur ein Bruchteil davon bezieht 
Leistungen. Lügen sind ein bekanntes Mittel des Faschis-
mus. Und mehr als Lügen und Hetzen fällt Ihnen am Ende 
nicht ein; mehr können Sie auch gar nicht. Die AfD ist 
eine Partei der Lügen und der Hetze.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Jetzt reden wir seit Monaten über angeblich massen-
haften Sozialbetrug; aber belastbare Zahlen dazu gibt es 
nicht. Wir haben uns die Zahlen beim Bürgergeld mal 
angeschaut: bandenmäßiger Betrug in 0,007 Prozent der 
Fälle. Das Problem ist der Sozialbetrug; der wird jetzt 
schon verfolgt und hart bestraft. Aber der Steuerbetrug 
wird weniger intensiv verfolgt und weniger hart bestraft, 
obwohl der Schaden viel größer ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Über 100 Milliarden Euro verliert unsere Gesellschaft 
durch massenhaften Steuerbetrug – 100 Milliarden Euro. 
Deswegen, meine Damen und Herren, brauchen wir eine 
Offensive gegen den Steuerbetrug, gegen Finanzkrimi-
nalität. Aber stattdessen diskutieren wir hier wieder die-
sen rechten Blödsinn. Das ist und bleibt die falsche Prio-
rität.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Die Bundesregierung hat Ihren Aktionsplan gegen So-
zialbetrug direkt im Kabinett beschlossen; aber den Ak-
tionsplan gegen Steuer- und Finanzkriminalität – da ste-
hen ja sogar gute Sachen drin – kriegen Sie nicht richtig 
umgesetzt. Dazu gibt es keinen Kabinettsbeschluss. Die 
Kleinen hängt man, und die Großen lässt man laufen. 
Meine Damen und Herren von der Koalition, lassen Sie 
sich doch von diesen rechten Demagogen nicht treiben! 
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Sagen Sie der Steuerhinterziehung den Kampf an! Setzen 
Sie den Aktionsplan gegen Steuer- und Finanzkriminali-
tät endlich um!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Aber zurück zu den Rechtsextremen. Neben Ihren Lü-

gen spielen Sie sich ja auch gerne als Partei der kleinen 
Leute auf. Ich habe mir mal angeschaut, wie die Realität 
aussieht, also wie Sie abstimmen: höheren Mindestlohn 
abgelehnt,

(Peter Bohnhof [AfD]: Lüge!)
Mietpreisbremse abgelehnt, Steuerentlastungen für 
Reiche zugestimmt. Sie sind nicht die Partei der kleinen 
Leute,

(Peter Bohnhof [AfD]: Lüge! Sie sprechen von 
„Lügen“ und lügen ja selbst!)

Sie sind die Partei der reichen Bonzen. So sieht es näm-
lich aus.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Partei der Lügen, Partei der Reichen – es bleibt noch 
die Behauptung, Sie seien die Partei für Recht und Ord-
nung. Und das ist wirklich dermaßen lächerlich. In Ihrer 
neuen Fraktion in Sachsen-Anhalt sitzen zwei Männer, 
gegen die wegen der Weiterführung einer verbotenen 
Neonaziorganisation ermittelt wird. Ihr Spitzenkandidat 
rief dazu auf, Militär und Waffen gegen Menschen für 
Massendeportationen einzusetzen. Und in Mecklenburg- 
Vorpommern gab es bei einem Ihrer Kameraden Durch-
suchungen. Was wurde gefunden? Waffen, Munition, 
Sprengstoff. Da wird wegen des Verstoßes gegen das 
Kriegswaffenkontrollgesetz ermittelt. Und dann haben 
wir natürlich noch Sascha Gläser – der Bankräuber der 
AfD – und, nicht zu vergessen, Björn Höcke: wegen Ver-
wendung von Kennzeichen verfassungswidriger Organi-
sationen 30 000 Euro Strafzahlung, Vorbestrafung inklu-
sive.

(Zuruf des Abg. Markus Matzerath [AfD])
Der möchte jetzt wieder Rechtsterroristen in die AfD 
aufnehmen. Da kommt zusammen, was zusammen-
gehört. Die AfD ist der parlamentarische Arm des 
Rechtsterrorismus – einfach nur widerlich und gefähr-
lich.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken – Zuruf 
des Abg. Thomas Stephan [AfD])

Ich könnte ewig so weitermachen; aber eine Frage 
interessiert mich dann doch: Haben Sie den Antrag ei-
gentlich mit Maximilian Krah abgestimmt? Der wurde 
ja im Sommer per Haftbefehl gesucht. Wo ist der Kame-
rad Krah eigentlich? Macht er gerade wieder Urlaub in 
Russland? Falls ja, sagen Sie ihm bitte, dass er da einfach 
bleiben soll.

Und mit Sozial- und Steuerbetrug kennen sich die 
Rechtsextremen auch aus. Ermittlungen wegen Untreue, 
Scheinbeschäftigung, Steuerhinterziehung, Durch-
suchungen bei Alexander Gauland – alles dabei. Es ist 
alles dabei, was kriminelle Machenschaften angeht. Bei 
Ihnen kann man das finden. Sie sind nicht die Partei der 

kleinen Leute. Sie sind ein Sammelbecken von Krimi-
nellen, von Rechtsextremen und von Moskaufreunden. 
Die AfD ist nicht die Partei für Recht und Ordnung, die 
AfD ist eine Partei für Rechtsextremismus und Chaos.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Thomas Stephan [AfD]: Was hat das jetzt mit 
Sozialleistungsmissbrauch zu tun?)

Meine Damen und Herren, zum Schluss ein Appell vor 
allem an die Kollegen der Union. Der Bundeskanzler hat 
in seiner letzten Regierungserklärung darauf hingewie-
sen, dass die Rechtsextremen nichts anderes als ethnische 
Säuberungen planen. Wenn das auch nur irgendeinen 
Wert haben soll, dann ist es jetzt Zeit für ein Verbot der 
AfD.

(Thomas Stephan [AfD]: Macht doch! Macht 
doch! – Weiterer Zuruf von der AfD)

Und wenn Sie sich das nicht trauen, dann müssen wir die 
AfD vielleicht als kriminelle Vereinigung verbieten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken – Peter 
Bohnhof [AfD]: Das sagt ein Grüner! Das 
sagt ein Grüner! – Zuruf des Abg. Thomas 
Stephan [AfD])

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die SPD- 

Fraktion Jens Peick.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Jens Peick (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren Abgeordnete! Die AfD hat einen Antrag vor-
gelegt, der vermeintlich Lücken im Aktionsplan der Bun-
desregierung schließen will, sich aber tatsächlich im 
Klein-Klein verliert und vor allem Menschen unter Ge-
neralverdacht stellt. Wenn wir uns die Sache mal genau 
anschauen, dann erkennen wir: Sie sieht anders aus.

Im Jahr 2025 haben die Jobcenter 406 Fälle banden-
mäßigen Betrugs angezeigt. Das zeigt erst mal: Leis-
tungsmissbrauch ist kein Massenphänomen, und schwere 
Fälle sind eher selten – auch wenn hier etwas anderes 
behauptet wird. Von 406 Fällen hängt nicht die Akzep-
tanz unseres Sozialstaats bei den Bürgerinnen und Bür-
gern ab. Die Akzeptanz des Sozialstaats hängt davon ab, 
ob es dem System gelingt, Menschen zu helfen, auf ei-
genen Beinen zu stehen, und ob es Menschen hilft, sie in 
Arbeit zu vermitteln. Und sie hängt natürlich auch davon 
ab, ob man sachlich mit diesem Thema umgeht oder diese 
406 Missbrauchsfälle für Hetze instrumentalisiert.

Eines ist mir besonders wichtig. Die Opfer dieses ban-
denmäßigen Betrugs sind in erster Linie Menschen, die 
vornehmlich aus Osteuropa mit falschen Versprechungen 
hierhergelockt werden, auf die hier ausbeuterische Le-
bens-, Arbeits- und Wohnverhältnisse warten: Schrott-
immobilien, illegale Beschäftigung und Menschenhan-
del. Deshalb drängen viele der betroffenen Kommunen 
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wie Mannheim, Duisburg, Gelsenkirchen oder meine 
Heimatstadt Dortmund schon lange darauf, dieser Form 
der Organisierten Kriminalität ein Ende zu bereiten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Das sage ich auch meinem Vorredner, dem Kollegen 
Dzienus. Es geht hier nicht darum, die Kleinen zu hängen 
und die Großen laufen zu lassen. Das ist Organisierte 
Kriminalität, und mit der beschäftigen wir uns.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ich bin der Bundesarbeitsministerin Bärbel Bas sehr 
dankbar, dass sie dieses Thema von Anfang an angegan-
gen hat. Auch diesbezüglich stimmt das, was meine Vor-
rednerin aus der AfD gerade behauptet hat, nicht. Bärbel 
Bas hat nie gesagt, dieses Problem existiere nicht. Vom 
ersten Tag an in ihrem Amt hat sie gesagt, dass sie das in 
den Blick nimmt.

(Zuruf des Abg. Thomas Stephan [AfD])

Deswegen bin ich Bärbel Bas dankbar, dass sie gemein-
sam mit unserem Innenminister Alexander Dobrindt Vor-
schläge aus den Kommunen aufgegriffen hat und nun 
einen Aktionsplan gegen Sozialleistungsmissbrauch vor-
legt.

Die entscheidenden Punkte daraus will ich kurz nen-
nen.

Erstens. Der Datenaustausch zwischen den Behörden 
wird besser. Alle Daten, die für Sozialleistungen relevant 
sind, können mittels Identifikationsnummer eindeutig ei-
ner Person zugeordnet werden.

Zweitens. Wer verurteilter Straftäter ist und sich dem 
Haftantritt entzieht, erhält keine Sozialleistungen mehr.

Drittens. Kommunen können jetzt gegen Schrottimmo-
bilien vorgehen – mittels Instandsetzungsgeboten, Vor-
kaufsrecht und Nutzungsuntersagung.

Und das Vierte und Wichtigste ist: Die Haftung der 
Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber wird ausgeweitet. 
Wer seine Beschäftigten nur zum Schein, gar nicht oder 
nur zum Teil meldet, soll die zu Unrecht gezahlten Sozi-
alleistungen an die Jobcenter zurückzahlen.

Mit dem Aktionsplan gehen wir damit nicht nur gegen 
Sozialleistungsbetrug vor, sondern gegen das ganze kri-
minelle, menschenverachtende System, das ihm zu-
grunde liegt – im Gegensatz zur AfD.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Tilman Kuban [CDU/CSU] – Thomas 
Stephan [AfD]: Wir sind immer noch in der 
Opposition! Was soll man machen?)

Die AfD behauptet, der Aktionsplan habe Lücken; 
denn sie stellt alle Menschen unter Generalverdacht, die 
Leistungen beziehen. Für die AfD sind nicht nur Men-
schen, die bandenmäßigen Betrug betreiben, kriminell, 
sondern potenziell alle Menschen, die vom Staat Hilfe 
erhalten. Damit schüren Sie aber nur Misstrauen in dieser 
Gesellschaft, und das hilft niemandem.

(Thomas Stephan [AfD]: Was ein Quatsch! – 
Gegenruf des Abg. Peter Bohnhof [AfD]: Den 

hat er in Dortmund auch schon erzählt, den 
Quatsch!)

Wir packen die Probleme an.
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist Cansin 

Köktürk für die Fraktion Die Linke.
(Beifall bei der Linken)

Cansin Köktürk (Die Linke):
Frau Präsidentin! Meinen Namen spricht man 

„Cansın“ aus. Abgeordnete! Also vorab: Der vorliegende 
Antrag ist absolut nutzlos; aber dass sich die Regierung 
jetzt als Sozialstaatsretter darstellt, ist ebenso erbärmlich.

Ich verweigere mich dem Ausmachen des Sünden-
bocks aus politischer Bequemlichkeit. So einfach funk-
tioniert das eben nicht. Das ist Manipulation, und wir 
sehen das. Deswegen hat die Hauptstadt Deutschlands 
Die Linke zur stärksten Kraft gewählt.

(Thomas Stephan [AfD]: Schlimm genug!)
Wie viel Angst muss man eigentlich vor einer starken 
Linken haben, dass man politisch gerade so wild um 
sich schlägt? Lächerlich nenne ich das.

Seit 2024 wird das Beschäftigungswachstum aus-
schließlich von ausländischen Beschäftigten getragen. 
Der Missbrauchsvorwurf ist also trotz dieser Fakten das 
Originellste, was Ihnen einfällt? Schauen Sie mal nach 
rechts, dann schauen Sie nach links, und schauen Sie sich 
mal im Spiegel an! Sie sind diejenigen, die die Ängste der 
Bevölkerung für sich missbrauchen. Das ist der eigentli-
che Missbrauch, über den wir reden sollten.

(Beifall bei der Linken)
Was wäre denn Deutschland heute eigentlich ohne die 

Millionen Menschen mit Migrationshintergrund, die hier 
leben und arbeiten? Legen Sie doch mal die vollständige 
Rechnung auf den Tisch. Wer pflegt Sie, wenn Sie nach 
einem Schlaganfall auf Hilfe angewiesen sind? Wer fährt 
frühmorgens los, damit Ihre Straßen sauber sind? Wer 
arbeitet in der Logistik, auf dem Bau, in der Wirtschaft, 
in unzähligen anderen Berufen und hält dieses Land am 
Laufen? Diese Fragen gehören in dieses Parlament.

Die letzte Sitzungswoche hier im Parlament hat eines 
sehr deutlich gemacht: Die weiße Mehrheitsgesellschaft 
ist es gewohnt, sich selbst als neutral zu betrachten – als 
Norm, als Perspektive, von der aus alle anderen Perspek-
tiven erklärt werden.

(Thomas Stephan [AfD]: „Weiße Mehrheits-
gesellschaft“!)

Diese Zeiten sind vorbei. Wir lassen uns gar nichts mehr 
von Ihnen erklären. Und eines möchte ich auch der Union 
sagen: Halten Sie mal die Füße ein bisschen still! Sie sind 
aus dem Landtag geflogen. Vielleicht wäre jetzt ein guter 
Zeitpunkt, einmal tief durchzuatmen,

(Zuruf von der AfD: …, um mit der Linken zu 
koalieren!)
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bevor Sie genauso wie die AfD Bevölkerungsgruppen 
unter Generalverdacht stellen.

Politische Verantwortung bedeutet nicht, ständig neue 
Feindbilder zu produzieren.

(Kai Whittaker [CDU/CSU]: Dann haben Sie 
aber bei meiner Rede nicht zugehört, Frau 
Köktürk!)

Die starke linke Kraft in Berlin zeigt, wohin Deutschland 
gehen wird.

(Peter Bohnhof [AfD]: DDR 2.0!)
Die Menschen widersprechen längst Ihrem Kurs. Sie 
werden aufstehen gegen die Respektlosigkeit, die Sie 
hier gegen Ihre eigenen Bürger/-innen fahren. Deswegen 
sage ich an meine Migra-Brüder und -Schwestern:

(Kai Whittaker [CDU/CSU]: „Migra“?)
Ihr seid nicht nur Arbeitskräfte, nicht nur Steuerzahler. 
Dieses Land gehört euch genauso wie allen anderen, die 
hier leben.

(Beifall bei der Linken – Marc Biadacz [CDU/ 
CSU]: Was erzählen Sie denn da?)

Und im Hinblick auf Ihre zukünftigen Auftritte im 
Parlament: Wenn nur ein Mensch rassistisch behandelt 
wird, wird die Person nicht alleingelassen – aus Anstand. 
Das sollten Sie sich merken.

(Kai Whittaker [CDU/CSU]: Es ist aber mutig, 
als Linke von Anstand zu sprechen hier in Ber-
lin!)

Diese Unwahrheiten werden endlich aufgebrochen, 
und Sie hängen mit nutzlosen Anträgen hinterher. Ich 
bin in diesem Parlament, damit auf die Frage eines mi-
grantischen Kindes „Bin ich eigentlich wirklich gemeint, 
wenn ihr von Deutschland sprecht?“ die Antwort irgend-
wann lautet: Ja, du gehörst dazu. Deine Geschichte gehört 
dazu. Dein Name muss nicht Deutsch sein. Deine Eltern 
müssen hier nicht geboren sein. Du musst dich nicht 
kleiner machen, damit andere sich größer fühlen. Du 
bist Teil der Gesellschaft. Punkt!

(Beifall bei der Linken – Kai Whittaker [CDU/ 
CSU]: Sagen Sie das auch den jüdischen Mit-
bürgerinnen und Mitbürgern?)

Und wissen Sie was? Gott sei Dank bin ich keiner von 
euch.

(Peter Bohnhof [AfD]: Gott sei Dank!)
Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist Peter Aumer 

für die Unionsfraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Peter Aumer (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Unser Sozialstaat lebt von Verantwortung und 

vor allem auch von Vertrauen. Vertrauen der Menschen, 
die jeden Tag früh morgens aufstehen, zur Arbeit gehen, 
ihre Steuern und Beiträge zahlen und die von uns, die wir 
den Rahmen für unsere Staatlichkeit setzen, erwarten, 
dass ihre Arbeit anerkannt wird. Sie haben die Erwartung, 
dass die Menschen, die Hilfe brauchen, auch Hilfe be-
kommen.

Sehr geehrte Frau Köktürk, was Sie in Ihrer Rede ge-
rade gemacht haben, ist aus meiner Sicht schon ein klein 
bisschen schwierig.

(Heiterkeit bei der CDU/CSU – Kai Whittaker 
[CDU/CSU]: Das ist aber lieb formuliert!)

– Ja, ich hätte es vielleicht ein bisschen härter sagen 
können; das stimmt. – Politische Verantwortung, Frau 
Kollegin, ist aus meiner Sicht etwas, was Sie in Ihrer 
Rede nicht berücksichtigt haben. Sie werfen uns vor, 
wir würden unserer Verantwortung nicht nachkommen, 
dabei sind Sie in Ihrer Rede Ihrer Verantwortung, die 
Sie auch gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern unse-
res Landes haben, null Komma null nachgekommen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD und der SPD)

Ich sage Ihnen auch, warum. Wer hier gespalten hat, 
waren Sie. Wir diskutieren hier nicht über Migration und 
Nichtmigration oder darüber, ob Migranten anders be-
handelt werden oder nicht. Wir versuchen, Sozialleis-
tungsmissbrauch zu bekämpfen – unabhängig davon, 
wer unseren Staat missbraucht, welche Hautfarbe er hat.

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD)

Jeder, der den Sozialstaat missbraucht, muss Konsequen-
zen fürchten. Und das, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, ist unser Ziel.

Daran arbeiten wir, und daran können auch die Linken 
mitarbeiten. Sie haben keinen einzigen Vorschlag zu die-
sem Tagesordnungspunkt gemacht.

(Cansin Köktürk [Die Linke]: Sie haben keine 
Zahlen!)

Wir sind unserer Verantwortung nachgekommen. Die 
Bundesregierung hat einen Aktionsplan vorgelegt, der 
genau diese Probleme angeht: mehr Datenaustausch zwi-
schen den Behörden, verstärkte Zusammenarbeit der Job-
center, der Bundesagentur für Arbeit und des Zolls. Und 
er geht vor allem gezielter gegen Organisierte Kriminali-
tät vor.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich möchte 
einen Punkt aus diesem Aktionsplan aufgreifen, der mir 
persönlich wichtig war und der mich in den letzten Jahren 
begleitet hat: die Bezahlkarte. In meinem Wahlkreis in 
Regensburg gibt es seit der Einführung der Bezahlkarte 
eine von unter anderem den Linken organisierte Tausch-
börse, die in den Büros der Linken stattfindet.

(Zuruf von der Linken)

In diesem Zusammenhang können wir über Rechtsstaat-
lichkeit sprechen. Wenn der Gesetzgeber kraft seiner Au-
torität Gesetze erlässt und sagt: „Wir wollen nicht, dass 
Asylbewerber zu viel Bargeld haben; wir begrenzen es 
auf 50 Euro“,
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(Zuruf der Abg. Mayra Vriesema [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

dann ist das ein klarer Wille. Sie von den Linken und von 
den Grünen – auch die stellen ihre Räumlichkeiten bei 
mir im Wahlkreis zur Verfügung – organisieren diese 
Tauschaktionen. Da muss man sich die Frage stellen: 
Warum verlieren Menschen Vertrauen in Politik und 
Staatlichkeit?

(Maik Brückner [Die Linke]: Deswegen? Weil 
Menschen solidarisch sind?)

Genau aufgrund solcher Aktionen, meine sehr geehrten 
Damen und Herren.

In meinem Wahlkreis haben mich viele Bürgerinnen 
und Bürger angesprochen. Ich bin froh, Frau Staatssekre-
tärin, dass dieser Punkt im Aktionsplan steht. Wir legen 
Wert darauf, dass die Maßnahmen gegen die Umgehun-
gen beim Thema Bezahlkarte bis spätestens Ende des 
Jahres umgesetzt werden; denn aus meiner Sicht ist das 
ein klarer Punkt, der Vertrauen der Bürgerinnen und Bür-
gern kostet.

(Beifall bei der CDU/CSU – Maik Brückner 
[Die Linke]: Kümmert euch mal um die echten 
Probleme!)

– Ja, wir kümmern uns natürlich um die echten Probleme.
Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich komme 

auf den Antrag der AfD zu sprechen. Er ist ein schönes 
Sammelsurium all der Punkte, die Sie häufiger diskutie-
ren. – Herr Kollege Springer, Sie nicken jetzt. – Sie haben 
mir im Ausschuss, als wir schon mal über Sozialleis-
tungsmissbrauch gesprochen haben, vorgeworfen, dass 
ich das Wort „Hetze“ gebraucht hätte, als es darum ging, 
dass wir Menschen, die mit Haftbefehl gesucht werden, 
die Grundsicherung entziehen wollen. Ich habe, sehr ge-
ehrter Herr Springer, nicht die Menschen oder das Thema 
damit gemeint; da sind wir in der Analyse relativ klar. Ich 
habe als „Hetze“ bezeichnet, was Sie in Ihrer Rede ange-
führt haben. Sie haben in Ihrer Rede – ich habe noch mal 
nachgeschaut – über staatlich organisierte Verwahr-
losung, über die Perversion des Sozialstaates gesprochen, 
als es um die Diskussion über ein menschenwürdiges 
Existenzminimum ging. Das habe ich als Hetze bezeich-
net. Ich habe gesagt, man könnte das als Hetze bezeich-
nen. Sehr geehrter Herr Springer, es ging nicht um die 
Analyse. Es ging darum, welches Bild Sie von unserem 
Staat und unserer Staatlichkeit zeichnen – auch mit Blick 
darauf, wie Sie unser Grundgesetz interpretieren.

(Zuruf des Abg. Dr. Malte Kaufmann [AfD])

Deswegen, meine sehr geehrten Damen und Herren, leh-
nen wir Ihren Antrag ab.

Ich bin stolz auf den Staat, in dem ich lebe. Ich bin 
stolz auf die Organisation. Ich bin stolz darauf, dass wir 
in einem Staat leben, der in Frieden und Freiheit organi-
siert ist und in dem wir in Sicherheit sind. Auch Sicher-
heit ist für Sie kein Thema; denn Sie wollen keine Inves-
titionen mehr in unsere Bundeswehr. Deswegen lehnen 
wir den Antrag der AfD ab.

(Zuruf von der AfD: Ach!)

Wir als Regierungskoalition setzen den Aktionsplan ver-
antwortungsvoll um.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Missstände!)
Und, Frau Staatssekretärin, wir erwarten, dass bis Ende 
des Jahres alle Punkte auch umgesetzt werden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist René Springer 

für die AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

René Springer (AfD):
Guten Tag, Frau Präsidentin! Verehrte Kollegen! Liebe 

Gäste! Im Juni wurde von Sozialministerin Bärbel Bas 
ein Aktionsplan gegen den Sozialleistungsmissbrauch 
angekündigt. Der sollte im Juli vorgelegt werden. Wir 
haben geduldig, wie wir sind, gewartet. Zwei Monate 
später, im September, kam er dann endlich: am 16.09., 
kurz vor den Wahlen in Berlin und Mecklenburg-Vor-
pommern. Wir alle wissen, wie das Spiel läuft: Man hat 
sich erhofft, durch ein bisschen Aktionismus noch ein 
paar Wähler zu überzeugen, die Altparteien zu wählen. 
Und was ist tatsächlich passiert? Sie wurden abgestraft – 
genau für diese Politik, die Politik der Ankündigung.

Was ich überhaupt nicht verstehe: Das ist die Bundes-
regierung. Aufgabe der Bundesregierung ist es nicht, Zet-
tel zu schreiben. Aufgabe der Bundesregierung ist es, 
Gesetzentwürfe vorzulegen, dass wir hier darüber dis-
kutieren können, etwas beschließen können und dass 
Recht und Gesetz umgesetzt wird.

(Kai Whittaker [CDU/CSU]: Weil Sie sich ja 
auch an Recht und Gesetz halten in der AfD!)

Stattdessen haben wir acht Seiten bekommen; Sie alle 
haben das Papier gelesen. Acht Seiten, die Hälfte davon 
abgeschrieben aus AfD-Anträgen,

(Kai Whittaker [CDU/CSU]: Ach du lieber 
Gott! – Jens Peick [SPD]: So ein Quatsch!)

in einem Ministerium mit 1 400 Mitarbeitern. Das macht 
mein Mitarbeiter an einem Nachmittag.

(Beifall bei der AfD)
Ich frage mich, was diese 1 400 Mitarbeiter im Ministe-
rium machen. Wir finden es ja gut, dass Sie Dinge von 
uns abschreiben

(Kai Whittaker [CDU/CSU]: In Ihrem Antrag 
steht das doch gar nicht drin, Herr Springer! 
Was erzählen Sie denn hier für einen Blöd-
sinn?)

und dass Sie endlich sagen, per Haftbefehl Gesuchte sol-
len keine Grundsicherungsleistungen mehr bekommen. 
Das finden wir toll. Frau Köktürk gefällt das nicht; aber 
den deutschen Steuerzahlern gefällt das. Und das ist gut; 
denn endlich wird Politik gemacht – auf unseren Druck 
hin – im Interesse der deutschen Steuerzahler.

(Beifall bei der AfD)
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Was uns aber nicht gefällt, ist, dass dort Lücken hin-
terlassen wurden. Lücken, die so groß sind, dass der Ak-
tionsplan überhaupt nichts bringen wird, weil die wesent-
lichen Probleme ungelöst bleiben. Eine Lücke ist, dass 
die Einwanderung in das Grundsicherungssystem nach 
wie vor für jedermann möglich ist. Es kann doch nicht 
sein, dass sich Leute hier in Deutschland ein Bein aus-
reißen und Steuern zahlen – nicht nur Deutsche, natürlich 
auch integrierte Ausländer –, während andere illegal ein-
wandern können und am Ende über Jahre und teilweise 
über ein Jahrzehnt in der Grundsicherung verweilen.

(Zuruf der Abg. Cansin Köktürk [Die Linke] – 
Kai Whittaker [CDU/CSU]: Stimmt doch 
nicht! Wir haben gesagt „rechtmäßiger Aufent-
halt“, nicht „gewöhnlicher“, Herr Springer! 
Lesen Sie doch mal den Aktionsplan! – Gegen-
ruf von der AfD: Ganz ruhig bleiben!)

Das ist doch nicht fair.
Diese Lücke wollen wir schließen. Wir sagen: Gut 

integrierte Ausländer sollen einen Anspruch auf Grund-
sicherung haben. Aber sie sollen erst mal zehn Jahre 
gearbeitet und eingezahlt haben,

(Beifall bei der AfD)

selbst von ihrem Geld leben können. Dann kann es einen 
Anspruch auf Grundsicherung geben – aber nicht für alle 
Ewigkeit, sondern für ein Jahr. Das ist fair. Das ist das, 
was die Steuerzahler wollen.

(Zuruf des Abg. Peter Aumer [CDU/CSU])

Ein weiteres Thema: EU-Ausländer, die seit Jahr und 
Tag nach Deutschland kommen,

(Jens Peick [SPD]: Seit 2014! Nicht seit Jahr 
und Tag!)

hier über einen Scheinarbeitsvertrag oder von mir aus 
auch über einen richtigen Arbeitsvertrag für 200 oder 
300 Euro im Monat arbeiten und den Rest mit Sozial-
leistungen aufstocken. Nicht nur diejenigen, die den Ar-
beitsvertrag haben, beziehen Sozialleistungen, sondern 
auch die ganze Familie. Das ist doch nicht fair. Mir 
kann doch keiner erklären, dass es fair ist, dass ich, 
wenn ich hier für 200 Euro arbeite, 1 400 Euro obendrauf 
bekomme – auf dem Rücken der deutschen Steuerzahler. 
Das wollen wir nicht mehr. Wir wollen diese Lücke 
schließen,

(Beifall bei der AfD)

und das sollten auch Sie tun. Ansonsten sind Sie nämlich 
nach den nächsten Wahlen auch in den anderen Par-
lamenten nicht mehr vertreten.

Noch ein Punkt: Kindergeldüberweisungen ins Aus-
land. Seit neun Jahren stehe ich hier und sage: Es ist nicht 
fair, dass wir Kindergeld in voller Höhe auf ausländische 
Konten überweisen. – In Rumänien liegt das Kindergeld-
niveau für ein Kind bei 58 Euro im Monat. Wir über-
weisen 250 Euro. Existieren die Kinder wirklich? Wissen 
wir nicht. Es wird ja nicht überprüft; davor verschließt 
man die Augen. Wir sagen seit neun Jahren, dass die 
Kindergeldleistungen an das Niveau vor Ort angepasst 

werden müssen. Wir sagen ja nicht, dass gestrichen wer-
den muss; aber sie müssen an das Niveau vor Ort ange-
passt werden.

(Kai Whittaker [CDU/CSU]: Das ist gegen das 
EU-Recht!)

Neun Jahre lang sagen Sie: Es ist nicht möglich. – Jetzt 
plötzlich steht es im Aktionsplan; aber da steht nur drin: 
Wir versuchen, bei der Europäischen Union irgendwie 
darauf hinzuwirken.

(Zuruf des Abg. Kai Whittaker [CDU/CSU])
Diese Europäische Union wird unsere Interessen nicht 
vertreten. Wir müssen hier unsere Interessen vertreten.

(Beifall bei der AfD)
Und wenn wir in der Regierungsverantwortung sind, 
dann werden wir sie auch vertreten. Wir werden das 
Kindergeld runtersetzen. Und wenn die Europäische 
Union dann sagt: „Das geht so nicht; wir verklagen 
euch“, –

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die Redezeit, Herr Springer.

René Springer (AfD):
– dann sagen wir: „Liebe Europäische Union, dann 

zahlen wir halt einfach weniger. Wir sind Nettobeitrags-
zahler Nummer eins.“

(Kai Whittaker [CDU/CSU]: Sie wollen die 
EU zerstören! Das ist schön, dass Sie das mal 
zugeben!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Springer, die Redezeit ist abgelaufen.

René Springer (AfD):
Das ist Interessenpolitik für deutsche Steuerzahler, das 

ist unsere Politik.
(Timon Dzienus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN]: Die Redezeit ist vorbei!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Springer, die Redezeit ist abgelaufen!

René Springer (AfD):
Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit und für Ihr 

Verständnis.
Danke schön.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die letzte Rednerin in dieser Debatte ist Rasha Nasr für 

die SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Rasha Nasr (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Werte Kolleginnen und Kollegen! 
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Sozialleistungsmissbrauch ist kein Kavaliersdelikt. Und 
ich finde, wir sollten diesen Satz auch nicht den Rechts-
extremen überlassen.

(Stephan Brandner [AfD]: Lieber den Links-
extremen, oder wie? – Gegenruf des Abg. 
Tilman Kuban [CDU/CSU]: Fühlen Sie sich 
angesprochen, oder was? – Gegenruf des 
Abg. Stephan Brandner [AfD]: Ich bin nicht 
linksextrem!)

Denn es geht hier um etwas sehr Grundsätzliches, näm-
lich um das Vertrauen in unseren Sozialstaat. Unser 
Sozialstaat gibt ein Versprechen: Wer Unterstützung 
braucht, bekommt sie. Wer seinen Arbeitsplatz verliert, 
wer krank wird, wer in eine schwierige Lebenssituation 
gerät, soll sich darauf verlassen können, dass diese Ge-
sellschaft ihn nicht fallen lässt.

Aber zu diesem Versprechen gehört eben auch: Wer 
versucht, dieses System zu betrügen, muss damit rech-
nen, dass der Rechtsstaat handelt. Genau deshalb hat die 
Bundesregierung, allen voran Bärbel Bas, einen Aktions-
plan gegen Sozialleistungsmissbrauch und Ausbeutung 
vorgelegt.

(Beifall des Abg. Dirk Wiese [SPD])

Wir verbessern den Datenaustausch zwischen den Behör-
den. Wir stärken die Zusammenarbeit von Jobcentern, 
Finanz- und Sicherheitsbehörden. Wir gehen gegen 
Schwarzarbeit, Scheinarbeitsverhältnisse und organi-
sierte Betrugsstrukturen vor. Wir nehmen missbräuchli-
che Vermietungsmodelle und sogenannte Schrottimmobi-
lien in den Blick. Und wir stärken die Möglichkeiten, 
diejenigen zu verfolgen, die hinter organisiertem Sozial-
leistungsmissbrauch stehen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Das ist konkretes staatliches Handeln, und das ist auch 
notwendig.

Aber es gibt einen entscheidenden Unterschied zu dem 
Antrag, über den wir gerade beraten: Wir bekämpfen 
Missbrauch, Sie stellen Menschen unter Generalver-
dacht. Und das ist nicht dasselbe; das hat mein Kollege 
Kai Whittaker auch schon klargemacht.

Wer Sozialleistungsmissbrauch wirklich bekämpfen 
will, muss auch hinschauen, wer von diesen Strukturen 
profitiert. Menschen werden schwarz beschäftigt, Löhne 
werden vorenthalten, Menschen werden in völlig über-
teuerten, teilweise unbewohnbaren Wohnungen unter-
gebracht, und organisierte Strukturen verdienen daran. 
Deshalb nimmt der Aktionsplan nicht nur diejenigen in 
den Blick, die Leistungen vielleicht zu Unrecht beziehen, 
sondern auch diejenigen, die Menschen ausbeuten und 
unseren Sozialstaat für ihre Geschäftsmodelle missbrau-
chen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Ein starker Sozialstaat ist kein naiver Sozialstaat, 
meine lieben Kolleginnen und Kollegen. Er kontrolliert, 
er setzt Regeln durch, und er verfolgt Betrug. Aber er 
macht aus Kontrollen eben kein Misstrauen gegen ganze 
Bevölkerungsgruppen. Denn auch das gehört zur Wahr-

heit: Die überwiegende Mehrheit der Menschen, die auf 
unseren Sozialstaat angewiesen ist, missbraucht ihn 
nicht.

Deshalb brauchen wir weder Wegschauen, noch brau-
chen wir den Generalverdacht. Wir brauchen einen Staat, 
der genau hinschaut und konsequent handelt, aber gleich-
zeitig das Versprechen unseres Sozialstaates verteidigt: 
Wer Hilfe braucht, bekommt Hilfe. Wer andere ausbeutet 
oder unseren Sozialstaat betrügt, muss eben auch mit 
Konsequenzen rechnen. Dafür braucht es wirksame Poli-
tik und ganz bestimmt nicht diesen Antrag.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Damit schließe ich die Aussprache.
Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlage auf 

der Drucksache 21/8118 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Wenn das nicht der Fall ist, 
dann verfahren wir so.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 13: 

Vereinbarte Debatte: 

Zukunft Europas – Prioritäten für das Ar-
beitsprogramm der EU-Kommission 2027

Auch hier wurde eine Dauer von 30 Minuten verein-
bart.

Ich eröffne hiermit die Aussprache. Der erste Redner in 
dieser Debatte ist Tilman Kuban für die Unionsfraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Tilman Kuban (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Es gibt in Europa nur zwei Arten von Staaten: 
kleine Staaten und Staaten, die noch nicht begriffen ha-
ben, dass sie klein sind. – Das sagte einst EU-Gründer-
vater Paul-Henri Spaak. Es ist ein Satz, der heute mehr 
denn je gilt. Denn in einer Welt, in der Macht, Stärke und 
Gewalt zu den Maximen der Politik in Moskau, Peking 
und leider auch in Teilen Washingtons geworden sind, 
muss uns allen klar sein: Die großen Aufgaben unserer 
Zeit werden wir nur mit gemeinsamem Handeln und Zu-
sammenstehen in Europa bewältigen – nicht ohne Euro-
pa, nicht gegen Europa, gemeinsam in Europa.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Im globalen Wettbewerb mit Mächten wie China und 
den USA hat Deutschland nur mit unseren Partnern und 
Freunden in Europa geopolitisch und wirtschaftlich wirk-
lich etwas in die Waagschale zu werfen. Dafür muss 
Europa zu einem globalen Player werden. Viele Jahre 
haben wir uns weltpolitisch auf andere verlassen, haben 
zu wenig für unsere Verteidigungsfähigkeit, für strategi-
sche Resilienz, Wettbewerbsfähigkeit und Innovations-
kraft getan. Doch wer glaubt, dass wir in diesen Zeiten 
als Deutsche allein bestehen könnten, der glaubt auch, 
dass ein einsamer Rufer im großen Sturm Gehör findet. 
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Wer wären wir als 83 Millionen Deutsche, wollten wir die 
Verteidigungsfähigkeit unseres Kontinents alleine her-
stellen? Wenn Russland uns Tag für Tag hybrid bedroht, 
Brandstiftungen legt und uns mit Drohnenangriffen über-
zieht, dann ist es richtig, dass wir in Europa zusammen-
stehen, dass wir Verteidigung gemeinsam organisieren 
und einen europäischen Binnenmarkt für unsere Vertei-
digungsgüter schaffen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Wer wären wir als 83 Millionen Deutsche, würden wir 
glauben, die Wettbewerbsfähigkeit unserer Unternehmen 
alleine wiederherstellen zu können? Wenn 12 Millionen 
Arbeitsplätze in diesem Land am Export hängen, dann ist 
es eben richtig, dass wir den EU-Binnenmarkt stärken, 
dass wir Hürden abbauen, Bürokratie zurückfahren, Ge-
nehmigungsverfahren schneller machen und uns auch als 
deutsche Bundesregierung am Pakt gegen Gold-Plating 
beteiligen.

Wer wären wir als 83 Millionen Deutsche, würden wir 
unlautere Handelspraktiken der Chinesen nicht gemein-
sam in Europa beantworten? Deswegen ist es richtig, dass 
wir uns wehren, dass wir unsere Industrie nicht kaputt-
machen lassen. Ja, wir stehen für freien und fairen Welt-
handel ein. Wir wollen neue Partner in der Welt. Aber wir 
werden gedumpten und unlauter subventionierten Pro-
dukten keinen Platz in Europa geben; das ist ein Ver-
sprechen dieser Bundesregierung.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Und wer wären wir als 83 Millionen Deutsche, würden 

wir gegen die Innovationsgiganten aus den USA und 
China im Wettrennen um die leistungsfähigste KI alleine 
bestehen wollen? Deswegen ist es richtig, dass wir neue 
Partnerschaften mit Kanada aufbauen. Deswegen ist es 
richtig, dass wir neue Champions schaffen und auch un-
sere Rechenkapazitäten deutlich erhöhen.

Natürlich ist diese Europäische Union nicht perfekt, 
und es gibt vielleicht auch einiges zu kritisieren. Doch 
wer Europa zerstören will, der geht an unsere Lebensader. 
Wir werden dieses Europa weiterentwickeln, wir werden 
es besser machen, und wir werden dafür die Vorschläge 
der EU-Kommissionspräsidentin diskutieren, gerne auch 
kritisch. Aber als Europäer wissen wir, dass wir als Deut-
sche alleine im großen Teich nur ein kleiner Fisch sind.

Vielen herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist Peter 

Boehringer für die AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Peter Boehringer (AfD):
Frau Präsidentin! Wir debattieren heute eigentlich die 

Ideen einer nie in öffentlicher Wahl gewählten EU-Kom-
missionspräsidentin, die Recht und Menschenverstand 
völlig außer Acht lässt.

(Kai Whittaker [CDU/CSU]: Das ist falsch!)
Anders sind die Pläne nicht zu erklären für eine im EU- 

Recht schlicht nicht vorgesehene assoziierte Mitglied-
schaft eines Landes mit mehr als der doppelten Fläche 
der ganzen EU.

Anders wäre es unvorstellbar, wie man auf die Idee 
kommen kann, explizit entgegen Artikel 49 EUV, ein 
nichteuropäisches Land zum Mitglied der Europäischen 
Union zu machen.

(Roland Theis [CDU/CSU]: Was haben Sie 
denn jetzt gegen Kanada?)

Anders ist die Hybris nicht zu erklären, der EU immer 
mehr Souveränitätsmerkmale zuzueignen, nun auch noch 
einen Sicherheitsrat. Die Sicherheitspolitik ist aber nicht 
vergemeinschaftet.

(Kai Whittaker [CDU/CSU]: Aber koor-
diniert!)

Anders sind die diversen Eingriffe der EU in soziale 
Medien nicht zu erklären. Unter dem vorgetäuschten 
Mantel des Kinderschutzes werden Verbote ausgespro-
chen, und mit der EU-ID und den Plänen zur Chatkon-
trolle ist in der EU bereits das Merz’sche Klarnamendik-
tat angelegt, das explizit deutschem Verfassungsrecht 
widerspricht – Zitat –:

„Die Verpflichtung, sich namentlich zu einer be-
stimmten Meinung zu bekennen, würde […] die Ge-
fahr begründen, dass der Einzelne aus Furcht vor 
Repressalien […] entscheidet, seine Meinung nicht 
zu äußern.“

So urteilte 2009 der BGH unter explizitem Verweis auf 
das Bundesverfassungsgerichtsurteil zur informationel-
len Selbstbestimmung.

Von der Leyen berief sich übrigens paradoxerweise 
selbst auf die Privatheit der Kommunikation bei der Wei-
gerung, ihre SMS-Chats mit Pfizer zu einem 34-Milliar-
den-Impfstoffdeal mit Steuergeld offenzulegen.

(Stephan Brandner [AfD]: Komisch!)
Und natürlich darf auch noch mehr CO2-Religion in 

Ihren Wunschträumen nicht fehlen. Jede Wette: Die Mo-
delltheorie, dass CO2 der ultimative Gegner sei, wird 
noch vor 2040 in keiner politischen Debatte mehr vor-
kommen, obwohl der EU bis dahin ja sogar Nullemis-
sionen vorschweben. Die Bürger werden dann völlig an-
dere Sorgen haben. Der politisch verordnete Mangel an 
konventioneller Energie wird Menschen in EU-ropa eher 
hungern und frieren lassen.

(Lachen des Abg. Dr. Anton Hofreiter 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

– Ja, ja, noch lachen Sie, lesen Sie das Protokoll in ein 
paar Jahren noch mal durch.

(Stephan Brandner [AfD], an BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN gewandt: Genau! Dann hun-
gern und frieren Sie nämlich!)

Eine weitere echte Sorge ist die Massenimmigration 
nach Europa. Zum Fanal Ceuta fällt von der Leyen nur 
ein, dass die EU mehr koordinieren und Asylverfahren 
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standardisieren solle. Doch genau das führt eben nicht zu 
einer Sicherung der EU-Außengrenze, sondern zu noch 
mehr Umverteilung von illegalen Asylforderungen nach 
Deutschland.

(Beifall bei der AfD)
Nur durch rechts- und demokratievergessene Denke 

der EU-liten sind die Fehlentwicklungen erklärbar: fak-
tisch eine Erhebung von EU-Steuern, die sich fälschlich 
Abgaben nennen, rechtswidrige Begebung von Gemein-
schaftsanleihen, inzwischen explizit Eurobonds, inzwi-
schen ein hundertfacher Bruch der Maastricht-Vorgaben, 
ein absurder Aufwuchs des EU-Haushalts auf 2 Billionen 
Euro, die planwirtschaftliche Überwachung und Steue-
rung von immer mehr Wirtschaftsfeldern durch die 
EU – Sustainable Finance heißt das dann –, ESG-Vor-
schriften, die EU-ropäische Bankenwirtschaft, digitaler 
Euro, EU-Vermögensregister, Freiheitsabbau durch Bar-
geldbeschränkungen, Verunmöglichung sogar von Aus-
landskonten – so weit sind wir inzwischen –, super teure 
Herstellung von Kriegsbereitschaft ohne jede vorher-
gehende diplomatische Anstrengung und nicht zuletzt 
die rechtsvergessene Hybris geplanter EU-Erweiterungen 
um acht inkompatible neue Beitrittsländer. Keines davon 
wird je einen Nettonutzen für Europa und dessen Zahl-
meister Deutschland bieten. Diese Länder erfüllen prak-
tisch kein Kopenhagener Kriterium.

Die EU spricht zwar ständig von der werte- und regel-
basierten Ordnung, hält aber ihre eigenen EU-Regeln 
nicht ein. Alles läuft in die falsche Richtung, doch die 
EU verdoppelt einfach die Geschwindigkeit. Nur die 
AfD will die Richtung umkehren.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist Markus Töns 

für die SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Markus Töns (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wir reden heute über die State-of-the-Union-Rede von 
Ursula von der Leyen letzte Woche und darüber, was 
unsere Positionen hierzu sind. Ich finde, wir sollten zur 
Sachlichkeit zurückkommen.

Aber vielleicht noch einen Hinweis, weil die Zuhöre-
rinnen und Zuhörer und die Zuschauer auf der Tribüne es 
vielleicht nicht so richtig verstanden haben, was Herr 
Boehringer gerade gesagt hat. Er war der Meinung, dass 
Frau von der Leyen nicht demokratisch gewählt ist. Das 
ist vollkommener Quatsch; denn Frau von der Leyen ist 
in einem Parlament gewählt worden

(Peter Boehringer [AfD]: Nicht in öffentlicher 
Wahl!)

– das ist ein gängiges Verfahren im Parlamentarismus –, 
und dort hat sie eine klare Mehrheit bekommen. Also, 
bitte schön: Hören Sie auf mit diesen Geschichten, die 
alle nicht stimmen!

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Worum geht es in dieser Rede von Ursula von der 
Leyen? Es geht um die Stärkung der Handlungsfähigkeit 
Europas in einer sich wandelnden Welt, und wir können 
ja nicht von der Hand weisen, dass diese Welt sich in den 
letzten sechs Jahren oder eigentlich in den letzten zehn 
Jahren komplett gewandelt hat.

Wir haben vieles erlebt, was diese Welt komplett ver-
ändert. Wir sind in Krisen gerutscht. Es gab die Pande-
mie. Zu nennen ist der Krieg Russlands gegen die Ukrai-
ne, dieser völkerrechtswidrige Krieg. Es wird – was 
unsere Freunde eigentlich nicht machen sollten – ein 
Krieg geführt an der Straße von Hormus gegen den Iran. 
Das alles hat Auswirkungen auf unsere Situation in Eu-
ropa.

Aber wir sollten nicht ängstlich sein. Wir müssen in die 
Zukunft schauen, und Zukunft heißt für uns ganz eindeu-
tig, dass Europa stärker werden muss, dass wir stärker 
zusammenwachsen müssen, dass wir unsere Stärke nut-
zen; denn dieser Binnenmarkt, der größte Binnenmarkt 
der Welt, ist von enormer Bedeutung für uns.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Ich will in diesem Zusammenhang einen Gedanken mit 
Ihnen teilen, liebe Kolleginnen und Kollegen. Haben wir 
diese Europäische Union mit ihren Freiheitsrechten, mit 
ihren Möglichkeiten, mit der Tatsache, dass wir Frieden 
auf dem Kontinent haben – wir schauen jetzt mal nicht 
nach Russland an dieser Stelle –,

(Stephan Brandner [AfD]: Sehen Sie von hier 
aus auch nicht!)

nicht gerade deshalb geschaffen, damit wir vorbereitet 
sind auf solche Krisen, wie sie jetzt gerade herrschen, 
auf das, was auf uns zukommt, auf die Bedrohungen, 
die wir aus Russland erleben, aber auch auf die Bedro-
hungen, die uns wirtschaftlich treffen? Dafür haben wir 
diese Europäische Union geschaffen, und wir Deutsche 
können stolz und froh sein, dass es diese Europäische 
Union gibt.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Aber Europa steht vor großen Herausforderungen. Wir 
werden in diesem Jahr über den Mehrjährigen Finanz-
rahmen reden, und wir werden darüber reden, wie viel 
Geld auf europäischer Ebene verausgabt werden kann 
und darf. Wobei wir wissen: Jeder Euro, den wir auf 
europäischer Ebene ausgeben – und da zitiere ich gerne 
auch mal einen Unionspolitiker an dieser Stelle –, kommt 
dreimal zurück und stärkt unsere Volkswirtschaft, stärkt 
unsere Möglichkeiten.

(Stephan Brandner [AfD]: Wer hat das denn 
berechnet? Die Rechnung möchte ich mal se-
hen!)
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Das sollten wir, glaube ich, auch noch mal ins Auge 
fassen. Der MFR wird schwierig zu verhandeln sein, 
weil die nationalen Haushalte unter Druck stehen. Aber 
wir werden auf europäischer Ebene eine vernünftige Lö-
sung finden, davon bin ich überzeugt.

Die nächste Herausforderung der Europäische Union 
ist die Erweiterung. Wir brauchen die Erweiterung, aber 
auch Reformen. Wenn diese Europäische Union von 27 
auf 28, 29 oder 30 Mitgliedstaaten wächst, dann brauchen 
wir Reformen des Handlungsrahmens. Beispielsweise 
müssen wir fragen, ob es das Einstimmigkeitsprinzip in 
allen Fragen noch braucht, ob wir hier nicht deutlich 
offener sein müssen.

Montenegro ist ein Frontrunner-Staat, der bald der 
Europäischen Union beitreten kann. Aber sind wir fähig, 
ihn aufzunehmen?

(Peter Boehringer [AfD]: Aber bei der Ukraine 
haben Sie keine Bedenken! 600 000 Leute!)

Ich glaube, wir müssen als Europäer es sein. Wir müssen 
mit unseren Freunden, auch auf dem Balkan, vernünftig 
darüber reden, wie sie der Europäischen Union beitreten 
können. Ich glaube, das ist einer der ganz entscheidenden 
Punkte.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Ich will es an dieser Stelle noch mal sagen: Ja, wir 

sprechen über eine engere Zusammenarbeit ohne Mit-
gliedschaft, eine Assoziation mit Kanada. Aber wir müs-
sen über Kanada hinausschauen. Es gibt auch in Europa 
Länder, die nicht die Absicht haben, der Europäischen 
Union beizutreten.

(Stephan Brandner [AfD]: Die Vereinigten 
Staaten von Amerika vielleicht!)

Unter anderem Länder wie Norwegen oder Island werden 
der Europäischen Union auf absehbare Zeit sehr wahr-
scheinlich nicht beitreten, auch die Schweiz wird es nicht 
tun. Ich kann Ihnen sagen: Wir brauchen in diesem Zu-
sammenhang gute und verlässliche Partnerschaften und 
Zusammenarbeit.

(Stephan Brandner [AfD]: Nordkorea!)
Denn diese Länder sind nicht nur auf uns angewiesen, wir 
sind auch ein Stück weit auf sie angewiesen, um uns zu 
stärken im Bereich der Verteidigungsresilienz, aber auch 
im Bereich der wirtschaftlichen Resilienz. Ich glaube, 
einer der entscheidenden Punkte ist: Wir müssen darüber 
reden, welche Staaten künftig zu uns kommen und Mit-
glied der Europäischen Union werden. Das hat ganz viel 
mit unserer europäischen Souveränität zu tun, unserer 
Resilienz und unserer Stärke.

Nicht zu vergessen: Wir haben wirklich einen starken 
Binnenmarkt. Wir sind eine starke Europäische Union, 
und wir müssen in der Welt jetzt auch unsere Stärke 
zeigen. Das wird von uns auch erwartet, um Lösungen 
zu finden, die demokratisch, nach einer freiheitlichen 
Grundordnung funktionieren. Deshalb: Lassen Sie uns 
ein starkes Europa bauen!

Danke. 
(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist Chantal 

Kopf für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Chantal Kopf (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ich habe neulich mal eine KI gebeten, in einer 
warmen und farbenfrohen Sprache über Europa zu 
schreiben: Europa riecht nach frisch gebackenem Brot 
und nassem Kopfsteinpflaster, nach Pinien am Mittel-
meer und Holzfeuer in den Bergen, es klingt nach Markt-
plätzen, Kirchenglocken und Fahrrädern in alten Gassen, 
nach hundert Sprachen, die durcheinanderreden und sich 
trotzdem verstehen. – Zitat Ende.

(Stephan Brandner [AfD]: Muezzin-Rufe ha-
ben Sie vergessen!)

Das ist ja schon schön; aber wir sehen da, glaube ich, 
auch sehr genau, wo die Aufgabe liegt: Wir dürfen nicht 
bloß ein touristisch-kulturell und kulinarisch attraktives 
Freiluftmuseum sein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Ich würde, in eigenen Worten, verbunden mit ein paar 
Hoffnungen, unbedingt ergänzen: die klugen Köpfe, die 
den Krebs besiegen oder neue Weiten im All erschließen, 
der Weltmarktführer im Schwarzwald, wo mehrere Ge-
nerationen einer Familie stolz zum Schaffen gehen,

(Felix Schreiner [CDU/CSU]: So ist es!)
die Energie, die wir aus der Sonne Spaniens und aus 
Wind und Wellen der Nordsee gewinnen, das viele Wis-
sen unserer Universitäten, das wir in Wohlstand verwan-
deln, der Frieden in Freiheit, in dem wir Europäerinnen 
und Europäer von Barcelona bis Budapest, aber auch von 
Oslo bis Odessa und bis Ottawa selbst über unser 
Schicksal entscheiden. Das ist der europäische Auftrag 
dieser politischen Generation, liebe Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Die EU-Kommission verfolgt die richtigen Ansätze, 
auch wenn es vielleicht den ein oder anderen Praxischeck 
braucht. Aber seien wir ehrlich: Wenn es darum geht, mal 
wirklich voranzugehen, dann stehen die Mitgliedstaaten 
auf der Bremse. Und die sind ja auch ganz schön mit sich 
selbst beschäftigt: Dauerkrisen von Regierungen, der 
Wirtschaft, Inflation, das Gefühl, dass nichts vorangeht, 
polarisierende Algorithmen, hybride Angriffe. Wir soll-
ten in Deutschland einmal innehalten und feststellen: 
„Wir sind nicht allein mit diesen Aufgaben“, und das ist 
eine riesige Chance. Wir werden uns nicht allein aus 
diesen Schwierigkeiten herausarbeiten können. Wir kön-
nen die Aufgaben aber europäisch lösen, und das ist die 
Chance auf einen Befreiungsschlag: Kräfte zu bündeln, 
um in europäische Technologie und europäische Jobs zu 
investieren, gemeinsam auch Putin ein klares Signal zu 
senden: Es gibt hier in Europa für dich nichts zu gewin-
nen! Die Volkswirtschaften der EU sind fast zehnmal 
größer als die russische. Es ist absolut nicht zu verstehen, 
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dass wir es bisher nicht geschafft haben, die Ukraine so 
zu unterstützen, dass Putin seinen tödlichen Feldzug 
stoppt. Wir sind eigentlich so viel stärker.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Und auch gegenüber China machen wir uns viel zu 
klein – ganz besonders die Bundesregierung – und 
schauen zu, wie deutsche Arbeitsplätze zerstört werden.

(Peter Boehringer [AfD]: Das haben die Grü-
nen erledigt!)

Wir sind in Europa zu zaghaft, zu zerstritten, wir haben zu 
viel Angst – auch vor den Wählern.

(Stephan Brandner [AfD]: Sie haben also 
Angst vor den Wählern? Kann man verstehen!)

Ein Beispiel. Ja, ein höherer EU-Haushalt ist kurzfristig 
verhetzbar. Davon haben sich aber weitsichtige Politiker 
in der Vergangenheit nicht verunsichern lassen; sonst 
hätten wir gar keine EU und keinen Euro, liebe Kollegin-
nen und Kollegen. Eine Stärkung der EU, und zwar auch 
im mehrjährigen Haushalt, ist eine ganz konkrete Mög-
lichkeit, uns aus der Krise herauszuarbeiten, in neue Er-
findungen, in günstige grüne Energie zu investieren, ein 
gutes Leben in allen Regionen zu sichern, in Frieden zu 
leben, weil niemand wagt, uns anzugreifen, und am Ende 
auch, um Vertrauen zurückzugewinnen und zu zeigen: 
Politik kann Prioritäten setzen und Probleme lösen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Die EU ist ja gerade wieder cool. Das haben wir auch 
unseren kanadischen Freunden zu verdanken, die uns 
inspirieren, Europa mal weiterzudenken. Diese assozi-
ierte Mitgliedschaft muss zügig mit Leben gefüllt wer-
den. Die „Süddeutsche“ schreibt: Von einem Tag auf den 
anderen ist die Europäische Union auf einmal wieder das 
spannendste politische Projekt der Welt.

(Peter Boehringer [AfD]: Dann muss es ja 
stimmen!)

Ich habe Lust darauf. Ich hoffe, Sie auch.
Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist für die Frak-

tion Die Linke Janina Böttger.
(Beifall bei der Linken)

Janina Böttger (Die Linke):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kol-

legen! Ja, die Welt hat sich geändert; Markus Töns hat es 
bereits gesagt. Der Auftritt des kanadischen Premier-
ministers im Europäischen Parlament und das Angebot 
einer engeren Anbindung Kanadas an die Europäische 
Union ist genau ein solches Zeichen einer veränderten 

Weltlage. Das alles zeigt, wie tief der Bruch zwischen 
den USA und Kanada und Europa inzwischen reicht.

Europa muss seinen Platz neu bestimmen. Aber dafür 
braucht Europa vor allen Dingen eines: Handlungsfähig-
keit – politische und finanzielle. Genau daran scheitert 
die Politik von Ursula von der Leyen, und genau daran 
scheitert auch die Bundesregierung.

Erstens. Ursula von der Leyen spricht ständig von 
Wettbewerbsfähigkeit. Doch was bedeutet das eigentlich 
konkret? Die Linke sagt klar, was es nicht bedeuten darf, 
nämlich Arbeitnehmer/-innenrechte abzubauen, Löhne 
zu drücken oder soziale Sicherheit zu schwächen.

(Beifall bei der Linken)

Zum Beispiel die EU Inc., eine neue Unternehmensform 
im europäischen Recht. Die Kommission verspricht eine 
Unternehmensgründung in 48 Stunden und für höchstens 
100 Euro. Aber Europas Problem ist doch nicht, ob die 
Gründung einer Firma ein paar Tage braucht, sondern 
Europas Probleme sind: Es fehlt das Finanzkapital, und 
die Forschung kann nationale Interessen nicht überwin-
den. Der Vorschlag der EU Inc. ist nicht nur unnötig, er ist 
auch gefährlich, er setzt Beschäftigte unter Druck und 
hebelt ihre Rechte aus. Mitbestimmung, Tarifrechte, Ver-
braucherschutz und soziale Standards dürfen nicht zur 
Verhandlungsmasse werden!

(Beifall bei der Linken)

Zweitens. Der soziale Zusammenhalt Europas steht auf 
dem Spiel. Die Kommission schlägt für den Mehrjähri-
gen Finanzrahmen für 2028 bis 2034 fast 2 Billionen 
Euro vor. Gleichzeitig sollen aber Programme zusam-
mengelegt und über nationale und regionale Partner-
schaftspläne organisiert werden. Wir sagen als Linke 
ganz klar: Keine Kürzung der Europäischen Struktur-
fonds, keine Kürzung der Kohäsionsmittel! Die Bundes-
regierung liegt falsch, wenn sie die Gruppe der Staaten 
anführt, die einen deutlich kleineren EU-Haushalt wol-
len. Wir brauchen nicht weniger Europa, wir brauchen ein 
besser finanziertes Europa – mit einer stärkeren Betei-
ligung großer Vermögen und großer Unternehmen.

(Beifall bei der Linken)

Und drittens: Souveränität. Souveränität heißt für uns: 
nachhaltige Energie und Rohstoffstrategie, digitale Infra-
struktur und vor allen Dingen die Fähigkeit, Konflikte 
politisch zu lösen. Deshalb hören wir den jungen Men-
schen gut zu, die morgen wieder gegen die Wehrpflicht 
auf die Straße gehen werden.

(Beifall bei Abgeordneten der Linken)

Die jungen Leute haben eine sehr konkrete Forderung 
einer Generation in Europa: Sie wollen nicht aufeinander 
schießen. Sie sagen: Wir wollen nicht lernen, andere zu 
töten. Wir wollen studieren, arbeiten, Familien gründen, 
leben. – Diese Stimme gehört ganz nach vorn in der euro-
päischen Debatte über Sicherheit.

Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken)
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Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist Roland Theis 

für die Unionsfraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Roland Theis (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrter Herr Boehringer, ich habe Ihnen 
vorhin genau zugehört bei Ihrer Tour d’Horizon über 
alles das, was schlecht ist in der Europäischen Union. 
Wenn es so wäre, wie Sie es sagen, dann müsste Europa 
ja ziemlich allein in der Welt dastehen, dann dürften wir 
eigentlich kein attraktiver Partner für viele sein. Ich frage 
mich, warum Sie nicht auch ab und zu mal die Realität 
zur Kenntnis nehmen. Denn in der Realität – und das ist 
in der Rede zur Lage der Union in der vergangenen Wo-
che ja auch noch mal deutlich geworden – ist das Gegen-
teil der Fall: Immer mehr Staaten weltweit suchen die 
Nähe, suchen die Zusammenarbeit, suchen die Partner-
schaft mit dieser Europäischen Union

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Stephan Brandner [AfD]: Ja, weil 
Deutschland zahlt; nur deshalb!)

– Herr Brandner, ich komme gleich zu Ihnen –,
(Stephan Brandner [AfD]: Nee, bloß nicht!)

solche Staaten, die Mitglied werden wollen, die erhebli-
che Anstrengungen unternehmen, um fit zu werden für 
die Europäische Union – das ist die eine Gruppe –, aber 
eben auch solche Staaten, die vielleicht nicht Mitglied der 
Europäischen Union werden wollen, aber die sich öko-
nomisch integrieren, die sich an uns anlehnen, auch weil 
sie sich wirtschaftlich etwas davon versprechen: Norwe-
gen, Island, die Schweiz, Liechtenstein. Selbst in einem 
Land, das sich vor einiger Zeit gegen die Europäische 
Union entschieden hat, nämlich UK, sind über 60 Prozent 
der Menschen der Auffassung, dass der Brexit ein Fehler 
war.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Peter Boehringer [AfD]: Und des-
halb wird Mister Brexit der nächste Premier-
minister!)

Ich bin der Auffassung, wir sollten den Fehler mit Ihnen 
nicht machen, weil die Europäische Union der richtige 
Weg ist. Das sehen wir übrigens nicht alleine so. Dazu 
kommen die Staaten, die über Freihandelsabkommen die 
ökonomische Nähe, die politische Nähe zu Europa su-
chen – und es werden immer mehr: Indien, die Mercosur-
staaten, Kenia, Australien –, solche, die ihre bestehenden 
Abkommen intensivieren – Chile, Mexiko – und solche 
Staaten, die sich auch in Sachen Sicherheit mit uns stra-
tegisch verbünden,

(Peter Boehringer [AfD]: Die würden sich alle 
auch mit Deutschland verbünden!)

die mit der EU Sicherheits- und Verteidigungspartner-
schaften haben seit 2024: Südkorea, UK, Australien, Ka-
nada mit der Perspektive einer noch stärkeren Koope-

ration. Ich weiß, das gefällt Ihnen und Ihren Freunden 
im Kreml nicht. Aber das zeigt: Europa hat Strahlkraft, 
Europa ist ein attraktiver Partner.

(Beifall bei der CDU/CSU und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das zeigt: Das 
ist die Achse der Vernunft in einer gefährlichen Welt, und 
diese Achse der Vernunft wird stärker.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Das ist eine gute Nachricht für Deutschland und für die 
Europäische Union, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Peter Boehringer [AfD]: Leider 
wurde meine Meldung abgelehnt!])

Ich weiß, diese Achse hat auch Gegner. Sie zählen 
dazu. Der Kreml gehört dazu, Peking gehört dazu: dieje-
nigen, die uns militärisch bedrohen, diejenigen, die uns 
mit aggressiven Handelsmethoden bedrohen.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Jetzt kommen Sie 
wieder mit dieser alten Leier!)

Die einzige Chance, dagegenzuhalten, ist ein starkes Eu-
ropa, die Achse der Vernunft in dieser Welt. Und daran 
bauen wir weiter, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Dr. Malte 
Kaufmann [AfD]: Die alte Leier!)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Weil ich gerade eine Wortmeldung gesehen habe: Ich 

lasse genau wie meine Kollegin vorher keine Kurzinter-
ventionen und Zwischenfragen mehr zu. Wir sind jetzt 
schon sehr weit über der Zeit.

Ich rufe den nächsten Redner auf: Für die AfD-Frak-
tion hat jetzt das Wort der Abgeordnete Tobias Teich.

(Beifall bei der AfD)

Tobias Teich (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Ursula von der Leyen hat in ihrem Lagebe-
richt die künstliche Intelligenz als zweiten großen Wen-
depunkt unserer Zeit bezeichnet. Die Konklusion fällt 
dennoch nüchtern aus: Künstliche Intelligenz ersetzt 
keine fehlende menschliche Intelligenz im Parlament.

(Stephan Brandner [AfD]: Völlig richtig! – 
Roland Theis [CDU/CSU]: Der Experte 
spricht! – Tilman Kuban [CDU/CSU]: Haben 
Sie in Ihrer eigenen Fraktion mal geguckt?)

Sie versprach KI-Gigafactories, Frontier Labs und digi-
tale Souveränität. Die Realität dagegen ist bitter: Kein 
einziges der zehn wertvollsten KI-Unternehmen der 
Welt sitzt in der EU. Während Amerika und China ihre 
Produkte längst auf den Markt gebracht haben, bildet die 
EU noch den 65. Stuhlkreis und debattiert über die Risi-
koabwägung.
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(Beifall bei der AfD)

Social Media für unter 13-Jährige wird verboten, Kon-
ten gibt es erst mit 15. Der EU KIDS Act kommt unter 
dem Deckmantel des vermeintlichen Kinderschutzes ums 
Eck. Darunter verbirgt sich jedoch immer derselbe Re-
flex: Man investiert nicht in die Obhut der Eltern, sondern 
liefert Altersverifikation, Beweislastumkehr und eine gi-
gantische Behördenlast, während sich die Big-Tech-Kon-
zerne schieflachen.

Nebenbei will die Kommissionschefin ihre Rolle in der 
Welt neu erfinden: Kanada als assoziiertes Mitglied, ei-
nen Sicherheitsrat, einen Notfallmechanismus parallel 
zur NATO, eine gemeinsame Raketenabwehr und noch 
mehr Milliarden für die Ukraine. Die EU ist keine Wirt-
schaftsunion mehr; sie ist zu einem übergriffigen Schein-
staat mutiert, der von einer Präsidentin geführt wird, 
deren Amtsführung von SMS-Affären, intransparenten 
Impfstoffdeals und fragwürdigen Ausschreibungen ge-
prägt wird.

(Beifall bei der AfD)

Wer Europa mit dieser Attitüde begegnet, hat souveränen 
Staaten nicht zu diktieren, wie der Kontinent geführt 
werden soll.

(Roland Theis [CDU/CSU]: Die Staaten wol-
len das!)

Milliarden fließen weiter in einen aussichtslosen 
Krieg, den Brüssel verlängert, statt Leben und Res-
sourcen zu schützen und ihn diplomatisch zu beenden. 
Währenddessen gängelt uns dieselbe Maschinerie mit 
Flaschendeckeln, Alltagsüberwachung, der Altfahrzeug-
verordnung und einem Beamtenapparat, den niemand 
gewählt hat und keiner braucht.

Von der Leyen beendete ihre Rede pathetisch mit dem 
Appell für das sogenannte gemeinsame Haus, Europa 
müsse ein weiteres Mal seine Zukunft in die Hände neh-
men. Die nüchterne Übersetzung: noch weniger Souve-
ränität, noch mehr Kompetenzraub. Mitgliedstaaten sol-
len funktionieren, regieren sollen sie aber nicht.

Wir aber brauchen den Gegenentwurf: eine Organisa-
tion für Zusammenarbeit,

(Tilman Kuban [CDU/CSU]: Die Entschei-
dung wurde mitgetragen von den Mitgliedstaa-
ten! Haben Sie sich mal die Strukturen ange-
guckt in der Europäischen Union? – Gegenruf 
des Abg. Markus Töns [SPD]: Die kennt er 
doch nicht!)

für Handel, für Wissenschaft, für gemeinsames Interesse, 
keinen supranationalen Scheinstaat, der über den Völkern 
steht, keinen Bürokratiewahn, keine Überreglementie-
rung. Mit Kontrollwahn gewinnt man nicht das Rennen. 
Man gewinnt durch souveräne Staaten, die im gemein-
samen Interesse liefern – eine Union, die sich wieder 
darauf besinnt, wozu sie einst erschaffen wurde.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat das Wort der Abge-

ordnete Alexander Radwan.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Alexander Radwan (CDU/CSU):
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir haben 

jetzt schon vieles gehört zur Rede der Präsidentin von der 
Leyen.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Es ist üblich, auch die Präsidentin anzusprechen, Herr 

Kollege.

Alexander Radwan (CDU/CSU):
Frau Präsidentin, wie konnte mir dieser Fauxpas unter-

laufen?

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Deswegen weise ich Sie darauf hin.

Alexander Radwan (CDU/CSU):
Ich hoffe, Sie können ihn mir verzeihen.

(Stephan Brandner [AfD]: Oh! Jetzt ist die 
Redezeit um! Das war nur ein Trick!)

Nichtsdestotrotz sollten wir die Rede der Kommis-
sionspräsidentin zum Anlass nehmen, darüber zu spre-
chen, was notwendig ist – das bestreiten wir in keinster 
Weise –, um Europa besser zu machen. Das betrifft die 
Bürokratie, die Wettbewerbsfähigkeit, das betrifft Inno-
vationen und deren Geschwindigkeit. Hier brauchen wir 
konkrete Verbesserungen, damit wir im weltweiten Wett-
bewerb mithalten können. Das ist auch deshalb notwen-
dig, damit die Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
Einnahmen erzielen, um den Mehrjährigen Finanzrah-
men entsprechend bedienen zu können. Wobei ich auch 
betonen möchte: Hier müssen die Ansprüche Brüssels 
geringer statt größer werden. Wir können nicht in natio-
nalstaatlichen Gefügen sparen und gleichzeitig in Brüssel 
mehr ausgeben, meine Damen und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Gleichzeitig müssen wir Bereiche angehen, wo es sinn-

voll ist, unsere Kraft in Europa zu bündeln. Ich denke da 
zum Beispiel an eine gemeinsame Beschaffung bei den 
seltenen Erden. Ich würde mir wünschen, dass wir gerade 
im militärischen Bereich in Europa, wo wir sehr viel Geld 
ausgeben, dafür sorgen, dass die seltenen Erden nicht aus 
China kommen, sondern dass wir entsprechende Finan-
zierungsmöglichkeiten bereitstellen, um die seltenen Er-
den aus anderen Ländern wie Kanada oder Australien zu 
beziehen, meine Damen und Herren.

Beim Stichwort „Kanada“ fällt der AfD nichts anderes 
ein, als über die rechtlichen Grundlagen zu schwadronie-
ren, anstatt eine engere Zusammenarbeit als Ermutigung 
anzusehen und als Signal, dass Europa, dass die Mittel-
mächte entsprechend stärker werden, dass Europa attrak-
tiv ist und dass Europa die Antwort auf die Herausforde-
rungen in der Welt ist.
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(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Welchen Rahmen diese Zusammenarbeit auch zukünftig 
haben wird: Wir sind aufgefordert, daraus ein Modell zu 
entwickeln und ein Angebot zu machen an Staaten wie 
Norwegen, Großbritannien, an Island und – das möchte 
ich nicht vergessen – auch an die Türkei, die sicherheits-
politisch ein ganz wichtiger Partner für uns ist, meine 
Damen und Herren. Europa muss erweiterungsfähig wer-
den. Das sollten wir in die Diskussion mit einfließen 
lassen.

Aber das – das richte ich jetzt an die Zuschauer –, was 
Sie heute von der AfD gehört haben, ist

(Stephan Brandner [AfD]: … vernünftig! 
Durch und durch vernünftig!)

Nationalismus. Europa ist das Friedensprojekt, das uns 
die Basis gegeben hat, um in Europa in Wohlstand zu 
leben, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Peter 
Boehringer [AfD]: Das gab es alles vor der 
EU schon!

Das verachtet die AfD. Sie wollen in den Nationalismus 
zurück. Sie wollen die wirtschaftliche Existenz Europas, 
Sie wollen die wirtschaftliche Existenz Deutschlands ge-
fährden. Sie sind gemeingefährlich für den Frieden in 
Europa und für die Zukunft der jungen Menschen, die 
dort oben auf der Tribüne sitzen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Ich schließe die Aussprache.

Ich rufe auf den Zusatzpunkt 4: 
Beratung des Antrags der Abgeordneten Lea 
Reisner, Nicole Gohlke, Desiree Becker, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion Die Linke 
Völkerrecht konsequent umsetzen – Keine 
wirtschaftliche und wissenschaftliche Unter-
stützung der völkerrechtswidrigen israe-
lischen Besatzungspolitik im Westjordanland

Drucksache 21/7062
Überweisungsvorschlag:  
Auswärtiger Ausschuss (f) 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache. Für die Fraktion Die Linke 
hat das Wort die Abgeordnete Lea Reisner.

(Beifall bei der Linken)

Lea Reisner (Die Linke):
Frau Präsidentin! Abgeordnete! Regelmäßig bin ich in 

Gesprächen mit Menschen aus Palästina und Menschen-

rechtsorganisationen aus Israel. Was sie erzählen, ist 
nichts Neues. Es ist brutal. Es ist menschenverachtend. 
Und es ist so alltäglich geworden, dass wir uns daran 
gewöhnen, aber das dürfen wir nicht.

(Beifall bei der Linken)
Sie erzählen von zerstörten Wassertanks, von angezünde-
ten Moscheen, von Kindern, auf die geschossen wird, vor 
Kurzem von zwei kleinen Mädchen, sechs und acht Jahre 
alt, die in einem Dorf bei Jericho leben und jeden Abend 
mit Schuhen ins Bett gehen, weil jede Sekunde zählt, 
wenn nachts die Siedler kommen und sie wegrennen 
müssen. Projekte wie das Tent of Nations, das seit mehr 
als 100 Jahren Oliven anbaut und sich für Begegnung und 
Verständigung einsetzt, werden durch israelische Siedler 
bedroht und attackiert, ihre Olivenbäume verbrannt, ihr 
Land geraubt.

Was muss eigentlich noch passieren, bis die Bundes-
regierung endlich aufwacht und aufhört, sich zum Kom-
plizen bei anhaltenden Völkerrechtsverbrechen zu ma-
chen?

(Beifall bei der Linken)
Wie viele Palästinenser/-innen müssen noch sterben, wie 
viele Familien noch vertrieben werden? Ben-Gvir fordert 
öffentlich, jede Nacht 30 bis 40 Menschen in Gaza zu 
töten. Täglich sehen wir neue Ausschreibungen für Sied-
lungsprojekte, neue Berichte von Gewalt und Vertreibung 
im Westjordanland, die anhaltende Blockade des Gaza-
streifens. Und nun auch noch der Plan, die arabischen 
Parteien von den Wahlen in Israel auszuschließen – da-
runter auch unsere Genossinnen und Genossen von Cha-
dasch – und damit 20 Prozent der israelischen Bevölke-
rung ihr demokratisches Recht zu nehmen.

(Beifall bei der Linken)
Die israelische Menschenrechtsorganisation B’Tselem 

spricht in ihrem neuen Bericht von einem Projekt der 
Eliminierung im Westjordanland. Internationale Gerichte 
untersuchen den Vorwurf des Völkermords in Gaza und 
die deutsche Beteiligung daran. Der Libanon, Syrien – 
täglich neue Schlagzeilen über die Verbrechen, von 
Duma bis Gaza, von Nablus bis Beirut.

Unser Antrag fordert genau das, was sich aus den völ-
kerrechtlichen Verpflichtungen Deutschlands ableiten 
lässt und was zahlreiche europäische Staaten und Kanada 
inzwischen umsetzen: ein Ende der Unterstützung und 
Aufrechterhaltung der Besatzung;

(Beifall bei der Linken)
einen sofortigen Stopp aller Subventionen und gezielte 
Sanktionen für Unternehmen, die zum völkerrechtswid-
rigen Siedlungsbau beitragen oder von ihm profitieren; 
einen Ausschluss von Siedlungsprodukten vom europäi-
schen Markt; und ein Ende der Kooperation mit wissen-
schaftlichen Einrichtungen in den besetzten Gebieten.

(Nicole Gohlke [Die Linke]: Genau!)
Aber was machen Sie? Sie liefern weiter Waffen, intensi-
vieren die Sicherheits- und Rüstungskooperation und hal-
ten der rechtsradikalen Regierung diplomatisch den Rü-
cken frei. Das ist beschämend.

(Beifall bei der Linken)
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Das Völkerrecht und die Menschenrechte sind univer-
sell oder wertlos. Sie gelten für alle Menschen, für alle 
Palästinenser/-innen – auch für zwei kleine Mädchen in 
Jericho.

Vielen Dank.
(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat jetzt das Wort der Ab-

geordnete Jürgen Hardt.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 

Derya Türk-Nachbaur [SPD])

Jürgen Hardt (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Dieser Antrag der Linken spricht scheinbar ein tatsäch-
liches Problem an.

(Nicole Gohlke [Die Linke]: „Scheinbar“! Was 
ist das für eine komische Formulierung!)

Der israelische Siedlungsbau wird von uns, wird von der 
Bundesregierung verurteilt. Insbesondere der Plan, mit 
dem E1-Projekt eine neue Siedlung zu schaffen, die noch-
mals eine qualitative Veränderung der Siedlungspolitik 
darstellen würde, wird von uns scharf zurückgewiesen. 
Ich appelliere an die israelische Regierung, die Entschei-
dung über den Bau dieser Siedlung nicht vor den Wahlen 
am 27. Oktober zu treffen, sondern es einer neuen Knes-
set zu überlassen, in dieser schwierigen, wichtigen Frage 
die richtige Entscheidung zu treffen, nämlich eine Ent-
scheidung, die der Umsetzung einer Zweistaatenlösung 
nicht im Wege steht.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Die Europäische Union hat radikale Siedler kon-
sequent sanktioniert. Deutschland ist einer der Unterstüt-
zer dieses Weges. Ich habe Mitte August die Forderung 
erhoben, den Minister Ben-Gvir auf die Sanktionsliste 
der Europäischen Union zu setzen, a) wegen seiner inak-
zeptablen Äußerungen – er hat gesagt, das sei nicht die 
Meinung der Regierung, aber er hat sie als Regierungs-
mitglied vorgetragen – in Bezug auf die Zukunft der 
Israelis in den Palästinensischen Gebieten und b) wegen 
der Tatsache, dass er in völkerrechtswidriger Weise spa-
nische und italienische Staatsbürger hat vorführen lassen, 
nachdem man sie gefangen genommen hatte. Das sind die 
Gründe, warum ich glaube, dass Ben-Gvir sanktioniert 
gehört.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wir als CDU/CSU und ich finden es gut, dass es eine 
breite demokratische Mehrheit – auch der Bundeskanzler 
hat sich ja in diesem Sinne geäußert – hier in Deutschland 
dafür gibt.

Sanktionen, die die wirtschaftliche, wissenschaftliche 
und gesellschaftliche Zusammenarbeit mit Israel gefähr-
den, halten wir aber für falsch. Sie würden die Falschen 
treffen, die falschen Signale senden – erst recht vor den 

anstehenden Wahlen – und das Land Israel in seiner 
schwierigen Situation in nur noch tiefere Probleme sto-
ßen. Deswegen lehnen wir sie ab.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der Abg. Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Wir lehnen es vor allem ab, wenn unter dem Vorwand 
der berechtigten Anliegen der Palästinenser von den 
Linken eine Anti-Israel-Politik betrieben wird.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der Abg. Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Noch in diesem Jahr wurden auf dem Linken-Parteitag 
nur mit Mühe Anträge auf Streichung des Existenzrechts 
Israels

(Lea Reisner [Die Linke]: Das stimmt doch gar 
nicht!)

sowie der Benennung der Hamas als Terrororganisation 
und andere Dinge abgewehrt. Und wenn ich sehe, was mit 
Blick auf Israel im Wahlkampf stattgefunden hat und jetzt 
aktuell hier in Berlin stattfindet, dann kann ich nur an die 
Kollegen von SPD und Grünen appellieren:

(Zuruf von der Linken)
Auch Sie haben hoffentlich eine Brandmauer gegen eine 
solche israel- und judenfeindliche Politik.

(Charlotte Antonia Neuhäuser [Die Linke]: 
Das ist nicht Ihr Ernst! – Lea Reisner [Die 
Linke]: Herr Hardt, schämen Sie sich!)

Eine Person, die Kriminelle und Antisemiten auf ihre 
Wahlparty einlädt, darf niemals Regierende Bürgermeis-
terin von Berlin werden. Sie haben es in der Hand, das zu 
verhindern.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Kathrin Michel [SPD])

Danke schön.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die AfD-Fraktion hat jetzt das Wort der Abgeord-

nete Dr. Alexander Wolf.
(Beifall bei der AfD)

Dr. Alexander Wolf (AfD):
Verehrtes Präsidium! Meine Damen und Herren! Wo-

rin unterscheidet sich der vorliegende Antrag der Linken 
zum Völkerrecht im Westjordanland von linksradikaler 
BDS-Israel-Boykott-Agitation? Richtig, gar nicht. Er 
kommt von jener Partei, bei der antisemitische Rapper 
zu Wahlkampfveranstaltungen erscheinen und von der 
Bühne aus „Tod der israelischen Armee!“ kreischen, 
aus jener Partei, deren Politiker öffentlich zur sogenann-
ten Wahl-Intifada aufrufen und den israelischen Bürger-
meister einer Partnerstadt als Völkermörder beschimp-
fen.

Der Linken geht es nicht um die Araber im Westjor-
danland,
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(Derya Türk-Nachbaur [SPD]: Aber der AfD, 
oder was?)

weder um ihre Sicherheit noch um ihren Lebensstandard. 
Dann würde sie keine solchen Anträge, die auch noch die 
Realität unvollständig und nicht vernünftig abbilden, 
stellen. Nicht einmal die Osloer Abkommen werden er-
wähnt – ein Durchbruch im Friedensprozess der 1990er- 
Jahre – unter Beteiligung von Jassir Arafat übrigens –, 
der das Territorium in A-, B- und C-Gebiete teilte, mit 
unterschiedlichen Zuständigkeiten von Palästinensern 
und Israelis.

Doch das interessiert Sie überhaupt nicht; denn Sie 
sind der parlamentarische Arm der von diesem Hohen 
Hause als antisemitisch eingestuften BDS-Bewegung. 
Sie fordern dieselben Boykotte.

(Cansin Köktürk [Die Linke]: Bla, bla, bla, bla, 
bla! – Timon Dzienus [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sie sind der Arm des Rechtsterro-
rismus!)

Dabei haben ebendiese Boykotte zum massenhaften Ver-
lust von Arbeitsplätzen im Westjordanland geführt,

(Lachen der Abg. Janine Wissler [Die Linke])
und zwar in erster Linie für die lokalen Araber dort, zum 
Beispiel im Fall von SodaStream, das wegen der Boy-
kotte seine Produktionsstätte aus Judäa ins Kernland ver-
legen musste, was 500 Arabern den gutbezahlten Job 
kostete.

Bei rund 10 Prozent der Studenten an der von Ihnen 
attackierten und verteufelten Ariel Universität in Samaria 
handelt es sich übrigens um Araber. Ihre Behauptung, sie 
würde – Zitat – „Palästinenser/-innen bewusst ausschlie-
ßen“, ist offenkundig falsch. Diese Universität kann es 
außerdem im technisch-wissenschaftlichen Bereich mit 
den besten Hochschulen Deutschlands aufnehmen und 
sogar mit einem Nobelpreisträger aufwarten. Ohnehin 
hat die Ariel Universität mit Boykotten aus völlig links-
radikal ideologisierten Universitäten in Europa zu kämp-
fen. Ein völliger Abbruch jedweder Forschungskoope-
ration, wie Sie ihn in Ihrem Antrag fordern, ist nicht 
nur dumm, sondern er würde unserem Land ebenso scha-
den wie den zahlreichen arabischen Studenten vor Ort.

(Beifall bei der AfD)
Nein, Die Linke ist nicht wirklich am Wohl der Mus-

lime, der Palästinenser im Westjordanland interessiert,
(Luise Amtsberg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN]: Aber Sie!)
sondern vielmehr an der durch Turboeinbürgerung an-
schwellenden muslimischen Wählerschaft in Deutsch-
land.

(Beifall bei der AfD – Timon Dzienus [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Da sollten Sie mal 
ganz leise sein!)

Daher war auf der Wahlparty der Linken am letzten 
Sonntag nicht nur die Organisierte Kriminalität – die 
OK – anwesend,

(Derya Türk-Nachbaur [SPD]: Damit kennen 
Sie sich ja aus!)

sondern sogar der Terrorismus in Form der selbsternann-
ten Volksfront zur Befreiung Palästinas, PFLP.

(Zurufe der Abg. Timon Dzienus [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] und Cansin Köktürk 
[Die Linke])

– Ja, hören Sie sich das mal an! – Ibrahim Ibrahim, mit 
dem Bundestagsabgeordnete Ihrer Partei kuscheln,

(Deborah Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Gucken Sie doch mal in Ihre eigene 
Partei!)

namentlich Ferat Koçak, ist der führende Repräsentant 
der PFLP in Deutschland.

(Cansin Köktürk [Die Linke]: Gucken Sie mal 
in Ihre eigenen Reihen!)

Diese wird von der EU als Terrororganisation gelistet. 
Früher kooperierte sie mit der RAF, heute mit der Hamas. 
Genosse Ibrahim nannte Yahya Sinwar, Chef der Hamas 
in Gaza und Konstrukteur des barbarischen Angriffs vom 
7. Oktober, einen „Märtyrerhelden“. So was hat es in der 
bundesdeutschen Geschichte noch nicht gegeben: selbst-
bekennende islamische Terrorunterstützer auf der Wahl-
kampfparty einer Partei,

(Lea Reisner [Die Linke]: Kommen Sie eigent-
lich noch zum Thema? – Weiterer Zuruf von 
der Linken)

die in diesem Hohen Hause sitzt und die Bundeshaupt-
stadt regieren will. Sie sind nicht nur die Partei der Poli-
zeiabschaffer, die damit der Organisierten Kriminalität 
Tür und Tor öffnen will;

(Luise Amtsberg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Reden Sie mal zur Siedlungspolitik!)

Sie paktieren mit jenen, die offen zur Zerstörung Israels 
aufrufen.

(Lea Reisner [Die Linke]: Es geht um Sied-
lungspolitik!)

Wir sagen dazu entschieden Nein.
(Lea Reisner [Die Linke]: Sie haben kein Wort 

zum Thema gesagt!)
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die SPD-Fraktion hat jetzt das Wort der Abgeord-

nete Dr. Ralf Stegner.
(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Norbert 

Maria Altenkamp [CDU/CSU])

Dr. Ralf Stegner (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Für uns Sozialdemokraten sind drei Grundsätze unver-
rückbar: Erstens. Wir sind Garant für das Existenzrecht 
Israels und gegen jede terroristische Bedrohung durch 
Hamas oder andere.

(Beifall bei der SPD)
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Zweitens. Wir stehen immer an der Seite der Jüdinnen 
und Juden gegen jede Form von Antisemitismus in 
Deutschland und anderswo. Und drittens. Dauerhafter 
Frieden ist nur möglich, wenn das palästinensische Volk 
in Selbstbestimmung und Frieden leben kann.

Das ist kein Widerspruch, das ist Humanität, die für 
alle gilt. Damit nicht immer neue Generationen im Hass 
gegeneinander aufwachsen, müssen wir als Deutsche und 
Europäer der Zweistaatenlösung endlich zum Durch-
bruch verhelfen – auch durch aktive Diplomatie.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Solidarität mit Israel heißt aber nicht, dass wir die 
völkerrechtswidrige Siedlungspolitik der Regierung Ne-
tanjahu hinnehmen. Mit jedem neuen Außenposten wird 
die Zweistaatenlösung weiter verbaut. Und es dient nicht 
dem Kampf gegen Terrorismus oder für Frieden, wenn 
palästinensische Kinder sterben müssen, weil sie nichts 
zu essen haben, keine Medikamente bekommen oder weil 
Bombardierungen stattfinden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Völkerrecht à la carte kann es nicht geben. Bei allem 

Respekt vor den Abwägungen der Bundesregierung: Bei 
Beschränkungen im Handel mit Waren aus völkerrechts-
widrigen Siedlungen darf Deutschland nicht blockieren. 
Genauso klar ist: Ein neues „Kauft nicht bei Juden!“ wird 
es mit uns nicht geben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
Linken)

Und Rechtsradikale in der Regierung, die zum Mord auf-
rufen, müssen erleben, dass sie nicht überall in Europa 
reingelassen werden.

Ihr Antrag, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
enthält richtige Punkte. Dass ausgerechnet die AfD sich 
hier als Ankläger in Sachen Antisemitismus aufschwingt, 
ist an Heuchelei allerdings kaum zu überbieten.

(Zurufe von der AfD: Jaja! – Peter Boehringer 
[AfD]: Damit kommen Sie nicht mehr durch!)

Wer wie Sie Antisemitismus immer nur bei anderen fin-
det und dies nutzt, um gegen Muslime und Linke Stim-
mung zu machen, dem geht es um vieles, aber nicht um 
Jüdinnen und Juden.

(Beifall bei Abgeordneten der Linken und der 
Abg. Gabriela Heinrich [SPD] – Uwe Schulz 
[AfD]: Die alte Leier glaubt doch keiner 
mehr!)

Man kann darüber streiten, welche Regierung man sich in 
Berlin wünscht und ob man sich über dieses oder jenes 
ärgert oder freut, und da ist man vielleicht auch manch-
mal bei anderen ein bisschen großzügiger – wenn ich an 
Teilnehmer des Potsdamer Geheimtreffens denke –;

(Dr. Alexander Wolf [AfD]: Märchenerzähler!)
aber auch da gilt: Das Grundgesetz gibt es nicht à la carte.

Eines will ich aber schon auch sagen: Die Linkspartei 
kann sich nicht aus der Verantwortung ziehen.

(Uwe Schulz [AfD]: Sie sich aber auch nicht!)

Wenn auf einer Wahlkampfbühne zur Intifada und zur 
Tötung israelischer Soldaten aufgerufen wird, ist das 
keine Solidarität mit Palästina, sondern Judenhass.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Wer sich mit Leuten aus dem Terrorumfeld oder der Or-
ganisierten Kriminalität gemeinmacht, kann für uns kein 
Partner sein und schadet denjenigen, die sich ernsthaft für 
die Rechte der Palästinenser einsetzen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Ich füge hinzu: Hier reicht keine Beschwichtigungsrhe-
torik aus dem Poesiealbum für Gespräche zur Aufnahme 
von Koalitionsverhandlungen. Wer mit uns gemeinsam 
regieren will, muss sich von solchen Leuten trennen – 
um das ganz deutlich zu sagen.

Unsere Solidarität ist nicht teilbar. Sie gilt Israel, und 
sie gilt den Palästinensern. Sie gilt jüdischem und musli-
mischem Leben. Humanität gilt für alle Menschen. Sie 
kennt keine Bereichsausnahmen, meine sehr verehrten 
Damen und Herren. Es sollte wirklich unsere Lehre sein, 
nicht mit zweierlei Maß zu messen. Dass die Würde des 
Menschen unantastbar ist, steht als wunderbarer erster 
Satz in unserem Grundgesetz. Das heißt, die Würde aller 
Menschen ist unantastbar. Das gilt im Hinblick auf Hu-
manität und Menschenrechte, und daran sollten wir uns 
orientieren.

Vielen herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat jetzt das 

Wort die Abgeordnete Luise Amtsberg.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Luise Amtsberg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kol-

legen! „Es ist die Aufgabe Europas, dafür zu sorgen, dass 
die Flamme der Zwei-Staaten-Lösung nicht erlischt.“

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Das sind nicht meine Worte, aber es sind gute Worte. Es 
sind die Worte von EU-Kommissionspräsidentin Ursula 
von der Leyen in ihrer State-of-the Union-Rede vor gut 
einer Woche. Es ist unsere Aufgabe, sagt sie. Und auch 
wenn sie heute so weit entfernt ist wie noch nie: Die 
Zweistaatenlösung mit den Grenzen von 1967 muss die 
unbedingte Grundlage für unser politisches Handeln sein, 
für das Recht auf Selbstbestimmung beider Völker und 
für einen dauerhaften Frieden in Israel, in Palästina und in 
der gesamten Region.

Doch wenn wir auf die verantwortlichen Akteure 
schauen – allen voran auf die USA unter Präsident Trump 
und den von ihm eingesetzten sogenannten Friedensrat –, 
dann sehen wir, dass das allerhöchstens ein großangeleg-
tes Ablenkungsmanöver ist – eine Strategie, die leider 
aufgeht, auch hier. Denn wer schaut eigentlich heute 
noch wirklich hin, was dieser angebliche Waffenstillstand 
für die Palästinenserinnen und Palästinenser in Gaza tat-
sächlich bedeutet? Weiterhin werden täglich Menschen 
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getötet, es gibt keine humanitären Zugänge, Hilfsorgani-
sationen werden massiv beschränkt, große Teile des Ga-
zastreifens von der israelischen Armee kontrolliert. Ver-
treibung, dauerhafte Besetzung sind längst Realität. Das 
muss man auch hier in diesem Hause einmal zur Kenntnis 
nehmen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Meine Damen und Herren, wir alle wissen: Frieden 
gibt es nicht per Akklamation. – Es kann uns ja wohl 
nicht ausreichen, dass man einfach nur behauptet, es 
gäbe einen Waffenstillstand, es gäbe Frieden. Und das 
gilt natürlich auch für das Westjordanland. Die israe-
lische Menschenrechtsorganisation B’Tselem beschreibt 
die systematische Einschüchterung, tödliche Gewalt, 
Vertreibung, Landnahme in ihrem jüngsten Bericht. „Sys-
tematisch“ bedeutet: Es geht nicht mehr länger nur um 
einzelne Siedler oder einzelne Organisationen, sondern 
um staatlich unterstützte Gewalt. Mit der Entscheidung 
der israelischen Regierung, das Siedlungsprojekt E1 vo-
ranzutreiben – eine Siedlung, die den Norden des West-
jordanlandes dauerhaft vom Süden abtrennen würde –, 
zeigt sie doch, wie ernst es ihr mit der Annexion des 
Westjordanlandes ist. Und deshalb müssen wir auch im 
deutschen Diskurs langsam mal klarkriegen, worüber wir 
hier eigentlich reden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der Linken)

Diese israelische Regierung möchte die Zweistaaten-
lösung nicht, und sie schafft jeden Tag – jeden Tag! – 
Fakten, um sie dauerhaft zu verhindern. Die Frage, die 
wir uns also hier stellen müssen, ist, wie wir die israe-
lische Regierung zur Umkehr bewegen können. Und auch 
wenn es schmerzt – und das tut es –: Wir sollten auch zur 
Kenntnis nehmen, das Worte allein hier nicht ausreichen 
werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Meine Damen und Herren, gerade vor diesem Hinter-
grund braucht es ein entschlossenes, gemeinsames euro-
päisches Handeln; davon bin ich fest überzeugt. Und wen 
meint die EU-Kommissionspräsidentin denn, wenn sie 
beklagt, dass sich die Mitgliedstaaten bislang nicht auf 
weitere Sanktionen verständigen konnten? Sie meint da-
mit ja nicht Spanien oder Frankreich, sondern sie meint 
die Kolleginnen und Kollegen der Bundesregierung. Lei-
der ist vom Auswärtigen Amt gerade niemand da.

(Staatsministerin Serap Güler betritt den Ple-
narsaal)

– Jetzt gerade kommt jemand. Das freut mich sehr.

(Felix Schreiner [CDU/CSU]: Sie war die 
ganze Zeit da! – Gegenruf der Abg. Deborah 
Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie ist 
gerade durch die Tür reingekommen!)

Sie sind gemeint; denn immer wieder haben Sie gemein-
same Maßnahmen ausgebremst, ohne selbst überzeu-
gende Alternativen vorzulegen.

Großbritannien und elf weitere Partnerländer wollen 
keine Produkte aus illegalen Siedlungen importieren. Wa-
rum schließt sich Deutschland nicht an?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Auch beim EU-Assoziierungsabkommen blockieren Sie. 
Die Sanktionierung der Minister und Organisationen, die 
den Siedlungsbau umsetzen und davon profitieren, blo-
ckieren Sie. Dem Mandat für das Hilfswerk für Palästina- 
Flüchtlinge, UNRWA, haben Sie erstmals in der Ge-
schichte seines Bestehens nicht zugestimmt, ohne das 
zu begründen, ohne aufzuzeigen, wie die Menschen 
ohne das Hilfswerk überleben sollen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Wenn Sie es also ernst damit meinen, dass der Sied-
lungsbau völkerrechtswidrig ist, sind Sie verpflichtet, ak-
tiv Maßnahmen auf den Weg zu bringen. Am 12. Oktober 
treffen sich die EU-Außenministerinnen und -Außen-
minister. Hier können Sie zeigen, dass Sie handeln und 
nicht mehr nur besorgte Statements abgeben.

Ich wiederhole: „Es ist die Aufgabe Europas, dafür zu 
sorgen, dass die Flamme der Zwei-Staaten-Lösung nicht 
erlischt.“

Es ist unsere Aufgabe. Das ist das Mindeste, was wir 
für die Menschen in Israel und Palästina tun können.

Herzlichen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der Linken)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat jetzt das Wort der Ab-

geordnete Paul Ziemiak.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Paul Ziemiak (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Vor nicht allzu langer Zeit habe ich persönlich 
gemeinsam mit dem Bundesminister des Auswärtigen 
den Staat Israel und das palästinensische Westjordanland 
besucht. Wir haben viele Gespräche geführt in Tel Aviv, 
in Jerusalem, nicht nur mit Politikerinnen und Politikern, 
sondern auch mit den Angehörigen der von der Hamas 
verschleppten Geiseln. Es ist so wichtig, die Ereignisse 
vom 7. Oktober nicht nur auf das Schärfste zu verurteilen, 
sondern sie auch nicht zu vergessen oder gar zu relati-
vieren. Die Existenz des Staates Israel ist für uns nicht 
verhandelbar.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der Abg. Derya Türk-Nachbaur [SPD])

Wer jedoch glaubwürdig über die Lage im Nahen Os-
ten sprechen möchte, darf auch die Augen vor dem Leid 
der Palästinenserinnen und Palästinenser nicht verschlie-
ßen, nicht nur in Gaza, sondern vor allem auch in der 
Westbank. Bei unserem Besuch haben wir nicht nur mit 
Mahmud Abbas in Ramallah gesprochen. Wir haben ganz 
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bewusst auch einen Ort aufgesucht, der unter der Sied-
lergewalt leidet; Taybeh war dieser Ort. Wir haben mit 
den Menschen gesprochen, die jeden Tag diese Gewalt 
erleben. Wir verurteilen völkerrechtswidrige Siedlungen 
und die Gewalt der Siedler auf das Allerschärfste.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Einen gerechten Frieden, meine Damen und Herren, 

wird es nur geben, wenn Israelis ohne Angst vor Terror 
und Palästinenserinnen und Palästinenser ohne Angst vor 
Gewalt und Vertreibung leben können. Das Ziel deut-
scher Außenpolitik bleibt eine Zweistaatenlösung. Wir 
sehen das Leid insbesondere der Kinder, der israelischen 
Kinder, der palästinensischen Kinder. Es sind alles Kin-
der, deren Stimmen wir hören und deren Leid wir sehen.

Deshalb gilt es, die Augen nicht zu verschließen, nicht 
einseitig zu sein. Aber dieser Antrag der Linken ist genau 
das: einseitig.

(Zuruf des Abg. Cem Ince [Die Linke])
Er enthält kein Wort des Verurteilens des Terrors gegen 
Israel. Für Frieden kämpft man nicht, indem man die 
Augen verschließt. Dass er gerade in dieser Woche von 
Ihnen hier zur Debatte gestellt wird, das richtet sich 
selbst.

(Zuruf der Abg. Cansin Köktürk [Die Linke])
Es geht nämlich jetzt auch um den Antisemitismus der 
Linken. Es ist mir wichtig, zu betonen, dass ich hier nicht 
pauschalisieren möchte.

(Lea Reisner [Die Linke]: Nichts an dem An-
trag ist antisemitisch, Herr Ziemiak!)

Es gibt viele Linke, die sich glaubwürdig gegen Anti-
semitismus und für Frieden einsetzen.

(Zuruf der Abg. Cansin Köktürk [Die Linke])
Gleichzeitig gilt es aber, das auszusprechen, was jeder 
weiß: Das Gift des Antisemitismus und damit des Men-
schenhasses ist tief eingesickert in die Partei Die Linke in 
Berlin.

(Beifall bei der CDU/CSU – Stephan Brandner 
[AfD]: Er gehört zur DNA der Partei!)

Politiker der Linken machen Selfies mit und arbeiten 
zusammen mit Hamasunterstützern. Ihre Mitglieder ver-
harmlosen den Terrorangriff des 7. Oktober und sprechen 
über die Geiselnahme der Hamas – Zitat – als einzige 
Möglichkeit des Widerstandes. Vor der Wahl in Berlin 
rufen Sie zur „Wahlintifada“ auf.

(Zurufe von der Linken)
Die Linkspartei ruft bei den Veranstaltungen „Yalla Yalla 
Intifada“ und „Death to the IDF“. Das linke Publikum 
tanzt. Die Linkspartei ruft bei Wahlkampfveranstaltun-
gen immer wieder diese Dinge. Und sie postet „Israel 
Verrecke!“ in sozialen Netzwerken.

(Thomas Rachel [CDU/CSU]: Übel!)
Das sind Ihre Nachwuchspolitiker.

(Zurufe von der Linken)
Andere Linke klicken „Gefällt mir“.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die Berliner Linken werden vom antisemitischen Ge-
dankengut unterwandert und zerfressen. In Berlin müssen 
sich Jüdinnen und Juden wieder hinter Panzerglas und 
Polizei verstecken. Auch deshalb braucht es einen Staat 
Israel.

(Zuruf des Abg. Cem Ince [Die Linke])
Israel existiert, weil die Geschichte bewiesen hat, dass 
Versprechen allein nicht schützen. Israel ist der Ort auf 
dieser Welt, an dem kein Jude fragen muss, ob er bleiben 
darf. Israel muss es heutzutage auch geben, weil die 
Angst zu groß ist, dass Antisemiten in europäischen 
Großstädten wieder regieren könnten, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Ministerpräsident Cem Özdemir hat recht, wenn er heute 
sagt, bestimmte Kräfte der Berliner Linken dürften „nicht 
in die Nähe der Macht kommen“.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Liebe Kolleginnen und Kollegen der SPD, wir haben 

im Koalitionsvertrag vereinbart: Auf allen Ebenen darf es 
keine Zusammenarbeit mit Demokratiefeinden und Ex-
tremisten geben. – Sie werden jetzt eine Entscheidung zu 
treffen haben.

(Zurufe von der SPD und der Linken)
Und die Grünen werden die Frage ihrer Glaubwürdigkeit 
beantworten müssen.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Herr Kollege, Ihre Redezeit ist zu Ende.

Paul Ziemiak (CDU/CSU):
Frau Präsidentin!

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Ihre Redezeit ist zu Ende. Es tut mir leid, Herr Kollege.

Paul Ziemiak (CDU/CSU):
Die Grünen müssen diese Frage beantworten. Sie kön-

nen nicht am 9. November Kränze niederlegen
(Das Mikrofon wird abgeschaltet)

und am 10. November – –
(Beifall bei der CDU/CSU – Luise Amtsberg 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Jetzt reicht es 
aber wirklich! – Zurufe von der Linken)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die AfD-Fraktion hat jetzt das Wort der Abgeord-

nete Torben Braga.
(Beifall bei der AfD)

Torben Braga (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Mehr als 

700 000 Siedler leben heute im Westjordanland, verteilt 
auf über 270 Siedlungen und Außenposten, die direkt 
oder mittelbar mehr als 40 Prozent des Gebiets beanspru-
chen. Was dort geschieht, ist Landnahme, und sie ist 
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völkerrechtswidrig. Die Genfer Konvention untersagt ei-
ner Besatzungsmacht, Teile ihrer eigenen Zivilbevölke-
rung in das besetzte Gebiet zu überführen. Und daran 
ändert keine nachträgliche Legalisierung von Außenpos-
ten durch das israelische Sicherheitskabinett etwas. Wenn 
Verteidigungsminister Katz ankündigt, im Westjordan-
land den jüdischen Staat errichten zu wollen, dann spricht 
er offen aus, was jeder neue Bebauungsplan vollzieht: das 
Ende der Zweistaatenlösung. Dieser Politik muss wider-
sprochen werden – mit aller Klarheit.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Meine Damen und Herren der antragstellenden Frakti-
on, im Befund liegen wir – das hat sich aus allen Wort-
meldungen hier ergeben – nicht ganz weit auseinander. 
Aber umso deutlicher muss Ihrem Mittel widersprochen 
werden. Das Gutachten des Internationalen Gerichtshofs 
vom Juli 2024, auf das Sie Bezug nehmen, ist ein Rechts-
gutachten. Bindende Wirkung entfaltet – das wissen Sie – 
allein die Entscheidung im streitigen Verfahren. Sie leiten 
daraus eine Verfassungspflicht zur Sanktionierung deut-
scher Unternehmen ab und erheben damit eine Auffas-
sung eines Spruchkörpers in Den Haag zur allgemeinen 
Regel des Völkerrechts, und das unzulässigerweise.

Sanktionen haben in den vergangenen Jahrzehnten sel-
ten das Verhalten von Staaten verändert, dafür umso ver-
lässlicher die Rechnung derjenigen erhöht, die sie ver-
hängen. Mehr als 40 Jahre Sanktionen gegen den Iran 
haben dessen Nuklearprogramm nicht beendet, jedenfalls 
wenn man den sich immer wiederholenden Kriegs-
begründungen aus Washington und Jerusalem glaubt.

(Luise Amtsberg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nee, das war Donald Trump!)

Und die Sanktionen gegen Russland bezahlt der Mittel-
stand in ganz Deutschland bis heute über seine Energie-
kosten. Was daraus folgt, sind die Wahlergebnisse der 
letzten Wochen; das haben wir erlebt.

Den Siedlungsbau hält ein europäisches Importverbot 
für Datteln aus dem Jordantal nicht auf, und Herr 
Smotrich wird es nur als Bestätigung seines Kurses ver-
buchen. Deutschlands Einfluss auf Israel liegt in einem 
offenen Gesprächskanal, der auch unbequeme Sätze 
trägt. Sanktionen zu verhängen, bedeutet aber, diesen 
Kanal zu schließen, diese Brücke zu verbrennen und am 
Ende allein die Kosten zu behalten, die nach dem Willen 
der antragstellenden Fraktion hierzulande etwa Heidel-
berg Materials und Axel Springer tragen sollen, aus-
geschlossen von öffentlichen Aufträgen und Export-
garantien.

Meine Damen und Herren, Frau Präsidentin, zu kriti-
sieren ist gleichwohl – das will ich klarstellen –, dass die 
Bundesregierung diesen Kanal aber nicht nutzt. Johann 
Wadephul hat im Juni 2025 zwar erklärt, Gaza, das West-
jordanland und Ostjerusalem gehörten den Palästinen-
sern. Folgen hatte dieser Satz – wie fast alles, was wir 
aus dem Auswärtigen Amt hören – keine, weder in Jeru-
salem noch in Berlin.

(Beifall bei der AfD)

Eine Außenpolitik, die ihre eigenen Erklärungen nicht 
ernst nimmt, braucht sich über fehlenden Einfluss auf 
dieser Welt nicht zu wundern. Deutschland muss der is-
raelischen Regierung klar und öffentlich sagen, dass ihre 
Siedlungspolitik dem Frieden im Wege steht und deut-
schen Interessen schadet, und das ist Frieden in der Re-
gion. – Ich komme zum Schluss, Frau Präsidentin. – Da-
für braucht es Mut zum deutlichen Wort, auch unter 
Partnern. Sanktionskataloge und Boykottlisten aus dem 
Karl-Liebknecht-Haus helfen uns dabei nicht.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die SPD-Fraktion hat jetzt das Wort der Abgeord-

nete Jürgen Coße.

(Beifall bei der SPD)

Jürgen Coße (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wenn man zum Schluss redet, hat man die 
Möglichkeit, Sachen anzusprechen, die noch nicht er-
wähnt worden sind. Deswegen will ich ein paar Sachen 
anführen, die auch wichtig sind.

Als Erstes möchte ich sagen: Keine Bundesregierung 
hat in irgendeiner Form Abstand von der Zweistaatenlö-
sung genommen – keine, egal in welcher Konstellation. 
Wir hatten in diesem Haus immer eine klare Mehrheit 
dafür, dass die Zweistaatenlösung richtig und vernünftig 
ist, und daran wird sich auch nichts ändern. – Erste Be-
merkung.

Zweite Bemerkung. Paul, du hast vom „Gift des Anti-
semitismus“ gesprochen. Ich sage als Sozialdemokrat für 
meine Fraktion aus voller Überzeugung: Es ist relativ 
egal, wo und an welcher Stelle Antisemitismus auftritt. 
Wir verachten und bekämpfen das an jeder Stelle,

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

auch in der eigenen Partei, wenn es darauf ankommt. 
Warum sage ich das? Weil ich glaube, dass es noch ein 
paar andere Aspekte gibt, die man hier erwähnen muss.

Zunächst haben wir in den USA einen Präsidenten, der 
sich einen bestimmten anderen Präsidenten der USA 
nicht zum Vorbild genommen hat: Wir haben zurzeit 
Trump, und er ist weit davon entfernt, ein Bill Clinton 
zu sein. Manchmal würde ich mir wünschen, dass wir viel 
mehr darüber reden, dass es einst Hoffnung für eine 
Zweistaatenlösung gegeben hat. Ich erinnere an Yitzhak 
Rabin und Arafat – übrigens beides Menschen, die Be-
fehle gegeben haben, andere Menschen zu töten: Rabin 
als General, und Arafat war ja früher bei uns als Terrorist 
gelistet. Es gehört dazu, dies zu sagen. Aber beide hatten 
die Kraft und die Fähigkeit, zu versuchen, einen echten 
Frieden hinzubekommen. Deswegen glaube ich, dass Ne-
tanjahu Teil des Problems ist und nicht Teil der Lösung.

(Beifall bei der Linken)

– Klatscht noch nicht so laut! Ihr seid jetzt dran; ich höre 
noch nicht auf.

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 96. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 24. September 2026                            11900 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Torben Braga 



(Heiterkeit bei der Linken – Nicole Gohlke 
[Die Linke]: Bitte aus dem Protokoll strei-
chen!)

Ich glaube aber auch, dass es nie richtig ist, über diesen 
Konflikt zu reden, ohne zu adressieren – Paul, du hast es 
gemacht –, dass die Hamas genauso das Problem ist, 
einen echten Frieden hinzubekommen. Wer echten Frie-
den im Nahen Osten will, darf nicht nur sonntags davon 
reden, sondern muss es montags auch wirklich wollen. 
Leider haben wir diese Figuren nicht. Und ich hoffe sehr, 
dass bei der Wahl, die ansteht – auch wenn man sich 
international nicht in andere Wahlen einmischen soll –, 
die israelische Bevölkerung die Weisheit und Klugheit 
besitzt, Menschen an ihre Spitze zu wählen, die mithel-
fen, dass echter Frieden im Nahen Osten möglich ist. Die 
Zeit ist schon längst reif.

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Als letzter Redner in dieser Debatte spricht jetzt der 

Abgeordnete Alexander Radwan für die CDU/CSU- 
Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Alexander Radwan (CDU/CSU):
Mal schauen, ob er lernfähig ist.

(Heiterkeit bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Der Nahe Osten hat zurzeit viele Aspekte. Heute beschäf-
tigen wir uns zu Recht mit der aktuellen Situation in Gaza 
und der Westbank. Es ist unerträglich – das Leiden der 
Menschen in Gaza, das Verhalten der Siedler in der West-
bank, der Terror, teilweise unter Schutz der dortigen Ein-
heiten, die ausbleibenden Hilfslieferungen und – der Kol-
lege Hardt hat es angedeutet; ich führe es auch an – die 
Äußerung von Ben-Gvir in der Sommerpause, als er sag-
te, man solle jeden Tag 30 bis 40 Menschen töten, egal ob 
sie gefährlich sind, weil es keine Menschen sind. Damit 
wird ihnen nicht nur das Existenzrecht abgesprochen, 
sondern auch das Menschenrecht. Meine Damen und 
Herren, das gilt es anzusprechen und auf europäischer 
Ebene zu sanktionieren.

Aber ich möchte meinem Vorredner, der gerade inten-
siv mit den Kollegen der Linken diskutiert, ausdrücklich 
zustimmen: Das Problem besteht auf beiden Seiten. Wir 
haben es bei den Hamasterroristen angesichts des bestia-
lischen Terrors vom 7. Oktober auch mit Menschen zu 
tun, die keinen Frieden wollen, die ein Land wollen, und 
zwar nur das Land Palästina, und die die Israelis ins Meer 
treiben wollen. Dieser Terror, meine Damen und Herren, 
ist genauso zu verurteilen. Es braucht das Existenzrecht 
Israels. Es darf keinen Platz für Judenhass geben – in der 
Region, in der Welt und erst recht nicht, meine Damen 
und Herren, in Deutschland.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Den beiden Gruppierungen, die sich in der Region 
unversöhnlich gegenüberstehen, müssen wir Kräfte ent-
gegensetzen, die Aussöhnung wollen. Aber Sie von der 
Linken tragen diesen Konflikt nach Deutschland, indem 
Sie sich in diesem Antrag, aber auch mit Blick auf Ihren 
Berliner Wahlkampf sehr einseitig positionieren. „From 
the river to the sea“ wurde bei Ihnen in eine Richtung 
skandiert, meine Damen und Herren. Diesen Zwist dür-
fen wir nicht nach Deutschland tragen. Teile Ihrer Partei – 
ich betone: Teile Ihrer Partei – unterscheiden sich in ihrer 
Denkweise in keinster Weise von den radikalen Siedlern. 
Sie wollen keine Aussöhnung. Darum ist es für uns nicht 
möglich, diesem Antrag zuzustimmen, meine Damen und 
Herren; wir werden ihn ablehnen.

(Zuruf der Abg. Lea Reisner [Die Linke])
Wir wollen hier in Deutschland und in Europa Kräfte 
stärken, die die Aussöhnung zwischen den Parteien be-
fördern und nicht zur weiteren Spaltung beitragen.

Besten Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Damit schließe ich die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 21/7062 an die in die Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Das ist nicht der Fall. Dann 
verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe auf die Tagesordnungspunkte 14a bis 14d: 

a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes für 
einen planbaren, kosteneffizienten, netz-
verträglichen und marktorientierten Aus-
bau der erneuerbaren Energien im Strom-
sektor 

Drucksache 21/7867
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wirtschaft und Energie (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Haushaltsausschuss mitberatend und gemäß § 96 der GO

b) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Leif-Erik Holm, Steffen Kotré, Dr. Malte 
Kaufmann, weiteren Abgeordneten und der 
Fraktion der AfD eingebrachten Entwurfs ei-
nes Gesetzes zur Abschaffung des Gesetzes 
für den Ausbau erneuerbarer Energien 
(Erneuerbare-Energien-Gesetz-Abschaf-
fungsgesetz – EEGAG) 

Drucksache 21/8108
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wirtschaft und Energie (f) 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit
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c) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Katrin Uhlig, Michael Kellner, Dr. Alaa 
Alhamwi, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Energiewende gemeinsam gestalten – Für 
ein Erneuerbare-Energien-Gesetz mit fai-
ren Chancen für alle

Drucksache 21/8119
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wirtschaft und Energie (f) 
Ausschuss für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat 
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit

d) Beratung des Antrags der Abgeordneten Jörg 
Cezanne, Lorenz Gösta Beutin, Janine 
Wissler, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion Die Linke 
Auf Kürzungen beim Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetz verzichten – Zukunftsfähige 
Arbeitsplätze in der Wind- und Solarwirt-
schaft ausbauen – Bezahlbaren Strom aus 
Sonne und Wind für alle ermöglichen

Drucksache 21/7907
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wirtschaft und Energie (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache. Für die Bundesregierung 
hat das Wort die Bundesministerin für Wirtschaft und 
Energie, Katherina Reiche.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Derya Türk-Nachbaur [SPD])

Katherina Reiche, Bundesministerin für Wirtschaft 
und Energie:

Frau Präsidentin! Meine lieben Kolleginnen und Kol-
legen! Zu Beginn will ich etwas festhalten: Der Ausbau 
der erneuerbaren Energien wird fortgesetzt. Die Ausbau-
ziele der Erneuerbaren bleiben bestehen. Wind, Photo-
voltaik, Biomasse, Geothermie sind tragende Säulen un-
serer Stromversorgung, schon jetzt. Wir stehen zu den 
erneuerbaren Energien. Wir stehen zu unseren Zielen, 
und wir sehen die Notwendigkeit, einseitige Import-
abhängigkeiten zu verringern. Doch mit fortschreitender 
Entwicklung von Technologien, von Infrastruktur und 
Märkten sind Veränderungen im EEG und im EnWG 
nötig. Denn bislang verfolgte die Gesetzgebung im We-
sentlichen zwei Ziele: erstens 80 Prozent erneuerbare 
Energien am Stromverbrauch bis 2030 und zweitens Kli-
maneutralität bis 2045.

(Beifall des Abg. Dr. Andreas Lenz [CDU/ 
CSU])

Die Kosten des Gesamtsystems wurden aber von frü-
heren Regierungen aus dem Blick verloren. Diese sind 
explodiert – zulasten der Bürger, zulasten der Unterneh-
men und zulasten der Industrie. Zu lange wurden die 

Gestehungskosten von Wind und Photovoltaik ab Anlage 
als alleinige Kosten der Energiewende deklariert. Aber 
zusätzlich anfallende Kosten wie Investitionen in die An-
lage selbst, in Redispatch-Maßnahmen, in Netze, in gesi-
cherte Leistungen wurden geflissentlich ignoriert.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Zudem wurden stattliche zweistellige Kapitalrenditen für 
Wind- und Solarprojekte als angemessen angesehen; 
Teile des Parlaments erzählen sonst gerne etwas von „Ab-
zocke“.

Erneuerbare Energien wurden und werden ausgebaut; 
aber sie wurden ausgebaut ohne Netz, ohne Speicher, 
ohne gesicherte Leistung. Wir müssen in das System jähr-
lich 36 Milliarden Euro zuschießen. Und fast 3 Milliarden 
Euro zahlen wir jährlich für das Abschalten erneuerbarer 
Energien und das Hochfahren anderer Kraftwerke. Ohne 
Kurskorrektur steigen die Systemkosten laut diverser 
Studien auf über 90 Milliarden Euro. Deshalb sage ich 
noch einmal ganz klar: Die Erneuerbaren sind unver-
zichtbar, aber sie sind erwachsen geworden. Und wer 
erwachsen wird, muss Verantwortung übernehmen – fi-
nanziell und für das gesamte Stromsystem.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Der Vorwurf, wir bremsten die Erneuerbaren aus, geht 
ins Leere. Wir schreiben 12 Gigawatt zusätzlich für 
Windenergie aus. Wir steuern den Zubau besser. Wir 
nehmen Rücksicht auf das Stromnetz. Wir setzen auf 
mehr Markt und Wettbewerb. Wir geben einen Anreiz 
für die Direktvermarktung. Wir ermöglichen neue Ge-
schäftsmodelle, wie zum Beispiel ein Modell, das auf 
die Vermietung und Verpachtung von PV-Komplettlösun-
gen ohne erste Anschaffungskosten für den Kunden setzt. 
Das finden diese Unternehmen gut; sie unterstützen das. 
Wir kombinieren Erneuerbare mit Batterien. Wir passen 
die Förderung an EU-Vorgaben an. Wir denken Erzeu-
gung und Netz zusammen, und wir geben der Biomasse 
eine Zukunft. Wir heben die Ausschreibungen im Jahr 
2027 auf 1 000 MW an; laut aktueller Gesetzeslage wären 
es nur 326 Megawatt in 2027 gewesen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Fünf große Stellschrauben möchte ich nennen:
Erstens. Wir schauen auf die Netze, bevor wir erneu-

erbare Energien zubauen. Wer dort zubaut, wo jetzt schon 
hohe Netzengpässe sind, der trägt ein wirtschaftliches 
Risiko, und das ist auch fair. Für 95 Prozent der Wind-
vorranggebiete ändert sich nichts. Und die Netzbetreiber 
bleiben in der Pflicht, das Netz konsequent auszubauen 
und zu digitalisieren.

Wir sorgen zweitens dafür, dass das Geld der Steuer-
zahler sinnvoll ausgegeben wird; denn die 36 Milliarden 
Euro Systemkosten zahlen wir zurzeit aus dem Bundes-
haushalt. Deshalb bewegen wir uns weg von der festen 
Einspeisevergütung hin zur Direktvermarktung. Bei ho-
hem Eigenverbrauch rechnet sich das ohnehin, und der 
Übergang kommt gestaffelt. Kleinere Anlagen erhalten 
für drei Jahre eine Übergangszahlung, und wir unterstüt-
zen die Direktvermarktung mit einem Direktvermark-
tungsbonus.
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Drittens. Wir machen aus dem EEG ein Absicherungs-
modell mit zweiseitigen Differenzverträgen. Investoren 
kennen zukünftig ihre Erlöse, und zwar im Voraus. Wer 
Förderung benötigt, erhält sie. Aber Zusatzerlöse werden 
konsequent abgeschöpft; das sagt auch die EU. Das senkt 
die Finanzierungs- und Systemkosten.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Viertens. Die Biomasse bekommt eine Zukunft. Wir 
heben die Ausbauziele auf 9,5 Gigawatt an. Wir schrei-
ben 4,5 Gigawatt zusätzlich aus. Unter dem alten EEG 
wäre diese Förderung langsam ausgelaufen.

Fünftens. Bei knappem Netzanschluss zählt künftig 
der Reifegrad des Projektes und nicht das Windhundprin-
zip. Wir sorgen für Verbindlichkeit, ermöglichen Priori-
sierung bei echter Knappheit. So setzen wir Leitplanken, 
ohne ins Mikromanagement zu gehen, und digitalisieren 
die Anschlussverfahren.

Das ist ein sehr ausgewogenes Paket: Ja zu den Erneu-
erbaren, Ja zu Markt und Wettbewerb und Ja zum Ausbau 
und zur Digitalisierung der Stromnetze.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Energiewende ist 
für diese Koalition ein wichtiges energiewirtschaftliches 
und industriepolitisches Ziel.

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sie blockieren die Energiewende! Das machen 
Sie! – Gegenruf von der CDU/CSU: Hören Sie 
doch mal zu!)

Es braucht einen klaren Blick auf ökonomische Realitä-
ten. Klimaschutz ohne Bezahlbarkeit ist nicht tragfähig.

(Zuruf der Abg. Lisa Badum [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Und Klimaschutz ohne Versorgungssicherheit ist strate-
gisch blind. Wir dekarbonisieren nicht durch Deindustria-
lisierung; denn der Hunger nach Strom wächst durch 
künstliche Intelligenz, Rechenzentren, elektrifizierte In-
dustrie.

(Zuruf der Abg. Lisa Badum [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Wer den Strom nicht bezahlbar liefert, verliert Investitio-
nen, Innovation und Souveränität.

(Beifall bei der CDU/CSU – Katrin Uhlig 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Deshalb set-
zen Sie auf teures fossiles Gas?)

Deshalb brauchen wir gesicherte Leistung, Kraftwerke. 
Wir brauchen Erneuerbare, wir brauchen Speicher, wir 
brauchen einen Kapazitätsmarkt und Flexibilität im 
Strommarkt. Verlässlichkeit muss belohnt werden, ge-
nauso wie Ambition.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Nur das macht den Erfolg der Energiewende aus: die 
Gesamtkosten eines Systems – ein System, das zu jeder 
Stunde, zu jeder Sekunde des Jahres verlässlich und be-
zahlbar und nachhaltig läuft. An diesem Maßstab wollen 
wir uns messen lassen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die AfD-Fraktion hat jetzt das Wort der Abgeord-

nete Marc Bernhard.

(Beifall bei der AfD)

Marc Bernhard (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Erinnern 

Sie sich noch an das Märchen von der Kugel Eis? Vor 
über 20 Jahren hat der grüne Umweltminister Trittin den 
Bürgern hoch und heilig versprochen: Die Energiewende 
kostet einen Haushalt im Monat maximal eine Kugel Eis.

(Zuruf der Abg. Lisa Badum [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

In der Realität kostet sie 15 000 Arbeitsplätze jeden Mo-
nat. 2 500 Unternehmen müssen jeden Monat wegen die-
ser Energiewende für immer ihre Tore schließen. Ihre 
Energiewende macht die Menschen nicht nur arm, son-
dern macht uns in der Stromversorgung zu einem Ent-
wicklungsland.

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das möchten Sie!)

Vor 20 Jahren haben die Netzbetreiber vier- oder fünf-
mal im ganzen Jahr in das Stromnetz eingreifen müssen, 
um Blackouts zu verhindern. Letztes Jahr mussten sie 
über 20 000-mal eingreifen, um den Zusammenbruch 
des Stromnetzes zu verhindern. Das sind 55 Eingriffe 
jeden Tag. Ihr Zauberwort dafür heißt „Flexibilität“. 
Das hört sich vielleicht smart an, bedeutet aber nichts 
anderes als Stromabschaltung, und zwar völlig egal, ob 
in Kita, in der Unfallchirurgie oder bei der Heizung.

(Michael Kellner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Flexibel sind Sie nicht so!)

Heute schon werden landesweit – wie in Sachsen und 
Thüringen – regelmäßig Industrieunternehmen oder 
ganze Güterzüge abgeschaltet und stillgelegt, weil ein-
fach nicht genügend Strom da ist.

(Michael Kellner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: So ein Quatsch!)

Welches Unternehmen, welcher Betreiber von Rechen-
zentren investiert in einem Land, in dem ihm jederzeit 
einfach der Saft abgedreht werden kann? Das sind Zu-
stände wie in einem Dritte-Welt-Land.

(Beifall bei der AfD – Zurufe der Abg. Holger 
Mann [SPD] und Lisa Badum [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Das ist vor allem das direkte Ergebnis, wenn man die 
noch drittgrößte Industrienation der Welt allein von Zu-
fallsenergien wie Wind und Sonne abhängig machen will. 
Zufällig scheint die Sonne; deswegen wird jetzt zufällig 
Strom erzeugt. Zufällig schiebt sich fünf Minuten später 
eine Wolke vor die Sonne, und zufällig wird deshalb jetzt 
kein Strom mehr erzeugt.

(Michael Kellner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Haben Sie schon mal was von Batterien 
gehört?)
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So funktioniert Ihr System, Frau Reiche. Der ehemalige 
grüne Wirtschaftsminister Habeck hat dazu allen Ernstes 
gesagt: Alles kein Problem! Dann produzieren wir in 
Zukunft einfach nur noch dann, wenn der Wind weht 
oder die Sonne scheint. – Was für ein Wahnsinn! Von 
solchen Leuten werden wir regiert.

(Beifall bei der AfD)

Und den Menschen erzählen Sie alle allen Ernstes: 
Wenn wir nur immer mehr Windindustrieanlagen und 
Solaranlagen bauen, dann gibt es irgendwann Strom im 
Überfluss, billig und jederzeit verfügbar; denn Wind und 
Sonne stellen ja keine Rechnung. – Die Realität ist aber 
genau das Gegenteil: Wind- und Solaranlagen produzie-
ren Strom nicht dann, wenn wir ihn brauchen, sondern 
dann, wenn zufällig der Wind weht oder die Sonne 
scheint.

Ein Beispiel: August, mittags um 12 Uhr, die Sonne 
brutzelt.

(Zuruf des Abg. Holger Mann [SPD])

– Hören Sie einfach mal zu! Sie können noch was lernen. 
–

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die Solar- und Windindustrieanlagen produzieren viel zu 
viel Strom.

(Zuruf der Abg. Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Deshalb müssen wir regelmäßig unsere Nachbarländer 
anrufen und sie anbetteln, dass sie uns doch bitte den 
Strom abnehmen, damit bei uns das Stromnetz nicht zu-
sammenbricht.

(Zuruf des Abg. Michael Kellner [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Deren Reaktion ist dann: Ja, gerne nehmen wir euch den 
Strom ab. Aber wie viel bezahlt ihr uns denn dafür, dass 
wir euch den Strom abnehmen? –

(Zuruf der Abg. Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Und am selben Tag nachts um zwölf produzieren die 
Solaranlagen genau 0 Kilowatt Strom. Wieder müssen 
wir unsere Nachbarn anflehen: Bitte, bitte liefert uns 
Strom, damit bei uns der Laden nicht zusammenbricht.

(Zuruf der Abg. Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Und deren Reaktion: Sehr gerne, nur eben zum zehnfa-
chen Preis.

Genau dieser Wahnsinn hat dazu geführt, dass wir bei-
spielsweise am 1. Mai an unsere Nachbarn 50 Cent für 
jede Kilowattstunde, die wir ihnen geliefert haben, zahlen 
mussten. 140 Millionen Euro, Geld der Bürger, verbrannt 
an einem einzigen Tag.

(Zuruf der Abg. Lisa Badum [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Allein letztes Jahr: 8 Milliarden Euro nur für das Ver-
klappen von Solar- und Windstrom und für den Import 
von Strom zu Mondpreisen. Jede weitere Solaranlage, 
jede weitere Windindustrieanlage macht unser Stromnetz 
instabiler und den Strom immer noch teurer.

Frau Reiche, anscheinend haben Sie das jetzt auch 
endlich mal verstanden. Nur so kann man ja Ihren Gesetz-
entwurf interpretieren. Aber statt die Reißleine zu ziehen 
und den Ausbauwahnsinn zu stoppen, drücken Sie ein-
fach weiter aufs Gaspedal

(Michael Kellner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Also, das kann man jetzt Frau Reiche 
wirklich nicht vorwerfen, finde ich! Wirklich 
nicht!)

und zocken die Menschen noch mehr ab. Auf der einen 
Seite zwingen Sie die Bürger, beim Neubau oder bei der 
Dachsanierung eine Solaranlage für viele Zehntausend 
Euro aufs Dach zu setzen. Gleichzeitig sorgen Sie auf 
der anderen Seite mit diesem Gesetz dafür, dass die Men-
schen den Strom in Zukunft praktisch kostenlos ins 
Stromnetz einspeisen müssen.

Laut Wissenschaftlichem Dienst des Deutschen Bun-
destages müssen die Menschen jedes Jahr ohnehin schon 
500 Milliarden Euro, also 6 000 Euro pro Kopf, nur für 
Ihre gescheiterte Energiewende bezahlen.

(Zuruf der Abg. Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Aus einer grünen Kugel Trittin-Eis ist ein schwarz-rote 
Lawine von vielen Tausend Milliarden Euro geworden.

(Zuruf des Abg. Holger Mann [SPD])

Seit einem Vierteljahrhundert pumpen Sie jedes Jahr 
unzählige Milliarden in Wind- und Solarenergie.

(Zuruf der Abg. Katrin Uhlig [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Eine Technologie, die auch nach über 25 Jahren ohne 
Subventionen marktwirtschaftlich nicht überleben kann, 
ist mit Sicherheit nicht dazu geeignet, unser Land in die 
Zukunft zu führen.

(Beifall bei der AfD)

Trotzdem, Frau Reiche, machen Sie wider besseres Wis-
sen immer weiter, handeln völlig verantwortungslos und 
jagen hochmoderne, sichere Kraftwerke wie Gundrem-
mingen oder Moorburg in die Luft.

(Michael Kellner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Es gibt ja viel zu kritisieren! Aber 
dass sie Gundremmingen in die Luft gejagt 
hat?)

Milliardenwerte an Volksvermögen und zuverlässigem 
Strom haben Sie mutwillig zerstört und diese Zerstörung 
noch mit Sprengwurst gefeiert.

Eine AfD-Regierung wird Ihre Geisterfahrt nach der 
nächsten Bundestagswahl stoppen – seien Sie dessen ver-
sichert –, den irrsinnigen Ausbau der Zufallsenergien 
beenden, die Kernkraft wieder einschalten und dafür 
sorgen, dass Energie in Deutschland endlich wieder für 
jedermann bezahlbar ist.
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(Beifall bei der AfD – Michael Kellner 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Mit Atom-
kraft! – Gegenruf des Abg. Marc Bernhard 
[AfD]: So wie der Rest der Welt! So wie der 
Rest der Welt! Warum kostet der Strom in 
Frankreich die Hälfte? Warum ist das so? Wa-
rum ist das so?)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die SPD-Fraktion hat jetzt das Wort die Abgeord-

nete Dr. Nina Scheer.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Dr. Nina Scheer (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Die geballte Desinformation, die uns gerade 
von der AfD-Fraktion entgegengeschallt ist, kann man 
gar nicht im Einzelnen zerpflücken, ohne seine gesamte 
Redezeit dafür verwenden zu müssen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Dr. Paul Schmidt [AfD]: Ja, weil 
es einfach die Wahrheit ist! Deswegen! Weil es 
die Wahrheit ist! – Marc Bernhard [AfD]: Was 
stimmt denn konkret nicht? Suchen Sie sich 
doch ein Faktum raus!)

Aber man muss einfach einmal festhalten, dass die Atom-
energie die teuerste Form der Stromerzeugung jemals war 
und auch weiterhin sein wird. Die teuerste und am meis-
ten Subventionen auf sich vereinigende Form der Strom-
erzeugung ist die Atomstromerzeugung.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Dr. Paul 
Schmidt [AfD]: Falsch! Das ist einfach falsch! 
Sie erzählen was, was falsch ist! So ein Blöd-
sinn!)

Das sind die nackten Zahlen. Und alles andere, was 
Sie – –

(Marc Bernhard [AfD]: Deswegen setzt der 
Rest der Welt, alle anderen Länder, auf Kern-
energie!)

– Alle anderen tun das eben gerade nicht.

(Marc Bernhard [AfD]: Doch, natürlich!)

Die Zahlen des Zubaus zeigen

(Marc Bernhard [AfD]: Doch, natürlich! Wer 
tut es denn nicht? Wer tut es nicht? Burkina 
Faso, oder was?)

– darf ich jetzt auch mal sprechen? –, dass 90 Prozent 
dessen, was aktuell weltweit an Strom zugebaut wird, 
erneuerbare Energien sind; 90 Prozent sind erneuerbar.

(Dr. Paul Schmidt [AfD]: Aber wir reden von 
Kernkraft! Es werden Kernkraftanlagen zu-
gebaut weltweit! – Marc Bernhard [AfD]: 
Das ist doch Quatsch! Nach Gigawatt oder 
nach Anzahl der Anlagen?)

Bei den Ländern mit der sichersten Stromversorgung 
folgt nach Südkorea sofort Deutschland. Wir haben das 
zweitsicherste Stromsystem auf der Welt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Dr. Paul Schmidt [AfD]: Sie 
träumen doch! Sie träumen! – Marc Bernhard 
[AfD]: Deswegen müssen wir abschalten! Des-
wegen müssen Güterzüge stehen bleiben, oder 
was?)

Und Sie erzählen uns, dass wir hier im Dunkeln sitzen. 
Das ist eine Dunkelheit, die nur in Ihren Konzepten vor-
herrscht, aber doch nicht in unserem Stromsystem.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN] – Marc Bernhard [AfD]: Ja, genau!)

Sie verdrehen hier wirklich die Fakten in einer Weise, 
dass es nicht mehr feierlich ist.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Marc Bernhard [AfD]: Warum 
müssen Güterzüge stehen bleiben? Warum 
werden Unternehmen abgeschaltet? Warum?)

– Ich weiß nicht, von welchen Abschaltungen Sie spre-
chen.

(Marc Bernhard [AfD]: Schauen Sie einfach 
mal nach!)

Sie sollten einfach mal Ihre Dummschwätzerei abschal-
ten. Das würde uns hier allen zugutekommen.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der Linken – Dr. Paul Schmidt [AfD]: 
Sie verleugnen Fakten! Sie verleugnen Fakten, 
die nachgewiesen sind! – Zuruf des Abg. 
Martin Reichardt [AfD])

Ich möchte einen weiteren Punkt nennen, weil wir uns 
heute ja nicht mit diesen Fake News beschäftigen wollen,

(Marc Bernhard [AfD]: Lesen Sie es doch ein-
fach mal nach! – Dr. Paul Schmidt [AfD]: In 
Ihrer Blase kommen diese Fakten natürlich 
nicht vor!)

sondern mit einem sehr ernsten Thema, nämlich der Re-
form des Erneuerbare-Energien-Gesetzes. Das Erneuer-
bare-Energien-Gesetz ist ein Erfolgsmodell; es ist welt-
weit kopiert worden.

(Marc Bernhard [AfD]: Von wem denn?)
Und es kommt nicht von ungefähr – –

(Marc Bernhard [AfD]: Von wem denn? Ab-
schaltung von Kern-, Kohle- und Gaskraftwer-
ken, wo ist das kopiert worden? Wo ist denn 
das kopiert worden?)

Frau Präsidentin, ich komme tatsächlich nicht durch.
(Zuruf von der AfD: Das macht nichts! Inte-

ressiert eh keinen!)
Ich kann so nicht sprechen; das ist wirklich nicht möglich 
gegen diesen dauerhaften Beschall.
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(Marc Bernhard [AfD]: Ja, glauben Sie, die 
haben vorher weniger geschrien, oder was? 
Als ich geredet habe? Nee, da ist auch nicht 
weniger geschrien worden, Frau Präsidentin!)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Ich bitte jetzt alle um Ruhe im Saal, damit die Rednerin 

weiter ausführen kann. Das gilt auch für Sie, Herr 
Bernhard.

(Zuruf des Abg. Marc Bernhard [AfD])
– Herr Bernhard!

Dr. Nina Scheer (SPD):
Es sind jetzt drei Minuten um, und ich höre einen 

Dauerbeschuss von Ihrer Seite. Es ist unmöglich, wie 
Sie sich hier verhalten, unmöglich.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der Linken – Marc Bernhard [AfD]: 
Das ist genau das Gleiche, was Sie gemacht 
haben! – Gegenruf des Abg. Michael Kellner 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Jetzt halt 
doch mal die Gosch! – Gegenrufe der Abg. 
Marc Bernhard [AfD] und Martin Reichardt 
[AfD])

Also: Das Erneuerbare-Energien-Gesetz ist um die 
Jahrtausendwende in Kraft getreten. Wir standen bei ei-
nem Anteil von 6 Prozent an erneuerbaren Energien. 
Damals haben wir uns vorgenommen, diesen Anteil in 
zehn Jahren zu verdoppeln. Es gab ein Anreizmodell. 
Im Jahr 2010 standen wir aber nicht bei 12 Prozent, son-
dern schon bei 17 Prozent. Die Erfolgsstory dieses Ge-
setzes zeigt, dass man mit einem Anreizinstrument, mit 
dem man die Markttauglichkeit von erneuerbaren Ener-
gien fördert und gleichzeitig die Ungleichbehandlung der 
erneuerbaren Energien in einem fossil-atomaren System, 
das wir damals hatten, ausgleicht, den erneuerbaren Ener-
gien den Marktzugang ermöglichen kann. Das ist das 
Prinzip der Einspeisevergütung, die mit einer Abnahme-
garantie verbunden wurde. Und das hat sich als ein Er-
folgsfaktor durchgesetzt, der an vielen Orten der Welt 
eingeführt wurde. Nur deswegen haben wir diese Zahlen 
des weltweiten Zubaus an erneuerbaren Energien, die ich 
gerade schon erwähnt habe.

(Beifall bei der SPD)
Nun ist die Frage: Wo stehen wir im Jahr 2026? Es ist 

vielfach die Rede davon, dass wir dieses Prinzip nicht 
mehr bräuchten. Man muss sich aber vergegenwärtigen, 
dass wir nach wie vor starke fossile Einflüsse auf den 
Energiemärkten haben und deswegen auch nach wie vor 
starke Wettbewerbsverzerrungen haben.

Wir haben immer noch über 50 Milliarden Euro klima-
schädliche Subventionen, die man nicht so einfach abge-
baut bekommt. Aber genau in diesem Maße müssen wir 
immer noch nachsteuern, da es bis heute noch nicht zu 
einer kompletten systemischen Umstellung auf erneuer-
bare Energien gekommen ist. Deswegen ist es auch unbe-
dingt notwendig, dass wir das Erneuerbare-Energien-Ge-
setz weiterentwickeln und dass wir es jetzt auf keinen Fall 

mit Risikofaktoren ausstatten; denn wir können es uns 
überhaupt nicht leisten, dass wir Wertschöpfung aus er-
neuerbaren Energien verlieren. Das sind Zukunftstech-
nologien, die auch in der weltweiten Entwicklung ganz 
klar auf dem Vormarsch sind. Wenn wir uns da abhängen 
lassen, dann tun wir uns keinen Gefallen, was saubere, 
sichere, verlässliche,

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Was ist denn daran 
verlässlich?)

bezahlbare Energien angeht, und wir tun uns auch über-
haupt keinen Gefallen, was die Arbeitsplätze vor Ort in 
ihrer Dezentralität angeht, wenn wir da nun ein Fragezei-
chen dransetzen.

(Beifall bei der SPD)

Wir müssen bis zum Ende des Jahres tatsächlich eine 
EEG-Novelle machen, weil wir ein Ablaufdatum dieser 
gesetzlichen Regelung haben. Deswegen müssen wir uns 
auch damit in diesem Herbst beschäftigen.

Wir haben von der Europäischen Union durch die euro-
päischen Rahmensetzung die Vorgabe, dass wir eine Ge-
winnabschöpfung einführen müssen, einen sogenannten 
Clawback-Mechanismus. In diesem Förderinstrument ist 
also auch eine Gewinnabschöpfung vorgesehen. Das ist 
in dem vorliegenden Gesetzentwurf jetzt auch tatsächlich 
der Fall.

Wir haben in den Verhandlungen aber auch noch eine 
Menge Klärungsbedarf. Ich möchte das nicht verheimli-
chen und deswegen an dieser Stelle noch mal kurz er-
wähnen.

(Michael Kellner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sehr gut!)

Es darf nicht passieren, dass es zum Fadenriss für erneu-
erbare Energien kommt. Es darf auch nicht passieren, 
dass wir durch die Dezentralität, mit der die Stabilität 
der Erzeugung erneuerbaren Energie gesichert wird, 
durch die sektorübergreifende Nutzung – hin zur Wärme-
wende, hin zur Verkehrswende –, aber auch bei den 
kleinen Anlagen eine Benachteiligung haben. Das darf 
auf keinen Fall passieren – aber auch keine Überforde-
rung in der Vermarktung; denn wir haben, wie ich schon 
erwähnte, auch noch weiterhin starke fossile Anteile, die 
im Gesamtenergiesystem und auch wettbewerblich den 
Erneuerbaren zu schaffen machen.

Insofern: Es ist ein Erfolgsmodell. Die Erneuerbaren 
haben –

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Frau Kollegin, Ihre Redezeit ist zu Ende.

Dr. Nina Scheer (SPD):
– die Energiekosten schon drastisch sinken lassen.
In diesem Sinne freue ich mich auf die Beratungen und 

wünsche uns gute, weitere erneuerbare, günstige Energie.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)
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Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat jetzt das 

Wort die Abgeordnete Katrin Uhlig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Katrin Uhlig (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Manchmal schafft die Regierung Dinge, 
die sich vermutlich nur noch mit dem Satz „Man hätte 
dabei sein müssen“ oder „Jeder kann im Kabinett ma-
chen, was er oder sie will“ erklären lassen. Gestern ging 
ein Papier von Minister Schneider durchs Kabinett, das 
die Abkehr von fossilen Brennstoffen im Titel hat. Heute 
bringt die Kabinettskollegin Reiche zwei Gesetze ein, die 
den Ausbau erneuerbarer Energien massiv ausbremsen. 
Wie das zusammenpassen soll – aus dem einen aussteigen 
und beim anderen nicht gezielt und massiv einsteigen –,

(Michael Kellner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: So ist es!)

wenn man gleichzeitig die Versorgungssicherheit ge-
währleisten will, ist mir bisher hier noch nicht erklärt 
worden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Frau Reiche, es ist unredlich, die Kosten für Erneuer-
bare aufzuzählen, wenn man nicht gleichzeitig die Kosten 
des fossilen Systems nennt. Die Abhängigkeit von Gas, 
der Gaspreis, der den Strompreis bestimmt: All das haben 
Sie geflissentlich vergessen.

Bevor jetzt hier die Kolleginnen und Kollegen von 
CDU und CSU wieder anfangen, zu meckern: Ich weiß, 
Sie wollen angeblich die Strompreise und die Kosten der 
Erneuerbaren senken und die Erneuerbaren mehr in den 
Markt bringen. Das machen Sie aber mit Ihren Gesetz-
entwürfen nicht. Im Gegenteil: Durch die Gesetzentwürfe 
wird alles teurer. Sie schaden der Akzeptanz der Energie-
wende, und der existierende Markt für die Erneuerbaren 
wird komplizierter.

Allein die Ankündigung dieser Gesetzentwürfe – des 
neuen EEGs und des Netzpaketes – hat massive Verunsi-
cherungen ausgelöst:

Risikozuschläge bei den Banken für Projekte treiben 
die Kosten in die Höhe,

(Michael Kellner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: So ist es! – Lisa Badum [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Ja!)

weil eben nicht einschätzbar ist, Frau Reiche, welche 
Auswirkungen die neuen Regelungen haben werden. 
Die Frage, ob und wie viel man überhaupt noch von 
seinem Strom wird einspeisen können, führt dazu, dass 
viele Projekte zurückgestellt oder ganz infrage gestellt 
werden. Und Bürgerinnen und Bürger, die eine Solar-
anlage auf ihr Dach bauen, rechnen schon jetzt durch, 
ob sich das angesichts der Tatsache, dass fast kein Unter-
nehmen von so kleinen Anlagen Strom kauft und die, die 
es machen, häufig mehr Geld für die Vermarktung ver-
langen, als der Strom überhaupt wert ist, eigentlich über-
haupt noch wirtschaftlich darstellen lässt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Klaus Wiener [CDU/CSU]: Ja, Marktwirt-
schaft!)

Damit riskieren Sie nicht nur die Teilhabe an der Energie-
wende, sondern auch die Akzeptanz; denn gerade die 
Bürgerbeteiligung war und ist das Besondere an der Ener-
giewende.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Werte Kolleginnen und Kollegen von der SPD, daran 

ändert sich auch nichts, wenn die Abschaffung der Ver-
gütung für Aufdachanlagen erst gestaffelt erfolgen wird. 
Das macht keinen Unterschied.

Sie haben es bei beiden Gesetzen geschafft, dass so gut 
wie alle, von Wirtschaft über Banken bis zu Umweltver-
bänden – das ist wirklich ein Novum –, vor einer Inves-
titionsbremse und der Ausbremsung der Energiewende 
warnen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Paul Schmidt [AfD]: Weil wir es uns nicht 
leisten können! Wir konnten es uns noch nie 
leisten!)

– Wir konnten uns Atomkraft nie leisten. Das können wir 
uns leisten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Paul Schmidt [AfD]: Sie verstehen nichts 
davon!)

Dabei will ich noch nicht mal Ihre angeblichen Ziele, 
werte Kolleginnen und Kollegen der Union, infrage stel-
len. Es gäbe sinnvolle Möglichkeiten, mehr Anreize für 
die Flexibilität der Einspeisung zu schaffen, es gäbe auch 
Möglichkeiten, den Markt für direktvermarkteten Strom 
attraktiver zu machen, und es gäbe auch Möglichkeiten, 
systemdienliches Verhalten zu belohnen und den notwen-
digen Netzausbau zu beschleunigen. So gut wie nichts 
davon findet sich allerdings in Ihren Entwürfen. Für 
mich heißt das: Entweder Sie wollen bewusst alle ver-
unsichern und Investitionen ausbremsen und sagen es 
nur nicht, oder Sie wissen nicht, welche Auswirkungen 
Ihre Änderungen wirklich haben.

Deshalb stimmen Sie beim EEG unserem Gesetzent-
wurf zu! Der ist im Verfahren, der löst die zwei Probleme, 
die Frau Scheer eben angesprochen hat. Dann haben Sie 
ausreichend Zeit, diese Entwürfe grundlegend zu über-
arbeiten.

Herzlichen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Michael Kellner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Jawohl! So ist es! Das wäre gut!)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die Fraktion Die Linke hat jetzt das Wort der Abge-

ordnete Jörg Cezanne.
(Beifall bei der Linken)

Jörg Cezanne (Die Linke):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Frau 

Reiche, Sie untergraben mit den beiden vorgelegten Ge-
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setzentwürfen gezielt und wissentlich die Wirtschaftlich-
keit von Investitionen in erneuerbare Energien.

(Janine Wissler [Die Linke]: Allerdings!)

Praktisch alle Regelungen belasten einseitig die Erbauer 
neuer Anlagen. Es ist deshalb unaufrichtig und scheinhei-
lig, hier vorzugeben, Sie wollten die Ausbauziele einhal-
ten, wenn Sie gleichzeitig Maßnahme für Maßnahme hier 
vorschlagen, die genau diesem Ziel entgegenwirken. Das 
ist einfach eine verheerende Politik.

(Beifall bei der Linken – Abg. Dr. Nina Scheer 
[SPD] nickt)

Das FÖS, aber auch die Bertelsmann Stiftung haben 
enorme Einschränkungen bei Investitionen in erneuer-
bare Energien aufgrund dieser vorgelegten Sätze berech-
net. Von bis zu 180 000 weniger Arbeitsplätzen ist bei der 
Bertelsmann Stiftung die Rede. Es ist einfach vollständig 
unverständlich, wie eine Wirtschaftsministerin so vor-
gehen kann.

Dabei würde der fortgesetzte Ausbau der Erneuerbaren 
den Börsenstrompreis um mindestens ein Fünftel in den 
nächsten fünf Jahren senken.

(Dr. Paul Schmidt [AfD]: Das geht nicht! 
Systemauslastung!)

1 Euro Förderung der Erneuerbaren führt zu einer Strom-
preissenkung von durchschnittlich 1,60 Euro pro Mega-
wattstunde. Aber nein, auch das hintertreiben Sie, Frau 
Reiche, und setzen stattdessen mit neuen Gaskraftwerken 
auf die teuerste Form der Stromerzeugung. Vollständig 
daneben!

(Beifall bei der Linken)

Die Abschaffung oder die erhebliche Verringerung der 
Einspeisevergütung für kleine PV-Anlagen wird erhebli-
che negative Auswirkungen haben. Dabei ist ja auch noch 
zu berücksichtigen, dass wir die Ausbauziele bei Weitem 
noch nicht erreicht haben und auch nicht auf dem Ziel-
erfüllungspfad sind. Das Ausbautempo müsste vielmehr 
erhöht werden.

(Dr. Paul Schmidt [AfD]: Wir haben schon 
viermal so viel, wie wir brauchen!)

Ein Zurückfahren der Förderung müsste also auch an 
die Erfüllung der Ausbauziele geknüpft werden. Und 
natürlich muss man, bevor man Direktvermarktung ver-
ordnet, überhaupt erst mal dafür sorgen, dass es dafür 
eine funktionierende Möglichkeit gibt.

Was müsste stattdessen noch geschehen? Das Fraun-
hofer-Institut hat eine Berechnung vorgelegt, laut der die 
Verknüpfung von Umspannwerken, Batteriespeicher und 
PV-Anlagen ein erhebliches Potenzial schaffen würde, 
mit dem man den Bedarf an zusätzlichen Stromleitungen 
verringern und den Ausbau zeitlich strecken könnte. 
Raum für bis zu 150 Gigawatt Strom würde damit im 
Netz geschaffen. Das wäre eine vernünftige Lösung.

Die Erneuerbaren sind nicht das Problem; sie sorgen 
dafür, dass der Strompreis sinken wird.

(Martin Reichardt [AfD]: Natürlich!)

Preistreiber am Strommarkt sind die Gaspreise, die jetzt 
noch weiter in die Höhe gehen. Wer wie Frau Reiche die 
Energiewende bremst, macht alles nur schlimmer.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Jetzt hat das Wort der fraktionslose Abgeordnete 

Stefan Seidler.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der Linken sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Stefan Seidler (fraktionslos):
Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Moin! Liebe Kolle-

ginnen und Kollegen! Zu Beginn möchte ich erst mal 
klarstellen: Es ist gut, dass Sie am Ziel von 80 Prozent 
erneuerbarem Strom bis 2030 festhalten. Allerdings ist 
mir völlig unklar, wie das mit dem Gesetzentwurf gelin-
gen soll; denn statt Investitionen anzureizen, schaffen Sie 
neue Unsicherheit. Besonders auch bei uns im Norden, 
wo die Energiewende seit Jahren angepackt wird, werden 
die Bedingungen für Erneuerbare erheblich verschlech-
tert.

(Mayra Vriesema [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: So ist es! – Michael Kellner [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Ja! – Lisa Badum 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ja!)

Künftig sollen Windenergieanlagen in Küstenregionen 
weniger gefördert werden als anderswo, neue Bürokratie 
wird aufgebaut, Einspeisevergütungen werden abge-
schafft, und überhaupt ist der Tenor durchgehend dersel-
be: Bei den Erneuerbaren geht es den Fördermitteln an 
den Kragen.

(Dr. Klaus Wiener [CDU/CSU]: Weil sie zu 
hoch waren! Weil sie schlicht zu hoch waren!)

Dabei wäre der Ausbau der günstigen und grünen Strom-
produktion gerade jetzt so dringend notwendig.

(Dr. Paul Schmidt [AfD]: Wieso braucht’s För-
derung, wenn es so günstig ist? Wenn es so 
günstig ist, würde es ja keine Förderung mehr 
brauchen!)

Denn je dezentraler, flexibler, intelligenter und auch 
nachhaltiger unsere Stromproduktion und unsere Netze 
sind, desto unabhängiger werden wir von fossilen Ener-
gieträgern und von geopolitischen Machtspielen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Sarah Vollath [Die Linke])

Und zeitgleich halten und schaffen wir gerade auch in 
ländlichen Regionen viele wichtige Jobs und stärken un-
sere Wirtschaft von innen heraus.

Allein deshalb sollten wir jetzt weitere Anreize schaf-
fen für Windkraft, PV, Biomasse und Energiespeicher, 
und genau darauf wird es jetzt im parlamentarischen Ver-
fahren ankommen. So brauchen wir etwa mehr Kapazi-
täten für flexible Biomasseanlagen, einen stärkeren 
Fokus auf regionale Wertschöpfung, bessere Finanzie-
rungsmöglichkeiten für Bürgerenergieprojekte, bei denen 
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Menschen vor Ort direkt profitieren können, und vor 
allen Dingen verlässliche Investitionsbedingungen für 
das Gelingen der Energiewende.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Linken)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat der Abgeordnete Hans 

Koller das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Hans Koller (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Die Koalition bekennt sich ganz klar zur Ener-
giewende: zu Ausbauzielen, zu den erneuerbaren Ener-
gien, zu einer zukunftsgewandten Energiepolitik. Dieses 
Erneuerbare-Energien-Gesetz hat eine bemerkenswerte 
Entwicklung genommen. Es brauchte einen großen An-
schub; aber heute stellen die Erneuerbaren ein wichtiges 
Fundament unserer Energieversorgung dar. 436 000 Ar-
beitsplätze wurden in diesem Bereich geschaffen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Steffen Kotré [AfD]: Hoch 
subventioniert! – Dr. Paul Schmidt [AfD]: 
Wo denn? In China vielleicht! – Marc 
Bernhard [AfD]: Mit Subventionen! Mit Steu-
ergeld! – Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sie legen hier die Axt an!)

– Liebe Kollegen der AfD, auch das gehört zur Wahrheit.
Zu dem Gesetzentwurf, der hier eingebracht wurde, 

gibt es sicherlich noch Diskussionsbedarf. Es gibt von 
vielen Akteuren noch Hinweise, die wir ernst nehmen,

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das sollten Sie auch!)

so bei der Windenergie

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
In Bayern!)

mit entsprechenden Ausbauquoten im Süden

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ja, genau!)

oder dem Referenzertragsmodell.

(Beifall der Abg. Lisa Badum [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Über all diese Dinge werden wir reden müssen, und dafür 
ist ein parlamentarisches Verfahren auch gedacht.

(Dr. Alaa Alhamwi [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Da ist noch viel Luft nach oben!)

Ob ein Pachtdeckel in der heutigen Zeit, in der jetzigen 
Situation tatsächlich ein bürokratisches Monster ist, wer-
den wir auch diskutieren müssen, bis hin zu den Voraus-
setzungen für PV-Anlagen – für die – in Anführungs-
zeichen – „kleinen“ und „großen“ PV-Anlagen.

Für mich gilt natürlich auch, dass wir einen sparsamen 
Umgang mit Grund und Boden, mit unseren landwirt-
schaftlichen Flächen, an den Tag legen müssen. Auch 
das gehört zur Resilienz – Stichwort „Lebensmittelver-
sorgung“ –, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir müssen auch die Möglichkeiten der Agri-PV nut-
zen, und es muss ein vernünftiges Miteinander von Dach- 
, Freiflächen- und Agri-PV geben. Und ich möchte in 
dem Zusammenhang auch die Bedeutung der Wasserkraft 
nicht kleinreden.

Wir haben eine vielfältige Energiepolitik, eine vielfäl-
tige Energiewende, und die Existenz bzw. Koexistenz der 
verschiedenen Erzeugungsarten und deren gegenseitige 
Ergänzung müssen hier entsprechend mitbedacht werden.

Wir müssen Biogas und Bioenergie stärken.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 

Derya Türk-Nachbaur [SPD])
Das ist mir ein wichtiges Thema. Hier haben wir funk-
tionierende Strukturen, und da müssen wir ganz genau 
aufpassen, dass wir nicht etwas zerschlagen, was die 
letzten 20, 25 Jahre aufgebaut worden ist.

Wir haben die Verantwortung, ein System weiterzuent-
wickeln, bezahlbar zu machen, aber das Ganze nicht mit 
irgendwelchen Märchen zu unterfüttern, sondern mit klu-
ger, verantwortungsvoller Politik. Die erneuerbaren 
Energien weiterzuentwickeln und zu einer verlässlichen 
und bezahlbaren Versorgung mit Energie zu kommen, das 
ist unser Anspruch.

(Marc Bernhard [AfD]: Da waren Sie ja bisher 
nicht besonders erfolgreich!)

Ich freue mich auf die parlamentarischen Beratungen.
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Damit schließe ich die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf 

den Drucksachen 21/7867, 21/8108, 21/8119 und 
21/7907 an die in der Tagesordnung aufgeführten Aus-
schüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere Überweisungs-
vorschläge? – Das ist nicht der Fall. Dann verfahren wir 
wie vorgeschlagen.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 15: 
Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. Götz 
Frömming, Martin Reichardt, Sebastian Maack, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 
Einwanderungspolitik als Ursache der Krise 
im deutschen Bildungssystem benennen und 
konsequent angehen

Drucksache 21/8120
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend (f) 
Innenausschuss
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Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache. Für die AfD hat das Wort 
der Abgeordnete Dr. Götz Frömming.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Götz Frömming (AfD):
Meine Damen und Herren! Frau Präsidentin! Gestatten 

Sie, dass ich mit einer kleinen Anekdote zum Thema 
hinführe. Als ich vor vielen Jahren als Lehrer nach Berlin 
kam, von Baden-Baden in den schönen Wedding, da er-
klärte ich meinen Schülern, wie wichtig doch Integration 
sei. Plötzlich unterbrach mich einer meiner Schüler sehr 
höflich und sagte: Herr Frömming, machen Sie sich doch 
wegen der Integration keine Sorgen! Die paar Deutschen, 
die hier noch sind, die integrieren wir schon.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)
Meine Damen und Herren, damit sind wir auch mitten 

im Thema. Die neue PISA-Studie hat erschreckende Er-
gebnisse zutage gefördert. Und das Schlimmste daran ist: 
Sie wären vermeidbar gewesen.

Einige Zahlen: Die Leistungen der 15-Jährigen in den 
Bereichen Lesen, Mathematik und Naturwissenschaften 
sind so schwach wie noch nie seit Beginn der Erhebung 
im Jahr 2000; sie liegen übrigens sogar noch unter den 
Werten des ursprünglichen PISA-Schocks. Rund ein Drit-
tel der 15-Jährigen hat in Lesen und Mathematik keine 
ausreichenden Basiskompetenzen für den Alltag und das 
Berufsleben. Etwa ein Viertel erreicht diese sogenannten 
Basiskompetenzen in den Naturwissenschaften nicht. Gut 
jeder Fünfte besitzt in keinem der drei getesteten Felder 
ausreichende Grundkompetenzen.

Interessant ist dabei: Eine nähere Betrachtung der Da-
ten zeigt, dass der Leistungsabfall sich nicht gleichmäßig 
über alle Schülergruppen verteilt, sondern überwiegend 
Schüler mit Migrationshintergrund betrifft.

(Mayra Vriesema [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Gut, dass Sie kein Lehrer mehr sind!)

In den drei Testbereichen Naturwissenschaft, Lesen und 
Mathematik liegt die Gesamtdifferenz zwischen einhei-
mischen Schülern und denen, die im Ausland geboren 
wurden, bei knapp 100 Punkten. Der Unterschied zu 
Schülern, die selbst schon hier geboren sind, liegt immer 
noch bei 50 Punkten. Meine Damen und Herren, das ist 
im internationalen Vergleich ein trauriger Spitzenplatz; in 
keinem anderen der 29 OECD-Staaten ist der Unter-
schied so gravierend.

Im Durchschnitt ist die Leistungsdifferenz zwischen 
Einheimischen und Schülern mit Migrationshintergrund

(Mayra Vriesema [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das sind auch Einheimische!)

dort übrigens nur halb so groß. Woran könnte das wohl 
liegen, meine Damen und Herren?

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Woran liegt das?)

Hier liefert die vorliegende Studie keine wirkliche Erklä-
rung.

(Katrin Zschau [SPD]: Ah!)

Ist vielleicht unser Bildungssystem so schlecht oder, ge-
nauer gesagt, mit der Integration so vieler Schüler nicht-
deutscher Herkunft einfach überfordert? Oder achten 
Länder wie Singapur oder Kanada, die auch viele Schüler 
mit Migrationshintergrund haben, aber viel erfolgreicher 
sind, im Gegensatz zu Deutschland vielleicht auf eine 
qualifizierte Zuwanderung? Wir wissen es einfach nicht 
genau. Hier verlangen wir weitere Detailstudien, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Aber was nützen all diese Studien am Ende, wenn man 
daraus immer wieder die falschen Schlüsse zieht? Viel-
leicht gehen Sie einfach mal in eine Schule im Wedding 
oder in Wuppertal und fragen Sie die Lehrer und die 
Schüler. Die werden Ihnen im vertrauten Gespräch sagen, 
woran es liegt, dass Deutschland immer mehr verdummt, 
meine Damen und Herren.

Die Klassen sind einfach zu groß, es herrscht keine 
Disziplin mehr, Schüler sprechen und verstehen kein 
Deutsch, Gewalt und Mobbing sind an der Tagesordnung. 
Bildung und Wissen wurden durch Vielfalt, Toleranz und 
die sogenannte Kompetenzorientierung ersetzt.

(Zuruf der Abg. Mayra Vriesema [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Das ist übrigens der größte Schwachsinn seit Erfindung 
der Schule.

(Beifall bei der AfD)

Nun zur Lösung. Wir brauchen eine ehrliche Analyse 
der vorliegenden Daten. Der Verdacht, dass unsere Bil-
dungskatastrophe etwas mit der katastrophalen Einwan-
derungspolitik seit 2015 zu tun hat, der liegt doch auf der 
Hand, meine Damen und Herren. Dem wollen zumindest 
wir weiter nachgehen.

Wir sagen: Eine gute Bildungspolitik beginnt mit einer 
guten Grenzkontrolle. Wer Millionen Menschen auf-
nimmt, die auch in ihren Herkunftsländern zum Bil-
dungsproletariat gehörten, muss sich doch nicht wundern, 
wenn dadurch auch Deutschland verdummt.

Deshalb meine Damen und Herren: Haben Sie den Mut 
zur Wahrheit! Haben Sie Mut, Tabus zu überwinden! 
Stimmen Sie unserem Antrag zu!

(Mayra Vriesema [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Auf gar keinen Fall! – Katrin Zschau 
[SPD]: Auf gar keinen Fall!)

Ich freue mich auf die weitere Debatte.
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat jetzt das Wort der Ab-

geordnete Christoph Naser.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)
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Christoph Naser (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen 

und Kollegen! In der Tat: Die PISA-Ergebnisse der Schü-
lerschaft in Deutschland sind dramatisch. Rund ein Drit-
tel der 15-Jährigen verfehlt die Mindeststandards in Ma-
thematik und Lesen. Das bedeutet: Diesen jungen 
Menschen fehlen elementare Fähigkeiten.

Und ja, Migration ist ein Faktor, der hierbei zu beach-
ten ist. Diesem Umstand stellen wir uns; denn er ist Teil 
der Erklärung, warum die Zahl der Schülerinnen und 
Schüler mit unzureichenden Deutschkenntnissen gestie-
gen ist. Es ist wichtig, welche Sprache in der Familie 
gesprochen wird und ob Unterstützung bei schulischen 
Aufgaben zu Hause überhaupt möglich ist. Darüber hi-
naus sind es sozioökonomische Unterschiede in den Fa-
milien, die sich auf die schulische Leistungsfähigkeit 
übertragen.

Die Gründe sind jedoch noch weit vielschichtiger. Ein 
weiterer Faktor ist der Medienkonsum. 72 Prozent der 
deutschen Jugendlichen fühlen sich durch Social Media 
abgelenkt. 40 Prozent berichten von spürbar weniger 
Konzentration. Das ist zwar kein Argument gegen Digi-
talisierung, aber ein Auftrag, Kinder und Jugendliche vor 
permanenter Ablenkung zu schützen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Und die Grundlagen sind das A und O: Lesen, Schrei-
ben und Rechnen. Wer diese Fähigkeiten nicht sicher 
beherrscht, hat es in allen anderen Fächern und vor allen 
Dingen später bei der beruflichen Ausbildung schwer. 
PISA fordert deshalb zu Recht mehr Tiefe statt immer 
mehr Stoff – weniger Themen, die dafür aber wirklich 
beherrschen.

Die Ergebnisse sind ein politischer Auftrag. Mit dem 
Startchancen- und -Qualitätsentwicklungsgesetz gibt es 
dafür auch einen konkreten Vorschlag. Und ich denke, 
der Kabinettsbeschluss, der am 2. September dazu gefasst 
wurde, ist auch der antragstellenden Fraktion durchaus 
bekannt.

Das Gesetz setzt dort an, wo Investitionen besonders 
viel bewirken können, nämlich in der frühkindlichen Bil-
dung. Jeder investierte Euro in der Kita generiert einen 
öffentlichen Ertrag von 2,70 Euro. Und so wird erkennt-
lich, dass wir effizient investieren, sodass Defizite im 
Jugendalter und im Erwachsenenalter gar nicht erst auf-
treten.

Die Kernpunkte des Gesetzes noch mal in gebotener 
Kürze:

Künftig soll spätestens im Alter von vier Jahren bei 
jedem Kind geprüft werden, wie es um Sprache, Motorik, 
soziale Entwicklung und mathematische Grundkennt-
nisse steht, und wo nötig, soll unmittelbar gefördert wer-
den.

Kitas in besonders herausfordernden Lagen erhalten 
zusätzliches Personal für Sprachförderung und soziale 
Arbeit.

Gleichzeitig schaffen wir bundesweit verbindliche 
Qualitätsstandards, bessere Fachberatung und ein ver-
lässliches Qualitäts-Monitoring. Dafür sollen von 2027 
bis 2034 rund 9,25 Milliarden Euro investiert werden.

Wir greifen Erkenntnisse aus der Wissenschaft auf und 
gießen sie in Gesetzesform.

Das, liebe Damen und Herren, ist der richtige Weg.
(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Und ich bin dankbar, dass Ministerin Prien sich hier mit 
Blick auf die frühkindliche Bildung so entschieden ein-
setzt.

Abschließend noch eine persönliche Bemerkung: Es ist 
gerade mal rund 120 Tage her, dass ich noch selbst als 
Lehrer vor einer Grundschulklasse stand. Und ich darf 
Ihnen eines sagen: Wir haben so viele tolle, begabte Kin-
der mit Talenten, egal welcher Herkunft.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Wenn Sie in Ihrem Antrag einen Zusammenhang zwi-
schen kultureller Fremdheit und Misserfolg in der Bil-
dung herstellen,

(Zuruf des Abg. Dr. Götz Frömming [AfD])
dann muss ich Ihnen schon sagen, dass es die Program-
matik Ihrer Partei ist, mit der Schulpflicht eine kultur-
historische Errungenschaft zur Disposition zu stellen, 
die seit der Reformationszeit dieses Land geprägt und 
zum Erfolg geführt hat.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Seit 1938 gibt’s 
die! Bilden Sie sich mal!)

Und das wäre dann wirklich der Untergang des Abend-
landes.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat jetzt das 

Wort die Abgeordnete Lamya Kaddor.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Lamya Kaddor (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Sehr geehrte Besucherinnen und Be-
sucher auf den Tribünen! Bildung hat viel mit Integration 
zu tun. Das hat die AfD messerscharf erkannt. Nun legt 
sie einen Antrag vor, der so tut, als würde es nur um 
Bildung und Kinder gehen, spricht am Ende aber doch 
wieder von Abschiebungen.

Bei der Ursachenbenennung laufen Sie aber meilen-
weit an der Realität vorbei. Der AfD-Landtagsabge-
ordnete Christian Blex sagte letzte Woche in NRW, 
Deutschland habe eine – ich zitiere – „seit Jahren völlig 
unkontrollierte Massenzuwanderung aus Niedrig-IQ-Re-
gionen“. Zitat Ende.

(Zuruf von der AfD: Recht hat er!)
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„Niedrig-IQ-Regionen“! Das ist Thilo Sarrazin in neuen 
Schläuchen.

Sie wollen in Ihrem Antrag einen Kausalzusammen-
hang zwischen schlechten Ergebnissen im Bereich Bil-
dung und der Einwanderungspolitik herstellen. Dies sei – 
Zitat – „offenkundig“. Und ich zitiere weiter aus Ihrem 
Antrag: „Der bestimmende Faktor der PISA-Ergebnisse 
ist somit klar zu benennen.“ Zitat Ende. Richtig ist, dass 
Zugewanderte durchschnittlich schlechter in ihrer Ver-
gleichsgruppe abschneiden. Es gibt zwar eine Korrelati-
on, aber keinen Kausalzusammenhang.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Schuld ist natür-
lich die deutsche Gesellschaft! Natürlich!)

Das ist nicht nur ein rassistisches Narrativ, das ist auch 
völliger Unfug, was Sie übrigens in jeder wissenschaftli-
chen Untersuchung bestätigt finden. Die Leistungen ge-
hen insgesamt zurück, unabhängig davon, ob Kinder eine 
Einwanderungsgeschichte haben oder nicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Martin Reichardt [AfD]: Deswegen bleibt ja 
der Unterschied trotzdem erhalten! Was hat 
denn das mit dem „insgesamt“ zu tun?)

Entscheidend für den Bildungserfolg ist der soziale, 
nicht der nationale Hintergrund. Das weiß inzwischen 
eigentlich jeder, übrigens auch die AfD. Sie ignoriert es 
jedoch, um aus Machtkalkül – und das ist es eben – die 
völkischen Bedürfnisse eines Teils ihrer Wählerschaft zu 
bedienen.

(Zurufe von der AfD: Ah!)

Ich halte dieses Einlullen und Täuschen der eigenen 
Wählerinnen und Wähler für infam. Das macht man in 
einer Demokratie nicht. Aber Sie machen es einfach.

Benennen wir es doch mal klar: Sie wollen mit Ihrem 
Antrag suggerieren, Ausländer oder Zugewanderte seien 
qua Herkunft dümmer als Deutsche,

(Martin Reichardt [AfD]: Das steht da über-
haupt nicht drin! Das steht da gar nicht drin!)

tragen sogar zur Verdummung der einheimischen Bevöl-
kerung bei. Und diese treiben unser extrem reformbedürf-
tiges Bildungssystem deshalb in den Abgrund.

Aber die Realität unserer Einwanderungsgesellschaft 
erzählt durchaus eine andere Geschichte.

(Zuruf von der AfD: Ach so?)

Aus der Generation der sogenannten Gastarbeiterinnen 
und Gastarbeiter ist längst die Generation ihrer Kinder, 
Enkel und Urenkel geworden. Und diese Generationen 
prägen dieses Land in allen Bereichen mit.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Sie schneiden 
immer noch schlecht ab!)

Von den 25- bis 35-Jährigen – und das ist jetzt wirklich 
wichtig – hat fast die Hälfte Abitur oder die Fachhoch-
schulreife.

(Gereon Bollmann [AfD]: Ja, das ist 50 oder 
60 Jahre her!)

Viele gehören zu den Besten bundesweit. Sie studieren an 
Universitäten, gründen Unternehmen, arbeiten in Praxen, 
forschen

(Martin Reichardt [AfD]: Ja, da scheren Sie 
wieder alle Migranten über einen Kamm! Da 
gibtֹ’s schon Unterschiede zwischen welchen 
aus China oder aus Vietnam und anderen!)

und sitzen sogar in diesem Parlament.
Deshalb: Nein, ob jemand hier geboren oder eingewan-

dert ist, sagt nichts über seine Intelligenz aus, meine 
Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der Linken)

Unglaublich, dass man im Jahr 2026 ernsthaft gezwungen 
ist, solche Selbstverständlichkeiten in diesem Hohen 
Hause überhaupt noch betonen zu müssen.

Schauen wir uns jenseits dieser Narrative mal Ihren 
Antrag an. Es wird deutlich, wie Sie den Bildungs- und 
Erziehungsauftrag von Schulen eigentlich verstehen. Sie 
schreiben – ich zitiere –: „Sie“ – die Schulen – „können 
nicht der Reparaturbetrieb für gesellschaftliche Probleme 
sein.“ Zitat Ende.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Genau! – Martin 
Reichardt [AfD]: Ja, das ist auch richtig so!)

– Immerhin habe ich Sie richtig zitiert.

(Martin Reichardt [AfD]: Das können Sie we-
nigstens!)

Meine Damen und Herren, Schule war schon immer ein 
Abbild der Gesellschaft. Sie war niemals und sie kann 
auch niemals ein reiner Lernort sein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Gereon 
Bollmann [AfD]: Aber kein Reparaturbetrieb!)

Wir sind eine Einwanderungsgesellschaft und werden 
es auch bleiben. Gut ein Viertel der Bevölkerung hat eine 
Einwanderungsgeschichte. Und deshalb müssen wir un-
ser Bildungssystem natürlich endlich dieser Realität an-
passen – mit mehr Personal, Sprachförderung und einer 
besseren Verankerung von Deutsch als Zweitsprache in 
der Lehrer/-innenausbildung.

Liebe Kolleginnen und Kollegen der Regierungskoali-
tion, wir müssen mehr Geld in Integration stecken, nicht 
weniger. Ferner muss die inklusive Pädagogik der Viel-
falt – wahrscheinlich gehen Ihnen hier rechts schon die 
Nackenhaare hoch – von Anfang an Platz haben – in der 
Kita und in der Schule. Allen Kindern, die Defizite auf-
weisen, müssen wir Angebote machen, ganz egal ob mit 
oder ohne Migrationshintergrund.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Sarah Vollath [Die Linke])

Und es muss auch in unserem Interesse liegen, das Bil-
dungsniveau wieder anzuheben, statt von unseren mise-
rablen PISA-Ergebnissen abzulenken, indem wir mal 
wieder von einem Sündenbock sprechen.
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Ich komme zum Ende. Zwei Faktoren sind es, die laut 
OECD den tatsächlichen Bildungsweg signifikant beein-
flussen: sozioökonomische Benachteiligung und Spra-
che.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Frau Kollegin, Ihre Redezeit.

Lamya Kaddor (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Und da müssen wir ran.
Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die SPD-Fraktion hat jetzt das Wort die Abgeord-

nete Katrin Zschau.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Katrin Zschau (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ich kann mich meinen beiden Vorrednern an-
schließen:

(Gereon Bollmann [AfD]: Schön!)
Die Behauptung, der Leistungsrückgang bei PISA sei 
eine Folge der Zuwanderung, ist falsch.

(Zuruf des Abg. Tobias Ebenberger [AfD])
Die Aussage, nur die Ergebnisse der zugewanderten Kin-
der und Jugendlichen – also der Kinder mit Migrations-
hintergrund – würden den PISA-Schnitt der einhei-
mischen 15-Jährigen verschlechtern, ist falsch.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Nee, den Schnitt 
insgesamt!)

Und es ist nicht nur genauso falsch, sondern auch noch 
trügerisch, zu behaupten, unsere Kinder würden nur des-
halb schlechter lernen, weil sie – Zitat aus dem AfD- 
Wahlprogramm in Sachsen-Anhalt – „mit Kindern aus 
völlig fremden Kulturen“ zur Schule gehen müssen. Die 
AfD reduziert PISA auf eine Ursache, einen Schuldigen, 
eine Antwort. Das löst kein einziges Bildungsproblem 
und hilft keinem einzigen Kind in unserem Land.

(Beifall der Abg. Angelika Glöckner [SPD] – 
Martin Reichardt [AfD]: Wie viele Bildungs-
probleme haben Sie bei der SPD so in den 
letzten Jahrzehnten gelöst?)

Dagegen lautet der zentrale PISA-Befund für Deutsch-
land: Unser Bildungssystem schafft es noch immer viel 
zu schlecht, unterschiedliche Startbedingungen auszu-
gleichen. Wer ärmer ist, hat schlechtere Zukunftschan-
cen. In den Naturwissenschaften liegen 125 PISA-Punkte 
zwischen sozioökonomisch besonders begünstigten und 
sozioökonomisch besonders benachteiligten Jugend-
lichen. Im OECD-Durchschnitt sind es nur 85 Punkte.

Während sich diese Lücke im OECD-Schnitt in den 
vergangenen zehn Jahren verkleinert hat, ist sie in 
Deutschland größer geworden. Rund ein Drittel der heute 
15-Jährigen erreicht beim Lesen und in Mathematik nicht 

einmal das grundlegende Kompetenzniveau. In der Bil-
dungswissenschaft heißt das „funktionaler Analphabetis-
mus“.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Tja!)
In der Welt der Jugendlichen heißt das: Es gibt ein riesi-
ges Problem; denn Lesen, Schreiben und Rechnen sind 
die Grundlage für weiteres Lernen, für Ausbildung, Ar-
beit und einen selbstständigen Alltag.

Es ist auch für unser Land ein Problem; denn wir sind 
auf gut ausgebildete junge Menschen angewiesen. Und 
viele Unternehmen melden längst zurück, dass sie zusätz-
lich zur eigentlichen Berufsausbildung mit eigener För-
derung das nachholen, was die jungen Leute in der Schule 
nicht erlernt haben.

Die PISA-Ergebnisse zeigen auch: Besonders Jugend-
liche, die erst spät in das deutsche Bildungssystem kom-
men, erzielen im Durchschnitt schwächere Ergebnisse. 
Daraus kann man aber gerade keine maßgebliche Erklä-
rung für den beobachteten Leistungsrückgang herleiten.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das schreiben sie sogar!)

Die OECD hat genau das untersucht. Beim Lesen erklärt 
die veränderte Zusammensetzung der Schülerschaft nur 
einen minimalen Teil des Rückgangs – wenige PISA- 
Punkte. Sie sind nicht der Treiber des großen Leistungs-
abfalls.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Ihre schlechte Bil-
dungspolitik kommt hinzu! – Gegenruf der 
Abg. Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Lesen Sie doch die Studie!)

PISA zeigt, wie vielfältig die Baustellen sind: soziale 
Lage, Sprachkenntnisse, Bildungsbiografien, digitale 
Ablenkung – der Kollege ist darauf eingegangen –,

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Gibt’s in anderen 
Ländern auch! Und da sind die Schüler bes-
ser!)

Personalmangel und konkrete Lernbedingungen. Er-
schwerend kommen Faktoren hinzu, die PISA gar nicht 
misst,

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Auch!)
wie weltweite Krisen ohne vermeintliche Lösungsper-
spektive, denen gerade 15-Jährige gegenüberstehen.

(Martin Reichardt [AfD]: Alter Schwede! Das 
haben die anderen Länder wohl nicht? – Zuruf 
des Abg. Gereon Bollmann [AfD])

Die AfD will den Eltern die alleinige Verantwortung 
für die Bildung ihrer Kinder zuschieben,

(Zuruf von der AfD: Nee!)
indem sie die Abschaffung der Schulpflicht fordert. Wir 
sagen: Unser Bildungssystem und Hilfesystem muss 
mehr für alle Eltern leisten. Das Bildungssystem muss 
ausgleichen, wenn Kinder aus bildungsfernen Haushalten 
nicht ausreichend häusliche Unterstützung erhalten.

(Mayra Vriesema [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Deswegen kürzen Sie den Kindern 
den Sofortzuschlag?)
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Und es muss sicherstellen, dass beide Elternteile berufs-
tätig sein und für den Lebensunterhalt der Familien 
sorgen können, ohne täglich den Druck zu haben, Schul-
stoff mit ihren Kids nachzuholen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Ernsthafte Bildungspolitik verlangt gezielte Antwor-

ten. Sie muss Kinder erreichen und fördern, bevor sich 
Schwierigkeiten verfestigen und die Kinder den An-
schluss verlieren. Mit dem Startchancen- und -Qualitäts-
entwicklungsgesetz für die Kindertagesbetreuung – es 
wurde schon gesagt – planen wir, den Entwicklungsstand 
von Kindern spätestens im Alter von vier Jahren zu er-
fassen und bei Bedarf gezielt zu fördern.

Damit die Förderung wirkt, brauchen Schulen auch die 
richtigen Rahmenbedingungen. Mit dem Startchancen- 
Programm unterstützen Bund und Länder 4 000 Schulen 
in herausfordernden Lagen. Der Schwerpunkt liegt auf 
den Grundkompetenzen und der datengestützten Schul- 
und Unterrichtsentwicklung. Zugleich können zusätzli-
che Fachkräfte und multiprofessionelle Teams gestärkt 
werden.

(Beifall bei der SPD)
Bund und Länder investieren über einen Zeitraum von 
zehn Jahren rund 20 Milliarden Euro. Sie tragen dabei 
Verantwortung in unterschiedlichen Bereichen, verfolgen 
aber dasselbe Ziel: gute Bildung für jedes Kind. Aber 
auch die 15-Jährigen von heute begleiten wir weiter: 
beim Übergang von der Schule in Ausbildung und Beruf 
mit der Initiative Bildungsketten und mit der Ausbil-
dungsgarantie.

Die AfD macht, wie immer, aus der Nachricht über 
schlechte schulische Leistungen vor allem eine Debatte 
über Zuwanderung.

(Zuruf von der SPD: So ist es!)
Wir dagegen arbeiten jeden Tag daran, dass Kinder besser 
lernen können und Chancen haben.

(Beifall bei der SPD – Martin Reichardt [AfD]: 
Das klappt nur nirgends, obwohl Sie daran ar-
beiten! – Zuruf des Abg. Mathias Weiser 
[AfD])

– Und doch, das klappt sehr wohl an vielen Orten in 
dieser Republik. Und ich möchte ausdrücklich den Men-
schen danken, die in den Schulen in herausfordernden 
Lagen

(Martin Reichardt [AfD]: „Herausfordernde 
Lagen“!)

in den sozialen Brennpunkten
(Dr. Götz Frömming [AfD]: Früher hieß das 

„Brennpunktschulen“!)
maßgeblich dazu beitragen, dass jedes Kind in diesem 
Land eine Chance hat und am Ende auch einen guten 
Abschluss machen kann.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Martin Reichardt [AfD]: Es 
geht ja nicht um den Abschluss! Das liegt ja 
daran, dass der Abschluss nichts mehr wert 
ist!)

Für uns ist PISA kein Werkzeug für Schuldzuweisung, 
anders als für Ihre Partei. Für uns sind die PISA-Ergeb-
nisse der Auftrag, für bessere Bildung zu sorgen. Und ja, 
da können wir eine große Schippe drauflegen. Wer seit 
Jahren ernsthaft für Bildungspolitik kämpft, weiß, dass 
da noch viel Luft nach oben ist. Wir lehnen Ihren Antrag 
natürlich ab.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Martin Reichardt [AfD]: Es 
ist uns eine Ehre!)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die Fraktion Die Linke hat jetzt das Wort die Abge-

ordnete Nicole Gohlke.
(Beifall bei der Linken)

Nicole Gohlke (Die Linke):
Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kollegen! Es ist 

schon krass: Da kriegen wir vor zwei Wochen die 
schlimmsten Ergebnisse der PISA-Studie aller Zeiten 
präsentiert – die niedrigsten jemals gemessenen Werte 
beim Lesen, in Mathe und bei den Naturwissenschaften –,

(Dr. Götz Frömming [AfD]: ..., und niemand 
redet darüber!)

und die Bundesregierung – Frau Prien genauso wie der 
Kanzler – hat erst mal die Eltern verantwortlich gemacht. 
Sie erklären, die Eltern fänden Bildung offenbar nicht 
wichtig genug.

Kolleginnen und Kollegen, dieses unverschämte Weg-
schieben der eigenen Verantwortung, mit dem Finger auf 
die Eltern zu zeigen, obwohl man selbst seit Jahren han-
deln könnte und müsste, ist skandalös. Und es ist, glaube 
ich, genau das, was Menschen nicht mehr hören wollen.

(Beifall bei der Linken – Dr. Götz Frömming 
[AfD]: Da hat sie sogar recht!)

So, und was macht jetzt die AfD als die größte Oppo-
sitionsfraktion im Deutschen Bundestag, als die Partei, 
die in Sachsen-Anhalt jetzt den Bildungsminister stellen 
möchte?

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Nicht nur da! 
Überall!)

Sie zeigt auf die Kinder. Für die AfD sind die Kinder 
daran schuld, dass Deutschland bei PISA so schlecht ab-
schneidet.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Nein! – Martin 
Reichardt [AfD]: Nein, die Kinder sind nicht 
schuld! Das ist doch dummes Zeug! Stimmt 
nicht! – Zuruf des Abg. Tobias Ebenberger 
[AfD])

Die Kinder sollen versagt haben und nicht etwa das Bil-
dungssystem.

(Gereon Bollmann [AfD]: Haben wir doch gar 
nicht behauptet!)

Das ist unglaublich! Und es ist genau die gleiche Ver-
weigerung von Verantwortung wie bei der Bundesregie-
rung.

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 96. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 24. September 2026                            11914 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Katrin Zschau 



(Beifall bei der Linken)

Man muss sich das auf der Zunge zergehen lassen: Seit 
mindestens drei Jahrzehnten erleben wir in Deutschland 
eine sich immer weiter zuspitzende Bildungskatastrophe. 
Seit 25 Jahren werden dazu systematisch Daten erhoben, 
die uns das jedes Jahr aufs Neue fein säuberlich doku-
mentieren.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Es werden immer 
die falschen Schlüsse gezogen!)

Das ist jahrzehntelanges Politikversagen. Und jeder, der 
mit dem Bildungssystem zu tun hat, kann das sehen: 
einsturzgefährdete Räume, Schulgebäude, in denen die 
Kinder wahlweise frieren oder in der Hitze brüten,

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Da sind wir uns 
einig!)

zu große Klassen, zu wenige Lehrkräfte, kaum Schulso-
zialarbeiter, keine Zeit, um auf die Kinder individuell 
einzugehen, und ein selektives Schulsystem mit einer 
Beschämungs- und Bestrafungspädagogik, das noch aus 
der Ständegesellschaft stammt.

(Beifall bei der Linken – Widerspruch bei Ab-
geordneten der AfD – Martin Reichardt [AfD]: 
Heiliges Kanonenrohr!)

Die richtige Frage, die die Politik jetzt stellen muss, 
lautet: Was brauchen die Kinder, um gut lernen zu kön-
nen? Aber was fragt die AfD? Welche Kinder können wir 
für das Versagen des Bildungssystems verantwortlich 
machen?

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Nee, wir machen 
die Bundesregierung verantwortlich!)

Und diesen Rassismus verkaufen Sie dann als Bildungs-
politik. Es ist erbärmlich. Sie sind erbärmlich!

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Martin Reichardt [AfD]: Wenn ich das vorhin 
gesagt hätte, hätte ich schon wieder einen Ord-
nungsruf bekommen! Aber das ist ja was ande-
res!)

Kolleginnen und Kollegen, wer sich auch nur zwei 
Sekunden mit der Bildungsforschung auseinandergesetzt 
hat, der weiß: Die Bildungsunterschiede verlaufen nicht 
zwischen verschiedenen ethnischen Herkünften oder Re-
ligionszugehörigkeiten, sondern sie verlaufen zwischen 
oben und unten: zwischen den Kindern, deren Eltern 
einen höheren Bildungsabschluss und das Geld haben, 
sich im Zweifel Nachhilfe zu leisten, und denen, die 
eben jeden Euro zweimal umdrehen müssen.

Der zentrale Befund der PISA-Studie lautet: In 
Deutschland entscheidet die soziale Herkunft so stark 
über Bildungserfolg wie in keinem anderen westlichen 
OECD-Land.

(Martin Reichardt [AfD]: Da stehen wir drü-
ber!)

Das ist das Problem. Und dieser Zusammenhang ist weit 
älter als die jüngsten Bewegungen von Einwanderung 
nach Deutschland. Die AfD verbreitet Lügen, wenn sie 
eine mindestens 60 Jahre alte Strukturkrise als Folge der 
jüngsten Einwanderungsbewegung verkaufen will.

Was die Menschen jetzt brauchen, ist eine Politik, die 
in Bildung investiert, in Schulgebäude, Lehrkräfte und 
Sprachförderung. Jedes Kind hat ein Recht auf gute Bil-
dung.

Vielen Dank.
(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-

neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat jetzt das Wort der Ab-

geordnete Wolfgang Dahler.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Wolfgang Dahler (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kol-

legen! Sehr geehrte Damen und Herren! Über Bildung zu 
debattieren, ist eigentlich immer gut. Das Thema Bildung 
und die Schlüsse aus der PISA-Studie sind in einer De-
batte von 30 Minuten nicht ausreichend zu diskutieren – 
vor allem nicht angesichts der Eindimensionalität dieses 
AfD-Antrags.

Die Ergebnisse der PISA-Studie 2025 sind desaströs, 
auch wenn wir sie vorhergesehen haben und sie nicht 
überraschend kamen. Bundesministerin Karin Prien ist 
seit Amtsantritt dabei, gemeinsam mit den Ländern Kon-
zepte für eine bessere Schulbildung zu entwickeln – mit 
absolut höchster Priorität. Wir fragen nicht, was zu tun 
ist; wir machen.

Mit der gemeinsamen Roadmap für Bildung von Bund 
und Ländern haben wir ein klares Ziel vereinbart: weni-
ger Kinder unter den Mindeststandards und gleichzeitig 
die Leistungsspitze stärken. Ziel ist es, den jungen Men-
schen das Rüstzeug und die Fähigkeiten für den späteren 
Lebensweg mitzugeben.

Im Antrag der AfD – wir haben es schon mehrfach 
gehört – wird Masseneinwanderung als der entschei-
dende Faktor für den Leistungsabfall bezeichnet. Das 
gibt die PISA-Studie schlicht nicht her. Migration ist 
nicht der entscheidende Faktor. Aber: Zuwanderung ist 
ein Faktor und stellt Schulen vor Herausforderungen.

(Zuruf des Abg. Dr. Götz Frömming [AfD])
Der PISA-Studienleiter warnt ausdrücklich vor der ver-
kürzten Erzählung, die wir jetzt mehrfach gehört haben, 
der Abwärtstrend würde sich im Wesentlichen mit Zu-
wanderung erklären lassen.

(Beifall der Abg. Katrin Zschau [SPD] – 
Dr. Götz Frömming [AfD]: Diese Art von Zu-
wanderung!)

Die gemeinsame Aufgabe in der Bildungspolitik ist es, 
jedem Kind die Voraussetzungen für eine erfolgreiche 
Schulzeit mitzugeben – beginnend bereits nach der Ge-
burt. Denn wir wissen, dass bereits in der frühen Phase 
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wichtige, ja entscheidende Entwicklungen des kindlichen 
Gehirns stattfinden. Deshalb setzen wir auf Frühe Hilfen, 
frühe Diagnostik und frühe Förderung.

Diesen Weg werden wir auch in den Kitas und in der 
Schule weitergehen. Deshalb werden wir mit dem Start-
chancen- und Qualitätsentwicklungsgesetz unsere Kitas 
stärken. Deshalb brauchen wir eine verbindliche Sprach- 
und Entwicklungsstandserhebung spätestens im Alter 
von vier Jahren. Hier werden wir – unabhängig von der 
Herkunft der Kinder – den Sprach- und Förderbedarf fest-
stellen, damit der Schulstart optimal gelingen kann.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Deshalb investieren wir mit dem Startchancen-Programm 
weiter dort, wo die Herausforderungen am größten sind.

Und wir haben doch längst erkannt, dass wir mehr tun 
müssen, um Lesen, Schreiben, Rechnen und sozial-emo-
tionale Kompetenzen zu fördern. Wir müssen früh erken-
nen, wo ein Kind Schwierigkeiten hat, fördern, bevor aus 
kleinen Rückständen große werden. Und wir müssen 
Leistung fordern und Leistung ermöglichen.

Wir werden uns in der nächsten Sitzungswoche auch 
im Ausschuss intensiv mit den Ergebnissen der PISA- 
Studie beschäftigen. Sie sind herzlich eingeladen, sich 
ausnahmsweise mal zu beteiligen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Dr. Götz Frömming [AfD]: Ausnahmsweise?)

Und wenn wir uns um jedes einzelne Kind kümmern, früh 
fördern und auch Leistung fordern, dann bin ich über-
zeugt: Wir werden Schritt für Schritt auch bei Studien 
wie PISA wieder nach vorne kommen, und die Kinder 
werden davon profitieren.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 

Truels Reichardt [SPD])

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die AfD-Fraktion hat jetzt das Wort der Abgeord-

nete Martin Reichardt.
(Beifall bei der AfD)

Martin Reichardt (AfD):
Frau Präsidentin! Anwesende! Damen und Herren! Vor 

sieben Jahren schloss sich Carsten Linnemann, CDU, 
einer Forderung unserer AfD an: Ausländische Kinder, 
die kein Deutsch können, dürfen nicht in Regelklassen 
beschult werden, damit das Bildungsniveau in Deutsch-
land nicht weiter absinkt. – So ist es.

Doch es war wie immer mit der CDU: Realpolitische 
Positionen haben dort keine Chance. Als völlig falschen 
Weg etwa bezeichnete die heutige Bundesbildungsminis-
terin Prien damals diese vernünftige Einschätzung. Sie-
ben Jahre später zeigt nun die PISA-Studie 2025: 
Deutschland stürzt in puncto Bildung immer weiter ab. 
Die Leistungen sind desaströs, und das ist Ihre Schuld, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Axel 
Müller [CDU/CSU])

Hauptgrund dafür ist die unqualifizierte Einwanderung 
aus bildungsfernsten Weltregionen. Doch anstatt das Pro-
blem beim Namen zu nennen, gibt Ministerin Prien den 
Einheimischen und den Lehrern die Schuld. Welch ein 
Selbstbetrug zulasten unserer Kinder!

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Nicole 
Gohlke [Die Linke])

Das Bildungssystem habe sich zu spät auf die Hetero-
genität der Schülerschaft eingestellt. Deutschland sei 
ein Einwanderungsland; das müssten die Bildungsinstitu-
tionen besser managen.

Nein, meine Damen und Herren von der CDU, 
Deutschland ist kein Einwanderungsland. Denn ein Ein-
wanderungsland nimmt nur solche Einwanderer auf, die 
dem Aufnahmeland wesentlich mehr bringen, als sie ihm 
abverlangen.

(Beifall bei der AfD – Mayra Vriesema 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist ein-
fach falsch!)

Unter Ihrer Herrschaft aber ist Deutschland zu einem 
Magneten für Glücksritter aus Ländern mit den höchsten 
Analphabetenquoten der Welt geworden. Das ist die 
Wahrheit.

(Beifall bei der AfD)

Als Reaktion auf die Misere greift die Regierung in die 
Mottenkiste linker Weltbeglückungsforderungen und 
nimmt dafür erneut den deutschen Steuerzahler in Haf-
tung. Unter der süß klingenden Prien-Parole „Wir lassen 
kein Kind zurück“ sollen weiterhin Unsummen deut-
schen Steuergelds verjubelt werden, um Migrantenkinder 
vermeintlich zu fördern. Es ist aber ein Unfug, anzuneh-
men, dass Kinder von Eltern, die unsere Kultur großen-
teils ablehnen und sich in rückständigen Parallelgesell-
schaften einmauern, mit Geld dazu gebracht werden 
können, ein vernünftiges Bildungsniveau zu erreichen, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD – Derya Türk-Nachbaur 
[SPD]: Sie haben es nicht durchgängig er-
reicht! Das beweisen Sie gerade!)

Wir schulden es den Kindern der Einheimischen wie 
auch den Kindern leistungsbereiter und gut integrierter 
Einwanderer, dass wir ein Schulsystem schaffen, das 
die Grundlagen von Leistung und Fleiß dazu nutzt, die 
Kinder in unseren Schulen wieder zu selbstbestimmten 
Menschen heranwachsen zu lassen.

(Mayra Vriesema [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Selbstbestimmt ist Ihnen doch sonst 
auch egal!)

Dafür steht die Alternative für Deutschland! Und das 
werden wir in Sachsen-Anhalt in Kürze durchsetzen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD – Derya Türk-Nachbaur 
[SPD]: Die armen Menschen! Die tun mir jetzt 
schon leid! – Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Die armen Schülerinnen und 
Schüler! Den Job werden Sie nicht lange ma-
chen!)
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Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Weil noch mal die Frage kam: Es sind bei mir heute 

keine Zwischenfragen oder Kurzinterventionen mehr zu-
gelassen; denn das errechnete Sitzungsende liegt bei nach 
2 Uhr heute Nacht. Deswegen haben wir das jetzt ein-
geschränkt.

Für die CDU/CSU-Fraktion hat jetzt das Wort die Ab-
geordnete Ellen Demuth.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ellen Demuth (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Sehr geehrter Herr Reichardt, ich kann mich nur sehr 
wundern. Bei Ihnen ist es so: Wir haben Fachkräfteman-
gel – Migration ist schuld.

(Zuruf von der AfD)
Wir haben in Deutschland keine Wohnungen frei – Mi-
gration ist schuld.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Die Mutter aller 
Krisen!)

Und wir haben offensichtlich schlechte PISA-Ergeb-
nisse – das stimmt –; aber sicherlich ist nicht die Migra-
tion schuld.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Nicht nur, aber 
auch!)

Vielmehr hat das, wie meine Vorredner hier schon tref-
fend ausgeführt haben, sozioökonomische Faktoren. Das 
bedeutet, dass vor allen Dingen Kinder aus schwächeren 
Elternhäusern mit Bildungsproblemen zu kämpfen ha-
ben.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Die massenhaft 
einwandern!)

Daran müssen und werden wir arbeiten.
(Beifall bei der CDU/CSU – Martin Reichardt 
[AfD]: Da arbeiten Sie seit Jahrzehnten dran, 
und es wird immer schlechter! Ist doch so! – 
Gegenruf des Abg. Wolfgang Dahler [CDU/ 
CSU]: Hören Sie doch mal zu!)

Ich möchte hier feststellen: Ich habe mich ernsthaft mit 
Ihrem Antrag beschäftigt, und, ich glaube, Sie haben 
diese Studie gar nicht richtig gelesen. Wenn man auf 
Ihre vorherigen Reden zurückschaut, zum Beispiel auf 
eine Rede von Ihnen, Herr Frömming, aus dem Jahr 
2018 – darin haben Sie gesagt, dass Sie das PISA-Kon-
sortium stoppen wollen,

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Ja!)
und Sie sprechen von einer internationalen Verschwö-
rung,

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Nee!)
die sich in Deutschland zusammenbraue,

(Mayra Vriesema [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Deswegen ist er ja auch in der AfD 
Mitglied!)

von Lobbyorganisationen, die das Bildungssystem in 
Deutschland beeinflussen wollen –, dann kann man 
kaum glauben, dass Sie heute ausgerechnet dieses von 
Ihnen so verurteilte PISA-Konsortium als Kronzeuge he-
ranziehen,

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN], an die AfD gewandt: „Was interessiert 
mich mein Geschwätz von gestern!“)

um über die Bildungspolitik in Deutschland urteilen zu 
wollen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Zuruf des Abg. Dr. Götz 
Frömming [AfD])

Sie sprachen eben an, Herr Frömming, dass Sie von 
Singapur und Japan beeindruckt sind. Ja, das stimmt. 
Aber erinnern Sie sich noch an Ihre Redeinhalte von 
2018? Singapur und Japan im Besonderen verwenden 
KI im Unterricht, sowohl für das Lehrpersonal wie auch 
für die Schülerinnen und Schüler. In Ihren Ausführungen 
von damals haben Sie hier gesagt, dass Sie iPads für 
unnötig halten und dass Sie nicht jedes Kind mit einem 
iPad ausstatten wollen, weil das eh nichts bringen würde.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Das war ja wohl 
auch ein Irrweg, Ihr DigitalPakt!)

Genau das Gegenteil sehen wir in den Ländern, die gute 
Ergebnisse in der PISA-Studie erzielt haben.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Eijeijei! Jetzt fällt Ihnen das auf die 
Füße! – Götz Frömming [AfD]: Haben Sie 
Ihren Kollegen nicht zugehört? – Martin 
Reichardt [AfD]: Haben Sie sich mal die Ein-
wanderungspolitik von Japan angeguckt?)

Deshalb müssen wir genau daran arbeiten: Förderung 
in kleinen Gruppen und bessere Ausstattung mit KI im 
Unterricht, sodass mehr Kontrolle über die Bildungs-
ergebnisse der Kinder stattfinden kann. Und dann werden 
wir Schritt für Schritt vorankommen.

(Martin Reichardt [AfD]: Wie viele Leute aus 
den Kreisen, wo wir hier Einwanderer herho-
len, nimmt denn Japan? Japan hat quasi eine 
Nulleinwanderung! – Gegenruf des Abg. 
Frederik Bouffier [CDU/CSU]: Jetzt ist auch 
mal gut! Sie hatten doch eben gerade die Mög-
lichkeit, hier alles zu sagen, was Sie sagen 
wollten! – Weiterer Gegenruf des Abg. 
Christoph Naser [CDU/CSU]: Jedes Kind auf 
der Schulbank benimmt sich besser als Sie!)

Genau das werden wir jetzt in der Koalition angehen, und 
die Bundesministerin für Bildung wird das auch so um-
setzen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Diese Debatte zu missbrauchen, um wieder auf dem 
Rücken der Kinder Ihre völkische Politik auszubreiten, 
wird dem Problem in unserem Bildungssystem überhaupt 
nicht gerecht. Bildungsprobleme sind viel zu ernst für die 
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Feindbilder, die Sie hier streuen wollen. Beteiligen Sie 
sich doch ernsthaft in der Debatte, und tragen Sie etwas 
Konstruktives bei,

(Beifall des Abg. Frederik Bouffier [CDU/ 
CSU] – Wolfgang Dahler [CDU/CSU]: So ist 
es! – Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN], an die AfD gewandt: Schauen 
Sie sich Ihre früheren Reden mal an!)

damit wir bei PISA in Zukunft besser abschneiden und 
das Bildungssystem verbessern.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Dr. Götz Frömming [AfD]: Das ist 
selbst unter Ihrem Niveau!)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Damit schließe ich die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 21/8120 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Das ist nicht der Fall. Dann 
verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe auf die Tagesordnungspunkte 16a bis 16d: 

a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Energiewirtschaftsrechts 
zur Synchronisierung des Anlagenzubaus 
mit dem Netzausbau sowie zur Verbes-
serung des Netzanschlussverfahrens 

Drucksache 21/7866
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wirtschaft und Energie (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Alaa Alhamwi, Dr. Sandra Detzer, Julian 
Joswig, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Flexibel, digital und effizient – Ein Netz-
paket für ein versorgungssicheres 100-Pro-
zent-Erneuerbare-Energiesystem

Drucksache 21/8121
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wirtschaft und Energie (f) 
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten Jörg 
Cezanne, Lorenz Gösta Beutin, Janine 
Wissler, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion Die Linke 

Innovative Netzengpasslösungen voran-
treiben – Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien nicht ausbremsen

Drucksache 21/7906

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wirtschaft und Energie (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit

d) Beratung des Antrags der Abgeordneten Jörg 
Cezanne, Lorenz Gösta Beutin, Janine 
Wissler, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion Die Linke 

Bezahlbar und erneuerbar – Übertra-
gungsnetze in öffentlicher Hand

Drucksache 21/3911
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wirtschaft und Energie (f) 
Haushaltsausschuss

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
beschlossen. – Und ich bitte die Kolleginnen und Kolle-
gen, zügig die Plätze zu wechseln.

Ich eröffne die Aussprache. Für die CDU/CSU-Frak-
tion hat jetzt das Wort der Abgeordnete Fabian Gramling.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Fabian Gramling (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Die deutsche Wirtschaft wächst wieder, und zwar um 
1,6 Prozent, und das nicht irgendwann, sondern in diesem 
Jahr. Das zeigt, dass unsere Wirtschaft und unser Mittel-
stand innovativ sind. Das zeigt, dass die Menschen in 
unserem Land fleißig sind. Und insbesondere zeigt es 
auch, dass in Deutschland eben nicht immer alles so 
schlecht ist, wie uns manche jeden Tag glauben lassen 
wollen.

Um unser Wirtschaftswachstum weiter zu stärken und 
die Jobs zu sichern, brauchen unsere Unternehmen natür-
lich weiterhin gute Rahmenbedingungen, damit nach den 
Jahren der Rezession diese positive Entwicklung verste-
tigt werden kann. Wenn ich die Zeitung aufschlage, dann 
lese ich da, dass im ganzen Land Rechenzentren geplant 
werden. Die Erneuerbaren werden weiter ausgebaut und 
damit auch die Speicherkapazitäten. Die Ladeinfrastruk-
tur in unserem Land wächst, neue Industriestandorte wer-
den angefragt, und bestehende Standorte werden stärker 
elektrifiziert.

All das funktioniert nur, wenn auch der Netzanschluss 
funktioniert. Und genau hier wird es gerade zunehmend 
eng. Bürgermeister berichten von einer Antragsflut. Bei 
den Netzbetreibern stapeln sich die Anträge für die Netz-
anschlüsse. Das zeigt, dass die Kapazitäten für den Netz-
anschluss vielerorts knapp sind. Der Netzausbau braucht 
Zeit; aber gleichzeitig steigt die Nachfrage.

All diese Punkte zeigen, dass der bisherige Rechtsrah-
men eben nicht ausreicht. Deswegen wollen und werden 
wir mit dem vorliegenden Gesetzentwurf genau dort an-
setzen. Wir werden den Netzausbau transparenter, wir 
werden ihn digitaler und wir werden ihn effizienter ma-
chen. Es soll mehr Informationen über verfügbare Kapa-
zitäten und erstmals auch einen gesetzlichen Rahmen für 
die Priorisierung von Netzanschlüssen geben. Denn am 
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Ende zählt nicht, wie viele Anträge bei einem Netzbetrei-
ber liegen, sondern entscheidend ist doch, wie viele Pro-
jekte tatsächlich ans Netz kommen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Im parlamentarischen Verfahren sind zwei Punkte für 
mich deswegen von besonderer Bedeutung.

Der erste Punkt ist die Priorisierung von Netzanschlüs-
sen. Vereinfacht gesagt war es in der Vergangenheit so: 
Wer zuerst kommt, der mahlt zuerst. Gerade in der jetzi-
gen Zeit, wo die Netzkapazität knapp ist, stößt dieses 
Prinzip an seine Grenzen. Deswegen werden wir eine 
Priorisierung nach sachlichen Kriterien einführen. Dazu 
gehört natürlich das Thema Versorgungssicherheit, das 
wir mitberücksichtigen müssen, aber auch die politischen 
Ziele, die wir haben. So hat ja auch die Regierung eine 
Rechenzentrumsstrategie. Und natürlich müssen auch 
solche politischen Ziele bei diesem Netzanschlusspaket 
mitberücksichtigt werden.

Für mich ist auch klar, dass die Kriterien transparent 
und nachvollziehbar sein müssen. Denn wenn ein Unter-
nehmen Millionen investiert, dann muss es auch wissen, 
nach welchen Kriterien überhaupt über seinen Netz-
anschluss entschieden wird.

Der zweite Punkt, der für mich wichtig ist, ist das 
Thema „Nutzen statt Abregeln“. Wir werden im par-
lamentarischen Verfahren diskutieren, wie wir vorhan-
dene Erzeugungskapazitäten besser nutzen können, um 
damit auch die Systemkosten zu reduzieren. Denn diese 
Regierung hat das Ziel, dass wir das Energiesystem wirt-
schaftlicher aufstellen. Und dabei ist es wichtig, dass wir 
wirklich schauen, dass wir den Strom vor Ort nutzen – 
also dort, wo er ist – und dass wir eben nicht die Erzeu-
gung unnötig herunterfahren müssen. Das möchten wir in 
Zukunft ermöglichen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, dieser Gesetzent-
wurf kommt jetzt ins parlamentarische Verfahren. Wir 
werden uns diesen Entwurf im Detail anschauen, wir 
werden ihn diskutieren. Das gilt auch für den Bestands- 
und für den Vertrauensschutz. Denn klar ist: Wenn Pro-
jekte bereits weit fortgeschritten sind und schon viele 
Investitionen getätigt wurden, benötigen diese Projekte 
natürlich eine gewisse Übergangsregelung, damit die Un-
ternehmen nicht im Regen stehen gelassen werden.

Am Ende wird es darum gehen, dass wir drei Leitfra-
gen beantworten: Wie bekommen wir mehr Projekte 
schneller ans Netz? Wie nutzen wir vorhandene Netz-
kapazitäten besser? Und wie vermeiden wir unnötige 
Kosten und Bürokratie? All das werden wir in den an-
stehenden Beratungen diskutieren. Und wenn uns das 
gelingt, dann stärken wir sowohl den Wirtschaftsstandort 
als auch unsere Energieversorgung. Ich freue mich auf 
die Beratungen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die AfD-Fraktion hat jetzt das Wort der Abgeord-

nete Mathias Weiser.
(Beifall bei der AfD – Michael Kellner 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wo ist denn 
das Ministerium?)

Mathias Weiser (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Deutschland befindet sich in einer 
schweren Energiekrise. Es ist eine Krise, die die etablier-
ten Parteien mit der Energiewendepolitik der letzten 
20 Jahre selbst verursacht haben. Sie haben aus einem 
funktionierenden Energiemarkt ein planwirtschaftliches 
Experiment mit den üblichen Erscheinungsformen der 
sozialistischen Mangelwirtschaft gemacht: Knappheit, 
hohe Preise und immer mehr staatliche Eingriffe. Diese 
Energiewende gehört nicht reformiert, wie Sie es mit 
Ihrem Gesetzentwurf vorschlagen, sondern es ist fest-
zustellen, dass die Energiewende gescheitert ist und um-
gehend rückabgewickelt werden muss.

(Beifall bei der AfD)
Diese Gesetzesänderungen werden das grundlegende 

Problem der Energiewende nicht lösen. Strom ist durch 
die planwirtschaftlichen Eingriffe des Staates zu teuer, 
und er wird durch Ihr Gesetzesvorhaben nicht günstiger 
werden. Dieses Gesetz ist nichts weiter als eine Not-
lösung, um die davongaloppierenden Systemkosten der 
Energiewende einzufangen. Es ist nur eine Notlösung; 
denn es fehlt jegliche Perspektive für die weitere Ent-
wicklung der Kosten für die Stromproduktion. Der durch 
die Energiewende notwendige Ausbau der Stromnetze 
wird zu einem wesentlichen Kostenbestandteil werden. 
Und über den wird hier gar nicht gesprochen.

Die wichtigste Frage für den Netzausbau wird im Rah-
men der anstehenden Gesetzesänderung deshalb auch 
nicht beantwortet: Wie werden sich die weiteren Kosten 
für den Ausbau der Übertragungsnetze entwickeln? Al-
lein bei dem Ausbau des Stromnetzes gehen Studien da-
von aus, dass über 30 000 Kilometer an Übertragungs-
leitungen zu bauen sind. Die Kosten dieses Ausbaus 
werden sich Schätzungen zufolge auf 732 Milliarden 
Euro belaufen. Dazu müssen noch Batteriespeicher und 
die sonstige Infrastruktur zum Erhalt eines solchen 
großen Stromnetzes gebaut werden. Wir reden von Kos-
ten von über 1 Billion Euro.

Wir werden in den nächsten Jahren einen sprunghaften 
Anstieg der Netzentgelte und damit des Strompreises 
erleben. Der Anstieg der Netzentgelte wird bis 2045 für 
private Haushalte voraussichtlich 18 Cent je Kilowatt-
stunde betragen und in der Industrie 7 Cent je Kilowatt-
stunde. 7 Cent je Kilowattstunde zusätzlich: In anderen 
Ländern kauft die Industrie ihren Strom für diesen Preis 
ein. Wir reden über einen absoluten Wettbewerbsfähig-
keitsverlust der deutschen Wirtschaft.

(Beifall bei der AfD)
Mit oder ohne Netzpaket wird es weiter Insolvenzen, 

Abwanderungen ins Ausland und das Verschwinden gan-
zer Industrien geben, weil Strom in Deutschland nicht 
wettbewerbsfähig produziert werden kann. Und Sie wer-
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den diesen Trend mit dem weiteren Netzausbau noch ver-
schärfen. Die Lösung für eine funktionierende Energie-
wirtschaft sind nicht Reformen eines planwirtschaftli-
chen Systems, sondern eine große Rückabwicklung der 
Energiewende und der grünen Politik der letzten Jahr-
zehnte.

(Beifall bei der AfD)
Wir wollen deshalb zurück zur freien Marktwirtschaft 

in der Energiepolitik. Nur wenn sich die wettbewerbs-
fähigen Kraftwerke und Übertragungsnetze durchsetzen, 
kann wettbewerbsfähig produziert werden. Nur freier 
Wettbewerb schafft Wohlstand. Bürokratie schafft keinen 
Wohlstand.

Eine tatsächliche Reform wird dabei sein, das Energie-
wirtschaftsgesetz nicht weiter mit Paragrafen aufzublä-
hen. Wir werden es vereinfachen, zusammenstreichen 
und alle ökosozialistischen Regelungen mit großer 
Freude entfernen.

(Beifall bei der AfD)
Die deutsche Wirtschaft braucht günstige Energie, und 
die Alternative für Deutschland wird liefern.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die SPD-Fraktion hat das Wort die Abgeordnete 

Dr. Nina Scheer.
(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Vanessa 

Zobel [CDU/CSU])

Dr. Nina Scheer (SPD):
Sehr verehrte Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kol-

legen! Zunächst zu dieser Rede – wir haben ja eben schon 
über das EEG debattiert, jetzt über das Netzanschluss-
paket – noch eine Richtigstellung von meiner Seite Rich-
tung AfD.

(Zuruf von der AfD: Da warten wir verzweifelt 
drauf!)

Sie erzeugen hier den Eindruck, als ob die Energiewende 
der Teuerungsfaktor sei. Das Gegenteil ist der Fall.

(Dr. Paul Schmidt [AfD]: Das ist aber so! – 
Carolin Bachmann [AfD]: Das ist ja so!)

Was die Netzkosten angeht: Es war tatsächlich in den 
letzten 20, 30 Jahren immer schon so,

(Steffen Kotré [AfD]: So lange geht das 
schon!)

dass in Deutschland die Netzentgelte bzw. auch die 
Strompreise verhältnismäßig hoch waren, auch aufgrund 
von Netzentgeltstrukturen.

(Dr. Paul Schmidt [AfD]: Wegen den Erneuer-
baren! Wegen dem Netzausbau, den wir für die 
Erneuerbaren brauchen!)

– Nein, eben nicht wegen der Erneuerbaren, eben nicht 
wegen der Energiewende. Im oberen Drittel bei den Prei-
sen war Deutschland tatsächlich auch schon vor der Ener-
giewende. Gucken Sie sich die Zahlen an, dann werden 

Sie sehen, dass das so war! Deswegen ist es falsch, dass 
das von der Energiewende käme, was Sie immer behaup-
ten. Es gab zudem auch schon eine signifikante, spürbare, 
messbare, nachlesbare Kostenreduktion über den wach-
senden Anteil der erneuerbaren Energien.

Was aber tatsächlich ein Punkt ist – und jetzt komme 
ich zum Gesetzentwurf, über den wir in erster Lesung 
debattieren –: Wir müssen mit einem wachsenden Anteil 
an erneuerbaren Energien bei der Organisation und in der 
Handhabung des Netzzugangs weitere Anpassungen vor-
nehmen; denn diese Energien haben nun einmal ein an-
deres Profil als die Fossilen oder die Atomenergie. Dieser 
Unterschied bedeutet, dass wir mehr auf Batterien setzen 
müssen, da es zurzeit Engpässe gibt. Aber auch die kön-
nen gelöst werden.

Jetzt ist aber die große Frage: Wie geht man mit den 
Engpässen um, wenn es an einer Stelle tatsächlich viel 
Strom gibt, wir aber gleichzeitig noch nicht mit dem Bau 
der Netzanschlüsse so hinterherkommen, wie es wün-
schenswert wäre?

(Marc Bernhard [AfD]: Warum haben wir 
überhaupt Engpässe? – Dr. Rainer Kraft [AfD]: 
Warum haben die Fossilen keine Engpässe?)

Wir sehen das Phänomen – mein Kollege Herr Gramling 
hat es gerade angesprochen –, dass wir Windenergieanla-
gen und Photovoltaikanlagen teilweise abschalten müs-
sen, weil das Netz die Stromkapazitäten nicht aufnehmen 
kann. Wir wissen: Wenn wir jede einzelne Kilowatt-
stunde der Erneuerbare-Energien-Anlagen ins Netz ein-
speisen wollten, müsste das Netz so groß sein, dass es 
nicht wirtschaftlich wäre.

(Dr. Paul Schmidt [AfD]: Deshalb ist es doch 
auch so teuer!)

Einen Teil nicht aufzunehmen, ist also durchaus öko-
nomisch sinnvoll. Es gibt schon die Regelung, die besagt, 
die letzten 3 Prozent beim Netzausbau nicht einzukalku-
lieren, weil das ökonomisch sinnvoll ist.

Jetzt ist aber die Frage: Was machen wir mit dem 
Strom, der darüber hinaus nicht aufgenommen werden 
kann? Wir haben im Koalitionsvertrag verankert, den 
Grundsatz „Nutzen statt Abregeln“ zu stärken.

(Michael Kellner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja! Gut!)

Wir wollen die Instrumente stärken, damit „Nutzen statt 
Abregeln“ besser gelingt. Wir müssen zudem an den 
Netzverknüpfungspunkten den Netzbetreibern erlauben, 
mehr zu ermöglichen, Stichwort „Überbauung“. Damit 
müssen wir uns im parlamentarischen Verfahren auch 
noch auseinandersetzen. Es muss möglich sein, dass di-
rekt vor den Netzverknüpfungspunkten hinsichtlich des 
Zubaus der erneuerbaren Energien noch mehr möglich 
wird, sodass wir eine bessere Auslastung der bestehenden 
Infrastruktur haben.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Michael 
Kellner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und 
Jörg Cezanne [Die Linke])
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Es gibt ein sehr gutes Element, das in den letzten 
Wochen vor dem Kabinettsbeschluss noch hinzugekom-
men ist. Das ist das Instrument der Wirkleistungsbegren-
zung, auch systemdienliche Anschlussleistung genannt. 
Wir richten am Netzanschluss eine sogenannte Wirkleis-
tungsbegrenzung ein, sodass man nicht zu jeder Zeit im-
mer die gleiche Menge ins Netz einspeist, sondern ange-
reizt wird, entsprechende Speicher zuzubauen. Es ist 
errechnet worden, dass wir damit ungefähr 120 Milliarden 
Euro beim Netzausbau einsparen könnten. Wir werden es 
tatsächlich mit hohen Netzausbaukosten zu tun haben. 
Aber auch der Autobahnbau ist teuer. Man sollte nicht 
immer in den Mittelpunkt stellen, dass die Infrastruktur 
für Energie so teuer sei.

(Steffen Kotré [AfD]: Planwirtschaft!)
Ja, das ist auf der Stromrechnung spürbar, weil wir das 
alles umlegen. Aber es gibt auch andere Infrastruktur-
kosten, die in einem Industrieland mit 84 Millionen Men-
schen in der Summe natürlich immer schwindelerregend 
hoch sind. Trotzdem kann man kosteneffizient damit um-
gehen.

Wir müssen Instrumente zur besseren Netzauslastung 
finden. Dazu bedarf es der gesetzlichen Nachsteuerung; 
denn das Instrument der Wirkleistungsbegrenzung 
braucht – auch das hat mein Kollege gerade schon ge-
sagt – natürlich eine entsprechende Anpassungszeit. Man 
muss sich darauf einstellen können. Wir brauchen andere 
Fristen. Das reicht dann aber, ehrlich gesagt, auch aus.

Es geht aber nicht – wie bisher leider im Gesetzentwurf 
verankert –, zusätzlich eine engpassbezogene Beschrän-
kung einzuführen,

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Wo kommen die Eng-
pässe her? – Uwe Schulz [AfD]: Gab es die 
Engpässe auch vor Ihrer Energiewende?)

Stichworte „Redispatch-Vorbehalt“ bzw. „gebietsbezo-
gene Kapazitätsbeschränkungen“.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Ein Redispatch-Vorbehalt wird unsererseits ganz klar ab-
gelehnt. Das wollen wir nicht implementieren, weil wir 
der Meinung sind, dass das zu viel abwürgt.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken)

Das würgt Potenzial ab. Wir brauchen entsprechende 
Speicher, um die Potenziale besser nutzen zu können.

Wir haben aber gute Ansätze im Gesetz. Ich habe ge-
rade vom Unionskollegen Herrn Gramling gehört, dass es 
Anknüpfungspunkte gibt.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank.

Dr. Nina Scheer (SPD):
Ich bin voll davon überzeugt, dass wir eine gute Lö-

sung hinbekommen.
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Danke Ihnen. – Nächster Redner ist Dr. Alaa Alhamwi 

für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Alaa Alhamwi (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Kolleginnen und Kollegen! Seit Wo-

chen und Monaten hören wir von der Bundesregierung: 
Die Menschen in diesem Land müssen nur mal richtig 
ranklotzen, sich mal ein bisschen mehr anstrengen, und 
dann geht es wieder bergauf. Dieses Mantra gilt anschei-
nend nicht für die Regierung selbst und schon gar nicht 
für Ministerin Reiche.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die tritt nämlich heftig auf die Bremse. Gesetzentwurf 
um Gesetzentwurf soll die Energiewende ausgebremst 
werden. Trotz aller Kritik machen Sie einfach weiter. 
Die IG Metall warnt vor dem „Reiche-Absturz“ in der 
Windindustrie. Eine Bertelsmann-Studie sieht Tausende 
Arbeitsplätze in der Erneuerbare-Energien-Branche in 
Gefahr.

Aber von vorne. Das Netzanschlusspaket führt im 
Zusammenspiel mit EEG und AgNes-Verfahren zu er-
heblichen Einbußen bei den Erneuerbaren, zu mehr 
Rechtsuntersicherheiten, zu mehr Bürokratie. Wirkleis-
tungsbegrenzung und Redispatch-Vorbehalt sind zwar 
keine klassischen Verbotsinstrumente, aber sie wirken 
so. Die pauschale Wirkleistungsbegrenzung deckelt die 
maximale Einspeiseleistung bundesweit, egal ob vor Ort 
ein Engpass besteht oder nicht. Durch den Redispatch- 
Vorbehalt verlieren neue Anlagen zeitweise ihren An-
spruch auf Entschädigung, wenn sie wegen eines Eng-
passes abgeregelt werden.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Sehr vernünftig!)

Diese Instrumente verhindern die Finanzierbarkeit von 
Erneuerbare-Energien-Projekten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Bisher galt: Infrastruktur hat im Energiesystem eine 
dienende Funktion. Die Netzentwicklung richtet sich 
am Zubau der Erneuerbaren aus. Die jetzige Umkehr 
dieses Grundsatzes lässt nur eine Schlussfolgerung zu: 
Für Ministerin Reiche ist nicht der schleppende Netzaus-
bau das Problem, sondern das Wachstum der Erneuerba-
ren.

(Michael Kellner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja!)

Und es wird noch absurder: Das BMWE kennt die Wir-
kung der Instrumente nicht, und statt ordentlich zu prü-
fen, lässt es diese mit einer halbgaren Analyse kleinrech-
nen. Da werden absichtlich nur Zahlen von 2024 
genommen, obwohl es neuere gibt. Und warum? Weil 
mit den aktuellen Zahlen sichtbar wird, dass der Redis-
patch-Vorbehalt weit mehr als nur 9 Prozent der Um-
spannwerke betreffen würde. Genau das bestätigt die 
Branche.
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Wie ein Netzpaket ausgestaltet sein muss, zeigen wir 
mit unserem Antrag. Es gibt drei Hauptkomponenten: die 
Infrastrukturkomponente – statt Erneuerbare zu verhin-
dern, brauchen wir einen zügigen und effizienten Netz-
ausbau –,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
die Systemkomponente – wir brauchen ausreichende Fle-
xibilitätsanreize und konsequente Digitalisierung –,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
und damit das Ganze funktioniert, brauchen wir endlich 
intelligente Marktinstrumente. Meine Damen und Her-
ren, im Gegensatz zur Regierung sind wir nämlich Ma-
cher/-innen.

(Lachen des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])
Wir Grüne verteidigen die Energiewende.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Jörg Cezanne 

für die Fraktion Die Linke.
(Beifall bei der Linken)

Jörg Cezanne (Die Linke):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Das angeb-

liche Ziel dieses Gesetzes ist es, den Neubau von PV- 
Anlagen und Windkraftanlagen besser auf den Netzaus-
bau abzustimmen. Dazu soll der gesetzlich vorgesehene 
Vorrang für den Anschluss neuer EE-Anlagen aufgeho-
ben werden, wenn in einem Gebiet gelegentlich mehr 
Strom produziert wird, als das Netz aufnehmen kann. 
Außerdem soll der Entschädigungsanspruch von Betrei-
bern abgeschafft werden, wenn aufgrund solcher Eng-
pässe ein Windrad abgeschaltet werden muss. Das ist 
dieser ominöse Redispatch-Vorbehalt.

Bei diesem gedanklichen Ansatz liegt einfach eine Ver-
wechslung von Ursache und Wirkung vor. Alaa Alhamwi 
hat das gerade schon angesprochen: Das Problem ist nicht 
zu viel erneuerbare Energie. Ganz im Gegenteil: 
Deutschland hinkt bei den selbstgestellten Ausbauzielen 
noch immer hinterher.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Trotzdem geht uns 
das Geld aus!)

Um diese Ziele zu erreichen, müssen mehr EE-Anlagen 
in kürzerer Zeit zugebaut werden.

(Dr. Paul Schmidt [AfD]: Die Systemkosten 
sind zu hoch!)

– Ach, hören Sie doch mal auf mit dem Geschwätz! – Der 
Redispatch-Vorbehalt ist einfach der falsche Weg. Er und 
viele andere Regelungen im Gesetzentwurf untergraben 
die Wirtschaftlichkeit von Investitionen in Photovoltaik- 
oder Windkraftanlagen,

(Dr. Paul Schmidt [AfD]: Waren noch nie wirt-
schaftlich! Nur mit Subventionen geht das!)

sie verhindern oder verlangsamen den weiteren Ausbau. 
Dümmer geht’s nicht.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Was ließe sich noch ansprechen? Erstens. Mehrere An-
lagen, die selten zur gleichen Zeit die volle Leistung 
erreichen, sollten sich einen Netzanschluss teilen können, 
der dann besser ausgelastet wird. Der Fachbegriff lautet 
Überbauung. Da lässt sich noch was drehen.

Statt ein Windrad abzustellen, wenn zu viel Strom ins 
Netz fließt, sollte die Einspeisung ins Netz geschlossen 
werden. Dann könnte die vom Windrad erzeugte, aber 
nicht sofort benötigte Energie in einen Batteriespeicher 
geleitet werden, anstatt sie völlig abzuregeln.

Statt die gesetzliche Entschädigung von Betreibern bei 
Abschaltung zu streichen, sollten standardisierte, flexible 
Netzanschlussvereinbarungen zwischen Anlagen- und 
Netzbetreibern zur Regel gemacht werden.

Und von wegen Priorisierung: In den Engpassgebieten, 
in denen häufiger mehr Strom anfällt, müssen gezielt und 
schnell Batteriespeicher oder Anlagen zur Umwandlung 
des Stroms in grünen Wasserstoff zugebaut werden.

(Bernd Schattner [AfD]: Legt der Kollege 
Klingbeil einen Fünfjahresplan auf!)

Da geht es nicht darum, ob die besonders reif sind.
Und zu guter Letzt – damit Klaus Wiener noch etwas 

zum Freuen hat –: Wenn die Übertragungsnetze in Bun-
deshand überführt würden, –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank.

Jörg Cezanne (Die Linke):
– dann hätte man noch viel mehr Möglichkeiten, sehr 

viel Geld zu sparen bei den Finanzierungskosten.
Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Danke schön. – Die nächste Rednerin ist Elisabeth 

Winkelmeier-Becker für die CDU/CSU.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Elisabeth Winkelmeier-Becker (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Auf 

dem Weg der Energiewende hin zu sauberem Strom und 
sauberen Molekülen ohne schädliche Emissionen sind 
wir weit gekommen. Aber wir sind jetzt an einem Punkt, 
an dem wir neu koordinieren und ausbalancieren müssen. 
Der Ausbau der erneuerbaren Energien hat mittlerweile 
viel Fahrt aufgenommen. Die Speicher, die den Über-
schussstrom in der Mittagszeit für den Abend speichern, 
wollen ans Netz. Und immer mehr Unternehmen stellen, 
wo es technisch möglich ist, von Gas und Öl auf Strom 
um. Das alles sind sehr gute Nachrichten; denn all das 
sind wichtige Beiträge zur Transformation. Dabei ist klar: 
Wir werden mehr Strom brauchen in Zukunft, für Wärme, 
Mobilität, Rechenzentren. Wir müssen zubauen, sagt zum 
Beispiel auch RWE-Chef Markus Krebber.
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Klar ist auch: Wir brauchen Gaskraftwerke für die Ver-
sorgungssicherheit. Aber für die Preise ist es wichtig, 
dass möglichst oft der günstige Strom aus Wind und PV 
den Preis setzt.

Und schließlich: Der hohe Anteil von klimafreundli-
cher Stromerzeugung im eigenen Land und im europäi-
schen Verbund macht uns Stück für Stück unabhängiger 
und resilienter gegen Importrisiken, gegenüber Preis-
sprüngen, wie wir sie gerade bei Öl und Gas erleben. 
Deshalb bleibt es bei den Ausbauzielen und bei den Zwi-
schenzielen, wie auch Ministerin Katherina Reiche ge-
rade wieder ganz klar gesagt hat.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Wir sind allerdings auch mit Problemen konfrontiert, 
nämlich damit, dass der schnelle Hochlauf von Wind- 
und Solarstrom zu bewältigen ist und der Netzausbau 
damit im Moment nicht Schritt hält. Dann kommt der 
Strom nicht beim Verbraucher an, es muss abgeregelt 
werden, die Energie wird verschwendet. Dadurch entste-
hen heute hohe Netzkosten, die den Preisvorteil bei der 
Gestehung der erneuerbaren Energie wieder aufwiegen.

Und längst nicht jeder bekommt zeitnah den Netz-
zugang, den er braucht. Das gilt für viele Speicher, aber 
das gilt auch für Unternehmen, die eigentlich alles richtig 
machen, die an ihrem Standort in die neue Technologie 
investieren. Wenn ein Ziegelhersteller, der vom Gasofen 
auf den Elektroofen umstellt, von seinem Netzbetreiber 
aber gesagt bekommt, dass er den nötigen Strom-
anschluss erst in acht bis zehn Jahren bekommen kann, 
dann ist das für das Industrieland Deutschland ein unhalt-
barer Zustand; so kann das nicht bleiben.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir brauchen deshalb jetzt eine konsistente Regelung, 
die den Ausbau von Wind, PV und anderen erneuerbaren 
Energien auf dem geplanten Ausbaupfad hält und gleich-
zeitig keine Energie vergeudet, die den Netzausbau vo-
ranbringt, den Netzzugang fair und zügig gewährleistet 
und zugleich auf Kosteneffizienz achtet. Wir müssen 
Physik, Wirtschaftlichkeit, regionale Planung und Regu-
lierung gemeinsam in den Blick nehmen und besser auf-
einander abstimmen.

Ich möchte auf einige wenige Punkte des Gesetzent-
wurfs eingehen. Für das beschriebene Problem in Netz-
engpassgebieten schlägt der Gesetzentwurf einen Redis-
patch-Vorbehalt vor, nach dem Wind- oder PV-Anlagen 
bei Stau im Stromnetz ohne Entschädigung abgeregelt 
werden können. Das Problem muss angegangen werden. 
Aber dieser Vorschlag kann zu ungewollten Neben-
wirkungen führen, nicht nur zur Verschwendung von 
Energie, sondern vielleicht sogar auch zum kompletten 
Verzicht auf neue Anlagen, weil eben Planbarkeit, Wirt-
schaftlichkeit und Bankability darunter leiden. Deshalb – 
die Lösung ist ja schon angesprochen worden – wäre es 
wohl klüger, wenn man eben nicht an der Anlage selber 
abregelt, sondern am Netzverknüpfungspunkt; das würde 
viele Möglichkeiten eröffnen, den Überschussstrom netz-
dienlich und wirtschaftlich zu speichern oder eben für 
flexible Abnehmer wie Elektrolyseure zu verwenden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Ich denke, wir müssen auch die Netzbetreiber in die 
Pflicht nehmen. Denn dass teilweise zehn Jahre auf einen 
Netzanschluss gewartet werden muss, das ist ja kein Na-
turgesetz; da müssen die Netzbetreiber wirklich einen 
Schritt zulegen, damit wir den gewollten und auch not-
wendigen Ausbau und die Umstellung hinbekommen.

Ein wirklich guter Punkt ist, dass die Netzbetreiber in 
Zukunft auf Onlineplattformen darüber informieren müs-
sen, wo noch Kapazitäten sind. Und auch das Reifegrad-
verfahren muss etabliert werden.

Also: Es bleibt noch viel zu tun, –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank.

Elisabeth Winkelmeier-Becker (CDU/CSU):
– aber es lohnt sich. Wir bauen ein Stromnetz für die 

sichere und saubere und moderne Stromversorgung un-
seres Landes, –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank.

Elisabeth Winkelmeier-Becker (CDU/CSU):
– und darauf freue ich mich.
Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Ich erteile das Wort für die nächste 

Rede Stefan Seidler; er ist fraktionslos.
(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Linken)

Stefan Seidler (fraktionslos):
Vielen Dank. – Herr Präsident! Moin! Schon lange ist 

klar: Unser Stromsystem ist ineffizient und viel zu teuer. 
Zu lange haben wir den Stromnetzausbau verschlafen 
und kämpfen heute mit teuren Engpässen. Gerade bei 
uns im Norden spüren wir das ganz besonders; denn da 
produzieren wir schon heute so viel günstigen, sauberen 
Strom,

(Steffen Kotré [AfD]: Und warum sind die 
Preise so hoch?)

den insbesondere Unternehmen im Süden billig einkau-
fen, dass er nicht mehr durch unsere Stromnetze passt. 
Die Folge ist: Im Süden müssen mit fossiler Energie 
betriebene teure Ersatzkraftwerke anspringen, während 
die Erneuerbare-Energien-Anlagen bei uns im Norden 
abgeschaltet werden müssen.

Anstatt das eigentliche Problem endlich anzugehen, 
sollen mit diesem Gesetz die Erneuerbaren gezielt aus-
gebremst werden. Künftig sollen EE-Anlagen in Regio-
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nen mit viel Stromproduktion weniger Strom einspeisen 
dürfen, schlechter entschädigt werden oder gar keinen 
Netzanschluss mehr bekommen. Damit werden aus-
gerechnet die Menschen, die Unternehmen und die Vor-
reiterregionen eiskalt abgestraft, die bei der Energie-
wende richtig angepackt und investiert haben.

(Dr. Paul Schmidt [AfD]: Wenn den Strom 
doch keiner haben will!)

Frau Reiche, das ist der falsche Weg!
Stattdessen brauchen wir einen schnelleren Netzaus-

bau, eine effizientere Stromnutzung, und zwar dort, wo 
er produziert wird, transparente und einfache Netz-
anschlüsse und die Möglichkeit, Netzverknüpfungs-
punkte besser zu überbauen.

Und wir brauchen endlich eine ehrliche Debatte über 
die Fehlanreize unseres Strommarktes und – jetzt kommt 
es – vor allem die Einführung von Strompreiszonen; so 
können wir die günstige und grüne Energie aus Nord-
deutschland sinnvoll für das ganze Land nutzen, statt 
sie wegen Engpässen aus dem Netz zu nehmen.

Vielen Dank.
(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der letzte Redner in dieser Aussprache 

ist Dirk Brandes für die AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Dirk Brandes (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die letzten 

Bundesregierungen zwingen uns Bürger und die Unter-
nehmen zur Finanzierung der Energiewende. Wenn ich 
Sie alle hier reden höre, hoffe ich nur, dass Ihnen ein paar 
Industrielle zugehört haben. Eine belastbare Gesamtrech-
nung bleiben Sie nämlich schuldig. Kennen Sie die Kos-
ten nicht, oder wollen Sie diese nicht offenlegen, weil 
sonst die volle Misere ersichtlich wird?

Auch dieses Netzanschlusspaket beantwortet nicht die 
eigentliche Frage, die im Zentrum steht: Wann wird 
Strom endlich dauerhaft günstiger? Bis auf die Reden 
von der AfD habe ich bislang keine Rede gehört, die 
ich ertragen konnte. Wind und Sonne liefern nach Wet-
terlage. Die Industrie braucht aber Strom rund um die 
Uhr, und das 365 Tage im Jahr, wenn Deutschland Indus-
triestandort bleiben soll.

(Axel Müller [CDU/CSU]: Und was ist im 
Schaltjahr?)

Ich weiß ehrlich gesagt nicht, ob es überhaupt Ihr Wille 
ist, dass wir in der Weltwirtschaft weiter vorne mitspie-
len.

Wir müssten Netze, Speicher und Reservekraftwerke 
bereitstellen, wenn die Energiewende weiter Bestand ha-
ben soll. All das kostet Geld, ebenso wie die Entschädi-
gungen für abgeregelte Anlagen. Damals hieß es, die 
Energiewende koste einen Haushalt nicht mehr als eine 
Kugel Eis pro Monat; auch das ist heute schon erwähnt 

worden. Heute kostet allein ein Liter Sprit mehr als 
2 Euro und damit mehr als eine Kugel Eis vor 20 Jahren. 
Wenn es nach der AfD geht, werden wir verhindern, dass 
es bald „eine Kugel Eis pro Kilowattstunde“ heißt.

Einzelne Korrekturen können sinnvoll sein. Aber Kos-
ten anders zu verteilen, heißt nicht, die Preise zu senken, 
meine Damen und Herren. Mehr Anlagen auszuschalten 
oder anzuschließen, garantiert noch keine sichere Versor-
gung. Wir brauchen endlich eine Energiepolitik, die Ver-
sorgungssicherheit, Bezahlbarkeit und Wettbewerbs-
fähigkeit zusammenbringt. Bürger und Unternehmen 
brauchen endlich eine kleine Stromrechnung.

Und Die Linke? Die liefert mal wieder eine Lehrstunde 
in Sachen Doppelmoral. Auf der Straße gegen das Kapi-
tal wettern, im Bundestag die Entschädigung für Wind- 
und Solarparkinvestoren verteidigen: Sieht so Ihr Klas-
senkampf aus? Beim nächsten Antrag sollen dann sämt-
liche Übertragungsnetze in staatliche Hand. Verstaa-
tlichung ist ja bei Ihnen sowieso immer Trumpf. 
„Bezahlbar“ steht in der Überschrift, die vollständige 
Rechnung für Übernahme, Finanzierung und Ausbau 
fehlt bei Ihnen. Sie können Ihren Wahlkampf in Berlin 
auf Deutsch, Türkisch oder Arabisch führen; aber in kei-
ner Sprache erwächst aus Ihrer Verstaatlichung auto-
matisch eine niedrige Stromrechnung.

(Beifall bei der AfD)
Klassenkampf auf dem Plakat, Betreiberschutz im An-
trag, und der Bürger darf die Rechnung mitbezahlen. 
Wenn Ihre Vorstellung von sozialer Gerechtigkeit ist,

(Günter Baumgartner [CDU/CSU]: Ihre Vor-
stellung würde uns interessieren!)

dass der kleine Mann am Ende die Investoren finanziert, 
dann finde ich das zumindest bemerkenswert.

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Weitere Wortmeldungen in dieser Aus-

sprache liegen mir nicht vor. Ich schließe diese.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf 

den Drucksachen 21/7866, 21/8121, 21/7906 sowie 
21/3911 an die in der Tagesordnung aufgeführten Aus-
schüsse vorgeschlagen. – Weitere Überweisungsvor-
schläge sehe ich nicht. Dann verfahren wir demgemäß.

Ich rufe auf die Tagesordnungspunkte 17a bis 17c: 

a) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Hanna Steinmüller, Ayse Asar, Dr. Anja 
Reinalter, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Endlich raus aus dem Elternhaus – Junge 
Menschen auf dem Wohnungsmarkt unter-
stützen

Drucksache 21/8122
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kom-
munen (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
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Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Forschung, Technologie, Raumfahrt und Technik-
folgenabschätzung 
Haushaltsausschuss

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten Ayse 
Asar, Dr. Andrea Lübcke, Claudia Müller, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Studium und Lehre für die Zukunft weiter-
entwickeln – Individuell, lebensbegleitend 
und innovativ

Drucksache 21/6948
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Forschung, Technologie, Raumfahrt und Technik-
folgenabschätzung (f) 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Digitales und Staatsmodernisierung 
Haushaltsausschuss

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Anja Reinalter, Misbah Khan, Denise 
Loop, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Von der Werkhalle bis zur Pflegestation – 
Die berufliche Bildung als Rückgrat unse-
rer Gesellschaft stärken

Drucksache 21/8123
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend (f) 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Haushaltsausschuss

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
beschlossen. – Ich habe jetzt extra langsamer vorgelesen, 
dachte allerdings nicht, dass das den Platzwechsel ver-
langsamt.

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort 
Dr. Anja Reinalter für die Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Anja Reinalter (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Ken-

nen Sie die Weltmeisterschaft der Berufe, die WorldS-
kills?

(Dr. Alaa Alhamwi [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ja, natürlich!)

Sie findet diese Woche in Shanghai statt. Da zeigen junge 
Fachkräfte, was sie draufhaben: vom Handwerk über 
Pflege und Gastro bis zur IT. Die deutschen Teams liefern 
dort übrigens richtig stark ab und stehen ganz oft auf dem 
Treppchen. Also: Chapeau und toi, toi, toi für die dies-
jährige Weltmeisterschaft! Wir drücken euch ganz fest 
die Daumen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Das ist die eine Seite der beruflichen Bildung in 

Deutschland. Die andere Seite beginnt etwas früher. Sie 
beginnt bei den Jugendlichen, die nicht so richtig wissen, 

welcher Beruf zu ihnen passt. Sie beginnt bei den Azubis, 
die in der Berufsschule sitzen und grübeln, wie sie ihre 
Miete bezahlen sollen. Sie beginnt bei denjenigen, die 
ihre Ausbildung selbstverständlich abschließen wollen, 
aber irgendwann hinschmeißen, weil ihnen die psycho-
logischen Belastungen des Alltags zu viel werden und sie 
davon überrollt werden.

(Volker Scheurell [AfD]: Alles Weicheier!)
Und sie beginnt auch in der Schule. Die aktuellen PISA- 
Ergebnisse zeigen, dass viel zu viele junge Menschen 
nicht mehr richtig lesen, rechnen und schreiben können. 
Aber genau das sind ja die Voraussetzungen für eine Aus-
bildung. Darum sind diese PISA-Ergebnisse verheerend 
für den Arbeitsmarkt.

Wer über den Arbeitsmarkt spricht, muss auch über 
berufliche Bildung sprechen. Und genau das tun wir in 
unseren Anträgen. Denn wer über berufliche Bildung 
spricht, muss über passgenaues Matching, über Berufs-
orientierung, über bezahlbaren Wohnraum, über moderne 
Ausbildungszentren und natürlich auch über Kohle spre-
chen. Und das machen wir in unseren Anträgen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Es ist übrigens kein Zufall, dass wir die Anträge zum 

Studium und zur beruflichen Bildung nebeneinander-
gelegt haben; denn wir meinen es wirklich ernst mit der 
Gleichwertigkeit von akademischer und beruflicher Bil-
dung. Wir fordern Sie auf, den DQR endlich zu verrecht-
lichen. Tun Sie das, was Sie in den Koalitionsvertrag 
geschrieben haben. Oder wie viele Jahre wollen Sie die 
Umsetzung noch prüfen? Wir jedenfalls erwarten ge-
spannt die Ergebnisse und freuen uns auf die Beratungen.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Joachim Ebmeyer ist der nächste Red-

ner für die CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Joachim Ebmeyer (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! „Endlich raus aus dem Elternhaus“ ist der Titel 
Ihres Antrags, und den unterschreibe ich sofort.

(Hanna Steinmüller [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Na herrlich!)

Es war auch der Rat meiner Eltern, zum Studium mög-
lichst etwas weiter wegzugehen, um auf eigenen Beinen 
zu stehen und selbstständig zu werden. Also ging es aus 
dem Kreis Herford zum Studium nach Berlin.

(Beifall des Abg. Harald Orthey [CDU/CSU])
Das wurde mir von meinen Eltern ermöglicht, aber auch, 
weil ich im Studium nebenher gejobbt habe. Das war ein 
guter Ratschlag, den ich befolgt habe und der mein Leben 
sicherlich geprägt und auch verändert hat.

Heute kostet ein WG-Zimmer in Berlin im Durch-
schnitt 650 Euro. Ja, es ist schwerer geworden für Stu-
dentinnen und Studenten. Wohnen ist eine Belastung ge-
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worden, gerade in Berlin. Trotzdem wünsche ich allen 
jungen Menschen, dass es ihnen möglich ist, selbststän-
dig zu werden und an einem anderen Ort zu studieren.

Die Frage ist: Wie helfen wir? Die Antwort steht sogar 
in Ihrem Antrag: Ein Wohnheimzimmer des Studenten-
werks kostet im Schnitt 320 Euro. Wir werden die Wohn-
kostenpauschale des BAföG im nächsten Jahr erhöhen 
auf 440 Euro. Das Problem ist aber nicht die Wohnkos-
tenpauschale, sondern das Problem sind fehlende Wohn-
heimzimmer. Nur den Zuschuss zu erhöhen, würde auch 
die Mieten erhöhen. Wer bei knappem Angebot nur den 
Zuschuss erhöht, würde eben genau diesen Markt weiter 
anheizen und höhere Mieten erzeugen.

(Denise Loop [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Dann deckeln sie die doch!)

Deshalb setzen wir von der Union vor allem auf mehr 
Angebot. Das Programm „Junges Wohnen“ wirkt. Seit 
2023 stellen wir dafür 500 Millionen Euro pro Jahr zur 
Verfügung. 2023 wurden damit 4 200 Wohnheimplätze 
geschaffen. 2024 ist die Anzahl schon auf 8 500 ange-
wachsen. Damit gibt es fünfmal so viele Wohnheimplätze 
wie noch 2022.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Und wir gehen noch einen Schritt weiter. Es ist vorgese-
hen, ab 2027 die Mittel für das Programm „Junges Woh-
nen“ von 500 Millionen Euro auf 1 Milliarde Euro pro 
Jahr zu verdoppeln. Zusätzlich werden die Mittel für den 
sozialen Wohnungsbau von 4 Milliarden auf 5 Milliarden 
Euro aufgestockt. Das heißt, allein für den sozialen Woh-
nungsbau stellt der Bund 2026 und 2027 9 Milliarden 
Euro zur Verfügung sowie 1 Milliarde Euro pro Jahr für 
das Programm „Junges Wohnen“. Sie nennen das in Ih-
rem Antrag ein „Luftschloss“. Zu dieser Vereinbarung 
haben sich alle 16 Länder mit ihren Unterschriften ver-
pflichtet; ein „Luftschloss“ ist das bei Weitem nicht.

Sie fordern in Ihrem Antrag eine Staffelung nach 
Wohngeldstufen. Das lehnen wir ab. Das klingt vielleicht 
gerecht, aber es ist der Sache nicht dienlich.

(Hanna Steinmüller [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Warum denn?)

In Bielefeld kostet ein WG-Zimmer im Schnitt 360 Euro, 
in München 850 Euro. Das heißt, in Bielefeld sind die 
Kosten durch die Pauschale gedeckt, in München nicht. 
Das ist ein Standortvorteil für Städte abseits der über-
hitzten Metropolen, und diesen sollten sie auch ausspie-
len.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ihr Modell schafft den Vorteil ab.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Kollege, Sie müssen zum Ende kommen.

Joachim Ebmeyer (CDU/CSU):
Den jungen Menschen hilft es am meisten, wenn sie 

überhaupt ein Zimmer bekommen.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen zum Ende gekommen sein.

Joachim Ebmeyer (CDU/CSU):
Eine Wohnpauschale ohne Wohnung ist ein Scheck, 

den niemand einlösen kann.
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU – Florian Müller 
[CDU/CSU]: Das war eine sehr kluge Rede!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Volker 

Scheurell für die AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Volker Scheurell (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Genau vor einem Jahr habe ich zu dieser Proble-
matik hier im Bundestag gesprochen – meine Zunft. „Ei-
nen lieben Gruß der Zunft zu Fuß!“ Und, erinnern Sie 
sich? Natürlich nicht.

(Zuruf der Abg. Mayra Vriesema [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Und heute kommen Sie mit Ihrem scheinheiligen Grü-
nenantrag ins Plenum, wo Sie mit Ihrer Einwanderungs-
politik den Wohnungsmarkt noch verschärfen. Das 
schlägt sich auf die Schwächeren in der Gesellschaft, 
unsere Azubis und Studenten, nieder. Aber die haben 
keine NGOs als Lobby. Es fehlen Wohnheimplätze an 
allen Ecken und Enden.

Um dem entgegenzuwirken, muss an allererster Stelle 
der ÖPNV, damit er funktioniert, generell verbessert wer-
den, weil nicht alle Jugendlichen das Elternhaus sofort 
verlassen wollen. Dadurch reduziert sich der Anspruch 
auf einen Wohnheim- bzw. Internatsplatz. Internatsplätze 
sollten lokal an den Ausbildungsstätten geschaffen wer-
den; hier unterstützen wir Ihren Antrag. Die Vermietung 
sollte zwingend über die Berufsschulen und Universitä-
ten organisiert werden, um, wie Sie richtig erkannt haben, 
dem Missbrauch durch Untervermietung entgegenzuwir-
ken.

Und was die internationalen Studenten angeht, müssen 
wir die Gepflogenheiten ändern. Es ist nicht unsere Auf-
gabe, diese Gruppe finanziell zu unterstützen. Im Gegen-
teil: Sie müssen das Studium in Deutschland selbst be-
zahlen. Denn einer Studie zufolge wollen viele Studenten 
erst mal hierbleiben; aber nach zehn Jahren gehen dann 
80 Prozent nach Hause. Das ist unserem Steuerzahler 
nicht zu vermitteln.

(Ayse Asar [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das stimmt überhaupt nicht! Gucken Sie sich 
mal die Zahlen an!)

Begrüßenswert ist der Hinweis, dass beim Wohnheim-
bau der Gebäudetyp E favorisiert wird. Das sollte eigent-
lich eine Selbstverständlichkeit sein; denn wir müssen 
ohnehin von den hohen Baukosten runter. Doch dann 
habe ich mich wirklich gewundert, dass Sie pädagogische 
Betreuungs- und Unterstützungsangebote in den Wohn-
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heimen finanzieren wollen. Was wollen Sie damit bezwe-
cken? Gleichschaltung der Jugendlichen? Indoktrinie-
rung? Unselbstständigkeit der Jugend? Und woher neh-
men Sie das pädagogische Personal?

(Beifall bei der AfD)

Ihr Antrag kommt ein Jahr zu spät. Sie sind Teil des 
entstandenen Problems, liebe Grüne, und zwar wegen 
Ihrer Politik der unkontrollierten Einwanderung. Die 
Analyse, dass wir kostengünstig bauen müssen, ist rich-
tig; aber das gilt auch für alle anderen Bauwerke, nicht 
nur für Wohnheime.

(Beifall bei der AfD)

Und natürlich können internationale Studenten zu uns 
kommen, aber bitte schön auf eigene Kosten.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die nächste Rednerin ist Dr. Lina Seitzl 

für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Dr. Lina Seitzl (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine Damen und Herren! Herr Kollege 
Scheurell, vielleicht darf ich das mal sagen: Was Sie 
gerade beschrieben haben, ist richtig: Es braucht Wohn-
heimplätze für junge Menschen. Vielleicht ist es noch 
nicht bei Ihnen angekommen, aber es gibt ein Bundes-
programm zur Schaffung von Wohnheimplätzen, und 
zwar für Studierende wie für Auszubildende: das Bun-
desprogramm „Junges Wohnen“, von der Ampel ein-
geführt

(Hanna Steinmüller [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ah, von der Ampel!)

und von der neuen Regierung fortgesetzt. Dank der Bun-
desbauministerin Verena Hubertz und der Koalition sind 
die Mittel verdoppelt worden, wie der Kollege Ebmeyer 
schon gesagt hat. Das gibt es also, und es ist – das ist 
richtig – sehr, sehr wichtig.

Denn es ist natürlich so: Was für junge Menschen ei-
gentlich nach Freiheit klingen sollte, nach Aufbruch, 
nach dem ersten eigenen Zimmer, nach Studium, Aus-
bildung, Selbstständigkeit, das klingt für viele eben nicht 
danach. Für viele ist die Frage: Kann ich mir das über-
haupt noch leisten? Wer heute einen Studien- oder Aus-
bildungsplatz annimmt, entscheidet nicht nur nach Inte-
resse, Talent oder Zukunftswunsch, sondern viel zu oft 
entscheidet er nach der Höhe der Miete für das WG- 
Zimmer.

Bildungschancen dürfen nicht am Mietmarkt scheitern. 
Die Entscheidung für einen Studien- oder Ausbildungs-
platz darf nicht davon abhängen, ob am Hochschul- oder 
Ausbildungsort noch ein bezahlbares Zimmer zu finden 
ist; da sind wir uns einig.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Deshalb brauchen wir beides: mehr bezahlbaren Wohn-
raum und auch eine verlässliche Ausbildungsförderung. 
Und genau hier setzt die anstehende BAföG-Reform an: 
Sie soll das BAföG modernisieren, jungen Menschen 
Verlässlichkeit bieten und Verfahren beschleunigen. Da-
mit ist das ein wirklich großer Schritt und eine große 
Strukturreform, die wir hier vornehmen.

Für uns als SPD ist das BAföG kein Privileg, sondern 
eines der wichtigsten Instrumente für Chancengleichheit 
in unserem Bildungssystem. Wer sich ein Studium, eine 
Ausbildung nicht leisten kann, dem helfen auch die bes-
ten Studienangebote wenig.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Grünen benen-
nen in ihren Anträgen zugegebenermaßen reale Proble-
me: Junge Menschen brauchen bessere Chancen auf dem 
Wohnungsmarkt, mehr bezahlbare Wohnheimplätze und 
Studienbedingungen, die individueller, durchlässiger und 
lebensbegleitender werden. Der Maßstab muss aber sein: 
Was hilft konkret? Was ist finanzierbar? Was ist bereits 
auf dem Weg? Und wo müssen wir im parlamentarischen 
Verfahren nachschärfen?

Für uns gehören Wohnraum, BAföG und moderne Stu-
dienbedingungen zusammen. Wer ein Studium aufneh-
men will, braucht nicht nur einen Platz im Hörsaal, son-
dern auch ein bezahlbares Zimmer, finanzielle Sicherheit, 
gute Lehre und Verfahren, die nicht abschrecken.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Dafür arbeiten wir. Deshalb reformieren wir das 
BAföG grundlegend, führen das Bundesprogramm 
„Junges Wohnen“ fort, entlasten von Bürokratie und un-
terstützen bei Studienbedingungen, die zu den Lebens-
realitäten junger Menschen passen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die nächste Rednerin ist Sahra Mirow 

für die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der Linken)

Sahra Mirow (Die Linke):
Sehr geehrter Präsident! Liebe Kolleginnen und Kol-

legen! Stellen Sie sich einmal vor, die Hälfte Ihres Ein-
kommens würde für die Wohnkosten abgezogen werden. 
Das fänden Sie alle hier vermutlich nicht hinnehmbar. 
Für Auszubildende und Studierende ist diese enorme Be-
lastung aber leider bittere Realität. Das betone ich des-
wegen so stark, weil ich nicht glaube, dass Ihre Fantasie 
dafür ausreicht. Die Hälfte des gesamten Einkommens 
nur für die Miete – da kann man froh sein, wenn am 
Monatsletzten noch irgendwas im Kühlschrank drin ist.

(Beifall bei Abgeordneten der Linken)

Das Problem sind nicht junge Mieterinnen und Fami-
lien mit geringem Einkommen, sondern profithungrige 
Immobilienkonzerne, die Milliarden mit steigenden 
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Mietpreisen kassieren und sie wohlhabenden Aktionärin-
nen und Aktionären als Dividende ausschütten. Herr 
Merz,

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Der ist 
doch gar nicht da!)

die Wahlschlappen Ihrer Partei waren auch eine Abstim-
mung über die explodierenden Mieten.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Und des-
wegen müssen wir enteignen, oder was? Wie 
viele Azubi-Wohnungen gibt es denn durch die 
Enteignungen? Kann ich Ihnen vorrechnen: 
Null! Null!)

Deswegen ein gutgemeinter Rat: Erkennen Sie die Hor-
rormieten doch endlich als Problem an!

(Florian Müller [CDU/CSU]: Wann wollen Sie 
eigentlich mal neu bauen?)

Oder wollen Sie der FDP auf ihrem beharrlichen Weg 
Richtung 1-Prozent-Partei folgen?

(Beifall bei der Linken – Florian Müller [CDU/ 
CSU]: Warum bebauen Sie nicht das Tempel-
hofer Feld? – Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/ 
CSU]: Triumphieren Sie mal nicht zu früh! 
Wer Antisemiten in seinen Reihen duldet, 
sollte mal ganz kleinlaut sein!)

Vielleicht schreiben Sie auch einfach bei uns ab; wir 
sind ja nicht in der Schule:

Erstens. Wir brauchen einen bundesweiten Mieten-
deckel.

(Florian Müller [CDU/CSU]: Wie viele zusätz-
liche Wohnungen gibt es denn dadurch? – 
Frederik Bouffier [CDU/CSU]: Das baut keine 
einzige Wohnung mehr! Keine einzige!)

Das würde nicht nur junge Menschen, sondern alle Mie-
terinnen und Mieter schnell und spürbar entlasten.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Lesen 
Sie doch mal die Studien dazu! – Zuruf des 
Abg. Florian Müller [CDU/CSU])

Zweitens. Wir müssen Wohnungen in großem Maß in 
die öffentliche Hand überführen.

(Marc Bernhard [AfD]: Das schafft keine ein-
zige neue Wohnung!)

Das ist rechtlich machbar, finanzierbar und macht das 
Wohnen bezahlbar.

(Joachim Ebmeyer [CDU/CSU]: Das hat im 
Sozialismus schon nicht funktioniert und wird 
diesmal auch nicht funktionieren!)

– Sie können schreien, so viel Sie wollen; ich werde hier 
vorne einfach weiterreden. Vielen Dank.

(Marc Bernhard [AfD]: Ja, machen Sie nur!)

Drittens. Wir müssen eine starke neue Wohngemein-
nützigkeit einführen; denn der Wohnungsmarkt darf nicht 
profitorientiert bleiben.

(Beifall bei der Linken)

Denn es ist das Ergebnis einer jahrzehntelangen verfehl-
ten Wohnungspolitik – ich sage es noch mal –, dass Stu-
dierende mehr als die Hälfte ihres Einkommens allein für 
die Miete aufbringen müssen.

Das geht auch ein kleines bisschen an die Grünen. 
Denn ich muss ehrlich sagen: So erfreulich ich eure Ini-
tiative finde, ihr hättet das in der letzten Regierung auch 
umsetzen können.

(Zuruf der Abg. Hanna Steinmüller [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Nichtsdestotrotz: Das Wohnungsangebot für Studierende 
darf nicht länger vom Markt oder von befristeten Pro-
grammen abhängig sein. Es muss öffentlich und damit 
dauerhaft finanziert und gesichert sein.

(Beifall bei der Linken)

Bis das umgesetzt ist, muss die Wohnkostenpauschale 
im BAföG sofort deutlich erhöht und künftig jährlich 
automatisch an die Mietpreisentwicklung angepasst wer-
den. Denn die Pauschale hat mit der Realität auf dem 
Wohnungsmarkt doch gar nichts mehr zu tun. An 76 
von 90 untersuchten Hochschulstandorten findet man 
kaum ein Zimmer, das man mit der aktuellen BAföG- 
Wohnkostenpauschale von 380 Euro überhaupt bezahlen 
kann.

(Joachim Ebmeyer [CDU/CSU]: Ja, und darum 
wird sie ja auch erhöht! Sie wird ja erhöht! 
Dann sind es weniger als 70!)

Daran wird auch die Minierhöhung, die Sie planen, 
überhaupt nichts ändern. Tatsache ist doch, dass zwei 
Drittel der Studierenden bei den Wohnkosten überlastet 
sind. Und die Wahl des Studienortes hängt immer stärker 
von den finanziellen Möglichkeiten des Elternhauses ab. 
Ich muss Ihnen hoffentlich nicht sagen, was das für den 
freien Zugang zu Bildung, aber auch für die Bildungs-
gerechtigkeit in diesem Land bedeutet.

Wo bleibt denn Ihre WG-Garantie für junge Men-
schen? Die haben Sie doch so sehr versprochen.

(Zuruf der Abg. Mayra Vriesema [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Deswegen: Weniger Ankündigungen, mehr Handlungen 
der Bundesregierung!

Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken sowie der Abg. Mayra 
Vriesema [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Stephan Albani ist der nächste Redner 

für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Jürgen Coße [SPD])

Stephan Albani (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Der Titel Ihres Antrags, liebe Grünen, trifft es: 
Berufliche Bildung ist das „Rückgrat unserer Gesell-
schaft“.
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(Dr. Anja Reinalter [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Jawoll! Auf Stephan ist Verlass!)

Ob Heizung, Bus, Bäckerei oder Pflege: Dahinter stehen 
Menschen mit guter, solider Ausbildung. Unseren Aus-
bildungsbetrieben und Ausbildern dafür ein explizites, 
herzliches Dankeschön!

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Das von Ihnen beschriebene Passungsproblem ist real. 
Junge Menschen suchen Ausbildungsplätze, Betriebe su-
chen Auszubildende, nicht immer finden beide zusam-
men. Das ist ein Problem.

Dann kommen Ihre 29 Forderungen – ein wahrer bil-
dungspolitischer Schrotschuss!

(Zuruf der Abg. Dr. Anja Reinalter [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Ich habe Ihren Antrag zweimal gelesen. Er liest sich wie 
ein Wunschzettel – von der Kita bis zur Gründerwerk-
statt, vom Dienstrad bis zur Starthilfe, und immer wieder 
gemeinsam mit den Ländern. Das ist bemerkenswert ehr-
lich; denn der Bund kann das alleine gar nicht.

(Zuruf der Abg. Mayra Vriesema [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir schreiben hier keinen einzigen Lehrplan. Die sehr 
geschätzte Kollegin Asar wird Ihnen als ehemalige 
Staatssekretärin die Länderperspektive gerne nahebrin-
gen, über die wir hier immer so locker reden.

Zwei Punkte zeigen zudem das Grundproblem Ihres 
Antrages:

Erstens. Sie wollen die Mindestausbildungsvergütung 
deutlich erhöhen und zugleich eine Ausbildungsprämie 
zahlen, damit kleine Betriebe das stemmen können. Erst 
belasten, dann subventionieren – eine Art Bildungstango 
mit Kreiseln auf der Stelle! Fragen Sie einen Handwerker 
mit fünf Beschäftigten, was mehr hilft: eine Prämie mit 
neuen Antragsverfahren oder ein Jahr ohne neue Vor-
schriften. Ich glaube, die Antwort ist klar.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Zweitens: die psychische Belastung von Auszubilden-
den. Da bin ich bei Ihnen: Wer wegen Überforderung 
abbricht, geht uns doppelt verloren – als junger Mensch 
mit Perspektive und als Fachkraft von morgen. Über 
Coaching, Mentoring und multiprofessionelle Teams 
kann man gerne reden. Bei Ihnen sind das die Punkte 
20 bis 22. Solche Themen verdienen einen eigenen An-
trag – klare Orientierung und kein Sammelbehälter, kein 
Schrotschuss!

(Mayra Vriesema [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Schreiben Sie doch einen eigenen An-
trag!)

Dann kommt bei Ihnen der Deutsche Qualifikations-
rahmen.

(Zuruf der Abg. Dr. Anja Reinalter [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Anja, wir sind da ja längst weiter; seine rechtliche Ver-
ankerung steht im Koalitionsvertrag und ist in der Um-
setzung. Meister und Bachelor, geprüfter Betriebswirt 
und Master stehen auf derselben Stufe. Die Umsetzung 
erfolgt in dieser Legislatur.

(Dr. Anja Reinalter [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ja, wann denn?)

Meine Damen und Herren, wir brauchen keine 29 For-
derungen. Wir brauchen Dinge, die wirken,

(Dr. Anja Reinalter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Dann macht doch was! – Weitere Zu-
rufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

zum Beispiel weniger Bürokratie für Ausbildungsbetrie-
be. Jeder Formularberg ist ein Grund mehr, keinen Aus-
bildungsplatz anzubieten. Eine individuelle, zielführende 
Berufsorientierung ist ein weiterer Punkt, der helfen wür-
de, aber nicht dieses Sammelsurium von Maßnahmen.

„Ich mache eine Ausbildung“ soll man mit Stolz und 
Freude sagen können. Wer eine Ausbildung macht, ent-
scheidet sich nicht gegen etwas, sondern für etwas: für 
Können und für Verantwortung für uns alle und für unser 
Land.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Dr. Christoph 

Birghan für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Christoph Birghan (AfD):
Hohes Präsidium! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Der Antrag der Grünen zum Thema Studium ist ein bun-
tes „Wünsch dir was“. Statt die Kritik des Bundesrech-
nungshofes am Haushalt zur Kenntnis zu nehmen, ver-
sprechen die Grünen mal wieder einfach mehr Geld.

(Zuruf der Abg. Ayse Asar [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Der Bundesanteil des „Zukunftsvertrags Studium und 
Lehre stärken“ soll trotz sinkender Studentenzahlen stei-
gen, obwohl dieser Kostenpunkt über die Jahre bereits 
von rund 1,9 Milliarden Euro 2021 auf inzwischen 
2,1 Milliarden Euro gestiegen ist.

(Zuruf der Abg. Ayse Asar [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Man möchte vermeintlich den Mittelbau stärken, also 
Dauerstellen schaffen, obwohl das ein systemischer Ein-
griff mit erheblichen Folgekosten ist, der den wissen-
schaftlichen Nachwuchs zusätzlich belasten wird. Man 
möchte das BAföG zu einem elternunabhängigen System 
umbauen, also die Gerechtigkeitsfrage über Bord werfen. 
Und schließlich möchte man Institutionen wie die Stif-
tung Innovation in der Hochschullehre massiv stärken, 
eine Institution, bei der erhebliche Zweifel angebracht 
sind, inwiefern der Kodex „Leitlinien zur Sicherung guter 
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wissenschaftlicher Praxis“ dort Berücksichtigung findet. 
Und so geht das weiter und weiter und weiter. Kurz: Viel 
Geldverschwendung, wenig Substanz.

(Beifall bei der AfD – Dr. Anja Reinalter 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: So ein 
Quatsch! Haben Sie die Anträge gelesen? – 
Zuruf der Abg. Ayse Asar [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Wir setzen uns für exzellente Rahmenbedingungen in 
Studium und Lehre ein. Was wir uns aber nicht weiter 
leisten können und vor allen Dingen auch nicht leisten 
wollen,

(Mayra Vriesema [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie leisten ja sowieso nichts!)

ist das hier gezeigte Prinzip „Gut gemeint und schlecht 
gemacht“. Eine Wissenschafts- und Hochschulpolitik 
wird der „neuen Ära“, wie Sie es anfangs in Ihrem Antrag 
schreiben, nur dann gerecht, wenn sie priorisiert und 
evaluiert, wenn sie finanzielle Rahmenbedingungen ernst 
nimmt, wenn sie nicht eine Politik der ideenlosen Gefäl-
ligkeiten ist, sondern tatsächlich den jungen Menschen in 
unserem Land zugutekommt.

(Beifall bei der AfD)

Das wird es nur mit uns geben. Mit Ihnen wird es das 
nicht geben, mit der Regierung wird es das nicht geben. 
Auf jeden Fall: Wir lehnen diesen Antrag ab.

Danke schön.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die nächste Rednerin ist Heike 

Heubach für die SPD.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Heike Heubach (SPD) (Gebärdensprachdolmet-
schung):

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Abgeordnete! 
Liebes Publikum! Der Ausbildungsvertrag ist unter-
schrieben. Der Studienplatz ist sicher. Die Vorfreude ist 
riesig. Und dann kommt die Frage: Wo soll ich eigentlich 
wohnen? Für viele junge Menschen beginnt dann eine 
ernüchternde Suche. Das WG-Zimmer ist zu teuer. Im 
Wohnheim gibt es keinen freien Platz. Und plötzlich 
hängt die Frage, ob man eine Ausbildung oder ein Stu-
dium in einer anderen Stadt beginnen kann, auch davon 
ab, ob man sich dort ein Zimmer leisten kann oder ob der 
Geldbeutel der Eltern groß genug ist. Das dürfen wir 
nicht hinnehmen.

(Beifall bei der SPD)

Denn bezahlbares Wohnen für junge Menschen ist für uns 
Sozialdemokratinnen und -demokraten eine Frage der 
Chancengerechtigkeit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir fangen bei die-
sem Thema nicht bei null an. Mit dem Sonderprogramm 
„Junges Wohnen“ fördern Bund und Länder gezielt be-
zahlbaren Wohnraum für Studierende und Auszubilden-
de. Und dieses Programm wirkt. Allein 2024 wurden fast 
8 900 Wohnheimplätze gefördert. Das waren mehr als 
doppelt so viele wie im Jahr zuvor und rund fünfmal so 
viele wie 2022.

Auch beim Azubi-Wohnen geht es voran. 2025 haben 
sechs Länder rund 1 400 Plätze speziell für Azubis geför-
dert, weitere 2 200 für Azubis und Studierende gemein-
sam. Für 2027 stellt der Bund 1 Milliarde Euro zur Ver-
fügung und verdoppelt damit seine Fördermittel.

(Beifall der Abg. Emmi Zeulner [CDU/CSU])

Diesen Schwung müssen wir jetzt nutzen und die Struk-
turen beim Azubi-Wohnen weiter stärken.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Wie es funktionieren kann, zeigt das AzubiWerk Mün-
chen, das ich mir selbst vor Ort anschauen durfte. Dort 
wird bezahlbarer Wohnraum mit Beratung, Gemeinschaft 
und Mitbestimmung verbunden. Solche Beispiele müssen 
Schule machen. Und – da sind wir uns einig, liebe Kol-
leginnen und Kollegen von den Grünen – wir brauchen 
noch viel mehr davon. Genau dafür schaffen wir mit der 
Bundeskompetenzstelle für Azubi-Wohnen eine bundes-
weite Anlaufstelle und Netzwerkstruktur. Sie soll Wissen 
bündeln, erfolgreiche Modelle bekannt machen und Ak-
teurinnen und Akteure bei neuen Projekten unterstützen.

Azubi-Wohnen ist mehr als Wohnungspolitik. Es ist 
Bildungspolitik, Arbeitsmarktpolitik und Fachkräfte-
sicherung. Denn was nützt es einem Betrieb, einen freien 
Ausbildungsplatz zu haben, wenn junge Menschen am 
Ausbildungsort keine bezahlbare Wohnung finden? Aus-
bildung darf nicht am Wohnungsmarkt scheitern.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, junge Menschen sol-
len ihren Weg nach ihren Fähigkeiten und Interessen 
wählen und nicht danach, welche Miete sie sich leisten 
können.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Wer jungen Menschen Chancen eröffnen will, muss auch 
dafür sorgen, dass sie dort wohnen können, wo diese 
Chancen auf sie warten.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Und genau dafür sorgen wir.
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Wir setzen die Aussprache fort. Die 

nächste Rednerin ist Hanna Steinmüller für die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Hanna Steinmüller (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank. – Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Bürgerinnen und Bürger! Das Ausbil-
dungsjahr hat gerade gestartet; das Wintersemester startet 
in zwei Wochen. Viele junge Menschen freuen sich auf 
den neuen Lebensabschnitt, darauf, was Neues zu lernen 
und in die Selbstständigkeit zu starten. Gleichzeitig ha-
ben viele Tausende junge Menschen noch immer kein 
Zimmer gefunden. Was bedeutet das? Wer keine Eltern 
mit Geld hat, muss entweder zu Hause wohnen bleiben, 
muss stundenlang pendeln oder kann den Wunschstudi-
enplatz nicht antreten.

Studierende mit eigener Wohnung zahlen aktuell 
54 Prozent ihres Einkommens fürs Wohnen. Zwei Drittel 
der Studierenden sind überlastet. Ein WG-Zimmer in 
Berlin kostet 650 Euro, die BAföG-Pauschale beträgt 
aktuell nur 380 Euro. Selbst wenn Sie das endlich er-
höhen, was Sie gerade angekündigt haben, gibt es da 
noch ein Riesendelta.

Für Azubis ist es sogar noch schlimmer. Die Mindest-
vergütung liegt bei 724 Euro – bei 650 Euro Miete in 
Berlin. Da bleiben 74 Euro im Monat zum Leben. Es 
gibt das Sprichwort: Lehrjahre sind keine Herrenjahre. – 
Für uns muss aber vollkommen klar sein: Lehrjahre dür-
fen auch keine Hungerjahre sein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Chancengerechtigkeit beginnt auf dem Wohnungs-
markt. Kein Zimmer bedeutet keine Chancen. Deswegen 
fordern wir die Bundesregierung auf: Tun Sie endlich was 
für junge Menschen! Belehren Sie sie nicht! Sagen Sie 
nicht, alle seien faul, sondern sorgen Sie dafür, dass es 
bezahlbare Wohnungen gibt und jedes Kind und jeder 
junge Mensch Chancen bekommt!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deswegen fordern wir eine Wohnheimoffensive und 
Gelder im „Jungen Wohnen“, die wirklich nur für junge 
Menschen da sind. Wir fordern 1 000 Euro Starthilfe für 
Azubis, damit ihr euch die Kaution leisten könnt. Wir 
wollen ein BAföG, das sich an den echten Mieten ori-
entiert. Und wir fordern: Schluss mit der Abzocke bei 
Untervermietung und möbliertem Wohnen!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank.

Hanna Steinmüller (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
An alle jungen Menschen, die gerade suchen: Wir se-

hen euch. Wir lassen euch nicht allein. Und wir fordern, 
dass sich die Bundesregierung endlich um junge Men-
schen kümmert.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die nächste Rednerin, Emmi Zeulner 

von der CDU/CSU-Fraktion, hat ihre Rede zu Protokoll 
gegeben.1)

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Nun kommen wir zur letzten Rede in dieser Ausspra-
che. Diese hält Christian Zaum für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Christian Zaum (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen, insbesondere von der Fraktion der Grünen! 
Herzlichen Glückwunsch! Vor round about drei Monaten 
haben wir uns hier an dieser Stelle über eine Reform des 
Bundesausbildungsförderungsgesetzes unterhalten – 
BAföG für alle bis zum 45. Lebensjahr sollte es werden. 
Und jetzt – oh Wunder! – unterhalten wir uns über das 
duale System. Wunderbar! Es scheint so, als hätten Sie 
mir zugehört. Die parlamentarische Kultur in diesem sehr 
Hohen Haus ist doch möglicherweise höher, als ich ge-
glaubt habe.

Einige von Ihnen kennen vielleicht mein Credo: Mehr 
Zerspanungsmechaniker, weniger Influencer. – Auch Sie 
haben es vielleicht begriffen: Man kann nicht alle Schul-
absolventen in einer linken NGO auf Steuerzahlerkosten 
unterbringen; geht nicht. Aber damit es nicht so anstren-
gend wird, haben Sie in Ihrem Antrag schon vorgesorgt: 
„Coachingprogramme […] sowie lebensweltorientierte 
Präventionsangebote für psychische Gesundheit“. Ich 
übersetze mal: Arbeiten ja, aber es soll nicht wehtun.

Das grüne Phrasenbingo geht dann eben so weiter. Was 
haben wir hier? „Resilient“, „niederschwellig“, „verläss-
lich“, „rechtskreisübergreifend“, „inklusiv“, „multipro-
fessionell“, „flexibel“ und „gendersensibel“ soll es natür-
lich sein.

(Mayra Vriesema [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Alles, was Sie nicht sind!)

So bekommt man junge Menschen aus der Gen Z in 
Arbeit. Oder wie Sie es gerne hätten – Ihr feuchter 
Traum –: Flüchtlinge in Klimaberufe. Ach, ist das schön!

(Beifall bei der AfD)
Mit viel Bürokratie und mit viel Geld fremder Leute.

Mit der AfD bräuchten wir das alles nicht. Da hätten 
wir ein dreigliedriges Schulsystem, das funktioniert: mit 
Hauptschulen, mit Realschulen, mit Schulpraktika – die 
vermitteln in Arbeit – und vor allem mit einem Gymna-
sium, das diesen Namen auch verdient, mit einer klaren 
Leistungsorientierung. Dann schaffen gar nicht alle das 
Abitur. Dann haben Sie die automatisch im dualen Sys-
tem, und dann haben Sie echte Gleichwertigkeit von aka-
demischer und beruflicher Bildung ganz umsonst. Mit der 
Alternative für Deutschland kommt dann auch wieder der 
Dachdecker, wenn man einen braucht.

Vielen Dank.

1) Anlage 4
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(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Weitere Wortmeldungen liegen mir 

nicht vor. Ich schließe die Aussprache.
Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlagen auf 

den Drucksachen 21/8122, 21/6948 und 21/8123 an die in 
der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschla-
gen. – Weitere Überweisungsvorschläge sehe ich nicht. 
Dann verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 18: 

Vereinbarte Debatte: 

65 Jahre Mauerbau: Verantwortung für die 
Gegenwart – Mahnung für die Zukunft

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 20 Minuten 
beschlossen. Bevor ich diese eröffne, möchte ich meiner 
Freude Ausdruck verleihen, dass uns heute auf der Tri-
büne Evelyn Zupke, die Beauftragte des Hohen Hauses 
für die Belange der Opfer der SED, begleitet. Schön, dass 
Sie bei uns sind!

(Beifall)

Nun eröffne ich die Aussprache und erteile das Wort 
Dr. Ottilie Klein von der CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dr. Ottilie Klein (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Günter Litfin, ermordet am 24. August 1961, 
Ingo Krüger, ermordet am 10. Dezember 1961, Hans 
Räwel, ermordet am 1. Januar 1963: drei Opfer der Ber-
liner Mauer, drei weiße Kreuze nur wenige Meter vom 
Reichstagsgebäude entfernt, die an sie erinnern, drei Na-
men und Biografien, die stellvertretend für die 140 er-
mordeten Menschen stehen, die an der Berliner Mauer 
ihr Leben verloren. Ihrem Gedenken wird unser Land 
immer verpflichtet sein.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten der AfD und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Gerade in Zeiten, in denen die Erinnerung an die SED- 
Diktatur mancherorts verblasst, in denen Linke und an-
dere DDR-Nostalgiker die Verbrechen der SED kleinre-
den und in denen sozialistische Fantastereien wieder 
Konjunktur bekommen, muss eines klar sein: Die Berli-
ner Mauer ist das Beton gewordene Verbrechen eines 
sozialistischen Unrechtsregimes, das seine Bürger lieber 
einsperrte und ermordete, als sie in Freiheit leben zu 
lassen.

Die Mauer durchschnitt unsere Hauptstadt. Sie teilte 
unser Land. Sie teilte unseren Kontinent. Sie teilte Fami-
lien. Sie trennte Freunde voneinander. Sie hinterließ trau-
ernde Menschen auf beiden Seiten des Todesstreifens. 
Auch 65 Jahre nach dem Bau der Mauer ist es wichtig, 
dass dieser Teil unserer Geschichte nicht in Vergessenheit 
gerät.

Und ich freue mich besonders, dass die Bundesbeauf-
tragte für die Opfer der SED-Diktatur, Evelyn Zupke, 
heute dieser Debatte beiwohnt. Vielen, vielen Dank für 
Ihre wichtige Arbeit!

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Das Erinnern ist eine Frage der Anerkennung gegen-
über den Menschen in der ehemaligen DDR, die nicht das 
Glück hatten, in einem freien Land zu leben, die von 
ihrem Staat überwacht wurden und denen man grund-
legendste Rechte verwehrte. Es ist aber auch die Über-
zeugung, dass die Berliner Mauer nicht nur Teil der ost-
deutschen Geschichte ist, sondern Teil unserer 
gesamtdeutschen Geschichte.

(Beifall der Abg. Maja Wallstein [SPD])

An das Unrecht zu erinnern, ist unser aller Verantwor-
tung.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deshalb ist es wichtig, dass wir in Schulen, an Uni-
versitäten, in der politischen Bildung, in der gesamten 
Bundesrepublik dafür sorgen, dass die Geschichte der 
SED-Diktatur die Bedeutung erfährt, die sie im Lebens-
weg vieler Menschen hatte und bis heute hat. Wir müssen 
sie als Aufgabe und als vollwertigen Bestandteil unseres 
nationalen Gedächtnisses verstehen. Denn diese Ge-
schichte zeigt uns klar, dass Freiheit, Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit nicht selbstverständlich sind. Sie 
zeigt uns, dass auch heute gelten muss wie 1990: Nie 
wieder Sozialismus!

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Dr. Götz 

Frömming für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Götz Frömming (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! „Ich bin ein 

Berliner!“ Wer kennt es nicht, das berühmte Zitat von 
John F. Kennedy, das er am 26. Juni 1963 in Westberlin 
vor dem Rathaus in Schöneberg aussprach! Zwei Jahre 
zuvor wurde die Berliner Mauer gebaut. Fast drei Jahr-
zehnte lang zerschnitt diese tödliche innerdeutsche 
Grenze die Stadt. Keine andere Stadt hat unter der 
SED-Diktatur so gelitten wie Berlin, und keine andere 
Stadt stand weltweit so für den Kampf für die Freiheit 
wie Berlin. Und ausgerechnet in Berlin, meine Damen 
und Herren, steht nun die SED, die im Gegensatz zur 
NSDAP nie aufgelöst, nie verboten, sondern nur umbe-
nannt wurde, kurz vor der Machtübernahme. Ich befürch-
te, Kennedy würde heute kein Berliner mehr sein wollen. 
Das ist die traurige Wahrheit.

(Beifall bei der AfD)
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Die Partei, die früher auf jeden Flüchtling schießen 
ließ, fordert heute, dass jeder Flüchtling des Planeten 
nach Deutschland kommen dürfen soll. Das ist aber nur 
scheinbar ein Widerspruch. Sie fordert es aus denselben 
antikapitalistischen, antiwestlichen, antibürgerlichen 
Motiven, aus denen seinerzeit geschossen wurde. Der 
SED-Staat war ein Gegenmodell zur freiheitlich-demo-
kratischen Grundordnung und zur Marktwirtschaft. Das 
Parteiprogramm der Linken ist auch ein Gegenmodell zur 
freiheitlich-demokratischen Grundordnung und zur 
Marktwirtschaft. Das neue revolutionäre Subjekt der 
Linken ist heute der Migrant im Allgemeinen und der 
Muslim im Speziellen. Der deutsche Arbeiter, der inte-
ressiert sie nicht mehr. Der wählt jetzt die AfD. Und wir 
sind stolz darauf, meine Damen und Herren!

(Beifall bei der AfD)
Im Übrigen: Auch die rechtschaffenen Migranten wählen 
inzwischen AfD.

(Widerspruch des Abg. Mirze Edis [Die 
Linke])

65 Jahre nach dem Bau der Mauer teilt eine sogenannte 
Brandmauer nun unser Land. Wenn Sie sich heute die 
Karte nach dem Wahlverhalten der Bürger mal ansehen, 
dann sehen Sie, dass Deutschland entlang der früheren 
Grenze immer noch geteilt ist. Warum nennen Sie, liebe 
CDU, Ihre Brandmauer, die Sie sich von den Linken 
haben aufschwatzen lassen, nicht gleich wieder „anti-
faschistischen Schutzwall“? Das wäre ehrlich.

(Zurufe von der CDU/CSU)
Erfolg haben Sie damit allerdings nicht. In Mecklenburg- 
Vorpommern ist die Union bereits hinter Ihrer Brand-
mauer verkümmert; sie hat sich sozusagen selbst aus-
gemauert.

(Zuruf von der CDU/CSU)
Und genau das ist der eigentliche Sinn der Brandmauer: 
die CDU an die politische Linke zu ketten – bis zu ihrem 
Untergang.

65 Jahre nach dem Mauerbau wollen wir aber die frohe 
Botschaft nicht vergessen, dass die Mauer 1989 unter 
dem Druck des Volkes gefallen ist. Meine Damen und 
Herren, genauso wie der antidemokratische antifaschisti-
sche Schutzwall fiel, wird auch die antidemokratische 
Brandmauer fallen, und Berlin wird von den Kommunis-
ten befreit werden. Das sind wir Kennedy und allen, die 
für die Freiheit Berlins gekämpft haben, schuldig.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Dr. Franziska Kersten hält die nächste 

Rede für die SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Dr. Franziska Kersten (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Leider reicht meine Zeit nicht aus, um 
diesen ganzen, na ja, Unsinn hier zu widerlegen. – Als ich 

1968 in der Lutherstadt Wittenberg geboren wurde, also 
in der DDR, stand die Mauer zwischen Ost und West 
schon über sieben Jahre. Ich bin groß geworden mit 
dem Fakt, dass ich mein Land nur in eine Richtung ver-
lassen konnte und die andere Richtung nicht nur Kon-
sequenzen für mich, sondern auch für meine Familie ge-
habt hätte. Ich bin aber auch groß geworden mit der 
Geschichte meines Onkels Hubert, der als gerade fertig 
gelernter Fleischergeselle die Flucht über die Ostsee wag-
te.

Er besuchte meine Mutter, die damals an der Ostsee 
lebte, kaufte in Stralsund ein Faltboot und kundschaftete 
mit Freunden die Küste aus. An einem Abend im August 
1962 machte er sich dann mit seinem Freund Mike auf 
den Weg. Als die Flucht bemerkt wurde, wurde meine 
Mutter verhaftet und verhört – im Nachthemd. Ganze 
vier Tage musste sie warten, um einen befreienden Anruf 
aus Lübeck zu bekommen, dass die Flucht wirklich ge-
lungen war. Damit wurde ich also groß: der Geschichte 
vom Streben nach Freiheit, selbst wenn es gefährlich war.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Die Flucht aus der DDR gelang aber nicht allen, und 
auch schon vor dem Mauerbau 1961 kamen Menschen an 
der innerdeutschen Grenze und an der Berliner Mauer 
gewaltsam ums Leben. Die genaue Anzahl der Todes-
opfer ist umstritten, schwankt von einigen Hundert bis 
fast 2 000. Aber jedes einzelne Menschenleben war eins 
zu viel. Ich kann deswegen auch der sogenannten Ostal-
gie und den DDR-Flaggen, die jetzt in manchen Schre-
bergärten in meiner Heimat Sachsen-Anhalt wieder häu-
figer wehen, sehr wenig abgewinnen.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Heute gedenken wir zuallererst der Mauertoten und 
aller gescheiterten Fluchtversuche. Ich danke insbeson-
dere der Union der Opferverbände Kommunistischer Ge-
waltherrschaft sowie der Bundesstiftung zur Aufarbei-
tung der SED-Diktatur und dem Stasi-Unterlagen- 
Archiv für ihre wichtige Arbeit.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich selbst hatte das große Glück, an den Montags-
demonstrationen in Leipzig teilzunehmen und den Fall 
der Mauer und die Öffnung der Grenzen mitzuerleben. 
Der größte Glücksfall unserer Geschichte!

Aber bei aller Freude über die deutsche Wiederver-
einigung vergessen wir manchmal eins: dass sie immer 
im Kontext des europäischen Kampfes um Freiheit, 
Selbstbestimmung und Menschenrechte zu sehen ist. 
Der Mauerfall steht in einer historischen Linie mit der 
ungarischen Revolution von 1956, dem Prager Frühling 
von 1968, der Solidarność-Bewegung in Polen und 
schließlich den Friedlichen Revolutionen in der DDR 
und in Ostmitteleuropa 1989 und 1990.

Für mich ist das beste Sinnbild heute dafür das Grüne 
Band, der Streifen Land entlang der ehemaligen Grenze 
des Kalten Krieges. Er verläuft eben nicht nur in Deutsch-
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land, sondern reicht vom Eismeer im Norden Norwegens 
bis zum Schwarzen Meer an der Grenze zur Türkei. Ja, 
Ost und West sind bis heute noch in vielen Aspekten 
geteilt und werden es in manchen Aspekten auch noch 
lange sein. Aber das Grüne Band zeigt auch, dass es 
anders geht. In einem Artikel für die Zeitung „Politik & 
Kultur“ habe ich darüber geschrieben, wie durch die ge-
meinsamen Projekte entlang der grünen Grenze die Men-
schen aus Ost und West wieder zusammenwachsen und 
gewachsen sind. Es geht!

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Ich wünsche deshalb dem Antrag auf UNESCO-Natur- 
und Kulturerbe am Grünen Band allen Erfolg.

Und lassen Sie mich zum Abschluss noch eins sagen: 
Wir schauen nach vorn, gerade in Sachsen-Anhalt. Im 
Zukunftszentrum für Deutsche Einheit und Europäische 
Transformation, das in Halle entsteht, werden wir die Zeit 
der Wende aufarbeiten und dabei gerade die Leistungen 
der Ostdeutschen für unsere Demokratie würdigen. Denn 
so stärken wir unsere Demokratie gemeinsam für die 
Zukunft – als Ost und West.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die nächste Rednerin ist Katrin 

Göring-Eckardt für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Katrin Göring-Eckardt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Liebe Zuschauer/-innen! Liebe Evelyn Zupke! Ich war 
noch nicht geboren, als in den frühen Morgenstunden 
des 13. August 1961 die DDR damit begann, ihre Grenze 
abzuriegeln, ihre Menschen einzusperren und den Sta-
cheldraht und die Barrikaden, später Beton und Selbst-
schussanlagen, zuerst in Berlin und dann im ganzen Land 
zu befestigen. Dennoch gehörte das alles zu der Wirklich-
keit meines ersten Lebens in der Diktatur.

Die Mauer: betongewordene Unfreiheit. Sie war der 
1 378 Kilometer lange Beweis der Hilflosigkeit der Dik-
tatur. Sie war der Beweis, dass sich die DDR, die SED, 
nicht anders zu helfen wusste, als ihre Bürgerinnen und 
Bürger einzusperren, als ihnen grundlegende Rechte ab-
zuerkennen, politisch Unerwünschte zu drangsalieren, zu 
bespitzeln, auszugrenzen, und, ja, wegzusperren.

Die ausgesperrte Freiheit brach sich dennoch immer 
wieder Bahn. Denn die Köpfe, ja die Seelen von Men-
schen, die Träume nach Freiheit, nach Rede-, nach Mei-
nungsfreiheit, und der Wunsch, zu reisen, wohin man 
möchte – all das lässt sich nicht einsperren. Wir können 
es bei Charly Hübners „Spaziergang nach Syrakus“ ge-
rade noch einmal im Kino betrachten. Nicht bei den 
Alten, die den Kommunismus für eine ehrliche Sache 
hielten und erschüttert waren über die Bonzenrepublik 
DDR, nicht bei den Jungen, die als Punks einzig und 

allein in einem kleinen Dorf in der Nähe von Saalfeld 
unter kirchlichem Schutz Heimat fanden – all das ließ 
sich nicht wirklich einsperren.

Meine Damen und Herren, die Mauer zerriss Familien, 
tötete Menschen und trennte unser Land. Ihre Überreste 
hier in Berlin und am Grünen Band entlang der einstigen 
Grenze erinnern noch heute an das begangene Unrecht.

Bei den vergangenen Wahlen sind zwei Parteien ange-
treten, die sich zum Programm gemacht haben, diesen 
Teil der Vergangenheit auszublenden und ihn zu verklit-
tern:

(Zuruf von der AfD: Was?)
mit aufpolierten Mopeds oder angekitschten russlän-
dischen Beziehungen. Doch die Vergangenheit ändert 
sich nicht, wenn diese Leute einen Teil davon weglassen. 
Die Vergangenheit ist das, was unser Auftrag ist für unser 
Land.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU und der SPD)

Die Mauer durch unser Land war ein düsteres Kapitel 
unserer gesamtdeutschen Geschichte, und wir sind es den 
Opfern der zweiten deutschen Diktatur schuldig, nicht zu 
verharmlosen und schon gar nicht schönzureden. Die 
Überreste der Mauer erzählen aber auch noch etwas an-
deres: Sie erzählen davon, wie einst wenige und dann 
immer mehr Mutige in der DDR sich gegen Unfreiheit 
auflehnten. Sie erzählt davon, wie sich Menschen Hand 
in Hand friedlich mit Gesang und Kerzen ihre Freiheit 
erkämpften. Sie erzählt davon, dass die Freiheit, die uns 
Wohlstand – ja, Wohlstand! – und Sicherheit gegeben hat, 
keine Selbstverständlichkeit ist. Sie erzählt davon, dass 
der Lauf der Dinge in unseren Händen liegt, etwas, das 
wir uns heute angesichts drohender rechtsextremer Lan-
desregierungen bitte ins Gedächtnis rufen.

Die Überreste der Mauer sind Auftrag, –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank.

Katrin Göring-Eckardt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

– Einigkeit zu leben, Recht zu wahren und Freiheit zu 
verteidigen.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 

bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – David Schliesing für die Fraktion Die 

Linke ist der nächste Redner.
(Beifall bei der Linken)

David Schliesing (Die Linke):
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr 

geehrte Frau Zupke! Ich weiß noch sehr genau, wo ich am 
Abend des 9. November 1989 gewesen bin. Ich, sechs 
Jahre alt, saß mitfiebernd, mitfeiernd, mitgerissen auf 
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den Schultern meines Vaters hier in Ostberlin vor der 
Mauer, als die Grenze geöffnet wurde. Ein Moment, des-
sen historische Bedeutung mir seinerzeit natürlich nicht 
klar war. In der Folge – das habe ich sehr wohl wahr-
genommen – hat sich aber vieles für die Menschen in 
meinem Umfeld verändert – und nicht immer zum Guten.

Aber wer heute von Sachsen-Anhalt nach Niedersach-
sen fährt, der überquert keine Grenze – es gibt keine 
Wachtürme, keine Minenfelder, keine Todesstreifen –, 
der durchquert das Grüne Band. Dass das heute möglich 
ist, verdanken wir vor allem den mutigen Menschen in 
der DDR, die Freiheit und Demokratie erkämpft haben. 
Ihnen gilt unser Dank.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der Abg. Corinna Rüffer 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wenn wir an den Bau der Mauer erinnern, dann geden-
ken wir der Opfer und des Leids, das über viele Menschen 
gebracht wurde. Die DDR-Bürgerinnen und -Bürger wur-
den ihrer individuellen Freiheit beraubt. Familien wurden 
zerrissen und Freundschaften zerstört. Biografien wurden 
verbogen, Menschen gebrochen, oder sie starben für den 
Wunsch, von einem Teil des Landes in den anderen zu 
gelangen. Diese Verletzung elementarer Menschenrechte 
ist durch nichts zu rechtfertigen.

(Beifall bei der Linken sowie der Abg. Corinna 
Rüffer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Ein Staat, der seine Bürgerinnen und Bürger einsperrt, 
ist weder demokratisch noch sozialistisch. Diese Lehre ist 
für meine Partei unumstößlich.

(Beifall bei der Linken)
Gleichzeitig ist sie politischer Auftrag, den Einsatz für 
individuelle Freiheit, Selbstbestimmung, Menschen- 
und Bürgerrechte und die Demokratie ins Zentrum des 
eigenen politischen Handelns zu stellen. Ich bin daher 
sehr stolz, dass sich meine Partei konsequent für einen 
humanitären Umgang mit Flüchtenden und die Verteidi-
gung des Grundrechts auf Asyl einsetzt.

(Beifall bei der Linken)
Die Mauer um Europa, an der allein in diesem Jahr 

bereits mehr als 2 000 Menschen auf der Flucht vor 
Krieg, Verfolgung und Armut gestorben sind, ist ein Ver-
brechen.

(Beifall bei der Linken)
Nie wieder darf ein Staat auf Menschen schießen, weil sie 
eine Grenze überwinden wollen. Und nie wieder darf der 
Schutz einer Grenze mehr zählen –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank.

David Schliesing (Die Linke):
– als der Schutz eines Menschenlebens.

(Beifall bei der Linken sowie der Abg. Corinna 
Rüffer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Das galt gestern. Das gilt heute.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank.

David Schliesing (Die Linke):
Und dafür tragen wir die Verantwortung auch morgen.
Danke. 

(Beifall bei der Linken sowie der Abg. Corinna 
Rüffer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsident Omid Nouripour:
Danke. – Der nächste Redner ist Sepp Müller für die 

CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Sepp Müller (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren! Ich bin 1989 in der Lutherstadt Wittenberg geboren, 
in dem Jahr des Mauerfalls. Ich gehöre der ersten Gene-
ration Ostdeutscher an, die ihr ganzes bewusstes Leben in 
Freiheit genießen durfte. Wir mussten nie einen Ausrei-
seantrag stellen. Wir mussten nie fürchten, dass ein fal-
sches Wort unsere berufliche Zukunft zerstört. Und wir 
mussten nie erleben, wie eine Mauer uns von unseren 
Freunden und der Familie trennt.

Am 13. August 1961 sperrte ein Staat seine eigenen 
Bürger ein. Die Mauer nannte man „antifaschistischen 
Schutzwall“. Die Mauer war aber weder antifaschistisch 
noch ein Schutzwall. Sie markierte eine Todeszone. 
Selbstschussanlagen und Schießbefehl waren das Ein-
geständnis, dass die SED-Diktatur nur mit Gewalt erhal-
ten werden konnte. Und von dieser SED-Diktatur kann 
man zwar den Namen ändern, liebe Linke; aber politische 
Verantwortung verschwindet dadurch nicht.

(Zurufe von der Linken)

Sie sind weiterhin der Rechtsnachfolger der Sozialisti-
schen Einheitspartei Deutschlands.

(Widerspruch bei der Linken)

Sie tragen bis heute dafür noch Verantwortung, meine 
sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der AfD – Zurufe von der Linken – Zuruf 
des Abg. Dr. Götz Frömming [AfD])

So wie die Mauer kein antifaschistischer Schutzwall 
war, war die DDR kein antifaschistischer Staat. Für ehe-
malige Nationalsozialisten gründete die SED sogar eine 
eigene Partei.

Auch Israel hat die DDR nie anerkannt; stattdessen 
lieferte sie palästinensischen Terrorgruppen Zehntau-
sende Sturmgewehre und Millionen Schuss Munition.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: In der Tradition 
stehen die noch immer!)

Ihre Israelfeindschaft überschritt immer wieder die 
Grenze zum Antisemitismus.
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(Dr. Götz Frömming [AfD]: Bis heute! – Zuruf 
von der Linken: Geht es Ihnen eigentlich noch 
gut?)

Das klingt heute weit weg. Doch der Antisemitismus in 
der umbenannten SED ist ganz nah.

(Zuruf von der AfD: Berlin lässt grüßen! – 
Zuruf von der Linken)

In Berlin unterstützt Die Linke israelfeindliche Proteste, 
lässt antisemitische Künstler auftreten und sucht die Un-
terstützung der Organisierten Kriminalität. Hier im Bun-
destag sitzt jemand in Ihren Reihen, der den Chef des 
berüchtigten Rammo-Clans „mit Respekt“ grüßen lässt.

(Heiterkeit des Abg. Dr. Bernd Baumann 
[AfD])

Ihr Mann aus den Reihen der Linken ist eine Schande für 
dieses Parlament.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD – Zurufe von der Linken)

Für uns als Union ist es klar: Wir schützen jüdisches 
Leben jeden Tag. Für uns ist auch der Unvereinbarkeits-
beschluss unverhandelbar. Mit ihm steht und fällt unsere 
politische Glaubwürdigkeit. Der erste Parteivorsitzende 
der SPD in der Nachkriegszeit, Kurt Schumacher, hat 
Folgendes zur SED gesagt: Sie sind „die rotlackierte 
Doppelausgabe der Nationalsozialisten“. Recht hatte er. 
Deswegen rufe ich SPD und Bündnis 90/Die Grünen zu: 
Wer diese antiisraelische Linke ins Rote Rathaus trägt, 
hat bei der Holocaustgedenkstunde am 27. Januar

(Dr. Götz Frömming [AfD]: … nichts ver-
loren!)

nichts mehr zu suchen.
(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der AfD – Zuruf der Abg. Heidi Reichinnek 
[Die Linke])

„Nie wieder!“ ist jetzt und hier in Berlin, –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank.

Sepp Müller (CDU/CSU):
– wo Juden Angst haben müssen, dass ihre Sicherheit 

bald massiv bedroht ist.
(Zurufe von der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank, Herr Müller. Ihre Redezeit ist abgelau-

fen.

Sepp Müller (CDU/CSU):
Nie wieder Mauern! Nie wieder Antisemitismus! Nie 

wieder Sozialismus!
(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD sowie 
bei Abgeordneten der SPD – Dr. Götz 
Frömming [AfD]: Endlich mal eine zünftige 
Rede! – Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Endlich 

mal Klartext! Sehr gut! – Zurufe von der 
Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Der letzte Redner in dieser Vereinbarten Debatte ist 

Ronald Gläser von der AfD.
(Beifall bei der AfD)

Ronald Gläser (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Sehr ge-

ehrte Frau Zupke! Zunächst: Frau Katrin Göring-Eckardt, 
wenn ich Sie richtig verstanden habe, dann sagen Sie: 
Jemand, der mit einer Simson in Sachsen-Anhalt über 
die Dörfer fährt, relativiert das DDR-Unrecht. – Das ist 
doch plumper Blödsinn.

(Katrin Göring-Eckardt [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Nee! Das habe ich nicht gesagt! 
Das ist eine blöde Unterstellung! Das wissen 
Sie auch genau! Sie sind ja nicht dumm! Sie 
sind ja nicht dumm!)

– Also, das war auf jeden Fall ein unpassender Vergleich.
(Katrin Göring-Eckardt [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Nein! Denn der Vergleich bezog 
sich nicht auf die Leute, sondern auf Sie!)

Denn wir sind die Partei, die sich in Deutschland wie 
keine andere gegen den Sozialismus einsetzt, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Herr Schliesing, wenn Sie sagen, die DDR sei nicht 

sozialistisch gewesen,
(Dr. Ottilie Klein [CDU/CSU]: Deswegen sin-

gen sie auch die DDR-Hymne!)
dann möchte ich Ihnen an der Stelle sagen: Worüber 
reden wir denn hier? Warum wurde denn vor 65 Jahren 
von der DDR ihr eigenes Staatsgebiet eingemauert? Doch 
nicht, weil die Leute dahin geflohen sind, sondern weil 
sie da wegwollten. Und warum? Weil schon damals in der 
DDR die gleiche Politik betrieben worden ist, die Ihre 
Komplizen in Berlin und Sie jetzt wieder machen wollen: 
der Kampf gegen das Privateigentum, die Enteignung 
von Wohnungsbaugesellschaften.

(Roland Theis [CDU/CSU]: Da sind Sie sich 
mit der Linken doch ziemlich ähnlich!)

Schauen Sie sich doch an, wie es auf der Welt in Ländern 
ausschaut, in denen das auch nur mal zehn Jahre am Stück 
so umgesetzt worden ist! Da sieht es aus wie auf Kuba.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Genau! – Zuruf 
von der Linken)

Und das ist kein attraktiver Wohnungsmarkt.
Aber ich glaube auch gar nicht, dass es Ihnen wirklich 

darum geht, den Leuten eine bessere Wohnung zu ver-
schaffen, sondern das, was Sie wollen, ist doch der 
Kampf gegen das Privateigentum. In dieser Traditions-
linie mit der SED stehen Sie. Dieser Kampf ist damals 
schon geführt worden. Die Mauer war kein Betriebsunfall 
der deutschen Geschichte. Sie war die Konsequenz, sie 
war die Logik dieser Politik der SED. Und es war die 
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Logik eines Staates, der die Freiheit bekämpft, der die 
Bürger dem Staat ausliefern will, der das Privateigentum 
verachtet.

Und wenn Sie alle hier mit dieser Brandmauerpolitik 
weitermachen wollen, dann werden Sie in Kürze eine 
neue Mauer um unser ganzes Land herum bauen müssen. 
Ich hoffe, das wird nicht der Fall sein.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Weitere Wortmeldungen in dieser Ver-

einbarten Debatte liegen mir nicht vor. Damit schließe ich 
die Aussprache.

Ich rufe auf den Zusatzpunkt 5: 
Beratung des Antrags der Abgeordneten Markus 
Frohnmaier, Gerold Otten, Torben Braga, weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 
Keine EU-Mitgliedschaft und keine militäri-
schen Beistandsgarantien für die Ukraine
Drucksache 21/8124
Überweisungsvorschlag:  
Auswärtiger Ausschuss (f) 
Innenausschuss 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Verteidigungsausschuss 
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 20 Minuten 
vereinbart.

Ich eröffne die Aussprache sogleich, wenn hier alle 
Umsetzungen erfolgt sind, und ich bitte, bilaterale Ge-
spräche, die notwendig sind, nach draußen zu verlegen. – 
Vielen Dank.

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort 
Markus Frohnmaier für die AfD.

(Beifall bei der AfD)

Markus Frohnmaier (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Während in 

Deutschland überall gespart wird und unsere Bürger im-
mer stärker zur Kasse gebeten werden, hat diese Bundes-
regierung mehr als 100 Milliarden Euro deutsches Volks-
vermögen an die Ukraine verschenkt – an einen Staat, der 
unsere deutschen Nord-Stream-Pipelines gesprengt hat. 
Aber damit nicht genug – und darüber sprechen wir 
heute –: Sie wollen auch noch militärische Beistands-
garantien für die Ukraine, und Sie wollen die Ukraine 
zum assoziierten Mitglied der Europäischen Union ma-
chen.

(Zuruf des Abg. Jürgen Coße [SPD])
Meine Damen und Herren, diese Bundesregierung 

handelt nicht wie ein Vertreter deutscher Interessen. 
Diese Bundesregierung agiert wie eine Außenstelle der 
ukrainischen Regierung.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Jürgen 
Coße [SPD])

Ich habe das diese Woche selbst im Ausschuss erlebt. 
Diese Woche hat der Generalbundesanwalt, der Chef-
ankläger der Bundesrepublik Deutschland, dem Auswär-
tigen Ausschuss einen Bericht gegeben. Er hat allen an-
wesenden Abgeordneten und den Regierungsvertretern 
bestätigt, dass der ukrainische Staat an der Sprengung 
von Nord Stream beteiligt war.

Wissen Sie, was dann ein deutscher Staatsminister 
sinngemäß dazu gesagt hat?

(Zuruf von der Linken: Der macht das schon 
wieder!)

Es ist egal, was ein deutsches Gericht dazu sagt. Es ist 
egal, dass der Bundesgerichtshof festgestellt hat: Das war 
ein Kriegsverbrechen gegen Deutschland. Und es ist egal, 
dass der BGH eine Verletzung deutscher Souveränität 
festgestellt hat. Und es ist egal, dass der Generalbundes-
anwalt uns auf gut Deutsch erklärt hat, die Ukraine hat 
mitgesprengt. – Das ist diesem Staatsminister völlig egal.

Im Gegenteil: Deutschland soll die Ukraine bis zum 
letzten Ukrainer weiter finanzieren. Meine Damen und 
Herren, früher hätte man dies „Landesverrat“ genannt. 
Heute ist es offizielle Regierungspolitik. Das wird es 
mit uns nicht mehr geben.

(Beifall bei der AfD – Florian Hahn, Staats-
minister: Das ist nicht die Wahrheit!)

– Natürlich ist das die Wahrheit. Ich habe Ihnen im Aus-
schuss die Gelegenheit gegeben, das richtigzustellen, und 
Sie haben nicht davon Gebrauch gemacht.

(Roland Theis [CDU/CSU]: Das ist nicht nur 
erstunken und erlogen, das ist schäbig! Herr 
Frohnmaier, das ist schäbig, was Sie hier ver-
anstalten!)

Bezahlt wird das alles mit deutschem Steuergeld und 
deutscher Wirtschaftskraft und im Ernstfall, meine Da-
men und Herren, womöglich mit dem Leben und dem 
Blut deutscher Soldaten.

Auf dem EU-Gipfel in Zypern wurde darüber beraten, 
wie die EU-Beistandsklausel auf die Ukraine ausgeweitet 
werden kann.

(Roland Theis [CDU/CSU]: Schon wieder ge-
logen!)

Friedrich Merz forderte ebenfalls in einem Brief an die 
EU-Spitze, diese Beistandsklausel politisch auf die 
Ukraine auszuweiten.

(Roland Theis [CDU/CSU]: Und schon wieder 
gelogen! – Gegenruf der Abg. Beatrix von 
Storch [AfD]: Was denn?)

Stellen Sie sich das mal vor. Ihr Fahrplan

(Roland Theis [CDU/CSU]: Versuchen Sie es 
doch einfach mal mit der Wahrheit! Das funk-
tioniert bei Ihnen aber nicht!)

– und darum schreien Sie gerade auch so in die Rede 
hinein – ist für jeden Bürger da draußen völlig klar: Sie 
bereiten den Kriegseintritt Deutschlands

(Dr. Götz Frömming [AfD]: So ist das!)
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aufseiten der Ukraine vor. Mit uns nicht, liebe Herren von 
der Union!

(Beifall bei der AfD – Roland Theis [CDU/ 
CSU]: Sie sind ein Hetzer! Sie sind ein Hetzer 
und ein Vaterlandsverräter noch dazu!)

Ich frage Sie jetzt mal als Vater: Wenn Sie junge Män-
ner an die Ostfront schicken wollen: Wie erklären Sie 
einer deutschen Mutter, dass ihr Sohn gefallen ist?

(Roland Theis [CDU/CSU]: Sie können das 
wahrscheinlich auf Russisch erklären!)

Was sagen Sie eigentlich einer deutschen Mutter, wofür 
ihr Sohn getötet wurde? – Das ist kein Spiel. Machen Sie 
sich das endlich mal klar! Sie spielen mit dem Leben 
unserer Kinder.

(Dr. Anton Hofreiter [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Seit wann dürfen russische Agen-
ten hier im Deutschen Bundestag sprechen?)

Ich sage Ihnen: Meine Kinder bekommen Sie nicht!
(Beifall bei der AfD)

Sie handeln völlig verantwortungslos, und deswegen 
sagen wir ganz klar: Die Ukraine darf niemals Mitglied 
der NATO werden,

(Dr. Anton Hofreiter [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Gehen Sie doch nach Petersburg, 
wo Sie hingehören!)

die Ukraine darf niemals Mitglied der EU werden
(Dr. Anton Hofreiter [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Gehen Sie doch zu Ihrem Geld-
geber nach Petersburg!)

und Deutschland darf sich niemals zum militärischen 
Beistand gegenüber der Ukraine verpflichten, meine Da-
men und Herren.

(Dr. Anton Hofreiter [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Russische Agenten haben hier 
am Rednerpult nichts zu suchen!)

Ich muss Ihnen wirklich sagen – man kann es auch hier 
sehen, wie weit diese Leute von der Realität entfernt 
sind –: Die Deutschen wollen in keinen Krieg mehr ver-
wickelt werden. Sie von den Grünen offenbar schon. Wir 
wollen das nicht.

(Beifall bei der AfD – Dr. Anton Hofreiter 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Russischer 
Agent! – Roland Theis [CDU/CSU]: Das ist 
Täter-Opfer-Umkehr!)

Meine Damen und Herren, wir können ja auch an den 
Reaktionen hier sehen, wie entkoppelt diese Leute mitt-
lerweile von der Lebensrealität der Deutschen sind. Ihr 
Philipp Amthor kann ja auf der Kanzleramtsdachterrasse 
dann in seinem Strandkorb sitzen, währenddessen wir 
hier in Deutschland mit allen Problemen zu kämpfen 
haben, die Sie als Union den Bürgern da draußen ein-
gebrockt haben.

(Roland Theis [CDU/CSU]: Das haben sie 
Ihnen schön aufgeschrieben in Moskau!)

Ich kann Ihnen sagen: Die Bürger werden Ihnen dafür die 
Quittung geben.

(Beifall bei der AfD)
Und an die Linken: Lernen Sie bitte den Unterschied 

zwischen einer geheimen Sitzung, einer öffentlichen Sit-
zung und einer Sitzung, wie wir sie diese Woche hatten.

(Roland Theis [CDU/CSU]: Das ist Ihnen doch 
egal! Sie kabeln alles durch!)

Ich habe das Recht, aus dem Ausschuss zu zitieren und 
darüber zu berichten, was die offiziellen Positionen der 
Bundesregierung sind.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank, Herr Frohnmaier.

Markus Frohnmaier (AfD):
Und wenn dort ein deutscher Staatsminister sitzt, der 

solche Sachen äußert, dann müssen die Bürger da drau-
ßen das auch erfahren.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Genau! – Jürgen 
Coße [SPD]: Sie erzählen nur nicht die Wahr-
heit! Das ist das Problem!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen zum Ende kommen.

Markus Frohnmaier (AfD):
Danke.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Werte Kolleginnen und Kollegen, die Frage, ob man 

Dinge, die in einem Ausschuss behandelt werden, hier 
zitieren darf oder nicht, wird nicht im Plenum behandelt, 
sondern im Ausschuss und an anderer Stelle. Dafür haben 
wir miteinander etliche Gremien. Dort wird das dann 
behandelt.

Und wenn es dazu noch Erwiderungen braucht: Es gibt 
für alle anderen Fraktionen jetzt die Möglichkeit, zu er-
widern.

Deshalb oder auch nicht deshalb – ich weiß es nicht – 
erteile ich das Wort Knut Abraham von der CDU/CSU- 
Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des Abg. Dr. Anton 
Hofreiter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Knut Abraham (CDU/CSU):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Herr Frohnmaier, ich bin überhaupt nicht be-
reit, hier zu buckeln und auf Ihre bodenlosen Provokatio-
nen zu antworten bzw. über diese Stöckchen zu springen. 
Sie müssen auf einer anderen Ausschusssitzung gewesen 
sein. Sie müssen während des Geschichtsunterrichts auf 
einer anderen Veranstaltung gewesen sein.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Sie haben in einer diabolischen Art und Weise
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(Zuruf von der AfD: Sachlich!)

die Opfer der Ukraine verhöhnt in jedem Satz, den Sie 
hier gesagt haben.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Habe ich nicht 
gehört!)

Sie werden über den Frieden sprechen wollen.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Ja!)

Dann schauen wir uns den Frieden in Europa doch mal 
an. Was hat den Frieden in den letzten sieben Jahrzehnten 
in Europa denn gesichert? Die Idee der europäischen 
Einigung, die Konstruktion der Europäischen Union: 
kleine und große Staaten gleichberechtigt – können Sie 
sich das vorstellen? –, nicht das Recht des Stärkeren.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Kleine und große Staaten gleichberechtigt mit dem Fun-
dament des europäischen Binnenmarktes mit einem ge-
meinsamen, integrierten, gewählten Parlament. Nie hat es 
einen militärischen Konflikt gegeben zwischen einem 
EU-Mitgliedstaat und einem anderen EU-Mitgliedstaat. 
Das ist jahrzehntelang bewährte Friedensrealität durch 
Schaffung des verbundenen, vereinten und immer wieder 
erweiterten Europas.

Wo Europa nicht ist, ist oft eine Grauzone: Diese brau-
chen Sie und Ihre Freunde für Geschäfte und krude po-
litische Ideen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Da gibt es den Rahmen des europäischen Rechts nämlich 
nicht. Es blühen dort Korruption und Misswirtschaft, In-
stabilität und Konflikte.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Ja, in der Ukrai-
ne!)

Da zeigt sich ganz klar, was Sie wollen. Wenn Sie der 
Meinung sind, die Ukraine solle der EU nicht beitreten 
dürfen, dann zeigen Sie: Sie wollen keine stabile, pros-
perierende, europäische Ukraine. Sie wollen eine Ukrai-
ne, die alleingelassen und der russischen Willkür aus-
gesetzt bleibt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und des Abg. Jürgen Coße [SPD])

Die Ukraine hat bereits viel erreicht: den Kandidaten-
status, die Eröffnung der Beitrittsverhandlungen. Das 
Land reformiert sich trotz des brutalen Krieges. Es gibt 
übrigens ganz beachtliche Erfolge der Korruption. Wer 
hat denn diese Fälle aufgedeckt? Die ukrainischen Anti-
korruptionsbehörden; und das funktioniert. Und deren 
Handbuch empfehle ich mal zur Übersetzung ins Russi-
sche.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der SPD)

Wir haben ein Konzept für ein friedliches, friedvolles 
Europa, und das Modell heißt Europäische Union. Sie 
haben keine Vision. Sie wollen das Land im Stich lassen. 

Sie kennen keine europäische Solidarität. Auch dieser 
Antrag dient dem Ziel, Putin dabei zu helfen, sein Kriegs-
ziel zu erreichen.

Wir lehnen diesen Antrag vom Grunde unseres 
Herzens ab. Die Zukunft der Ukraine liegt in der Euro-
päischen Union, und die Zukunft Europas liegt in der 
Erweiterung unserer Zone des Friedens, der Stabilität 
und des Wohlstands – auch für die Ukraine.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank, Herr Abraham. – Der nächste Redner ist 

Robin Wagener für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Robin Wagener (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Das 

Moskau-Minion der AfD hat eben wieder pflichtbewusst 
das Memo aus dem Kreml vorgetragen. Spasibo, Towa-
rischtsch! Oder wie sagt man heute in kremlkontrollierten 
Kreisen?

Sie von der AfD müssen keine vermeintlich abgerisse-
nen Brücken nach Russland betrauern, wenn Sie hier im 
Plenum den Propagandaverstärker Putins geben.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Ach was!)

Ihre Brücken zum Kreml stehen auf dem gleichen Fun-
dament von aggressivem Imperialismus, Hass, Gewalt 
und Krieg.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und des Abg. Roland 
Theis [CDU/CSU])

Dieser AfD Antrag beweist: Sie sind das Kleinkaliber 
des russischen Informationskriegs. Ihr Antrag ist ein eu-
ropapolitischer Offenbarungseid, ein politischer Rückzug 
aus der politischen Verantwortung für Europa.

Mal ganz grundsätzlich: Die europäische Integration 
hat unserem Kontinent mehr als sieben Jahrzehnte Frie-
den und Stabilität gebracht. Sie liegt in unserem strategi-
schen Interesse. Der gemeinsame Binnenmarkt ermög-
licht Handel, Investitionen und Arbeitsplätze und 
sichert unseren Wohlstand. Die EU garantiert Freizügig-
keit, also freies Leben, Reisen, Arbeiten und Studieren in 
Europa. Gemeinsame europäische Regeln schützen De-
mokratie, Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte – und 
Frieden. Zugleich verleiht die EU uns gegenüber globa-
len Mächten mehr Gewicht und macht deutlich: Gemein-
sam sind wir stärker, als es jedes einzelne Land sein 
könnte.

Und genau das ist es, was sich die Ukrainer wünschen; 
genau das ist es, wofür sie in ihrem Land abgestimmt 
haben. Sie wollen Teil der europäischen Friedens-
geschichte werden. Dafür kämpfen sie; das verteidigen 
sie für sich und für uns.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU)
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Während in der Ukraine Menschen um ihr Leben und 
ihre Freiheit kämpfen, möchte die AfD die europäische 
Perspektive dieses Landes canceln. Das ist keine mutige 
Friedenspolitik; das ist eine Politik, die Putins Gewalt 
und Krieg belohnen würde. Sie fordern, die deutsche 
Unterstützung einzustellen, um die Ukraine in die Kapi-
tulation zu zwingen. Aber ein Frieden, der durch Erpress-
barkeit entsteht, ist kein stabiler Frieden; das ist eine 
Einladung zu weiterer russischer Eskalation.

Meine Damen und Herren, die AfD spricht von 
Frieden und schreibt gleichzeitig eine Rechnung über 
Bodenschätze. Aber Solidarität in Europa ist kein 
Tauschgeschäft; Europa ist kein nationalistischer Selbst-
bedienungsladen nach Ihren Vorstellungen.

Und noch krasser in dem Antrag ist die Forderung, 
Putins eingefrorene Staatsvermögen für die von ihm ille-
gal besetzten Gebiete zu nutzen. Was für ein Wahnsinn!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Johannes Schraps [SPD])

Die AfD vergoldet Putins tödliches Besatzungsregime.
Ich kann es nicht oft genug betonen: Sie von der AfD 

sind eine Schande für Deutschland und ein Sicherheits-
risiko für Europa.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Dr. Ralf Stegner 

für die SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Dr. Bernd Baumann [AfD]: 
Endlich!)

Dr. Ralf Stegner (SPD):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Das ist ja geradezu ein Treppenwitz: ein Antrag der 
AfD, in dem sie sich für die Kopenhagener Kriterien 
erwärmt – eine europafeindliche Partei, die Deutschland 
aus der EU herausführen will. Das hieße Massenarbeits-
losigkeit für Deutschland. „AfD“ ist die Abkürzung für 
„Arbeitslosigkeit für Deutschland“. Das ist das, was da-
bei herauskäme.

Sie sind europafeindlich,
(Dr. Michael Blos [AfD]: Wir sind nicht euro-

pafeindlich! Was soll der Quatsch?)
obwohl die EU nach zwei schrecklichen Weltkriegen die 
große Friedensidee gewesen ist.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Nun steuern Sie 
auf den dritten zu!)

Sie wollen das Gegenteil, und dann kommen Sie uns mit 
den Kopenhagener Kriterien. Insofern muss man auf das 
Ende des Antrags gucken; da steht das, was Sie wirklich 
wollen: Hilfe für die Ukraine unterlassen, Sanktionen 
gegen Russland streichen, der Ukraine die Rechnung 
für Nord Stream schicken – natürlich ohne rechtsstaatli-

ches Urteil – und zum Dank die seltenen Erden abgreifen. 
Das ist keine Realpolitik; das ist Beutepolitik. Das ist 
schäbig und hat mit unseren europäischen Werten nichts 
zu tun.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Abg. Desiree Becker [Die 
Linke])

Die Ukraine gehört zu Europa; ihr Weg in die Euro-
päische Union bleibt unser Ziel.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Halb Russland 
gehört auch zu Europa!)

So haben es Union und SPD im Koalitionsvertrag ver-
einbart, und dabei bleiben wir auch.

Was allerdings auch stimmt: Am Sonntag haben die 
demokratischen Parteien einen weiteren Denkzettel be-
kommen. Die AfD ist in Mecklenburg-Vorpommern 
stärkste Kraft geworden, auch weil sie Dinge aufgreift, 
um die wir uns nicht genügend kümmern. Und dann 
haben wir womöglich am Ende einen Ministerpräsiden-
ten, der eine Rüstungsfirma nutzen will, um mit ihr Re-
migration zu betreiben. Mit Heimatliebe hat das nichts zu 
tun; das ist ein Frontalangriff auf unsere freiheitliche 
Demokratie.

(Johannes Schraps [SPD]: Genau so!)
Deswegen darf man solchen Parteien Themen nicht 

überlassen; das sage ich hier in allem Ernst. Wenn wir 
das nicht besser machen, dann holen die Leute mit ihren 
falschen Narrativen die Menschen ab, denen es um Frie-
den geht. Ihnen geht es nicht um Frieden; Ihnen geht es 
um Unfrieden. Alles, was Sie machen, ist das Gegenteil 
dessen, wofür wir stehen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der Abg. Desiree Becker 
[Die Linke])

Sie streuen den Bürgerinnen und Bürgern Sand in die 
Augen. Sie sind die Partei des Unfriedens – Unfrieden 
und Spaltung in unserer Gesellschaft, Unfrieden und Na-
tionalismus in Europa, Unfrieden und Hass gegen Min-
derheiten.

Wenn es darauf ankommt, stehen Sie auf der Seite 
Russlands. Herr Frohnmaier hat ja schon ein Abkommen 
mit der Jugend von Putins Staatspartei Einiges Russland 
geschlossen. Wenn Sie übrigens über Landesverrat reden, 
dann sollten Sie mal in Ihre eigenen Reihen gucken.

(Roland Theis [CDU/CSU]: In flagranti dabei 
erwischt!)

Sie haben ja Angeklagte diesbezüglich in Ihren Reihen. 
Das müssen Sie anderen Leuten nicht erzählen, Herr 
Frohnmaier.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der Abg. Desiree Becker 
[Die Linke])

Und Herr Kotré und Herr Rothfuß wollten sich eigent-
lich bei Herrn Medwedew in Sotschi neue Instruktionen 
abholen. Das war selbst Ihrer Fraktionsführung zu viel 
russische Heimatliebe, die Sie hier dargelegt haben.
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(Roland Theis [CDU/CSU]: Ach was! Heute 
war das okay!)

Am liebsten wäre Ihnen doch eine Koalition mit Eini-
ges Russland. Auch die haben gerade eine Wahl gewon-
nen – also nicht so richtig eine Wahl und ohne Rechtsstaat 
und so was.

(Zuruf des Abg. Markus Frohnmaier [AfD])
Das ist ganz nach Ihrem Geschmack; so würden auch Sie 
das am liebsten haben wollen.

Nur, ich muss Ihnen sagen: Wir alle stehen hier für 
etwas ganz anderes. Wir sollten beherzigen, dass wir 
zwar untereinander unterschiedliche Meinungen haben, 
aber dass uns nichts mit solchen Leuten verbindet. Es 
ist schlimm genug, dass so viele Leute Sie wählen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Zur Ehrlichkeit gehört eben auch, dass man sagen 
muss, dass der Populismus, den Sie betreiben, und Ihr 
Geschäftsmodell – Sie versuchen, die Angst der Men-
schen für sich zu instrumentalisieren – uns dazu zwingen, 
besser zu werden, mit den Menschen darüber zu reden, 
dass sie nicht Parteien wählen, die uns ins Unglück füh-
ren.

(Markus Frohnmaier [AfD]: Reden Sie noch 
ein bisschen mehr mit den Menschen! Das hilft 
ganz gut! – Beatrix von Storch [AfD]: Sie 
müssen einfach wieder die Probleme lösen! 
Sie sind die Regierung! Sie müssen nicht re-
den, Sie müssen handeln!)

Dieses Europa entstand nach der Befreiung von einem 
Regime, auf das sich Leute wie Ihre Mitglieder berufen. 
Ihr Herr Höcke zum Beispiel knüpft daran an. Von sol-
chen Leuten sind wir befreit worden. Deutschland will so 
was nie wieder haben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Wir müssen endlich mal unsere Geschichte begreifen, 
meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Zuruf des Abg. Dr. Michael Blos [AfD])
Sie wissen das ganz genau. Die Geschichte haben Sie 

nicht begriffen. Wissen Sie, die Deutschen – –
(Markus Frohnmaier [AfD]: Es ist schön, dass 
Sie da sind und es uns erklären! – Heiterkeit 
bei Abgeordneten der AfD – Gegenruf des 
Abg. Jens Behrens [SPD]: Hätten Sie in der 
Schule mal aufgepasst!)

– Ja, das ist gut. Ich habe nur Zweifel daran, dass Sie das 
begreifen.

(Roland Theis [CDU/CSU]: Das wäre zu viel 
Hoffnung an der Stelle!)

Da reichen Ihre intellektuellen Fähigkeiten nicht aus, 
Herr Frohnmaier; das muss ich Ihnen ehrlicherweise sa-
gen.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD – Steffen 
Kotré [AfD]: Sonst keine Argumente?)

Da ist nicht viel bei Ihnen übrig geblieben.

Sie sitzen im Deutschen Bundestag und halten solche 
Reden, die Hassreden sind,

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Sie sind doch der 
Oberpöbler! – Markus Frohnmaier [AfD]: Das 
war gerade eine Hassrede! War das eine Lie-
beserklärung, die Sie gerade gehalten haben?)

die den Menschen Angst machen und die im Übrigen 
auch eine Frechheit sind, was die Weltgemeinschaft an-
geht. Sie stehen für ein Deutschland, von dem uns die 
Alliierten befreit haben; das muss ich Ihnen ehrlich sa-
gen. Das ist das, wofür Sie stehen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
der Abg. Desiree Becker [Die Linke] – 
Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Hören Sie auf 
mit Ihrer Hassrede! – Dr. Götz Frömming 
[AfD]: Wer waren denn die Alliierten? Die 
USA und Russland! Was ist mit Ihren Ge-
sprächskanälen? Welche Verbündeten haben 
Sie denn noch in der Welt?)

Deswegen in allem Ernst: Wir haben nichts mit Ihnen 
gemein. Keiner Ihrer Anträge wird jemals hier Zustim-
mung finden.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Das werden wir 
noch sehen!)

Und freuen Sie sich nicht zu früh!
(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Stegner, der 

Oberpöbler der SPD!)
Wenn Sie tatsächlich glauben, dass Sie in Deutschland 
mal was zu melden haben, dann täuschen Sie sich. Wir 
werden das gemeinschaftlich verhindern; das ist der Auf-
trag, den wir haben.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Es reicht 
langsam!)

Dieser Antrag heute ist einmal mehr Beweis dafür, dass 
wir das gemeinschaftlich besser tun müssen, meine sehr 
verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Dr. Bernd Baumann [AfD]: 
Das war aber eine echt schwache Rede! – 
Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Unterirdisch!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Lea Reisner ist die nächste Rednerin 

für die Fraktion Die Linke.
(Beifall bei der Linken)

Lea Reisner (Die Linke):
Herr Präsident! Abgeordnete! Wenn es nicht so bitter 

wäre, wäre es lächerlich: Die AfD inszeniert sich als 
Friedenspartei und als Partei der kleinen Leute, und bei-
des ist schlicht gelogen.

(Beifall bei der Linken)
Eine Friedenspartei fordert nicht die Wehrpflicht, eine 
Friedenspartei will keine hochgerüstete Bundeswehr, 
und eine Friedenspartei schaut nicht auf ein zerbombtes 
Land und fragt: Welche Rohstoffe können wir uns da 
sichern?
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(Beifall bei der Linken)
Viele Arbeiterinnen und Arbeiter wählen heute die 

AfD. Aber auch dieser Antrag zeigt wieder: Um euch 
geht es dieser Partei nicht. Sie steht fest an der Seite 
des Kapitals und der Überreichen.

(Nicole Gohlke [Die Linke]: Genau! – 
Dr. Michael Blos [AfD]: Euch wählen nur die 
Islamisten! – Markus Frohnmaier [AfD]: Und 
Sie stehen an der Seite der Clans!)

Keine Friseurin, kein Dachdecker, keine Pflegekraft hätte 
auch nur einen Cent mehr in der Tasche, wenn deutsche 
Unternehmen ukrainische Rohstoffe ausbeuten dürften, 
wie es hier gefordert wird. Was den Menschen in diesem 
Land helfen würde, wäre eine echte Umverteilung und 
ein höherer Mindestlohn. All das lehnt die AfD entschie-
den ab.

Aber auch die Bundesregierung muss sich fragen las-
sen: Wo ist der politische Weg aus diesem Krieg? Wo ist 
die Strategie für Verhandlungen, und wo ist die Perspek-
tive für einen dauerhaften Frieden? Die humanitäre Hilfe 
reicht hinten und vorne nicht aus. Der nächste Kriegs-
winter steht vor der Tür. Die Menschen frieren und ster-
ben nun im fünften Jahr dieses Krieges, und das ist nicht 
akzeptabel.

(Beifall bei der Linken)
Die Ukraine wird zerrissen – von Russland, das sie 

überfallen hat und zum Teil völkerrechtswidrig besetzt 
hält, und von allen, die dort Rohstoffe, Märkte oder Ein-
fluss wollen. Wir sagen: Menschen sind keine Verhand-
lungsmasse, Länder sind keine Rohstofflager, und Soli-
darität ist kein Geschäftsmodell.

(Beifall bei der Linken)
Wir brauchen weder eine Politik, die Frieden mit Ab-

schottung und nationalem Vorteil verwechselt, noch eine 
Politik, die militärische Unterstützung zum Selbstzweck 
werden lässt. Was wir brauchen, ist eine Politik, die Di-
plomatie ernst nimmt, das Völkerrecht nicht nach Freund 
und Feind unterscheidet und Sicherheit nicht nur militä-
risch denkt.

Unsere Jugend hat das übrigens verstanden, geht mor-
gen gegen die Wehrpflicht auf die Straße und verweigert 
sich der Kriegslogik.

(Beifall bei der Linken)
Dafür volle Solidarität von unserer Seite.

Vielen Dank.
(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Für die letzte Rede in dieser Ausspra-

che erteile ich Roland Theis das Wort für die CDU/CSU- 
Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Roland Theis (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Gestatten Sie mir an dieser Stelle – 

auch im Hinblick auf die heutige Debatte und insbeson-
dere auf das, was Sie hier vorgelegt und auch vorgetragen 
haben, Herr Frohnmaier – eine persönliche Anmerkung. 
Dieser Antrag ist selbst für Ihre Verhältnisse – ich weiß ja 
nicht, wer ihn Ihnen aufgeschrieben hat; aber Sie haben 
es jedenfalls selber vorgetragen – an Perfidität, an Schä-
bigkeit nicht zu überbieten, meine sehr verehrten Damen 
und Herren. Das ist eine Schande für dieses Parlament.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Dr. Götz Frömming [AfD]: Wohl 
einen wunden Punkt getroffen! – Markus 
Frohnmaier [AfD]: Richtig unangenehm!)

Wir sprechen über die Ukraine, das europäische Land, 
das seit 2022 um sein Überleben kämpft, dessen städti-
sche Bevölkerung jede Nacht im Luftschutzkeller ver-
bringt, wo letzte Nacht eine Geburtsklinik von der russi-
schen Armee beschossen wurde,

(Alexis L. Giersch [AfD]: Kinderkranken-
haus!)

wo nächstes Jahr Kinder eingeschult werden, die nichts 
anderes kennen als ein Land im Krieg, wo die russische 
Armee – das ist die Armee, von der Sie noch die Tassen 
im Schrank stehen haben – Kinder entführt, Zivilisten 
erschießt und Kriegsverbrechen begeht. All das ist Ihnen 
keine Erwähnung wert. Das ist schäbig, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Das ist eine Schande für dieses Parlament.
(Dr. Götz Frömming [AfD]: Sie wollen uns 
moralisch in den Krieg pressen! Moralisch in 
den Krieg pressen wollen Sie uns! – Zuruf des 
Abg. Dr. Michael Blos [AfD])

Sie sind eine Schande für dieses Land.
Meine sehr verehrten Damen und Herren, Sie wollen, 

dass wir aufhören, diesen Menschen zu helfen
(Dr. Götz Frömming [AfD]: Nein! Wir wollen 
nicht den dritten Weltkrieg mit Russland! Sie 
wollen den dritten Weltkrieg!)

– doch! dann lesen Sie doch mal Ihren Antrag! –, dass wir 
zum Beispiel aufhören, die Luftverteidigung gegen rus-
sische Raketen zu unterstützen. Wissen Sie, „Luftvertei-
digung“, das klingt so abstrakt, aber wir verteidigen keine 
Luft. Wir verteidigen Kinderbetten und Krankenhäuser.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Dr. Götz 
Frömming [AfD]: Wir verteidigen Deutsch-
land! Unsere Kinder verteidigen wir! – Weite-
rer Zuruf von der AfD: Das ist nicht unser 
Krieg!)

Darum geht es. Diese Menschen wollen Sie im Stich 
lassen. Denen fallen Sie mit diesem Antrag, mit Ihrer 
Politik im Auftrag des Kremls in den Rücken. Es ist 
eine Schande für unser Vaterland, meine sehr verehrten 
Damen und Herren!
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(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Dr. Götz Frömming [AfD]: Das ist 
nicht unser Krieg! Gehen Sie doch selber! Las-
sen Sie unsere Kinder in Ruhe!)

Und dazu kommt, dass das, was Sie vortragen, nicht im 
deutschen Interesse ist.

(Markus Frohnmaier [AfD]: Wir sind in 
Deutschland, Herr Kollege, nicht in der ukrai-
nischen Rada! – Dr. Götz Frömming [AfD]: 
Weder NATO, weder EU!)

– Hören Sie mir doch einfach zu, dann erkläre ich es 
Ihnen.

(Zuruf des Abg. Markus Frohnmaier [AfD])

Die Ukraine verteidigt nicht nur ihr eigenes Land, sie 
verteidigt die europäische Friedensordnung. Wir profitie-
ren heute schon. Die Bundeswehr profitiert für unsere 
eigene Verteidigung von den Erfahrungen, von der Inno-
vationskraft der ukrainischen Streitkräfte. Deshalb tun 
wir das übrigens auch nicht allein. UK, Kanada, Japan, 
Dänemark, Norwegen, die Niederlande, die baltischen 
Staaten und nicht zuletzt die Europäische Union: Wir 
unterstützen die Ukraine gemeinsam, weil es unser Land, 
weil es Europa sicherer macht, meine sehr verehrten Da-
men und Herren – vor Ihren Freunden im Kreml.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Dr. Götz Frömming [AfD]: Das 
letzte Mal waren Sie am Hindukusch! Das ist 
genauso gescheitert! „Deutschland wird am 
Hindukusch verteidigt“: Was für ein Blöd-
sinn!)

Sehr geehrte Damen und Herren, wir tun das aus Soli-
darität. Wir tun das aber auch, weil die Ukraine ein at-
traktiver Partner für uns ist. Ich will Ihnen eines zurufen: 
Es ist ein großes Glück, dass sich die Ukrainerinnen und 
Ukrainer –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank.

Roland Theis (CDU/CSU):
– in freier Entscheidung souverän für Europa entschie-

den haben. Deshalb gehen wir diesen Weg gemeinsam 
mit den Menschen in der Ukraine.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Weitere Wortmeldungen liegen mir 

nicht vor. Ich schließe die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 21/8124 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. – Weitere Über-
weisungsvorschläge sehe ich nicht. Dann verfahren wir 
demgemäß.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 20: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Modernisierung des Designrechts 

Drucksache 21/6215

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus-
ses für Recht und Verbraucherschutz (6. Aus-
schuss)

Drucksache 21/8158

Hierzu liegt ein Änderungsantrag der Fraktion der AfD 
vor.

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 20 Minuten 
beschlossen.

Das Wort hat Helge Lindh für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Helge Lindh (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir 

sind es ja mittlerweile allzu sehr gewohnt, zu erleben, 
dass Prozesse negativ dargestellt werden oder dass dann 
Visionen darin bestehen, eine imaginierte Vergangenheit 
zu beschwören, die angeblich viel besser war, obwohl sie 
das gar nicht so wirklich war.

Beim Designschutz und beim Designrecht haben wir 
es mit einem Fall zu tun, wo tatsächlich über die Jahre 
europäisch Veränderungen geschaffen wurden. Und es ist 
eine Erfolgsgeschichte, eine positive Geschichte. So eine 
Nachricht kann man auch einmal begrüßen und beklat-
schen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Wir haben dabei tatsächlich insbesondere der europäi-
schen Ebene zu danken, über die wir oft stöhnen, die aber 
mit der Harmonisierung und den europäischen Standards 
und auch der Stärkung der Schutzrechte im Rahmen der 
entsprechenden Richtlinie gute Arbeit geleistet hat. Wir 
danken dem Ministerium für einen exzellenten Gesetz-
entwurf, auch dem Team von Staatssekretärin Kramme, 
das den parlamentarischen Prozess ausgezeichnet beglei-
tet hat.

Und ich danke ausdrücklich meinem Kollegen 
Breilmann von der Union, der sich, kaum im Bundestag 
angekommen, sofort in die Verhandlungen stürzte und 
hochkompetent und konstruktiv einen Beitrag leistete. 
Ganz herzlichen Dank dafür! Wir können auch einmal 
Danke sagen in diesen Zeiten. Und das müssen wir auch.

(Beifall des Abg. Johannes Wiegelmann 
[CDU/CSU])

Da die Ausgangsbedingungen so gut waren, haben wir 
im Grunde nur zwei wesentliche Veränderungen: einer-
seits eine Klarstellung beim Begriff „Offenbarung“ im 
Designrecht, der sinnvoll war, und auch im Sinne der 
Richtlinie. Und wir schaffen eine Übergangsfrist bei der 
Frage der Entrichtung von Gebühren. Und das stärkt 
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auch – im Sinne derjenigen, um die es geht – gerade die 
kleineren Anmelder; denn sonst wären Härten entstan-
den, die wir tunlichst vermeiden sollten.

Hinzu kommt noch ein anderer Bereich – Stichwort 
„EmpCo-Richtlinie“. Dort sorgen wir bei Bestandspro-
dukten dafür, dass es nicht etwa zur Massenzerstörung 
und Massenvernichtung von Produkten kommen muss. 
Und das machen wir rechtssicher, pragmatisch und richt-
linienkonform.

Das bedeutet einerseits, dass Greenwashing vermieden 
wird. Das ist ja der Sinn dieser Richtlinie. Das, was Re-
cycling sein soll, muss auch Recycling sein, was als bie-
nenfreundlich gekennzeichnet wird, muss tatsächlich 
auch bienenfreundlich sein. Andererseits gucken wir 
aber, dass Bestandsprodukte, die schon vor Inkrafttreten 
der Richtlinie in den Verkehr gebracht wurden, tatsäch-
lich nicht zerstört werden müssen. Und bei der Geltend-
machung von Ansprüchen muss die Verhältnismäßigkeit 
gewahrt werden. Das ist alles vernünftig, es ist pragma-
tisch, und es ist richtig.

Und wir lenken den Blick auf einen Bereich der Inno-
vation, der Kreativindustrie, der nicht so beachtet wird, 
der aber für unser Land wichtig ist. Wir können auch 
denjenigen dankbar sein, die entwickeln, die Designs 
schaffen. Und wir passen das Ganze jetzt der Gegenwart 
an mit ihren neuen Technologien und neuen Darstellungs-
formen – zeitgemäß und gut.

Abschließend möchte ich auf das zurückkommen, was 
ich am Anfang sagte. Auch wenn Designschutz und De-
signrecht nicht im Zentrum des öffentlichen Interesses 
steht, finde ich es bemerkenswert, dass wir ein Verfahren 
erlebt haben, bei dem die Sachverständigen sagten, dass 
es ein Rechtsgebiet sei, das sehr gut funktioniert. Alle – 
Anwender, DPMA, also Deutsches Patent- und Marken-
amt, Gerichte – halten diese Gesetzgebung europäisch 
wie national für gut, bewährt und sinnvoll. Und die haben 
wir noch weiter verbessert.

Wir leben also in einem Land, auch wenn wir oft stöh-
nen und meckern, in dem verdammt vieles sehr gut funk-
tioniert und in dem wir es sogar noch besser und besser 
funktionierend machen können. Also: Das spricht doch 
für uns und unseren Staat. Und damit schließe ich und 
wünsche einen guten Abend.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Dr. Christoph 

Birghan für die AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Dr. Christoph Birghan (AfD):
Hohes Präsidium! Meine Damen und Herren! Herr 

Lindh, wir sind uns heute teilweise sogar mal einig. Das 
ist ja auch mal etwas, was gar nicht so schlecht ist und 
nicht so häufig in diesem Hohen Haus auftritt.

(Zuruf des Abg. Stefan Schmidt [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf soll das deutsche 
Designrecht modernisiert und die europäische Design- 
Richtlinie umgesetzt werden. EU-Regelungen können – 
können! – im gewerblichen Rechtsschutz sinnvoll sein. 
Wer grenzüberschreitend wirtschaftet, braucht verläss-
liche Schutzstandards für einen funktionierenden Bin-
nenmarkt; das ist natürlich eine Binsenweisheit.

Aber problematisch wird es, wenn EU-Vorgaben dem 
nationalen Gesetzgeber kaum noch Gestaltungsspielraum 
lassen. Wir müssen uns immer daran erinnern: Die EU 
beruht auf dem Prinzip der begrenzten Einzelermächti-
gung und dem Subsidiaritätsprinzip. Auf dem Papier ist 
es immer eindeutig, und auch heute wurde wieder das 
Hohelied davon gesungen. In der Praxis sieht es aber 
leider immer mehr anders aus.

Über den Binnenmarkt und die Implied-Powers-Dok-
trin werden europäische Zuständigkeiten immer weiter 
gefasst. Was bleibt da noch von Subsidiarität? Richtlinien 
geben längst nicht nur Ziele vor, sondern eben zuneh-
mend Details. National, also im deutschen Parlament, 
bleibt dann oft nur das Abschreiben. Und dann klopft 
man sich gegenseitig auf die Schultern und sagt, wie 
toll das alles gelaufen ist. Ja, wenn man wenig Spielraum 
hat, kann man auch wenig falsch machen. Der geplante 
neue § 38a des Designgesetzes ist dafür ein sehr gutes 
Beispiel.

Die Richtlinie will auf die neuen Möglichkeiten des 
3D-Drucks reagieren – so weit, so gut. Künftig soll 
auch das Erstellen, das Herunterladen, das Kopieren, 
das Teilen oder Verbreiten von Medien oder Software, 
mit denen ein geschütztes Erzeugnis hergestellt werden 
kann, vom Designschutz erfasst werden. Das Wort 
„kann“ ist da sehr, sehr wichtig.

Das Anliegen ist natürlich nachvollziehbar. Und auch 
wir als AfD wollen natürlich einen funktionierenden De-
signschutz. Aber das Wort „kann“ ist in diesem Kontext 
auch problematisch. Denn es könnte für eine Verletzung 
bereits genügen, dass eine Software zur Herstellung eines 
designverletzenden Erzeugnisses allein verwendet wer-
den kann, also dass sie lediglich dafür geeignet ist. Damit 
bleibt unklar, wie weit der Kreis möglicher Verletzer 
reicht. Das ist die Anwenderfreundlichkeit, die hier fehlt: 
vom Designer, der eine CAD-Datei erstellt, über denje-
nigen, der sie wiedergibt, bis hin zum Plattformbetreiber 
oder gar dem Softwarehersteller.

Natürlich kann man die Klärung derartiger Fragen den 
Gerichten überlassen, aber der Weg bis zum Bundes-
gerichtshof – wer das schon einmal gemacht hat, weiß 
das – ist lang und teuer. Ein Softwareentwickler, ein 
Designer oder ein mittelständisches Unternehmen sollte 
nicht mehrere Instanzen durchlaufen müssen, um zu er-
fahren, ob eine Handlung überhaupt unter diese Vor-
schrift fällt. Rechtssicherheit sollte der Gesetzgeber 
schaffen und nicht erst der BGH.

(Beifall bei der AfD)

Deshalb schlagen wir in unserem Änderungsantrag 
vor, die Verantwortlichkeit eines Dritten explizit daran 
zu knüpfen, ob er weiß oder es aufgrund der Umstände 
offensichtlich ist, dass die betreffenden Medien oder 
Software dazu geeignet und bestimmt sind, für eine Ver-
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letzung des eingetragenen Designs verwendet zu werden. 
Diese Regelung gibt es analog im Patentgesetz, ist da in 
der Vergangenheit sehr erfolgreich angewandt worden 
und schafft Rechtssicherheit. Somit würden wir dann 
einen klaren Zusammenhang zwischen dem Verhalten 
des Dritten und der eigentlichen Designverletzung schaf-
fen.

Unser zweiter Änderungsvorschlag betrifft die ge-
plante Abschaffung des Beitritts zum Nichtigkeitsverfah-
ren im Designrecht und – man hat das gleich wieder 
huckepack genommen – im Markenrecht. Begründet 
wird dies damit, dass diese Beitrittsmöglichkeiten nur 
selten genutzt werden und die Verfahren mit der Abschaf-
fung angeblich entschlackt werden sollen. Das überzeugt 
aber nicht. Ein Verfahrensrecht wird nicht dadurch über-
flüssig, dass es selten benötigt wird. Und, meine Herren 
von den Regierungsparteien, eine Entschlackung wäre in 
unserem Staat sicherlich in vielen Bereichen angebracht; 
aber hier brauchen wir das wirklich nicht.

(Beifall bei der AfD)

Denn: Jeder, der wegen Schutzrechtsverletzungen in 
Anspruch genommen wird, hat ein Interesse daran, einem 
bereits laufenden Verfahren beizutreten und eine Klärung 
herbeizuführen. In anderen Rechtsbereichen, bei der Zi-
vilprozessordnung – wie eben schon genannt – und im 
Patentrecht, haben wir diese Möglichkeit. Man hätte sie 
auch deshalb im Sinne der Anwenderfreundlichkeit wei-
ter bestehen lassen können.

Meine Herren und Damen, was wir brauchen, ist na-
tionaler Gestaltungsspielraum, und wir sollten ihn dort, 
wo er besteht, auch nutzen. Hier haben wir das leider 
versäumt.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Michael 

Breilmann für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Michael Breilmann (CDU/CSU):
Herr Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! Gute Ideen verdienen guten Schutz. Und gelungene 
Designs – das habe ich schon bei der ersten Lesung dieses 
Gesetzentwurfs gesagt – sind wirtschaftlich sehr wert-
voll. Es lohnt sich, dieses Gut vollumfänglich zu schüt-
zen; denn die Kreativwirtschaft ist ein wichtiger Wirt-
schaftszweig in unserem Land.

Ich kann mich den Worten von Herrn Lindh nur an-
schließen. Wenn man die Sachverständigenanhörung 
noch mal Revue passieren lässt, wenn man auch die 
dort vorgetragenen Stellungnahmen liest, dann wird 
man feststellen, dass insbesondere die Praktiker dieses 
Gesetz sehr loben.

(Dr. Christoph Birghan [AfD]: Ich bin Prakti-
ker!)

– Ich komme gleich noch auf den § 38 zu sprechen. Dazu 
sind ja klare Äußerungen getroffen worden. – Digitale 
und animierte Designs haben längst Einzug in unsere 
Lebenswelt gehalten. Es ist deswegen folgerichtig, dass 
der Entwurf diese neuen Designformen ausdrücklich auf-
greift.

Auch die Einbeziehung digitaler Vorbereitungshand-
lungen im Zusammenhang mit dem 3-D-Druck ist sach-
gerecht. Da sind wir bei § 38 Designgesetz, den Sie 
ändern wollen. Sie haben diesbezüglich bei der Sachver-
ständigenanhörung eine Frage gestellt und darin den Ver-
gleich zu § 10 Patentgesetz gezogen. Daraufhin kam von 
den Sachverständigen der Hinweis, dass das doch ein 
Vergleich zwischen Äpfeln und Birnen sei.

(Dr. Christoph Birghan [AfD]: Es sind zwei 
unterschiedliche Gesetze! Das stimmt schon, 
ja!)

Dann passierte etwas ganz Interessantes. Ein Sachver-
ständiger, der Vorsitzende des Ausschusses für Design-
recht der Patentanwaltskammer, hat den § 38, so wie wir 
ihn heute wahrscheinlich mehrheitlich beschließen wer-
den, ausdrücklich gelobt. Und er hatte sogar den Wunsch 
geäußert, wonach dieser Paragraf auch die Schlupflöcher 
im Patentgesetz schließt und auch dort Anwendung fin-
det.

(Dr. Christoph Birghan [AfD]: Man muss halt 
mal fragen, welche Unternehmen dieser Herr 
vertritt!)

So stark kann die Wahrnehmung von Praktikern aus-
einanderfallen.

Besonders hervorheben möchte ich, dass dieser Ent-
wurf gerade Einzelentwerfern und kleinen sowie mitt-
leren Unternehmen dient. Vereinfachte Verfahren beim 
Deutschen Patent- und Markenamt, klarere Regelungen 
zu Nichtigkeit, Schutzdauer und Aufrechterhaltung sowie 
das neue Eintragungssymbol machen Designschutz prak-
tisch nutzbar und insbesondere die Verfahren effizient 
und kostengünstig. Und auch das ist im Sinne der Prak-
tikerinnen und Praktiker.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Wir haben – das muss man noch mal positiv betonen – 
auch bei der Reparaturklausel eine ausgewogene Lösung 
gefunden. Der Wettbewerb auf dem Ersatzteilmarkt wird 
gestärkt; Reparaturen werden bezahlbar.

Neben einigen Anpassungen am Gesetzentwurf war es 
uns auch wichtig, bei der Neuheitsschonfrist in § 6 des 
Designgesetzes eine Regelung zu finden. Wir als CDU/ 
CSU haben darauf gedrungen, dass künftig die eigene 
Veröffentlichung dem späteren Schutz auch dann nicht 
entgegensteht, wenn das veröffentlichte und das ange-
meldete Design zwar nicht identisch sind, aber im Ge-
samteindruck übereinstimmen. Das passt dann zur Richt-
linie, und auch das gibt Rechtssicherheit. Wir haben hier, 
glaube ich, ein gutes Gesetz auf den Weg gebracht.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
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Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die nächste Rednerin, Awet Tesfaiesus 

von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, hat ihre Rede 
zu Protokoll gegeben.1)

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Stefan 
Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sehr gute Rede!)

Der Kollege Aaron Valent von der Fraktion Die Linke hat 
seine Rede ebenfalls zu Protokoll gegeben.2)

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken)

Damit ist der letzte Redner in dieser Aussprache 
Dr. Konrad Körner für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Dr. Franziska Kersten [SPD] – Dr. Konrad 
Körner [CDU/CSU]: Das kam jetzt unerwar-
tet! – Gegenruf der Abg. Carmen Wegge 
[SPD]: War das jetzt notwendig?)

Dr. Konrad Körner (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Was haben ein Hundekorb in Erdbeerform, ein 
liegender Buddha als Wandschmuck und eine Regenbo-
genleuchte gemeinsam? Nein, das ist nicht die Ausstat-
tung irgendeiner Esoterikmesse. Das sind tatsächlich ein-
getragene Designs.

Das Design kann über den Erfolg eines Produkts ent-
scheiden. Es kann einen erheblichen wirtschaftlichen 
Wert darstellen. Das Design ist Eigentum. Und wir wol-
len nicht übers Enteignen reden, sondern darüber, wie wir 
Eigentum schützen können.

(Zurufe von der Linken: Oh!)
Denn wir wissen: Eigentum ist die Wurzel des Wohl-
stands. – Da müssen Sie nicht stöhnen, liebe Kolleginnen 
und Kollegen von der Linkspartei, auch wenn es spät ist – 
es wird heute auch noch später –, sondern Sie sollten 
zuhören.

Das Designrecht schützt deshalb die konkrete äußere 
Gestaltung eines Produkts, schafft einen Anreiz für Krea-
tivität und Innovation. Wie relevant das bezüglich Eigen-
tum ist, zeigen die Zahlen: allein 2025 fast 30 000 ein-
zelne Designs, mehr als 80 pro Tag.

Design verändert sich. Deswegen muss sich auch das 
Designrecht verändern. Künftig können zum Beispiel 
auch Bewegungen oder Animationen Teil eines geschütz-
ten Designs sein. Denken Sie an das Aufleuchten eines 
Logos oder die charakteristische Animation auf einem 
Display. Das ist wichtig; denn wenn sich die Welt ändert, 
dann muss, wie gesagt, auch das Recht dementsprechend 
angepasst werden.

Wir reagieren – wir haben es gerade schon diskutiert – 
auf die neuen Formen von Rechtsverletzungen, zum Bei-
spiel beim 3-D-Druck. Und wir stärken auch den Schutz 
gegen Produktpiraterie. Künftig können Rechteinhaber 

bereits gegen nachgeahmte Produkte vorgehen, die ledig-
lich durch Deutschland transportiert werden. Sie müssen 
also nicht mehr darauf warten, dass die Ware ihren Be-
stimmungsstaat erreicht. In meiner Heimat Nürnberg ist 
das angesichts der dort stattfindenden Spielwarenmesse 
ein echter Wirtschaftsfaktor. Produktpiraterie schädigt 
unseren Innovationsstandort Deutschland. Wir machen 
den jetzt ein Stückchen sicherer.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Das macht die Durchsetzung von Designrechten also 
schon an den Grenzen effektiver.

Wir bauen außerdem ein bisschen Bürokratie ab. 
Kaum genutzte Verfahren – wir haben von einem Fall 
in einem Verfahren gehört – werden gestrichen und die 
Anmeldung und Verwaltung von Designs vereinfacht. 
Oder, um es mit einem der bekanntesten Designer des 
20. Jahrhunderts, Charles Eames, zu sagen: „The details 
are not the details. They make the design.“ Das gilt auch 
für gute Gesetzgebung. Das hier ist so ein gutes Gesetz.

Herzlichen Dank und schönen Abend.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Weitere Wortmeldungen in dieser Aus-

sprache liegen mir nicht vor. Ich schließe diese.
Wir kommen zur Abstimmung über den von der Bun-

desregierung eingebrachten Gesetzentwurf zur Moder-
nisierung des Designrechts. Der Ausschuss für Recht 
und Verbraucherschutz empfiehlt in seiner Beschluss-
empfehlung auf Drucksache 21/8158, den Gesetzentwurf 
der Bundesregierung auf Drucksache 21/6215 in der Aus-
schussfassung anzunehmen. Hierzu liegt ein Änderungs-
antrag der Fraktion der AfD auf Drucksache 21/8161 vor, 
über den wir zuerst abstimmen. Wer stimmt dafür? – Die 
AfD-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – CDU/CSU, SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke. Enthaltungen? – 
Sehe ich nicht. Damit ist dieser Änderungsantrag abge-
lehnt.

Ich bitte nun diejenigen, die dem Gesetzentwurf der 
Bundesregierung auf Drucksache 21/6215 in der Aus-
schussfassung zustimmen wollen, um das Handzeichen. 
Das sind die Unionsfraktion und die SPD-Fraktion. Wer 
stimmt dagegen? – Niemand. Enthaltungen? – Das sind 
die AfD-Fraktion, die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
und Die Linke. Damit ist der Gesetzentwurf in zweiter 
Beratung angenommen.

Dritte Beratung
und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – 
Das sind die Fraktionen der Union und der SPD. Jetzt 
mögen sich diejenigen erheben, die dagegenstimmen 
wollen. – Das ist niemand. Und jetzt diejenigen, die 
sich enthalten wollen. – Das sind die AfD-Fraktion, 
Bündnis 90/Die Grünen und die Fraktion Die Linke. Da-
mit ist der Gesetzentwurf angenommen.

1) Anlage 5
2) Anlage 5
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Der gesamte und damit endgültige Stenografische 
Bericht der 96. Sitzung wird am 29. September 2026 

veröffentlicht.
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Anlagen zum Stenografischen Bericht

Anlage 1 
Entschuldigte Abgeordnete

Abgeordnete(r)

Ahmetovic, Adis SPD

Alabali Radovan, Reem SPD

Bas, Bärbel SPD

Beutin, Lorenz Gösta Die Linke

Dietz, Thomas AfD

Douglas, Christian AfD

Fehre, Micha AfD

Gauland, Dr. Alexander AfD

Gebhard, Wilhelm CDU/CSU

Geissler, Dr. Jonas CDU/CSU

Goßner, Hans-Jürgen AfD

Helferich, Matthias AfD

Hermeier, Mareike 
(gesetzlicher Mutterschutz)

Die Linke

Hoffmann, Philip M. A. CDU/CSU

Knodel, Sieghard fraktionslos

Limbacher, Esra SPD

Mayer, Andreas AfD

Meiser, Pascal Die Linke

Minich, Sergej AfD

Moser, Christian CDU/CSU

Müller, Claudia BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Naujok, Edgar AfD

Otten, Gerold AfD

Rainer, Alois CDU/CSU

Rathert, Dr. Anna AfD

Roth, Claudia BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Rudzka, Angela AfD

Schneider, Carsten SPD

Schönberger, Marlene BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Abgeordnete(r)

Schröder, Stefan AfD

Schroeter, Georg AfD

Schuhmann, Bernd AfD

Schulze, Svenja SPD

Wadephul, Dr. Johann 
David

CDU/CSU

Willnat, Christin Die Linke

Wulf, Mareike Lotte CDU/CSU

Zerr, Anne Die Linke

Zons, Ulrich von AfD

Anlage 2 

Zu Protokoll gegebene Rede 
zur Beratung 
– des von den Abgeordneten Sabine Dittmar, Gitta 

Connemann, Dr. Armin Grau, Peter Aumer, 
Julia-Christina Stange, Jens Spahn, Dr. Matthias 
Miersch, Ricarda Lang, Alexander Hoffmann 
und weiteren Abgeordneten eingebrachten Ent-
wurfs eines Vierten Gesetzes zur Änderung des 
Transplantationsgesetzes – Einführung einer 
Widerspruchsregelung 

– des Antrags der Abgeordneten Michael Brand 
(Fulda), Dr. Lars Castellucci, Ates Gürpinar, 
Dr. Kirsten Kappert-Gonther, Dr. Stephan 
Pilsinger, Linda Heitmann, Helge Lindh, 
Swantje Henrike Michaelsen, Claudia Moll, 
Dr. Konstantin von Notz, Nora Seitz und weite-
rer Abgeordneter: Freiwilligkeit der Organ-
spende sichern – Aufklärungs- und Registrie-
rungspotenziale heben 

– des vom Bundesrat eingebrachten Entwurfs ei-
nes … Gesetzes zur Änderung des Transplanta-
tionsgesetzes und Einführung der Wider-
spruchslösung 

(Tagesordnungspunkt 9a bis c) 

Stefan Schmidt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
„Wir haben ein Spenderorgan für Sie!“ Wie erlösend 

und befreiend muss diese Nachricht für jemanden sein, 
der auf ein lebensrettendes Spenderorgan wartet? So 
hoffnungsvoll diese Nachricht auch ist, so selten ist sie 
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leider auch: Im letzten Jahr hat sie nur etwa jeden Achten 
auf der Warteliste für ein Spenderorgan erreicht, nur 985 
von knapp 8 200 Menschen.

Das ist zu wenig, und darin sind wir uns alle einig. Wie 
können wir die Chancen für die Menschen auf der War-
teliste erhöhen, ein Spenderorgan zu erhalten? Soll jeder 
Mensch, der zu Lebzeiten nicht aktiv widersprochen hat, 
im Falle eines Hirntods automatisch zum Organspender 
werden? Im Januar 2020 haben wir das letzte Mal über 
diese Frage diskutiert. Meine Antwort damals: Nein. 
Auch die Mehrheit im Bundestag hat die Widerspruchs-
lösung abgelehnt.

Heute komme ich zu einem anderen Schluss. Ich unter-
stütze die Widerspruchslösung.

Die letzten Jahre haben gezeigt: Mehr Informationen, 
mehr Aufklärung, mehr Möglichkeiten, sich als Organ-
spender verzeichnen zu lassen – all diese Maßnahmen, 
die wir im Januar 2020 beschlossen haben, sie haben alle 
nicht gereicht, um die Zahl der Organspender wirklich zu 
erhöhen. Auch wenn ich selbst schon bekennender Or-
ganspender bin: Kein einziges Mal wurde ich in den 
letzten Jahren von meinem Hausarzt oder bei Behörden-
gängen auf die Organspende angesprochen. Sie etwa?

Auch mit der Widerspruchslösung bleibt die Organ-
spende freiwillig. Jeder Mensch hat das Recht, Nein zu 
sagen. Und ist jemand eingeschränkt fähig, eine Ent-
scheidung zu treffen, wird verhindert, dass Organe unge-
wollt gespendet werden. Insgesamt bildet die Wider-
spruchslösung die Mehrheiten in der Bevölkerung 
besser ab: Mehr als 85 Prozent stehen einer Organspende 
positiv gegenüber. Aber nur ein kleiner Bruchteil dieser 
Menschen hat seine Bereitschaft zur Organspende doku-
mentiert.

Das kann ich verstehen. Niemand setzt sich gerne mit 
dem eigenen Tod auseinander. Und genau hier liegt der 
Knackpunkt: Das Recht des einen, sich mit dem eigenen 
Tod nicht auseinandersetzen zu müssen, wird aktuell zur 
Pflicht der Familie, sich genau damit zu beschäftigen. 
Ohne dokumentierten Willen der hirntoten Person ent-
scheidet aktuell die Familie, ob die Organe gespendet 
werden sollen – und das in einer Zeit des Schocks über 
den Tod eines geliebten Menschen, in einer Zeit voller 
Trauer, womöglich sogar voller existenzieller Sorgen, 
und das Ganze auch noch unter Zeitdruck. Die unerträg-
liche Bürde, so eine Entscheidung in einer emotionalen 
Ausnahmesituation zu treffen, möchte ich den Angehöri-
gen nehmen. Mehr als drei Viertel derjenigen, die ihren 
Willen dokumentiert haben, stimmen einer Organspende 
zu. Treffen die Angehörigen die Entscheidung, stimmen 
mehr als drei Viertel dagegen.

Diese Zahlen zeigen nicht nur, wie belastend so eine 
Entscheidung für die Familie ist. Sie zeigen auch: Wenn 
die Angehörigen den Willen ihres verstorbenen Familien-
mitglieds nicht kennen, entscheiden sie sich im Zweifel 
gegen die Organspende – auch wenn sie das später nicht 
selten bereuen und mit Gewissensbissen kämpfen.

Die Organspende bleibt ein ethisches Dilemma. Auch 
die Widerspruchslösung ist kein Allheilmittel. Sie ist 
auch keine Garantie, dass alle Menschen auf der Warte-
liste ein lebensrettendes Organ erhalten. Wir haben noch 

nicht einmal die Sicherheit, dass die Anzahl der Trans-
plantationen wirklich zunimmt. Die Widerspruchslösung 
nimmt aber den Angehörigen eine ungeheure Last von 
den Schultern und ist ein wichtiges Signal für alle Men-
schen auf der Warteliste: Wir tun alles dafür, dass ihr 
zumindest eine Chance auf die erlösende Nachricht be-
kommt: „Wir haben ein Spenderorgan für Sie!“

Anlage 3 

Erklärung nach § 31 GO 
des Abgeordneten Stefan Seidler (fraktionslos) zu 
der namentlichen Abstimmung über den Antrag 
der Abgeordneten Karoline Otte, Julia Schneider, 
Harald Ebner, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Menschen 
vor Klimafolgen schützen – Jetzt Gemeinschafts-
aufgabe „Klimaanpassung und Naturschutz“ im 
Grundgesetz verankern 
(Tagesordnungspunkt 10a)
Als Abgeordneter des SSW unterstütze ich grundsätz-

lich das Anliegen zur Aufnahme einer Gemeinschaftsauf-
gabe „Klimaanpassung und Naturschutz“ ins Grund-
gesetz. Es braucht eine langfristige Perspektive und 
Verpflichtung für Bund und Länder zur Erarbeitung und 
Umsetzung von Konzepten, Strategien sowie verläss-
lichen Finanzierung, um den absehbar verheerenden 
Konsequenzen des Klimawandels vorzubeugen und sie 
abzumildern. Aus norddeutscher Perspektive halte ich 
es dabei für zwingend notwendig, in der Ausgestaltung 
auch den Fokus auf Maßnahmen zum Küstenschutz und 
zum Schutz vor Sturmfluten zu legen. Das ist mit dem 
vorliegenden Antrag leider nicht gegeben.

Aus diesen Gründen werde ich mich bei der Abstim-
mung enthalten.

Anlage 4 

Zu Protokoll gegebene Rede 
zur Beratung 
– des Antrags der Abgeordneten Hanna 

Steinmüller, Ayse Asar, Dr. Anja Reinalter, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN: Endlich raus aus dem 
Elternhaus – Junge Menschen auf dem Woh-
nungsmarkt unterstützen 

– des Antrags der Abgeordneten Ayse Asar, 
Dr. Andrea Lübcke, Claudia Müller, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Studium und Lehre für die Zu-
kunft weiterentwickeln –Individuell, lebens-
begleitend und innovativ 

– des Antrags der Abgeordneten Dr. Anja 
Reinalter, Misbah Khan, Denise Loop, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
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DIE GRÜNEN: Von der Werkhalle bis zur Pfle-
gestation – Die berufliche Bildung als Rückgrat 
unserer Gesellschaft stärken 

(Tagesordnungspunkt 17a bis c)

Emmi Zeulner (CDU/CSU):
Die Aufnahme eines Studiums oder der Beginn einer 

Ausbildung ist für junge Menschen ein prägender Mo-
ment im Leben und ein wichtiger Schritt in die eigene 
Selbstständigkeit. Ein neuer Ort, neue Aufgaben, neue 
Verantwortung. Für viele gehört dazu auch die erste ei-
gene Wohnung oder das erste WG-Zimmer.

Damit dieser Schritt gelingt, braucht es Wohnraum, der 
verfügbar und bezahlbar ist. Gerade Studierende und 
Auszubildende verfügen meist nur über begrenzte Ein-
kommen und suchen häufig genau dort eine Wohnung, 
wo die Nachfrage ohnehin schon besonders hoch ist. Die 
Zahlen zeigen die Herausforderungen, die damit einher-
gehen. Studierende mit eigener Haushaltsführung geben 
inzwischen im Durchschnitt 54 Prozent ihres verfügbaren 
Einkommens für Wohnkosten aus. Bei Auszubildenden 
mit eigener Haushaltsführung liegt der zuletzt veröffent-
lichte Wert bei 41 Prozent.

Rund 2,9 Millionen Studierenden stehen gut 241 000 
Wohnheimplätze gegenüber. Für rund 1,3 Millionen Aus-
zubildenden stehen etwa 20 000 Wohnheimplätze zur 
Verfügung. Wohnheime sind ein wichtiger Baustein, 
aber sie können die Wohnraumversorgung junger Men-
schen nicht allein leisten. Die große Mehrheit ist auf den 
allgemeinen Wohnungsmarkt angewiesen. Auf kleine 
Wohnungen, WG-Zimmer und ganz normalen Miet-
wohnraum. Deshalb müssen wir beide Bereiche in den 
Blick nehmen: die gezielte Unterstützung von Studieren-
den und Auszubildenden und zugleich die Ausweitung 
des Wohnungsangebots insgesamt.

Für das Sonderprogramm „Junges Wohnen“ stehen 
auch in diesem Jahr wieder 500 Millionen Euro zur Ver-
fügung. Im Koalitionsvertrag haben wir vereinbart, die 
Mittel zu verdoppeln, sodass im kommenden Jahr erst-
mals 1 Milliarde Euro für die Wohnheimförderung an die 
Länder fließen.

Hinzu kommt die vereinbarte WG-Garantie. Dazu sol-
len neben den zusätzlichen Investitionen in „Junges Woh-
nen“ auch die Förderbestimmungen für den Ankauf von 
Belegungsrechten für Studierende und Auszubildende 
geöffnet werden.

Für das Azubiwohnen sieht der Koalitionsvertrag au-
ßerdem vor, Beratungskompetenzen in einer Anlaufstelle 
für Auszubildendenwohnen auf Bundesebene zu bün-
deln. Im Bundeshaushalt für 2027 sind dafür 
300 000 Euro eingestellt.

Klar ist aber auch: Mit Förderprogrammen allein wer-
den wir das Problem nicht lösen. Wenn Wohnraum knapp 
ist, muss auch insgesamt mehr gebaut werden. Mehr An-
gebot sorgt gerade auf angespannten Märkten dafür, den 
Preisdruck zu dämpfen. Dafür haben wir als Koalition 
bereits mehrere Maßnahmen auf den Weg gebracht. Mit 
dem Bauturbo ermöglichen wir es den Kommunen, be-

stimmte Wohnungsbauvorhaben schneller zuzulassen, da 
sie auf die aufwendige Aufstellung oder Änderung eines 
Bebauungsplans verzichten können.

Und wir gehen den eingeschlagenen Weg konsequent 
weiter. Gestern fand im Bauausschuss die öffentliche 
Anhörung zum BauGB-Upgrade statt. Mit dem Gesetz-
entwurf bringen wir ein umfassendes Modernisierungs-
paket für das Bauplanungsrecht auf den Weg. Wir werden 
Planungs- und Genehmigungsverfahren insgesamt be-
schleunigen, vollständig digitalisieren und Doppelprü-
fungen, etwa bei der Umweltprüfung, reduzieren. Zudem 
wird der Wohnungsbau in Gebieten mit angespannten 
Wohnungsmärkten rechtlich als überragendes öffent-
liches Interesse eingestuft.

Und auch bei den Baukosten setzen wir an. Mit dem 
Gebäudetyp E wird es künftig leichter und rechtssicher 
möglich werden, von gesetzlich nicht zwingenden tech-
nischen sowie Komfort- und Ausstattungsstandards ab-
zuweichen. Dabei machen wir aber keine Abstriche bei 
der Sicherheit. Anforderungen etwa an die Statik oder 
den Brandschutz bleiben unberührt.

Darüber hinaus bestehen weiterhin steuerliche Anreize 
für zusätzlichen Mietwohnungsneubau, unter anderem 
über die vom damaligen Bundesminister Horst Seehofer 
eingeführte Sonderabschreibung nach § 7b Einkommen-
steuergesetz.

Am Ende entscheidet sich aber vor Ort, ob aus diesen 
Möglichkeiten tatsächlich neue Wohnungen entstehen. 
Den Ländern kommt hier eine entscheidende Rolle zu. 
Und wie so oft lohnt sich auch hier wieder ein Blick 
nach Bayern. Der Freistaat zeigt, was möglich ist: In 
den vergangenen zehn Jahren wurden dort rund 500 Mil-
lionen Euro in studentischen Wohnraum investiert und 
damit fast 11 000 bezahlbare Wohnplätze geschaffen 
oder erhalten. Für studentischen Wohnraum sind leis-
tungsfreie Förderdarlehen von bis zu 75 000 Euro je 
Wohnplatz bei einer 40-jährigen Belegungsbindung mög-
lich. Auch das Azubiwohnen wird bei 25-jähriger Bele-
gungsbindung mit bis zu 45 000 Euro pro Wohnplatz über 
leistungsfreie Darlehen gefördert.

Nach der Wohnraumstatistik 2025 des Deutschen Stu-
dierendenwerks befanden sich in Bayern 3 947 geförderte 
Studierendenwohnheimplätze im Bau. Das entsprach 
rund 43 Prozent aller damals bundesweit im Bau befind-
lichen öffentlich geförderten Studierendenwohnheim-
plätze. Das zeigt: Der Bund kann Mittel bereitstellen, 
das Planungsrecht beschleunigen und Investitionen er-
leichtern. Die Länder müssen diese Möglichkeiten aber 
mit ihren Förderprogrammen ergänzen und in konkrete 
Projekte vor Ort übersetzen.

Am Ende sollte die Frage, wo ein junger Mensch stu-
diert oder seine Ausbildung beginnt, nicht davon abhän-
gen, ob er dort ein bezahlbares Zuhause findet. Es die 
Aufgabe der Politik, das Aufstiegsversprechen in unse-
rem Land mit Leben zu füllen. Daran arbeiten wir als 
Koalition und werden es auch in Zukunft weiter tun.
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Anlage 5 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zur Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Moder-
nisierung des Designrechts 
(Tagesordnungspunkt 20)

Awet Tesfaiesus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Design ist längst digital. Es bewegt sich, verändert 

sich, entsteht am Bildschirm. Deshalb ist es richtig, 
dass wir auch unser Designrecht ins digitale Zeitalter 
holen. Dieses Gesetz macht wichtige Schritte: Digitale 
und animierte Designs werden ausdrücklich geschützt. 
Wir reagieren auf 3-D-Druck und digitale Vorlagen. 
Und nach der Anhörung hat die Koalition bei der Neu-
heitsschonfrist sinnvoll nachgebessert.

Aber wenn wir über die Zukunft von Design sprechen, 
können wir über eine Technologie nicht schweigen: 
künstliche Intelligenz. KI kann heute in Sekunden 
Tausende Designs erzeugen. Und damit stellen sich 
zwei ganz einfache Fragen: Dürfen die Arbeiten von 
Designerinnen und Designern zum Training dieser Sys-
teme genutzt werden? Und können anschließend rein KI- 
generierte Designs selbst Schutz bekommen?

Gerade die zweite Frage ist entscheidend. Im Urheber-
recht steht der Mensch als Schöpfer im Mittelpunkt. Im 
Designrecht geht es vor allem um Neuheit und Eigenart. 
Wir dürfen hier keine Hintertür öffnen. Es kann nicht 
sein, dass KI mit den Arbeiten von Menschen lernt – 
und diese Menschen anschließend mit einer Flut maschi-
nell erzeugter Schutzrechte konkurrieren müssen.

Und damit bin ich beim zweiten Punkt. Viele Designe-
rinnen und Designer sind soloselbstständig oder arbeiten 
in kleinen Studios. Sie haben keine eigene Rechtsabtei-
lung. Sie haben auch nicht das Geld, jahrelang gegen 
große Unternehmen zu prozessieren. Ein Recht, das ich 
mir nicht leisten kann, schützt mich nicht. Genau deshalb 
reicht es nicht, Schutzrechte auf dem Papier zu moder-
nisieren. Wir müssen auch darüber reden, wer sie in der 
Realität nutzen und durchsetzen kann.

Das Gesetz bringt wichtige Verbesserungen. Aber bei 
diesen beiden Zukunftsfragen bleibt es hinter dem zu-
rück, was notwendig wäre: Wie schützen wir mensch-

liche Kreativität im Zeitalter der KI? Und wie sorgen 
wir dafür, dass dieser Schutz nicht vom Geldbeutel ab-
hängt? Deshalb werden wir uns enthalten.

Aaron Valent (Die Linke):
Kreative Arbeit ist Arbeit. Wer ein Design entwickelt, 

investiert Zeit, Wissen und oft auch eigenes Geld. Gerade 
viele Designerinnen und Designer arbeiten selbstständig 
oder in kleinen Büros. Deshalb ist es richtig, das Design-
recht an die digitale Realität anzupassen. Digitale und 
animierte Designs müssen geschützt werden können. 
Auch gegen Produktpiraterie und die unerlaubte Verbrei-
tung von Dateien für den 3-D-Druck braucht es wirksame 
Regeln.

Aber für uns Linke reicht es nicht, Schutzrechte ein-
fach auszuweiten. Wir müssen fragen: Wer kann diese 
Rechte am Ende tatsächlich nutzen? Ein Soloselbststän-
diger hat keine Rechtsabteilung im Rücken. Er kann nicht 
jeden technischen Fehler durch spezialisierte Kanzleien 
auffangen und nicht jeden Rechtsstreit durch mehrere 
Instanzen führen. Ein Recht, das man sich erst leisten 
können muss, ist kein gutes Recht. Deshalb brauchen 
wir einfache Anmeldeverfahren, klare technische Vor-
gaben und einen wirklichen Zugang zum Recht.

Und wir dürfen bei künstlicher Intelligenz nicht weg-
schauen. Wenn Unternehmen kreative Arbeiten nutzen, 
um kommerzielle KI-Systeme zu entwickeln, müssen 
die Interessen derjenigen berücksichtigt werden, deren 
Arbeit dafür verwendet wird. Die wirtschaftliche Wert-
schöpfung darf nicht allein bei den großen Anbietern 
landen.

Gleichzeitig begrüßen wir, dass Reparaturen erleich-
tert werden. Die Reparaturklausel kann mehr Wettbewerb 
auf dem Ersatzteilmarkt ermöglichen und Verbraucher-
innen und Verbraucher entlasten.

Für uns ist deshalb klar: Designrecht muss kreative 
Arbeit schützen. Aber es darf nicht zum Privileg großer 
Unternehmen und finanzstarker Rechteinhaber werden. 
Es muss für diejenigen funktionieren, die diese Kreativi-
tät jeden Tag leisten.

Der gesamte und damit endgültige Stenografische 
Bericht der 96. Sitzung wird am 29. September 2026 

veröffentlicht.
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